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auch Machteffekte. Denn die Frage nach den 
vereinbarten bzw. erwünschten Zielen und 
den legitimen Planungsansätzen führt un-
vermeidlich zur Frage danach, welche raum-
bezogenen Praktiken damit erleichtert bzw. 
erschwert werden und wie dies unterschied-
liche soziale Gruppen beeinflusst. In diesem 
Zusammenhang ist von Interesse, dass Pla-
nung, insbesondere überörtliche Planungs- 
und Gestaltungsansätze, häufig nicht un-
mittelbar über formalisierten Zwang wirken, 
sondern dadurch, dass spezifische Ansätze er-
leichtert, andere erschwert werden, bestimm-
te gesellschaftliche Zielvorstellungen damit 
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Themenschwerpunkt: Planen und Diskurs 

Jede Art von Planung, auch die raumbezogene Planung, ist eine normative Tätigkeit, die gesell-
schaftliche Praktiken in einer bestimmten Art und Weise beeinflussen will. Planung ist eine 
Dimension gesellschaftlichen Handelns und damit ein gesellschaftstheoretisch zu reflektieren-
der und gesellschaftswissenschaftlich zu untersuchender Prozess. Planung ist immer auch ein 
Ausdruck bestimmter Sichtweisen auf gesellschaftliche Themenstellungen. Wenn Planung als 
gesellschaftliches Phänomen und nicht als ingenieurtechnische Steuerungsleistung verstan-
den wird, sind auch die Denkweisen, Normen und Werte, die ihr zugrunde liegen, zu untersu-
chen. Am historischen Wandel der Leitvorstellungen von Planungen wird deutlich, wie stark 
Planung Ausdruck bestimmter, historisch, kulturell und räumlich spezifischer Wissens- und 
Werteordnungen ist. Diese sozial konstruierten Wissens- und Werteordnungen bestimmen z. 
B. die folgenden Weichenstellungen und Entscheidungen, die in der Planung getroffen werden:

ππ Die Entscheidung darüber, was als »Prob-
lem« bzw. als »Herausforderungen« gilt, für 
die die Planung Antworten finden muss.

ππ Die Definition von »legitimen« Zielen des 
Planens. Diese ist abhängig davon, welches 
Bild einer »wünschenswerten« Gesellschaft 
ihnen zugrunde liegt.

ππ Die planerischen Ansätze, die im Hinblick 
auf diese Aufgabenstellungen als geeignet 
gelten.

Ein solcher Fokus auf die Rolle von Wis-
sens- und Werteordnungen in Planungspro-
zessen thematisiert damit zugleich immer 

Foto: Lehrstuhl für 
Planungstheorie und 
Stadtentwicklung, RWTH 
Aachen University

Der Themenschwerpunkt 
Planen und Diskurs wurde 
von Rainer Danielzyk, (Leibniz 
Universität Hannover, 
Institut für Umweltplanung) 
und Annika Mattissek 
(Alber-Ludwigs-Universität 
Freiburg, Lehrstuhl für 
Wirtschaftsgeographie und 
Nachhaltige Entwicklung) 
betreut.
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im Kontext von Neoliberalisierung zu erklä-
ren.

Abschließend begibt sich Marian Gün-
zel auf eine Spurensuche zu diskurstheore-
tischen Impulsen in der Raumplanung. Er 
arbeitet die Verwendung und Bedeutung des 
Diskursbegriffes auf und widmet sich dabei 
u. a. neueren Ansätzen der kommunikativen 
Planung.

Umschau

Ergänzt wird der Themenschwerpunkt durch 
folgende Beiträge: 

Christian Diller beschreibt Landesgarten-
schauen – insbesondere für Städte in einer 
Größenordnung von 20.000 – 100.000 Ein-
wohner – als wichtiges Format ereignisori-
entierter Stadtentwicklung. Anhand der Lan-
desgartenschau in Gießen 2014 zeigt er auf, 
wie durch dieses Instrument Impulse für die 
Stadtentwicklung gesetzt und ein zur Stadt 
passendes soziokulturelles Profil entwickelt 
werden können. 

Steven März und Ulrich Jansen zeichnen 
die Verbindung zwischen Kommunalpolitik 
und Unternehmensinteressen im durch die 
Volkswagen AG geprägten Wolfsburg nach. 
Sie zeigen auf, wie trotz der starken Orien-
tierung am Auto ein Paradigmenwechsel im 
Bereich der Stadt- und Verkehrsentwicklung 
aussehen kann. 

In der Stadt Köln geht man einen solchen 
Paradigmenwechsel im Hinblick auf Nach-
haltigkeit unterdessen eher spielerisch an. 
Davide Brocchi berichtet vom »Tag des guten 
Lebens« in Köln, an dem die Autos einen Tag 
lang aus dem Stadtbild einzelner Quartiere 
entfernt werden und die Straßen von Bürge-
rinnen und Bürger gestaltet und genutzt wer-
den können. 

Sophia Alcántara und Sandra Wasser-
mann diskutieren in ihren Beitrag anhand 
von zwei Pilotprojekten was sogenannte 
Change Agents zur Umsetzung der lokalen 
Energiewende beitragen können und welche 
Unterstützungsformen dabei durch die Kom-
munen notwendig wären. 

Bei dem letzten Beitrag der Umschau von 
Björn Ahaus, Friederike Behr und Sophia Al-
cántara handelt es sich um einen Bericht zum 
einem Workshop, in dem partizipative Pro-
zesse im Kontext der »Großen Transformati-
on« diskutiert wurden. Sie stellen fest, dass 
Partizipation zwar ein großer Trumpf zur 
Umsetzung von Transformationszielen sein 

eher realisiert werden als andere. Die hiermit 
sehr knapp skizzierte diskursanalytische Per-
spektive auf Planung thematisiert also immer 
auch das Verhältnis zwischen der Konstituti-
on von Wissens- und Werteordnungen einer-
seits und Machteffekten andererseits.

In diesem Sinne wird im Themenschwer-
punkt dieser Ausgabe von pnd|online Pla-
nung aus einer diskurstheoretischen Perspek-
tive betrachtet, wie sie insbesondere in der 
jüngeren Vergangenheit in der Humangeo-
graphie immer größere Bedeutung gewon-
nen hat, allerdings in der Planungsforschung 
bislang nur sehr vereinzelt realisiert worden 
ist. Der Themenschwerpunkt führt daher – 
wohl erstmals im deutschsprachigen Raum – 
relevante Untersuchungsansätze zu »Diskurs 
und Planung« zusammen.

Alle Beiträge teilen die Grundannahme, dass 
in raumbezogener Planung spezifische gesell-
schaftliche Wissensordnungen und Raum-
konstruktionen zum Ausdruck kommen, die 
das Ergebnis von sozialen Konstruktions- und 
Aushandlungsprozessen sind. Anhand un-
terschiedlicher Fallbeispiele untersuchen die 
Autorinnen und Autoren, welche Problem-
konstruktionen und Raumbilder bei einzel-
nen Ansätzen raumbezogener Planung und 
Politik eine Rolle spielen und welche Macht-
effekte damit jeweils verbunden sind. 

Zunächst analysiert Michael Mießner in 
seinem Beitrag, welche unterschiedlichen Po-
sitionierungen mit ein und demselben Begriff 
– der »Gleichwertigkeit der Lebensverhältnis-
se« als einer zentralen raumplanerischen Ka-
tegorie – verbunden sein können. Dabei wird 
u. a. deutlich, wie unbestimmt einer der zen-
tralen Begriffe der Raumplanung ist und zu 
welchen politischen Aushandlungsprozessen 
diese Unbestimmtheit führt.

Annika Mattissek und Cindy Sturm be-
schäftigen sich in ihrem Beitrag mit der 
Diskrepanz zwischen energie- und klimapo-
litischen Zielen und stadtentwicklungspoli-
tischen Handlungspraktiken. Um dieses zu 
erfassen, richten sie ihren Blick auf lokalspe-
zifische Diskurskonstellationen, Pfadabhän-
gigkeiten, institutionelle Gegebenheiten und 
Machtverhältnisse.

Jan Balke und Mario Reimer erläutern in 
ihrem Aufsatz am Beispiel der »Regionale 
2013« in Südwestfalen, wie es zur Konstruk-
tion einer Region kommt. Dabei bringen sie 
theoretische Konzepte der Gouvernementali-
täts- und Diskursforschung in Anschlag, um 
Regionalisierungen als Ausdruck und Mittel 
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könnte, dass es jedoch zu viele begriffliche 
Unschärfen gibt.

Lesetipp

Abschließend gibt es einen Lesetipp von Cars-
ten Herzog, der einen Leitfaden durch den 
Beteiligungsdschungel empfiehlt.

Die pnd|online-Redaktion wünscht viel Ver-
gnügen beim Lesen!

Rainer Danielzyk, Annika Mattissek, 
Sarah Ginski & Klaus Selle
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›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹. 

Zum Aufstieg eines leeren Signifikanten*

ISSN 1868 - 5196

Zusammenfassung:

›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹ gilt als einer der zentralen Begriffe, der die Raumpla-
nung und -ordnung seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland prägt. Mit ihm wird von 
einigen die Forderung nach einem gewissen räumlichen Ausgleich verbunden, von anderen 
hingegen betont, dass es nicht um überall gleiche Lebensverhältnisse gehen könne. Im Bei-
trag wird gezeigt, dass beide Positionen mit diesem Begriff verbunden werden können, weil er 
in den 1970er Jahren als politischer Kompromissbegriff ins Bundesraumordnungsprogramm 
aufgenommen wurde und danach zum leeren Signifikanten aufsteigen konnte, der sich durch 
eine große Unbestimmtheit auszeichnet.

Michael Mießner 
promoviert am Institut 
für Humangeographie 
Frankfurt am Main und 
lehrt am Geographischen 
Institut Göttingen. Er hat an 
der Universität Göttingen 
Geographie mit den Nebenfä-
chern Soziologie und Umwelt- 
und Ressourcenökonomie 
studiert. In seiner Dissertation 
erforscht er die Herausbildung 
raumordnungspolitischer 
Handlungsstrategien in der 
Bundesrepublik Deutsch-
land im Zuge der Krise des 
Fordismus und der aktuellen 
Krise des neoliberalen 
Finanzkapitalismus. Sein 
weiteres Forschungsinteresse 
gilt den räumlichen 
Auswirkungen der jüngsten 
Wirtschaftskrise, den 
aktuellen Entwicklungen 
auf dem Wohnungs- und 
Immobilienmarkt sowie 
den damit verbunde-
nen städtischen 
Segregationsprozessen.

1. Einleitung

»Die Schaffung und Erhaltung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse in allen Teilräumen der Bundes-
republik gilt traditionell als ein zentrales, wenn 
nicht sogar als das wichtigste Ziel der Raumord-
nungspolitik von Bund und Ländern.« (Einig 
2015, 45)

Dieses Zitat macht den hohen Stellenwert, 
der dem Ziel der Schaffung der ›Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse‹ seit Bestehen 
der Raumordnung und -planung in der Bun-
desrepublik Deutschland (BRD) beigemessen 

wird, deutlich und steht stellvertretend für 
viele ähnliche Einschätzungen (bspw. Blote-
vogel/Schelhaas 2011; Brenner 2004; Ernst 
1991; Leendertz 2008; 2009; Reichel 2009; 
Väth 1980; Welch-Guerra 2012). Diese große 
Bedeutung der ›Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse‹ wird aktuell auch daran deutlich, 
dass sie im jüngsten Raumordnungsbericht 
zum alles überstrahlenden Thema erhoben 
wurde in dem Versuch, die (Un-)Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse in verschie-
densten Dimensionen zu messen (BBSR 
2012). Auffällig ist, dass trotz der langen Tra-

*Ich danke Lea Fischer, Hans-Dieter von Frieling und Sebastian Schipper sowie den 
Herausgeber*innen Rainer Danielzyk und Annika Mattissek für die Durchsicht und hilfreiche 
Kommentierung früherer Versionen dieses Aufsatzes.
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war, dass im raumordnungspolitischen Dis-
kurs um seine inhaltliche Füllung gerungen 
wurde, wird er hier als leerer Signifikant be-
zeichnet. Es gab verschiedene Versuche den 
leeren Signifikanten inhaltlich zu bestim-
men, wobei das Grundgesetz als zentraler Re-
ferenzpunkt diente (Abschnitt 5). Aufgrund 
dieser Ableitung wurde der leere Signifikant 
auf die Förderung der Freiheit und Gleich-
heit in räumlicher Hinsicht festgelegt. Mit 
dem hier vorgeschlagenen Verständnis von 
Diskurs kann nachgewiesen werden, dass der 
leere Signifikant, nachdem er Eingang in den 
raumordnungspolitischen Diskurs gefunden 
hatte, binnen kürzester Zeit zum hegemoni-
alen leeren Signifikanten aufsteigen konnte 
(Abschnitt 6). In diesem Aufstieg sowie in 
der relativen Unbestimmtheit liegt der Grund 
dafür, dass bis heute um die inhaltliche Fül-
lung des leeren Signifikanten gestritten wird 
und verschiedene politische Akteure diesen 
Begriff zur Legitimation ihre Position heran-
ziehen (können).

2. Diskurs als soziale Praxis

Der Critical Discourse Analysis folgend, wie sie 
vor allem von Norman Fairclough (z. B. Fair-
clough 2001; 2005a; 2010a) und Ruth Wodak 
(z. B. Wodak 2005a; 2005b) entwickelt wur-
de, wird in diesem Aufsatz Diskurs als soziale 
Praxis verstanden (bspw. Fairclough 2010b). 
Reden, Sprechen und Schreiben impliziert 
immer Handlungen und produziert bzw. re-
produziert Einstellungen von Menschen (Wo-
dak 2009, 320) – sie beziehen sich stets auf 
gesellschaftlich bereits bestehende Tatsachen, 
spiegeln diese aber nicht eins zu eins wieder 
(bspw. Fairclough 2010c, 173). Das bedeutet, 
dass die Elemente des Sozialen zwar durch 
den Diskurs gesellschaftlich konstruiert sind 
und bestimmte diskursive Elemente in sich 
aufgenommen haben, jedoch nicht auf die-
se Diskurse reduziert werden können (Fair-
clough 2005b, 924). In diesem Sinne sind 
zum Beispiel Politiker*innen als »shapers 
of specific public opinions and interests and 
as seismographs« zu begreifen, die »reflect 
and react to the atmospheric anticipation of 
changes in public opinion and to the articu-
lation of changing interests of specific social 
groups and affected parties« (Wodak 2005a, 
64). Das bedeutet, dass der Diskurs und das 
gesprochene und geschriebene Wort stets 
»als Ausdruck und Mittel gesellschaftlicher/
sozialer Kräfteverhältnisse« zu verstehen sind 
(Belina/Dzudzek 2009, 130). Gesellschaftli-

dition dieses Ziels heute über die inhaltliche 
Interpretation des Begriffes – teils heftig – 
gestritten wird. Dabei lassen sich zwei kont-
räre Positionen erkennen. Für die eine Seite 
bringen »die gleichwertigen Lebensverhält-
nisse einen klaren Ausgleichsgedanken zum 
Ausdruck« (Böhme/Zillmer 2015, 17), weil 
»in einer sozialen Marktwirtschaft vom Staat 
steuernde Eingriffe erwartet [werden; M. M.], 
die zu mehr Verteilungsgerechtigkeit und so-
zialem Ausgleich in räumlicher Hinsicht füh-
ren« (Sinz 2005, 865). Auf der anderen Sei-
te wird betont, das »›gleichwertige‹ auch als 
›gleiche‹ Lebensverhältnisse missverstanden 
und entsprechende Umverteilungsansätze 
initiiert worden« seien (Ad-hoc-Arbeitskreis 
»Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse« 
2006, 7). Daher müsse man diese »wichtige 
gesellschaftspolitische Aufgabe neu interpre-
tieren« (ebd., 1; vgl. Blotevogel 2006, 465) 
– und zwar im Sinne einer »Anerkennung 
[…] von Differenz« (Barlösius 2006, 23) und 
»Vielfalt räumlicher Entwicklungsmuster« 
(Ad-hoc-Arbeitskreis »Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse« 2006, 8). Eine gewisse 
Zuspitzung erfährt diese Position durch die 
Interventionen des ›Berlin-Institut für Bevöl-
kerung und Entwicklung‹, welches mit dem 
Leitsatz »Vielfalt statt Gleichwertigkeit« eine 
Abwendung von diesem Paradigma fordert 
(Kuhn/Klingholz 2013; Klingholz 2015).

Im Folgenden wird gezeigt, warum ein 
so zentrales und langjähriges Ziel der Raum-
ordnung wie die ›Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse‹ aktuell so unterschiedlich 
interpretiert werden kann. Dazu wird auf die 
Critical Discourse Analysis (Fairclough 2010a; 
Wodak 2005b), die Diskurs als Teil der sozia-
len Praxis sowie Ausdruck und Mittel sozia-
ler Kräfteverhältnisse versteht, und die damit 
verbundene Verwendung des bei Laclau und 
Mouffe entlehnten Begriffs des leeren Signi-
fikanten zurückgegriffen (Abschnitt 2). Ein 
leerer Signifikant ist so unbestimmt, dass er 
verschiedene politische und gesellschaftliche 
Interessen hinter sich vereinen kann. Im Auf-
satz wird gezeigt, dass der Begriff der ›Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse‹ zu Beginn 
der bundesdeutschen Raumordnung kein 
zentrales Konzept der räumlichen Planung 
war (Abschnitt 3). Im Gegenteil: Der Begriff 
der ›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹ 
wurde erst 1975 in das Bundesraumordnungs-
programm als politischer Kompromissbegriff 
aufgenommen, auf den sich die Beteiligten 
von Bund, Ländern und Parteien nach lan-
gen Auseinandersetzungen einigen konnten 
(Abschnitt 4). Da der Begriff so unbestimmt 
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che Konflikte werden also auch diskursiv aus-
getragen (Fairclough 2010d, 62).

Die sozialen Auseinandersetzungen und 
ihre diskursiven Artikulationen drehen sich 
unter anderem um die Bedeutung von be-
stimmten Begriffen und Konzepten. Ist ein 
Begriff in der Lage, eine Vielzahl von parti-
kularen gesellschaftlichen Interessen zu ver-
einen, so wird er als ›leerer Signifikant‹ be-
zeichnet (vgl. Opratko 2014, 137). Der Begriff 
des leeren Signifikanten ist der Diskurstheo-
rie von Lauclau/Mouffe entlehnt (vgl. Glasze/
Mattissek 2009):

»Leere Signifikanten repräsentieren gewisser-
maßen den kleinsten gemeinsamen Nenner ver-
schiedener Elemente und verknüpfen diese damit 
in einen diskursiven Zusammenhang. Je größer 
die Menge der Elemente innerhalb eines solchen 
Zusammenhangs, desto kleiner wird deren ge-
meinsamer Nenner und desto unspezifischer 
muss auch der leere Signifikant werden – daher 
die Bezeichnung leerer Signifikant.« (ebd., 165; 
Herv. i. O.)

Der »Signifikant muss sich von seinem 
partikularen Inhalt (Signifikat) lösen, seinen 
Inhalt gewissermaßen entleeren, um diese 
Art der universellen Repräsentation zu über-
nehmen und offen für eine hegemonial arti-
kulierte Auffüllung zu werden« (Wullweber 
2010, 95; Herv. i. O.). Ein aktuelles Beispiel 
für einen solchen leeren Signifikanten ist der 
Begriff der Nachhaltigkeit, der als »Konflikt-
terrain« und »Ergebnis von Kämpfen, in de-
nen die Widersprüche kapitalistischer Natur-
verhältnisse politisiert wurden« (Bauriedel/
Wissen 2002, 51) zu verstehen ist. In diesem 
Sinne kann das diskursive Rekurrieren auf 
einen leeren Signifikanten die hinter diesem 
liegenden Differenzen unsichtbar machen 
und trägt auf diese Weise zur Sicherstellung 
der bestehenden sozialen Verhältnisse bei. 
Deshalb ist die inhaltliche Füllung leerer Sig-
nifikanten häufig Gegenstand sozialer Ausei-
nandersetzungen.

3. Das Fehlen der ›Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse‹ im raumordnungspoli-
tischen Diskurs der jungen Bundesrepublik

Wie bereits erwähnt, wird dem Ziel der 
›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹ 
in den letzten Jahrzenten und bis heute 
eine wichtige Position im raumordnungs-
politischen Denken in der Bundesrepublik 
Deutschland zugewiesen. Es gilt bis heute als 
der zentrale Leitgedanke der Raumordnung 
und -planung und mit dem Begriff werden 

noch immer die verschiedensten raumord-
nungspolitischen Handlungsstrategien le-
gitimiert. Im Folgenden soll daher rekonst-
ruiert werden, welche Inhalte dieser Begriff 
ursprünglich umfasste und wie diese in ihn 
eingeschrieben wurden.

Im Raumordnungsgesetz von 1965 fin-
det sich – entgegen anderer Behauptungen 
(bspw. Blotevogel/Schelhaas 2011, 140; Bren-
ner 2004, 142; Reichel 2009, 59; Väth 1980, 
159; Welch-Guerra 2012, 57) – keine Formu-
lierung, die ›Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse‹ als zentrales Ziel ausweist (vgl. 
ROG [1965]). Im Gesetz findet sich lediglich 
einmal das Adjektiv ›gleichwertig‹ und zwar 
in § 2 Abs. 4 Satz 1 ROG [1965], in dem es um 
das Zonenrandgebiet, nicht aber um die all-
gemeine Entwicklung im Bundesgebiet geht:

»Die Leistungskraft des Zonenrandgebietes ist 
bevorzugt mit dem Ziel zu stärken, daß in allen 
seinen Teilen Lebens- und Arbeitsbedingungen so-
wie eine Wirtschafts- und Sozialstruktur geschaf-
fen werden, die denen im gesamten Bundesgebiet 
mindestens gleichwertig sind.«

Werner Ernst, aus dessen Feder der erste 
Entwurf zum Raumordnungsgesetz stammt, 
konstatierte rückblickend, dass der Begriff 
aus taktischen Gründen nicht in das Gesetz 
aufgenommen wurde; nämlich um Befürch-
tungen, es könnten »schwer abweisbare 
Forderungen an die öffentlichen Haushalte 
gestellt werden« (Ernst 1991, 17), vorzubeu-
gen. Diese Einschätzung scheint jedoch von 
späteren Diskussionen überzeichnet zu sein, 
denn der Begriff der ›Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse‹ war noch lange nicht 
im raumordnungspolitischen Begriffskanon 
verankert: Eigene Recherchen haben erge-
ben, dass weder in der Zeitschrift ›Raum-
forschung‹ (aufgegangen in die Zeitschrift 
›Raumforschung und Raumordnung‹) noch 
in den ›Forschungs- und Sitzungsberichten‹ 
oder den ›Abhandlungen‹ der Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung (ARL) 
der Terminus ›Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse‹ in dieser Zeit aufgegriffen wur-
de. Diese Einschätzung wird von einer Studie, 
die im Auftrag der ARL erstellt wurde, ge-
stützt. Sie betont, dass der Terminus bis An-
fang der 1970er Jahre weder im öffentlichen 
noch im wissenschaftlichen Diskurs benutzt 
wurde (Hübler et al. 1980, 10f). Auch die 
jüngeren Arbeiten von Strubelt (2004) und 
Wiechmann (2014) legen dies nahe. Das Ad-
jektiv ›gleichwertig‹ wurde bis in die 1960er 
Jahre lediglich als Synonym für ›ausgewogen‹ 
oder ›gleichgewichtig‹ verwendet. Für einen 
systematischen Gebrauch des Begriffs im 
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raumordnungspolitischen Diskurs gibt es je-
doch keine belastbaren Hinweise.

4. ›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹ 
als politischer Kompromissbegriff im 
Bundesraumordnungsprogramm von 1975

Der Begriff der ›Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse‹ erhielt im raumordnungspoliti-
schen Diskurs erst im Bundesraumordnungs-
programm eine prominente Stellung. Dort 
wurde die Verbesserung der Lebensqualität 
zum Ziel erklärt, die wiederum »gleichwer-
tige Lebensbedingungen in allen Teilräumen 
als eine wesentliche Grundlage der Chancen-
gleichheit für alle Bürger« voraussetze (Bun-
desregierung der Bundesrepublik Deutsch-
land 1975b, 6).

Die Bundesregierung wurde im Jahr 1969 
vom Deutschen Bundestag dazu aufgefor-
dert, ein Bundesraumordnungsprogramm 
zu erstellen (Deutscher Bundestag 1969, 
13848), das »auf der Grundlage einer kon-
kreten räumlichen Zielvorstellung für die 
Entwicklung des Bundesgebietes die regionale 
Verteilung der raumwirksamen Bundesmittel« 
(Ausschuss für Kommunalpolitik 1969, 3; 
Herv. M. M.) festlegen sollte. Bis zu diesem 
Zeitpunkt hatten raumordnungspolitische 
Bemühungen rahmensetzenden und koordi-
natorischen Charakter. Nun sollte die Macht 
der Raumordnungspolitik auf nationalstaatli-
cher Ebene ausgebaut und »die Stufe materi-
eller Entwicklungsplanung gesellschaftlicher 
Produktions- und Reproduktionsbedingun-
gen« (Väth 1980, 174) erreicht werden. Im 
föderalen Bundesstaat war dies politisch aller-
dings sehr umstritten (vgl. ebd., 174ff). Dabei 
gab es zwei Konfliktlinien: eine vertikale und 
eine horizontale. Auf der vertikalen Ebene 
versuchten die Bundesländer eine Stärkung 
der Bundesraumordnung zu verhindern, weil 
dies ihre eigenen Kompetenzen beschnitten 
hätte. Auf der horizontalen Ebene wurde das 
Konfliktpotential der Raumordnungspolitik 
als Querschnittsaufgabe insofern deutlich 
(vgl. Väth 1974, 215), als dass die verschie-
denen Fachpolitiken keine Kompetenzen 
an eine gestärkte Raumordnungspolitik ab-
geben wollten. Aufgrund dieser doppelten 
Konfliktsituation dauerte die Erarbeitung des 
Bundesraumordnungsprogramms nahezu 
sechs Jahre und der Versuch, von Seiten der 
Vertreter*innen der Bundesraumordnung 
die Steuerungsmöglichkeiten dieses Staatsap-

parates auszubauen, wurde zurückgewiesen 
(vgl. Väth 1980, 252ff).

Erst in der letzten Verhandlungsphase 
des Bundesraumordnungsprogramms wurde 
die »›Herstellung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse‹ zum tragenden Prinzip« des Pro-
gramms, »weil mit Hilfe dieses Ziels von den 
Ländern sehr viel flexibler kleinräumig wirk-
same Politiken begründet« werden konnten 
(ebd., 200). Die ursprünglich beabsichtigte, 
konkretere Zielformulierung wurde »vor al-
lem wegen des Widerstands der Länder in 
immer unverbindlichere Zielformulierungen 
abstrahiert« (Hübler et al. 1980, 15). Die For-
mulierung »gleichwertige Lebensbedingun-
gen in allen Teilräumen« (Bundesregierung 
der Bundesrepublik Deutschland 1975b, 6) 
herzustellen, war damit das Ergebnis eines 
langen und konflikthaften politischen Aus-
handlungsprozesses und dementsprechend 
der kleinste gemeinsame Nenner, auf den 
sich die verschiedenen politischen Akteure 
einigen konnten. Folglich kam selbst Werner 
Ernst, einer der wichtigsten Protagonisten 
der raumordnungspolitischen Diskussion der 
1960er und 1970er Jahre, zu der Einschät-
zung, dass der Begriff inhaltlich sehr vage ist:

»Nun hat der Begriff der gleichwertigen Le-
bensbedingungen von sich aus keinen ganz prä-
zisen Inhalt, ja wenn man einmal in Gedanken 
Revue passieren läßt, was alles unter diesem Eti-
kett geschrieben und gesagt ist, dann könnte man 
manchmal meinen, daß im Vergleich dazu die 
delphischen Orakel der alten Griechen ein Muster 
der Klarheit der Gedankenführung und Präzisi-
on des Ausdruckes waren.« (Ernst 1977, 11)

Aufgrund dessen wird ›Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse‹ hier als leerer Si-
gnifikant bezeichnet. Der leere Signifikant 
ist damit nicht nur das Ergebnis eines dis-
kursiven Aushandlungsprozesses, sondern 
ein politischer Kompromissbegriff, mittels 
dessen die teils antagonistischen Interessen 
der verschiedenen Staatsapparate prozessiert 
werden konnten. In den 1970er Jahren ent-
spann sich unter Raumordner*innen und 
-planer*innen eine Debatte, wie dieser lee-
re Signifikant inhaltlich zu füllen sei (bspw. 
Beirat für Raumordnung 1976; Der Deutsche 
Landkreistag 1975; Ernst 1977; Hübler et al. 
1980). Als zentraler Bezugspunkt fungierte 
dabei das Grundgesetz. Die möglichen Ablei-
tungspunkte im Grundgesetz zur inhaltlichen 
Bestimmung von ›Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse‹ und deren Konsequenzen 
sind Gegenstand des folgenden Abschnitts.
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5. Das Grundgesetz als Anker

Im Grundgesetz wurden vier Ansatzpunkte 
für eine Ableitung des Gleichwertigkeitspos-
tulats ausgemacht: die Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes und der Länder (Art. 72 GG), 
das Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG), 
die Finanzverfassung (Art. 106 GG) und die 
Mischfinanzierung (Art. 104 a Abs. 4 und Art. 
91 a GG). Im Rahmen dieses Aufsatzes kön-
nen hier nur die ersten beiden Ableitungs-
punkte behandelt werden, aus denen sich 
jedoch die wichtigsten Konsequenzen für die 
weitere Argumentation ableiten lassen.

Die im Grundgesetz im Bereich der Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes und der Län-
der (Art. 72 GG) gewählte Formulierung der 
›Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensver-
hältnisse‹ »führte zu der […] Annahme, Art. 
72 enthalte das Verfassungsziel, gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse in allen Teilräumen zu 
schaffen« (Hübler et al. 1980, 31). Der Arti-
kel bestimmte jedoch lediglich die Gesetzge-
bungskompetenzen des Bundes gegenüber 
den Ländern. Durch die große »Unbestimmt-
heit« (Reichel 2009, 10) der Formulierung, 
die von manchen als »Leerformel« (Arndt 
1993, 362) bezeichnet wurde, wurde eine 
weitreichende Einschränkung der Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes verhindert und 
eine genauere inhaltliche Bestimmung expli-
zit nicht angestrebt (Reichel 2009, 10ff).

In den 1970er Jahren wurde ein an-
spruchsvoller Versuch zur Verfassungsreform 
(Enquete-Kommission Verfassungsreform 
1976) unternommen, der jedoch scheiterte. 
Dieser Reformvorschlag sah vor, die Formu-
lierung der ›Wahrung der Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse‹ im Gesetzestext durch 
die Formulierung ›Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse‹ zu ersetzen. Diese geän-
derte Formulierung war aus Sicht der Enquete 
Kommission notwendig, weil die »Einheit-
lichkeit« kein »realistisches oder […] wünsch-
bares Ziel« (ebd., 131) und ›gleichwertig‹ noch 
unbestimmter sei. Das bedeutet, dass aus 
dem Einheitlichkeitspostulat aufgrund der 
Unbestimmtheit der Formulierung nichts 
über eine staatlich zu fördernde räumliche 
Struktur ausgesagt wurde und dass ›Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse‹ eine noch 
unspezifischere Formulierung darstellt, als 
›Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse‹.

Das Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) 
galt vielen als »das entscheidende Kriterium« 
(Der Deutsche Landkreistag 1975, 94) der 
Ableitung der ›Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse‹. Bei genauerer Analyse muss 

jedoch festgestellt werden, dass auch dieses 
Prinzip keine »spezielle soziale Normierung« 
(Reichel 2009, 22) beinhaltete, sondern ledig-
lich eine Mindestabsicherung sicherstellen 
sollte (vgl. Bundesverfassungsgericht 1956, 
205f). Dies beinhaltete jedoch aus raumord-
nungspolitischer Sicht keine »formale Anglei-
chung an einen statistischen Durchschnitt« 
(Ernst 1977, 16), weshalb »Gleichwertigkeit 
der Lebensbedingungen nicht Gleichheit im 
Sinne der Egalisierung« meine (ebd., 17; ähn-
lich Hübler et al. 1980, 35f).

Dieser juristischen und daraus abgelei-
teten raumordnungspolitischen Auslegung 
stand ein öffentlicher Diskurs gegenüber, der 
aus dem Sozialstaatsprinzip »das Verlangen 
nach Einheitlichkeit« ableitete (Reichel 2009, 
52). Eine solche Deutung war in den 1970er 
Jahren, wie Offe (1977, 124f) gezeigt hat, des-
halb naheliegend, weil die staatlich durchge-
führte »Beseitigung von Wachstumshemm-
nissen« einen »Umverteilungseffekt« zur 
Folge hatte, der die Politik aufgrund der kon-
kreten historischen Bedingungen sozial (und 
räumlich) ausgleichend wirken ließ. Insofern 
wurde der leere Signifikant der ›Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse‹ inhaltlich durch 
das Sozialstaatsprinzip zwar kaum bestimmt, 
aber aufgrund der diskursiven Verknüpfung 
des Sozialstaatsprinzips mit sozialer Aus-
gleichspolitik zum Symbol räumlicher Aus-
gleichspolitik in der Raumordnung.

Die im raumordnungspolitischen Diskurs 
unternommenen Versuche der Ableitung der 
›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹ aus 
dem Grundgesetz sind als Anstrengungen zu 
werten, den leeren Signifikanten als räumlich 
interpretierten Verfassungsauftrag darzustel-
len. Das Resultat war jedoch, dass ›Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse‹ inhaltlich ein 
unbestimmtes Konzept blieb. Die Kopplung 
an das Sozialstaatsprinzip enthielt noch einen 
weiteren Aspekt. Da das Sozialstaatsprinzip 
als untrennbar mit dem deutschen Sonder-
weg (vgl. Ptak 2008, 69) der Sozialen Markt-
wirtschaft verbunden galt (vgl. die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgericht 1956, 
205f), bestand die Möglichkeit, dass auch der 
leere Signifikant ›Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse‹ zum hegemonialen leeren 
Signifikanten im raumordnungspolitischen 
Diskurs werden könnte. Ob dies tatsächlich 
zutrifft, entscheidet sich jedoch erst in der 
konkreten sozialen und diskursiven Praxis. 
Dieser Aspekt ist der Gegenstand des folgen-
den Kapitels. Das Feld für politische Ausein-
andersetzungen um die Eignung als raum-
ordnungspolitischer Kompromissbegriff 
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sowie um die inhaltliche Interpretation war 
damit bereitet. Die empirische Grundlage der 
folgenden Untersuchung bildet der politische 
Diskurs um Themen der Raumordnungspo-
litik im Deutschen Bundestag und -rat sowie 
in deren Ausschüssen in den Jahren 1973 bis 
1978, der anhand von Protokollen, Drucksa-
chen und Berichten untersucht wurde.

6. ›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹ 
als hegemonialer leerer Signifikant

In den politischen Debatten im Bundestag 
und -rat wurde das raumordnungspoliti-
sche Ziel der Herstellung ›gleichwertiger 
Lebensverhältnisse‹ nicht in Frage ge-
stellt. Vielmehr betonten die verschiedenen 
Parteivertreter*innen, dass die ›Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse‹ ein ›Verfas-
sungsziel‹ (CDU/CSU: Schneider 1973, 33; 
SPD: Vogel 1973, 8) bzw. das zentrale Ziel der 
Raumordnung sei (bspw. CDU 1978, 1; FDP: 
Warnke 1974, 7954; SPD: Immer 1975, 2).

Im politischen Diskurs wurde ›Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse‹ eng mit der Si-
cherstellung der Chancengleichheit und Frei-
heit der Bürger*innen in räumlicher Hinsicht 
verknüpft. Exemplarisch dafür steht eine Aus-
sage des CDU/CSU-Abgeordneten Schneider 
(1974, 7946), der die Chancengleichheit »an 
die Spitze« stellte. Auch im Raumordnungs-
bericht 1974 hieß es, die »Chancengleich-
heit in der persönlichen Entfaltung« sei im 
Namen der ›Gleichwertigkeit‹ »zu verbes-
sern« (Bundesregierung der Bundesrepublik 
Deutschland 1975a, 20). Dies sollte mittels 
der Sicherstellung von Mindeststandards der 
Ausstattung von Regionen erfolgen, wie die 
verschiedenen Parteien und die Bundesre-
gierung betonten (vgl. Bundesregierung der 
Bundesrepublik Deutschland 1975a, 20; CDU 
1978, 1f; FDP: Engelhard 1974, 7948; SPD: 
Vogel 1973, 48).

Im raumordnungspolitischen Diskurs 
wurde die im Rahmen der Ableitung aus dem 
Sozialstaatspostulat mit dem leeren Signifi-
kanten verbundene Vorstellung einer räum-
lichen Ausgleichspolitik wirkmächtig. Bei-
spielsweise wurde die dadurch angesprochene 
Gerechtigkeitsfrage von der SPD explizit auf-
gegriffen. Sie betonte, dass es »Unterschiede 
zwischen Gebieten [gibt], die ungerecht sind« 
(Ravens 1974, 7933). Dies barg aber auch die 
Gefahr, dass die im öffentlichen Diskurs ge-
schürte Erwartung an die Raumordnungspoli-
tik nach einem räumlichen Ausgleich zu groß 
würde. Folglich betonten die Vertreter*innen 

aller Parteien, dass gleichwertige und nicht 
gleiche Lebensbedingungen herzustellen sei-
en (bspw. CDU/CSU: Jahn 1976, 16749; FDP: 
Böger 1976, 16755; SPD: Immer 1974, 7957). 
Auch im Raumordnungsbericht 1974 hieß es:

»Gleichwertigkeit kann nicht als an allen 
Orten völlige Gleichheit des Angebots an Einrich-
tungen verstanden werden. Raumordnungspoli-
tik hat weder Nivellierung noch Gleichmacherei 
zum Ziel.« (Bundesregierung der Bundesrepu-
blik Deutschland 1975a, 20; Herv. M. M.)

Trotz dieser Klarstellungen stellte jedoch 
niemand den leeren Signifikanten in Frage. 
Dies ist ein Indiz dafür, dass er u.a. aufgrund 
der Sozialstaatsableitung im raumordnungs-
politischen Diskurs hegemonial wurde.

Über diese beiden Interpretationslini-
en (›Gleichwertigkeit‹ zur Sicherstellung 
der Freiheit und Chancengleichheit der 
Bürgerinnen in räumlicher Hinsicht sowie 
›Gleichwertigkeit‹ als räumlicher Ausdruck 
des Sozialstaatspostulats) hinaus wurde der 
leere Signifikant so verwendet, dass stets ein 
weiter Interpretationsspielraum im Hinblick 
darauf blieb, was mit ›gleichwertig‹ gemeint 
sein konnte. Ein anschauliches Beispiel bietet 
das folgende Zitat aus dem Bundesraumord-
nungsprogramm:

»In den ländlichen Gebieten sind wirtschaft-
lich und infrastrukturell den übrigen Teilräumen 
entsprechend gleichwertige Lebensbedingungen 
anzustreben.« (Bundesregierung der Bundes-
republik Deutschland 1975b, 10)

Aufgrund dieser großen Unbestimmtheit 
des leeren Signifikanten versuchten die Par-
teien ihre jeweiligen parteipolitischen Positio-
nen mit der ›Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse‹ zu legitimieren: 

CDU und CSU machten mangelnde 
›gleichwertige Lebensverhältnisse‹ zwischen 
Großstädten und ländlichen Räumen aus 
(Schneider 1974, 7946). »Das Land darf sei-
nes Typs nicht beraubt« werden (Jahn 1974, 
7930) und solle »nicht mehr bloße Ernäh-
rungs- und Erholungsbasis« (Jahn 1974, 
7929) für die Großstädte sein. In diesen Äu-
ßerungen spiegeln sich traditionelle konser-
vative »großstadtfeindliche Ressentiments« 
(Leendertz 2008, 369) wieder. Die SPD hin-
gegen versuchte mit dem Verweis auf ›gleich-
wertige Lebensbedingungen‹ die Förderung 
von Schwerpunktorten und Großstädten 
(Sperling 1978, 16) und »städtische Lebens-
weisen« in den ländlichen Räumen zu unter-
stützen (Ravens 1974, 7934). Die städtischen 
Lebensweisen insbesondere der Verdich-
tungsräume waren für die SPD deshalb so 
interessant, weil sie dort traditionell aufgrund 
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der großen industriellen Arbeiterschaft gute 
Wahlergebnisse erzielte.

Die SPD versuchte mit Verweis auf die 
›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹ 
auch ihre keynesianischen Globalsteuerungs-
vorstellungen zu legitimieren. Sie betonte, 
dass die Arbeit von Bund, Ländern und Kom-
munen zur Sicherstellung der ›Gleichwer-
tigkeit‹ stärker als bisher koordiniert werden 
müsse (Hellmann 1975; Vogel 1973, 6). Für 
CDU und CSU galt es hingegen im Namen 
der ›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹ 
»die kommunale Selbstverwaltung« zu stär-
ken und die »Kräfte des wirtschaftlichen und 
sozialen Lebens« zur Mitarbeit zu ermutigen, 
denn es sei »ein Irrglaube, wenn wir annäh-
men, […] alles könnte schon wohlgeordnet zu 
einem Ergebnis kommen, wenn es nur etwa 
bei der öffentlichen Hand angesiedelt wäre« 
(Waffenschmidt 1974, 7953). In dieser Po-
sition wird die ablehnende Haltung der den 
Ordoliberalen nahestehenden CDU/CSU (vgl. 
Ptak 2004) gegenüber keynesianischen Glo-
balsteuerungsvorstellungen deutlich.

Der leere Signifikant wurde also erstens 
im raumordnungspolitischen Diskurs unhin-
terfragt anerkannt, zweitens so benutzt, dass 
ein großer Interpretationsspielraum blieb 
und drittens von den Parteien versucht mit 
unterschiedlichen politischen Positionen zu 
füllen. Diese Entwicklungen machen deut-
lich, dass er innerhalb kurzer Zeit nach seiner 
Aufnahme in das Bundesraumordnungspro-
gramm vom politischen Kompromissbegriff 
zum hegemonialen leeren Signifikanten 
aufsteigen konnte. Hinter ihm scheinen un-
terschiedliche parteipolitische Positionen zu 
verwischen. Gleichzeitig legt er Raumord-
nungspolitik auf die Förderung der Freiheit 
und Gleichheit der Bürger*innen in räum-
licher Hinsicht fest und trägt damit zur Re-
produktion der bestehenden sozialen Verhält-
nisse bei, die gerade durch die Freiheit und 
Chancengleichheit geprägt sind.

7. Fazit

Während ›Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse‹ in der raumplanerischen For-
schungsliteratur bis heute als grundlegendes 
Ziel der Raumordnung in der Bundesrepub-
lik Deutschland gehandelt wird, konnte im 
Beitrag gezeigt werden, dass dieses Konzept 
bis Ende der 1960er Jahre im raumordnungs-
politischen und raumplanerischen Diskurs 
nicht zentral war. Die hier genutzte Metho-

de der Critical Discourse Analysis ermöglichte 
es, den diskursiven Aufstieg der ›Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse‹ zum hege-
monialen leeren Signifikanten mit den ge-
sellschaftspolitischen Kräfteverhältnissen zu 
erklären. Aufgrund divergierender Interessen 
der Staatsapparate wurde er als politischer 
Kompromissbegriff von großer Unbestimmt-
heit in das Bundesraumordnungsprogramm 
aufgenommen. Durch die anschließende Ab-
leitung des Inhalts des leeren Signifikanten 
aus dem Grundgesetz wurde er auf die Si-
cherstellung der Freiheit und Chancengleich-
heit in räumlicher Hinsicht festgelegt und 
somit als räumlicher Ausdruck des Sozial-
staatspostulats interpretiert. Gleichzeitig trägt 
gerade diese Festlegung zur Reproduktion der 
bestehenden sozialen Verhältnisse bei, deren 
wesentliches Merkmal gerade in der Sicher-
stellung der Freiheit und Chancengleichheit 
besteht.

Mit der sozialstaatlichen Konnotation wur-
de im Diskurs die Gefahr verbunden, dass die 
so geschürten Erwartungen an die Raumord-
nungspolitik zu groß würden. Daher betonten 
Vertreter*innen aller Parteien ebenso wie die 
Bundesregierung, dass ›gleichwertig‹ nicht 
›gleich‹ meine. Trotz dieses Risikos wurde 
der leere Signifikant im raumordnungspoliti-
schen Diskurs nicht in Frage gestellt.

In den anschließenden parteipolitischen 
Diskussionen in Bundestag und Bundesrat 
versuchten die verschiedenen Politiker*innen 
ihre jeweiligen parteipolitischen Positionen 
in den leeren Signifikanten einzuschreiben. 
Auf diese Weise verschwinden hinter dem 
leeren Signifikanten die unterschiedlichen 
parteipolitischen Positionen. 

Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse 
kann die aktuelle Diskussion um die Sinn-
haftigkeit der Herstellung ›gleichwertiger Le-
bensverhältnisse‹ und um die inhaltliche Be-
deutung des Prinzips als eine weitere Runde 
der politisch-diskursiven Auseinandersetzun-
gen um die Füllung des hegemonialen leeren 
Signifikanten interpretiert werden. Eine offe-
ne Abkehr von der ›Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse‹ ist im öffentlichen Diskurs 
aufgrund der sozialstaatlichen Aufladung des 
leeren Signifikanten gleichbedeutend mit ei-
ner Infragestellung der räumlichen Dimensi-
on der Sozialen Marktwirtschaft. Dies dürfte 
den medialen ›Aufschrei‹ nach der Infrage-
stellung der ›Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse‹ durch den damaligen Bundespräsi-
denten Horst Köhler (Köhler 2004) erklären.



Michael Mießner: ›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹. Zum Aufstieg eines leeren Signifikanten8| 10

www.planung-neu-denken.de

Literatur

Ad-hoc-Arbeitskreis »Gleichwertigkeit der Lebensver-

hältnisse« (2006): Gleichwertige Lebensverhältnisse: 

eine wichtige Aufgabe neu interpretieren! Positionspa-

pier aus der ARL Nr. 69. Hannover. = Positionspapier 

aus der ARL.

Arndt, H.-W. (1993): Forum: Zur verfassungsrechtlichen 

Problematik der Herstellung einheitlicher Lebens-

verhältnisse in der Bundesrepublik. In: Juristische 

Schulung, 5, 360–364.

Ausschuss für Kommunalpolitik, R.S.u.W. (1969): 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Kommunal-

politik, Raumordnung Städtebau und Wohnungswesen 

(9. Ausschuss) über den Raumordnungsbericht 1968 

der Bundesregierung. Drucksache V/4372. Bonn.

Barlösius, E. (2006): Gleichwertig ist nicht gleich. In: 

Aus Politik und Zeitgeschichte, 37, 16–23.

Bauriedl, Sybille; Wissen, Markus (2002): Nachhaltigkeit 

als Konfliktterrain. Post-fordistische Transformation 

und Repräsentation von Natur in der Metropolregion 

Hamburg. In: Geographische Revue 4 (2), S. 35–55.

BBSR (2012): Raumordnungsbericht 2011. Bonn.

Beirat für Raumordnung (1976): Empfehlungen vom 16. 

Juni 1976. Bonn.

Belina, B.; Dzudzek, I. (2009): Diskursanalyse als Gesell-

schaftsanalyse. Ideologiekritik und Kritische Diskurs-

analyse. In Glasze, G.; Mattissek, A. (Hrsg.): Hand-

buch Diskurs und Raum. Theorien und Methoden für 

die Humangeographie sowie die sozial- und kulturwis-

senschaftliche Raumforschung. Bielefeld, 129–152.

Blotevogel, H.H. (2006): Neuorientierung der 

Raumordnungspolitik? Die neuen »Leitbilder und 

Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in 

Deutschland« in der Diskussion. In: Raumforschung 

und Raumordnung 64, 6, 460–472.

Blotevogel, H.H.; Schelhaas, B. (2011): Geschichte der 

Raumordnung. In Akademie für Raumforschung und 

Landesplanung (Hrsg.): Grundriss der Raumordnung 

und Raumentwicklung. Hannover, 75–201.

Böger, R. (1976). In : 239. Sitzung, Bonn, Freitag, den 7. 

Mai 1976. 7. Wahlperiode.

Böhme, K.; Zillmer, S. (2015): Was haben gleichwertige 

Lebensverhältnisse mit territorialer Kohäsion zu tun? 

In: Informationen zur Raumentwicklung, 1, 11–22.

Brenner, N. (2004): New state spaces. Urban governance 

and the rescaling of statehood. Oxford, New York.

Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland 

(1975a): Raumordnungsbericht 1974. Drucksache 

7/3582. Bonn.

Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland 

(1975b): Raumordnungsprogramm für die großräumi-

ge Entwicklung des Bundesgebietes (Bundesraumord-

nungsprogramm). Drucksache 7/3584. Bonn.

Bundesverfassungsgericht (1956): BVerfGE 5, 85 - KPD-

Verbot. http://sorminiserv.unibe.ch:8080/tools/AInfo.

exe?Command=ShowPrintVersion&Name=bv005085 

(Zugriff am 25.03.2014).

CDU (1978): Antrag der Abgeordneten Frau Pack, Dr. 

Dollinger, Dr. Jahn (Münster), Dr. Schneider, Dr. 

Möller, Sauter (Epfendorf), Sick, Dr. Ritz, Dr. Waffen-

schmidt, Nordlohne, Francke (Hamburg), Kolb, Niegel, 

Eymer (Lübeck), Dr. van Aerssen, Dr. Freiher Spies von 

Büllesheim, Burger, Dr. Warnke, Dr. George, Schedl, 

Dr. Unland, Frau Hoffmann (Hoya), Milz, Dr. Jobst, 

Feinendegen, Geisenhofer, Biehle, Neuhaus, Müller 

(Berlin), Susset und der Fraktion der CDU/CSU. 

Raumordnung. Drucksache 8/1656.

Der Deutsche Landkreistag (1975): Wertgleiche Lebens-

verhältnisse. Konsequenzen für Planung, Strukturpo-

litik und Finanzverteilung. Ergebnisse des Professo-

rengespräches 1974 des Deutschen Landkreistages. In: 

Der Landkreis. Zeitschrift für kommunale Selbstver-

waltung 45, 3, 94–96.

Deutscher Bundestag (1969): 247. Sitzung, Bonn, Don-

nerstag, den 3. Juli 1969. 5. Wahlperiode.

Einig, K. (2015): Gewährleisten Zentrale-Orte-Konzepte 

gleichwertige Lebensverhältnisse bei der Daseinsvor-

sorge? In: Informationen zur Raumentwicklung, 1, 

45–56.

Engelhard, H.A. (1974). In : 119. Sitzung, Bonn, Don-

nerstag, den 26. September 1974. 7. Wahlperiode.

Enquete-Kommission Verfassungsreform (1976): Schluß-

bericht der Enquete-Kommission Verfassungsreform. 

gemäß Beschluss des Deutschen Bundestages - Druck-

sache 7/214 (neu) -. Drucksache 7/5924.

Ernst, W. (1977): Gleichwertige Lebensbedingungen - 

Aufgabe der Raumordnung? In Ernst, W.; Thoss, R. 

(Hrsg.): Beiträge zum Konzept der ausgeglichenen 

Funktionsräume. Münster, 9–31. = Materialien zum 

Siedlungs- und Wohnungswesen und zur Raumpla-

nung, 15.

Ernst, W. (1991): Die Bundesraumordnung von 1945 bis 

1965. In Akademie für Raumforschung und Landes-

planung (Hrsg.): Zur geschichtlichen Entwicklung 

der Raumordnung, Landes- und Regionalplanung in 

der Bundesrepublik Deutschland. Hannover, 3–31. = 

Forschungs- und Sitzungsberichte, 182.

Fairclough, N. (2001): The Dialectics of Discourse. In: 

Textus XIV, 2, 231–242.

Fairclough, N. (2005a): Critical discourse analysis. In: 

Marges Lingustiques, 9, 76–94.

Fairclough, N. (2005b): Peripheral Vision: Discourse 

Analysis in Organization Studies: The Case for Critical 

Realism. In: Organization Studies 26, 6, 915–939.

Fairclough, N. (Hrsg.) (2010a): Critical discourse analy-

sis. The critical study of language. Harlow.

Fairclough, N. (2010b): Critical discourse analysis and 

the marketisation of public discourse: the universities. 

In Fairclough, N. (Hrsg.): Critical discourse analysis. 

The critical study of language. Harlow, 91–125.

Fairclough, N. (2010c): Discourse, social theory, and 

social research: the discourse of welfare reform. In 



pnd|online I|2016 9| 10

www.planung-neu-denken.de

Fairclough, N. (Hrsg.): Critical discourse analysis. The 

critical study of language. Harlow, 167–201.

Fairclough, N. (2010d): Language and ideology. In 

Fairclough, N. (Hrsg.): Critical discourse analysis. The 

critical study of language. Harlow, 56–68.

Glasze, G.; Mattissek, A. (2009): Die Hegemonie- und 

Diskurstheorie von Laclau und Mouffe. In Glasze, G.; 

Mattissek, A. (Hrsg.): Handbuch Diskurs und Raum. 

Theorien und Methoden für die Humangeographie 

sowie die sozial- und kulturwissenschaftliche Raum-

forschung. Bielefeld, 153–159.

Hellmann, Herbert (1975): Anlage 21. Erklärung von 

Minister Hellmann (Niedersachsen) zu Punkt 85 der 

Tagesordnung. In: 422. Sitzung, 11. Juli 1975. Bundes-

rat, S. 233.

Hübler, K.-H.; Scharmer, E.; Weichtmann, K.; Wirz, S. 

(1980): Zur Problematik der Herstellung gleichwerti-

ger Lebensverhältnisse. Hannover. = Veröffentlichun-

gen der Akademie für Raumforschung und Landespla-

nung : Abhandlungen, 80.

Immer, K. (1974). In : 119. Sitzung, Bonn, Donnerstag, 

den 26. September 1974. 7. Wahlperiode.

Immer, K. (1975): Bundesraumordnungsbericht 1974, 

Bundestagsdrucksache 7/3582; hier: Bericht für die 

Beratung im Bundestagsauschuß für Raumordnung, 

Bauwesen und Städtebau. Anlage 3 zu: Kurzprotokoll, 

65. Sitzung des Ausschusses für Raumordnung, Bau-

wesen und Städtebau am Mittwoch, dem 22. Oktober 

1975. Berichterstattung. Bonn.

Jahn, F.-A. (1974). In : 119. Sitzung, Bonn, Donnerstag, 

den 26. September 1974. 7. Wahlperiode.

Jahn, F.-A. (1976). In : 239. Sitzung, Bonn, Freitag, den 

7. Mai 1976. 7. Wahlperiode.

Klingholz, R. (2015): Vielfalt statt Gleichwertigkeit - Die 

Regionalpolitik braucht eine neue Zielsetzung. In: 

Informationen zur Raumentwicklung, 1, 23–27.

Köhler, H. (2004): Einmischen statt abwenden - Bun-

despräsident Horst Köhler kämpft gegen Politikver-

drossenheit und für Reformen. Bürger in West und 

Ost müssten sich mehr anstrengen. In: Focus vom 

13.09.2004.

Kuhn, E.; Klingholz, R. (2013): Vielfalt statt Gleichwer-

tigkeit. Was Bevölkerungsrückgang für die Versorgung 

ländlicher Regionen bedeutet. Berlin.

Leendertz, A. (2008): Ordnung schaffen. Deutsche 

Raumplanung im 20. Jahrhundert. Göttingen. = Bei-

träge zur Geschichte das 20. Jahrhunderts, 7.

Leendertz, A. (2009): Der Gedanke des Ausgleichs 

und die Ursprünge des Leitbildes der »gleichwerti-

gen Lebensbedingungen«. In Mäding, H.; Strubelt, 

W. (Hrsg.): Vom Dritten Reich zur Bundesrepublik. 

Beiträge einer Tagung zur Geschichte von Raumfor-

schung und Raumplanung am 12. und 13. Juni 2008 

in Leipzig. Hannover, 210–225. = Arbeitsmaterial der 

ARL, 346.

Offe, C. (1977): Demokratische Legitimation der 

Planung. In Offe, C. (Hrsg.): Strukturprobleme des 

kapitalistischen Staates. Frankfurt/Main, 123–151.

Opratko, B. (2014): Hegemonie. Politische Theorie nach 

Antonio Gramsci. Münster. = Einstiege, 21.

Ptak, Ralf (2004): Vom Ordoliberalismus zur sozialen 

Marktwirtschaft. Stationen des Neoliberalismus in 

Deutschland. Opladen: Leske + Budrich.

Ptak, R. (2008): Soziale Marktwirtschaft und Neolibera-

lismus: ein deutscher Sonderweg. In Butterwegge, C.; 

Lösch, B.; Ptak, R. (Hrsg.): Neoliberalismus. Analysen 

und Alternativen. Wiesbaden, 69–89.

Ravens, K. (1974). In : 119. Sitzung, Bonn, Donnerstag, 

den 26. September 1974. 7. Wahlperiode.

Reichel, S. (2009): Gleichwertigkeit der Lebensverhält-

nisse. Verfassungsauftrag und Raumordnungsrecht. 

München.

ROG [1965]: Deutscher Bundestag; Deutscher Bundesrat 

(1965): Raumordnungsgesetz. ROG.

Schneider, O. (1973). In : Stenographisches Protokoll, 7. 

Sitzung des Ausschusses für Raumordnung, Bauwe-

sen und Städtebau am Mittwoch, dem 6. Juni 1973.

Schneider, O. (1974). In : 119. Sitzung, Bonn, Donners-

tag, den 26. September 1974. 7. Wahlperiode.

Sinz, M. (2005): Raumordnung / Raumordnungspolitik. 

In Ritter, E.-H. (Hrsg.): Handwörterbuch der Raum-

ordnung. Hannover, 863–872.

Sperling, D. (1978). In : Kurzprotokoll der 34. Sitzung 

des (15.) Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau, Mittwoch, 14. Juni 1978.

Strubelt, W. (2004): Gleichwertigkeit der Lebensverhält-

nisse als Element der sozialen Integration. In Fried-

richs, J.; Kecskes, R.; Wagner, M.; Wolf, C. (Hrsg.): 

Angewandte Soziologie. Wiesbaden, 247–285.

Väth, W. (1974): Sozioökonomische Strukturprobleme 

der Raumordnungspolitik des Bundes. In Grottian, 

P.; Murswieck, A. (Hrsg.): Handlungsspielräume der 

Staatsadministration. Beiträge zur politologisch-sozio-

logischen Verwaltungsforschung. Hamburg, 211–235. 

= Reader.

Väth, W. (1980): Raumplanung. Probleme der räumli-

chen Entwicklung und Raumordnungspolitik in der 

Bundesrepublik Deutschland. Königstein.

Vogel, H.-J. (1973). In : Stenographisches Protokoll, 7. 

Sitzung des Ausschusses für Raumordnung, Bauwe-

sen und Städtebau am Mittwoch, dem 6. Juni 1973.

Waffenschmidt, Horst (1974). In: 119. Sitzung, Bonn, 

Donnerstag, den 26. September 1974. 7. Wahlperiode. 

Deutscher Bundestag.

Warnke, J. (1974). In : 119. Sitzung, Bonn, Donnerstag, 

den 26. September 1974. 7. Wahlperiode.

Welch-Guerra, M. (2012): Die 1960er Jahre und der 

Aufstieg der räumlichen Planung zum etablierten 

bundesdeutschen Politikfeld. In Altrock, U. (Hrsg.): 

Schwerpunkt »40 Jahre Städtebauförderung - 50 Jahre 

Nachmoderne«. Beiträge aus Lehre und Forschung 

an deutschsprachigen Hochschulen. Berlin, 41–68. = 

Jahrbuch Stadterneuerung, 2012.

Wiechmann, T. (2014): Die Persistenz räumlicher 

Leitbilder der NS-Zeit. In: Nachrichten. Magazin der 



Michael Mießner: ›Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse‹. Zum Aufstieg eines leeren Signifikanten10| 10

www.planung-neu-denken.de

Akademie für Raumforschung und Landesplanung 44, 

2, 5–10.

Wodak, R. (2005a): The discourse-historical approach. 

In Wodak, R.; Meyer, M. (Hrsg.): Methods of critical 

discourse analysis. London, 63–94.

Wodak, R. (2005b): What CDA is about - a summary of 

its history, important concepts and its developments. 

In Wodak, R.; Meyer, M. (Hrsg.): Methods of critical 

discourse analysis. London, 1–13.

Wodak, R. (2009): Von Wissensbilanzen und Bench-

marking«: Die fortschreitende Ökonomisierung der 

Universitäten. Eine Diskursanalyse. In Diaz-Bone, R.; 

Krell, G. (Hrsg.): Diskurs und Ökonomie. Diskursana-

lytische Perspektiven auf Märkte und Organisationen. 

Wiesbaden, 317–335.

Wullweber, J. (2010): Hegemonie, Diskurs und 

Politische Ökonomie. Das Nanotechnologie-Projekt. 

Baden-Baden.



pnd|online I|2016

www.planung-neu-denken.de

ein Magazin

mit Texten und Diskussionen zur 

Entwicklung von Stadt und Regionwww.planung-neu-denken.de

Transformation nationaler Klima- und 

Energiepolitik in städtischen Kontexten – 

Stadtplanung im Spannungsfeld von politischem 

Diskurs und Regierungspraktiken

ISSN 1868 - 5196

Bei der Umsetzung nationaler energie- und klimapolitischer Ziele und Strategien ist teilwei-
se eine deutliche Diskrepanz zwischen politischem Diskurs um Energie- und Klimafragen ei-
nerseits und stadtentwicklungspolitischen Handlungspraktiken andererseits beobachtbar. Mit 
dem Beitrag entwickeln wir einen theoretischen Rahmen, der dieses Spannungsverhältnis er-
klären helfen soll. 

Wir argumentieren, dass eine diskurs- und gouvernementalitätstheoretische Perspektive 
besonders gut geeignet ist, um den Blick auf die den Planungsprozessen zugrundeliegenden 
Macht-Wissen-Komplexe zu lenken. Konkret wird damit der Fokus auf die lokal spezifischen 
Diskurskonstellationen, Pfadabhängigkeiten, institutionellen Gegebenheiten und Machtver-
hältnisse gerichtet, in die städtische Entscheidungen um Energie- und Klimapolitik eingebettet 
sind. Daran anknüpfend fragen wir mit Blick auf konkrete Handlungspraktiken, mit welchen 
politischen Strategien die Bevölkerung allgemein und städtische Entscheidungsträger_innen 
der Stadtentwicklungspolitik und -planung im Speziellen, in Bezug auf energie- und klimarele-
vante Handlungsweisen und Entscheidungen gelenkt werden.
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1. Einleitung

»Urban centres are strongly affected by climate 
change. However, cities are also a key contributor 
to climate change, as city activities are a main 
source of greenhouse gas emissions. If global ef-
forts to address climate change are to be success-
ful, they will need to integrate city requirements 
and environmental management capacities« 
(UNEP, UN-HABITAT 2005).

Mit diesem Statement betont der UN-Bericht 
die enorme Bedeutung von Städten für die 

Umsetzung energie- und klimapolitischer 
Ziele und Strategien, weil gerade Städte in 
besonders hohem Maß zum Primärenergie-
verbrauch sowie zu den globalen Emissionen 
beitragen und viele der prognostizierten Aus-
wirkungen besonders hier deutlich werden 
(Überhitzung, Überschwemmungen etc.). 
Vor diesem Hintergrund stellt sich für die 
Stadtentwicklungspolitik und -planung die 
Frage, wie diese Ziele und Strategien lokal 
umgesetzt werden können und durch welche 
Diskurse, Praktiken und Auseinanderset-
zungen dies vorangetrieben oder erschwert 
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Unser Beitrag verfolgt das Ziel, einen theo-
retischen Erklärungsrahmen zu entwickeln, 
der diese Fragen empirisch greifbar macht 
und das Spannungsverhältnis zwischen 
dem energie- und klimapolitischen Diskurs 
überregionaler Ebenen einerseits und Hand-
lungspraktiken der Stadtentwicklungspolitik 
und -planung andererseits erklären kann. 
Wir argumentieren, dass eine diskurs- und 
gouvernementalitätstheoretische Perspektive 
in Anlehnung an Michel Foucault (2000) 
besonders geeignet ist, um den Blick auf die 
den Planungsprozessen zugrundeliegenden 
Macht-Wissen-Komplexe zu lenken. Im ers-
ten Schritt führen wir als Grundlage für die 
Erklärung von Unterschieden in der Um-
setzung politischer Ziele und Normen ein 
diskurstheoretisches Verständnis von Stadt-
entwicklungsplanung ein. Aus einer solchen 
Perspektive betonen wir zum einen, dass 
politische Ziele und Normen nicht nur in-
nerhalb eines Nationalstaates bzw. auf einer 
institutionell verankerten Maßstabsebene 
entstehen, sondern in vielfältigen, komplexen 
Kommunikationsprozessen, unabhängig von 
statistischen Einheiten und Landesgrenzen 
(Temenos, McCann 2013). Zum anderen ver-
stehen wir Planungsziele, wie bspw. das der 
nachhaltigen Stadtentwicklung, als Ausdruck 
kontingenter, also umkämpfter und damit nie 
feststehender gesellschaftlicher Wissens- und 
Werteordnungen, die mit gesellschaftlichen 
Machtverhältnissen verknüpft sind. Um da-
ran anschließend die Brücke zu schlagen 
zwischen den diskursiv hergestellten Wis-
sensordnungen und den konkreten Hand-
lungspraktiken sowohl städtischer als auch 
privater Akteure, erweitern wir im zweiten 
Schritt das diskurstheoretische Verständnis 
von Planung um eine gouvernementalitäts-
theoretische Perspektive. Damit stellen wir 
die Frage in den Mittelpunkt, wie die Bevöl-
kerung allgemein und städtische Entschei-
dungsträger_innen der Stadtentwicklungs-
politik und -planung im Speziellen, in Bezug 
auf energie- und klimarelevante Handlungs-
weisen und Entscheidungen gelenkt werden. 
Dabei unterscheiden wir analytisch zwischen 
drei sich ergänzenden Formen der Steuerung 
bzw. der Regierung: a) Herrschaftstechniken 
bzw. Fremdsteuerung (z.B. Gesetze), b) An-
reiztechniken (z.B. Städtebaufördermittel) 
und c) Selbsttechnologien, die gemeinsam 
aufzeigen, an welchen Stellen kommunale 
und private Akteure Handlungsspielräume in 
der Umsetzung von Energie- und Klimapoli-
tik besitzen. Im dritten Schritt skizzieren wir 
exemplarisch anhand empirischer Beobach-

wird. Das Lernen von Erfahrungen anderer 
Städte nimmt dabei einen zentralen Stellen-
wert ein, was sich u.a. in der großen Zahl 
von Handlungsempfehlungen, Leitlinien und 
vielfältigen Dokumentationen über Praxisbei-
spiele zur Umsetzung von Energie- und Kli-
maschutzmaßnahmen widerspiegelt (Birk-
mann u. a. 2012; BMVBS 2011; BMVBS, BBR 
2000; BMVBS, BBSR 2009; Difu 2011). Da-
mit entsteht aber auch der Eindruck, energie- 
und klimapolitische Inhalte könnten durch 
das bloße Nachahmen solcher Best Practice-
Beispiele einfach übertragen werden. Empi-
rische Befunde zeigen jedoch, dass dies in 
vielen Fällen nicht zutrifft (Luks 2008: S. 106) 
und dass – trotz einer vordergründig breiten 
Zustimmung zu Maßnahmen des Klima-
schutzes und der Klimaanpassung – oftmals 
eine erhebliche Diskrepanz zwischen den 
formulierten politischen Zielen und Normen 
im Umgang mit Klimawandel und Energie-
wende und den tatsächlich realisierten städti-
schen Handlungspraktiken besteht. 

Die wissenschaftliche Auseinanderset-
zung mit solchen Fragen der Umsetzung 
nationaler Energie- und Klimapolitik konzen-
trierte sich bislang vor allem auf praktische 
und anwendungsorientierte Aspekte. Zum 
einen entstanden aus einer in erster Linie 
naturwissenschaftlichen Perspektive vor al-
lem technische Lösungsvorschläge zur Be-
wältigung von Klimaveränderungen und Ver-
wundbarkeiten (Cannon, Müller-Mahn 2010; 
Griesshammer u. a. 2012). Zum anderen wur-
de nach Wegen der Verbesserung und Opti-
mierung von Governance-Prozessen gesucht 
(Baasch u. a. 2012; Birk u. a. 2011; Klemme, 
Selle 2010). Im Hinblick auf die Frage, wa-
rum energie- und klimapolitische Inhalte so 
unterschiedlich in städtischen Kontexten an-
kommen, bleiben dabei vor allem drei Aspek-
te unbeachtet: Erstens, wie kommen die der 
Planung zugrunde gelegten normativen Vor-
stellungen und Ziele zu Energie und Klima 
und ihre unterschiedlichen Auslegungen in 
einzelnen Kontexten überhaupt zustande und 
durch welche Rationalitäten sind sie geprägt? 
Zweitens, wie wird das Verhalten städtischer 
Entscheidungsträger_innen und Bürger_in-
nen im Umgang mit den nationalen energie- 
und klimapolitischen Vorstellungen gelenkt 
bzw. regiert? Und drittens, wie kann die un-
terschiedliche Positionierung von städtischen 
Entscheidungsträger_innen innerhalb der 
stadtentwicklungspolitischen Rahmenvorga-
ben erklärt werden?



pnd|online I|2016 3| 9

www.planung-neu-denken.de

tungen in Münster und Dresden, wie unter-
schiedlich Umgangsweisen mit Energie- und 
Klimafragen in Städten sein können und dass 
entsprechend nationale Ziele und Strategien 
nicht einfach eins zu eins in lokale Stadtent-
wicklungsprozesse umgesetzt werden.

Im vierten Schritt zeigen wir einen ersten 
Erklärungsansatz für die unterschiedliche 
Auslegung und Nutzung von Handlungs-
spielräumen auf, indem wir anhand landes-
politischer Aussagen verdeutlichen, dass die 
den Planungszielen zugrundeliegenden ener-
gie- und klimapolitischen Leitbilder keines-
wegs unumstritten sind, sondern dass in den 
damit verbundenen Aushandlungsprozessen 
unterschiedliche Räume des Sagbaren und 
der Legitimation von Handlungen entstehen1. 

2. Stadtplanung im Spiegel 
diskurstheoretischer Überlegungen

Städtebauliche Leitbilder und unsere damit 
einhergehenden Vorstellungen darüber, ob 
Städte autogerecht oder klimafreundlich, auf-
gelockert oder verdichtet gestaltet werden sol-
len, können aus einer diskurstheoretischen 
Perspektive als Ergebnis diskursiver Aus-
handlungsprozesse verstanden werden. Diese 
spiegeln sich in den unterschiedlichen Ge-
setzen und Plänen der räumlichen Planung 
(bspw. dem Baugesetzbuch oder Flächennut-
zungsplänen) ebenso wider, wie in der gebau-
ten Umwelt. Der Begriff Diskurs bezeichnet 
in diesem Zusammenhang »überindividuelle 
Muster des Denkens, Sprechens, Sich-selbst-
Begreifens und Handelns sowie die Prozes-
se, in denen bestimmte Vorstellungen und 
Handlungslogiken hergestellt und immer 
wieder verändert werden« (Glasze, Mattis-
sek 2009: S. 12; vgl. auch Foucault 1973). Mit 
anderen Worten: Diskurse stellen bestimmte 
Wissensordnungen und Bedeutungen her 
und erzeugen damit ein Feld des Sagbaren 
bzw. des Nicht-Sagbaren. Sie strukturieren 
die soziale Welt, indem sie hervorbringen 
»was in einer bestimmten Gesellschaft zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt möglich, normal 
und richtig ist« (Dzudzek 2013: S. 21).

Dieser Perspektive folgend können auch 
planerische Entscheidungen verstanden wer-

1	 Der Beitrag präsentiert Konzept und Untersu-
chungsperspektive des kürzlich angelaufenen DFG-Pro-
jektes »Energiewende und Klimawandel in der Stadtent-
wicklung – zwischen diskursiven Leitvorstellungen und 
Handlungspraxis« (2015-2018). Die verwendeten Zitate 
sind Ergebnis erster explorativer Beobachtungen, die in 
den kommenden Jahren empirisch ausgebaut werden.

den »as an intersection of historically un-
secured and continuously unstable sets of 
practices and regulations [that] open up possi-
bilities for ›thinking otherwise‹ about spatial 
government« (Huxley 2010: S. 135). Mit die-
ser Sichtweise wird der Blick dafür geöffnet, 
Planung als einen zutiefst normativen und 
kontingenten Prozess zu begreifen, in dem 
sich gesellschaftliche Machtverhältnisse und 
Wissensordnungen widerspiegeln. In der 
alltäglichen Planungspraxis werden die den 
Planungszielen zugrunde liegenden norma-
tiven Setzungen allerding in der Regel nicht 
mehr hinterfragt. So bemerkt Hillier: »It has 
traditionally not been regarded as the task 
of planning practitioners to debate the aims 
themselves« (Hillier 2010: S. 14). Gleichwohl 
zeigt sich die prinzipielle Hinterfragbarkeit 
von Planungszielen in der Praxis an mehre-
ren Stellen: Zum einen in politischen Ausein-
andersetzungen um die Relevanz, Bedeutung 
und Priorität nationaler Energie- und Klima-
ziele (z.B. in den Stadtratsdebatten, landes-
politischen Stellungnahmen); zum anderen 
in den unterschiedlichen Interpretationen 
bestehender Handlungsspielräume durch 
Planer_innen und städtische Entscheidungs-
träger_innen in konkreten Planungsentschei-
dungen. Das heißt, diese können sich bspw. 
an gesetzlichen Minimalanforderungen der 
Energie- und Klimapolitik orientieren oder 
darüber hinausgehend, energie- und klima-
politische Werte zur Grundlage ihres stadt-
planerischen Handelns machen. Diese dif-
ferenzierte Bewertung und Positionierung 
städtischer Entscheidungsträger ist – so un-
sere These – einer der Gründe für den unter-
schiedlichen Umgang mit nationalen ener-
gie- und klimapolitischen Zielen (vgl. Kap. 4).

Für die Umsetzung und Implementie-
rung nationaler energie- und klimapolitischer 
Vorstellungen ist jedoch nicht nur relevant, 
wie sich städtische Entscheidungsträger_in-
nen und Planer_innen positionieren, viel-
mehr spielen die konkreten Praktiken der 
Bevölkerung (bspw. in Bezug auf Mobilität, 
Freizeitverhalten, Konsum etc.) eine ebenso 
zentrale Rolle. So schreibt die Fachkommis-
sion »Stadtentwicklungsplanung« des Deut-
schen Städtetages in ihrem Positionspapier 
zur klimagerechten und energieeffizienten 
Stadtentwicklung: 

»Eine integrierte, klimagerechte Stadtent-
wicklung setzt aber nicht nur die ›richtigen‹ 
räumlichen Leitbilder und nachhaltige städ-
tebauliche Strukturen voraus. Entscheidend 
sind vielmehr die sozio-kulturellen Leitbilder, 
also der verhaltenswirksame gesellschaftliche 
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Wertekanon und seine Weiterentwicklung z. 
B. durch Modelle für nachhaltigere Lebenssti-
le oder die aktive Übernahme von Verantwor-
tung für kommende Generationen« (Deut-
scher Städtetag 2011).

In diesem Sinne lässt sich die Implemen-
tierung politischer Normen und Werte in der 
Stadtentwicklung als Prozess verstehen, in 
dem es nicht allein um die Gestaltung der 
baulichen Umwelt im Sinne nationaler Ener-
gie- und Klimaziele geht, sondern auch dar-
um, das Handeln der Bevölkerung insgesamt 
auf bestimmte Ziele auszurichten. 

Insgesamt setzt also die Umsetzung pla-
nerischer Leitbilder voraus, dass sowohl Pla-
ner_innen und städtische Entscheidungs-
träger_innen, als auch die Bevölkerung zu 
bestimmten Entscheidungen und Handlun-
gen angeleitet werden. Wie dies geschieht, 
kann mit Hilfe des Begriffs der »Regierung« 
von Michel Foucault (2000) analytisch ge-
fasst werden, welcher im Folgenden einge-
führt wird. 

3. Das »Regieren« von Energie- und 
Klimapolitik in der Stadtentwicklung

Der Begriff des ›Regierens‹ nimmt in Fou-
caults Machtanalytik einen zentralen Stel-
lenwert ein. Er bezeichnet, anders als der 
Alltagssprachgebrauch, unterschiedliche Me-
chanismen des Führens von Menschen, näm-
lich »die Gesamtheit der Institutionen und 
Praktiken, mittels deren man die Menschen 
lenkt, von der Verwaltung bis zur Erziehung« 
(Foucault 1996: 118ff. zitiert in Bröckling u. 
a. 2000: S. 7). Macht ist damit mehr als nur 
Zwang und kann unterschiedliche Formen 
annehmen. Insbesondere unterscheidet Fou-
cault zwischen zwei zentralen Formen der 
Steuerung von Individuen: Herrschaftstech-
niken und Selbsttechniken. 

Bezogen auf stadtentwicklungspolitische 
Entscheidungen, lässt sich damit aufzeigen, 
welche Handlungsspielräume in der Umset-
zung von Energie- und Klimapolitik bestehen. 
Konkret bezeichnen Herrschaftstechniken 
jegliche Arten von Verhaltenssteuerung, die 
Zwangscharakter haben und Individuen we-
nige Handlungsspielräume lassen (z.B. Ge-
setze). Formen der Selbststeuerung hingegen 
entstehen dadurch, dass Individuen diskursiv 
konstituierte Notwendigkeiten verinnerlichen 
und auch ohne Zwangseinwirkung zu Leitlini-
en des eigenen Handelns machen (Foucault 
1993). Spezifische Formen von »Regierung« 
sind dann durch das jeweilige Verhältnis zwi-

schen diesen beiden Steuerungstechniken ge-
kennzeichnet (Foucault 1993: S. 203f.; Lemke 
2007: S. 37).

Vor diesem Hintergrund ist es Foucaults 
These, dass Individuen in modernen Ge-
sellschaften zunehmend durch Formen der 
Selbststeuerung regiert werden. Mit anderen 
Worten: Es geht weniger darum, Menschen 
über Mechanismen des Zwangs zu führen, 
als vielmehr um die Frage, »wie Menschen 
sich selbst und andere über die Produktion 
von Wahrheit regieren« (Foucault 1980, zi-
tiert in Lemke 1997: S. 33). Das bedeutet, dass 
Regierungstechniken immer untrennbar mit 
Wissens- und Wahrheitsordnungen verknüpft 
sind. Damit geht es nicht nur um die Frage, 
mit welchen Regierungstechnologien Verhal-
ten gesteuert wird, sondern auch darum, wel-
chen Denkweisen bzw. Rationalitäten sie fol-
gen, also welche Wissensordnungen diesen 
zugrunde liegen. Das Konzept des Regierens 
bildet damit eine analytische Klammer für das 
Verhältnis von Macht, Wahrheit und Subjekti-
vität und ein Analyse-Instrument zur Unter-
suchung von Macht-Wissen-Komplexen. 

Für die Analyse der oben skizzierten 
Stadtentwicklungsprozesse ist es angebracht, 
neben Herrschafts- und Selbsttechniken 
noch eine zusätzliche (Zwischen-)Form der 
Regierungstechniken zu betrachten, näm-
lich die der Anreizsysteme und Förderinst-
rumente. Diese beruhen weder vollständig 
auf Zwang, noch allein auf Freiwilligkeit, 
sondern nehmen quasi eine Mittlerrolle zwi-
schen Herrschaftsstrukturen und Selbsttech-
nologien ein. Diese Anreize (bspw. finanzielle 
Zuschüsse durch städtebauliche Förderinst-
rumente oder der Prestige-Gewinn durch Er-
folg in interkommunalen Wettbewerben) sind 
ebenfalls Ausdruck eines spezifischen Sets an 
energie- und klimapolitischen Normvorstel-
lungen, vertrauen aber nicht vollständig auf 
die Selbststeuerung städtischer und privater 
Akteure, sondern versuchen »richtiges« Ver-
halten durch zusätzliche Anreize zu fördern. 
Entscheidungsträger_innen sollen also sanft 
in die richtige Richtung geführt werden, ohne 
dabei direkten staatlichen Zwang einzuset-
zen. Diese Form der Regierungstechnologie 
wird in der Literatur auch als »nudging« be-
zeichnet (Thaler, Sunstein 2008). 

Daraus ergeben sich drei Steuerungsfor-
men von Handeln, die bezogen auf städtische 
Energie- und Klimapolitik die Verortung städ-
tischer und privater Akteure innerhalb ihrer 
Handlungsspielräume beeinflussen: Herr-
schaftstechniken bzw. Fremdsteuerung, An-
reiztechniken und Selbsttechnologien. Eine 
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Übersicht über die in der städtischen Klima- 
und Energiepolitik wichtigsten Steuerungs-
formen gibt Tab. 1.

Formen der Fremdsteuerung sind Geset-
ze und Verordnungen wie z.B. Richtlinien 
der Europäischen Union, wie die Energieef-
fizienz-Richtlinie (2012/27/EU) oder Bundes-
gesetze wie das Erneuerbare-Energie-Gesetz 
(EEG) und die Energieeinsparverordnung 
(EnEV). Diese schaffen sowohl für Städte, wie 
auch für Bürger_innen den gesetzlichen Pla-
nungs- und Handlungsrahmen, der in Bezug 
auf klima- und energiebezogenes Handeln 
gewisse Mindeststandards und Vorgaben de-
finiert, z.B. energetische Standards beim Neu-
bau bzw. der Sanierung von Gebäuden. Ne-
ben Gesetzen der Energie- und Klimapolitik 
stellen auch Instrumente der Raumplanung, 
wie das Raumordnungsgesetz, das Baugesetz-
buch oder kommunale Bauleitpläne Formen 
der Fremdsteuerung dar, indem sie verbind-
liche Vorgaben zur Flächennutzung und Be-
bauung schaffen. Im Gegensatz dazu ist die 
Steuerung durch Anreiztechniken nicht ge-
setzlich vorgeschrieben. Dazu gehören bspw. 
städtebauliche Konzepte, Strategien und Leit-
linien, die zum Ziel haben, normative Vorstel-
lungen der Stadtentwicklung zu vermitteln. 
Als Anreiztechniken können aber auch finan-
zielle Instrumente verstanden werden, wie 
europäische und nationale Förderprogram-
me (Strukturfonds der EU, nationale Städte-
bauförderung oder KfW-Förderprogramme). 
Daneben spielen aber auch Zertifizierungs-
verfahren (z.B. European Energy Award, 
EEA), sowie städtische und private Initiativen 

(»Münster packt’s«, Energiegenossenschaf-
ten) eine wichtige Rolle. 

Bei den Selbsttechnologien geht es vor 
allem um die Frage, wie stark städtische Ent-
scheidungsträger_innen bestimmte energie- 
und klimapolitische Ziele und Prioritäten ver-
innerlicht haben, wie dies ihr Handeln prägt 
und damit auch ihre Positionierung gegen-
über den unterschiedlichen Regierungsfor-
men. Mit anderen Worten: Werden Gesetze 
eher am »oberen« oder am »unteren« Rand 
ausgelegt? Beschränken sich Entscheidungs-
träger_innen auf die Umsetzung gesetzlicher 
Vorgaben oder werden Anreizsysteme aktiv 
genutzt und generiert, um energie- und kli-
mapolitische Maßnahmen über die Mindest-
anforderungen hinaus zu etablieren?

4. Empirische Beobachtungen: Energie- und 
Klimapolitik in Münster und Dresden

Wie unterschiedlich die Umsetzung nationa-
ler klima- und energiebezogener Vorgaben 
in einzelnen Städten sein kann, macht ein 
Vergleich der Städte Münster und Dresden 
deutlich. Die Städte wurden als Fallbeispiele 
ausgewählt, weil sie die Unterschiedlichkeit 
im Umgang mit nationaler Energie- und Kli-
mapolitik sehr gut zeigen. Die Homepages 
der Stadtverwaltungen2 beinhalten zwar bei-

2	 Für die Stadt Dresden: http://www.dresden.
de/de/stadtraum/umwelt/umwelt.php [18.01.2016]

	 Für die Stadt Münster: http://www.muenster.
de/stadt/umwelt/.

Tab. 1: 
Regierungstechnologien zur 
Steuerung der Umsetzung 
energie- und klimapolitischer 
Ziele

Herrschaftstechniken/  
Fremdsteuerung

Anreiztechniken Selbsttechnologien

EU 
(EU-Parlament) •• EU-Richtlinien 

•• (Energieeffizienz-Richtlinie 
2012/27/EU)

•• Europäische Förderpro-
gramme 

•• (Strukturfonds)
•• Zertifizierungsverfahren 
(z.B. EEA)

Positionierungen innerhalb 
gegebener Handlungsspiel-
räume

Bund
(Bundestag) •• Erneuerbare-Energie-Gesetz 

(EEG)
•• Energieeinsparverordnung 
(EnEV)

•• nationale Städtebauförde-
rung 

•• KfW-Förderprogramme

Kommunen
(Stadtrat) •• Bauleitpläne •• städtische Initiativen 

•• („Münster packt’s“) 
Kommunale Eigeninitiativen

Zivilgesellschaft
•• private Initiativen (Energie-
genossenschaften)

Eigeninitiative
Grassroot-Initiativen
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de unter der Rubrik »Umwelt« Informationen 
zu Energie- und Klimafragen und vermitteln 
damit zunächst den Eindruck, »Energiewen-
de« und »Klimawandel« seien in beiden Fäl-
len relevante Themen der jeweiligen Stadt-
entwicklung. Die Frage jedoch, wie nationale 
energie- und klimapolitische Vorstellungen 
und Ziele implementiert werden, lässt deutli-
che Unterschiede im Umgang mit nationalen 
Energie- und Klimazielen erkennen, die im 
Folgenden anhand von drei Beispielen skiz-
ziert werden sollen: 

a) Um die energie- und klimapolitischen Zie-
le im Kontext der Stadtentwicklung umzuset-
zen, betont die Bundesregierung, wie wichtig 
es ist, entsprechende kommunale Organi-
sationsstrukturen zu erstellen (BMU 2013: S. 
2; Deutsche Energie-Agentur 2011: S. 6). In 
Münster gibt es diese bereits seit einigen Jah-
ren, u.a. in Form einer Koordinierungsstelle 
für Klima und Energie (Klenko), die Ener-
gie- und Klimaschutzmaßnahmen plant, ko-
ordiniert und initiiert. Damit hat die Klenko 
großen Anteil daran, dass Energie- und Kli-
mafragen innerhalb der Münsteraner Stadt-
entwicklungspolitik sehr gut institutionell 
verankert sind. Im Gegensatz dazu machen 
Gespräche mit Entscheidungsträger_innen 
in Dresden deutlich, dass das dortige Klima-
schutzbüro nur einen geringen Einfluss auf 
die lokalen stadtentwicklungspolitischen Ent-
scheidungen hat und energie- und klimapoli-
tischen Fragen generell innerhalb der Stadt-
entwicklungspolitik bislang nur eine geringe 
Bedeutung beigemessen wird. Dies zeigt sich 
u.a. auch in der fehlenden Konkretisierung 
und politischen Unterstützung der tatsäch-
lichen Durchführung von Maßnahmen des 
Energie- und Klimaschutzkonzeptes. 

b) Wie bereits angesprochen, werden Teile der 
politischen Aushandlungsprozesse um Be-
deutung und Relevanz energie- und klimapo-
litischer Ziele in Stadtratsdebatten sichtbar. Im 
Vergleich fallen hier zwei Aspekte auf: Ers-
tens ist die Anzahl energie- und klimapoliti-
scher Vorlagen in Münster deutlich größer als 
in Dresden (2009-2013: Münster 42 Anträge, 
Dresden 25). Zweitens wurden die Anträge 
und Vorlagen in Münster wesentlich häufiger 
als in Dresden im Sinne der nationalen Ener-
gie- und Klimastrategien entschieden. 

c) Auf bundespolitischer Ebene gilt im Zu-
sammenhang mit der Transformation der 
Energie- und Klimapolitik auch die Initiierung 
von Bürgerbeteiligungsprozessen als eine zent-

rale Strategie. Das heißt, städtische Entschei-
dungsträger_innen werden aufgefordert, 
nicht nur gesetzliche Vorgaben umzusetzen, 
sondern darüber hinaus auch aktiv »ihre« 
Zivilgesellschaft zu entsprechendem »richti-
gen« Handeln anzuleiten (BMVBS 2010: S. 
8). Die Stadt Münster beschreibt sich selbst 
innerhalb des Klimaschutzkonzeptes als eine 
Stadt, die als »Motor« fungieren soll. In die-
sem Sinne wurden verschiedene kommunale 
Kampagnen wie »Münster packt`s. Der Bür-
gerpakt für Klimaschutz«, »40+20=2020« 
oder »Münsters Energiewende. Klimagerecht 
bauen & sanieren« initiiert. Damit werden in 
Münster nationale energie- und klimapoliti-
sche Werte an Unternehmen und Bürger_in-
nen vermittelt, um diese zu einem entspre-
chenden Handeln zu motivieren. Die Stadt 
Dresden hat im Gegensatz dazu bislang keine 
lokalen Steuerungsmechanismen in Form ei-
gener Kampagnen oder kommunaler Förder-
programme initiiert, welche die Umsetzung 
energie- und klimapolitischer Ziele unterstüt-
zen würden.

Die Beispiele zeigen, dass die lokalen Debatten 
um Relevanz und Priorität von energie- und 
klimapolitischen Zielen sehr unterschiedlich 
sind und sich Entscheidungsträger_innen in 
unterschiedlichen Kontexten sehr verschie-
den positionieren. Dabei können Parallelen 
beobachtet werden zwischen der Art und 
Weise, wie sich städtische Akteure innerhalb 
ihrer Handlungsspielräume bewegen und der 
Frage, inwieweit die jeweiligen Städte selbst 
eigene Anreizsysteme initiieren, die wiede-
rum neue, kleinräumigere Regierungstech-
nologien darstellen. So erscheint Münster als 
eine Stadt, in der kommunale Akteure sehr 
aktiv in der Teilnahme an Zertifizierungen 
und Wettbewerben (z.B. EEA) sind. Gleich-
zeitig initiierten gerade dort städtische Ent-
scheidungsträger_innen auch eine breite Pa-
lette von Instrumenten, mit denen versucht 
wird, Bürgerinnen und Bürger zu aktivieren. 
Für Dresden dagegen werden Zertifizierungs-
verfahren kaum genutzt und es werden auch 
kaum nennenswerte Anreize zur Aktivierung 
der Bürgerinnen und Bürger gesetzt.

5. Räume des Sagbaren – 
landespolitische Einflüsse

Wie oben bei den diskurstheoretischen Aus-
führungen erläutert wurde, werden stadtent-
wicklungsbezogene Ziele diskursiv herge-
stellt und immer wieder neu verhandelt und 
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bewertet. Diese Bewertungen und damit auch 
die Legitimation verschiedener Handlungen, 
unterscheiden sich deutlich zwischen ein-
zelnen Kontexten. Im Folgenden zeigen wir 
dies exemplarisch am Beispiel landespoliti-
scher Äußerungen in Nordrhein-Westfalen 
und Sachsen auf. Dabei wird deutlich, dass 
in den einzelnen Bundesländern erhebliche 
Unterschiede in Bezug auf Räume des Sagba-
ren bzw. Nicht-Sagbaren bestehen, die auch 
an der Konstruktion städtischer Politik- und 
Planungspraktiken einen zentralen Anteil ha-
ben. 

Nordrhein-Westfalen hat als erstes Bun-
desland ein Klimaschutzgesetz verabschie-
det. Alle Landesparteifraktionen stimmen 
dahingehend überein, dass Maßnahmen der 
Energiewende und des Klimaschutzes als 
sinnvoll und legitim anerkannt werden. Auch 
die Opposition, in der aktuellen Legislaturpe-
riode FDP und CDU, konstatieren: »Die FDP 
NRW bekennt sich zu den Zielen der Ener-
giewende auf der Basis des Energiekonzeptes 
der Bundesregierung« (FDP NRW 2012) und 
»Wir wollen die Herausforderungen des Kli-
mawandels und der Klimaanpassung in NRW 
erfolgreich meistern […]« (CDU NRW 2015). 

In Sachsen wurde die Landesregierung 
von 2009 bis 2014 durch die CDU und die 
FDP gebildet. Umso interessanter ist es, dass 
die gleiche Partei, die in Nordrhein-Westfalen 
selbst aus der Opposition heraus die Kli-
ma- und Energiepolitik der Landesregierung 
stützt, sich hier ganz anders positioniert. In 
Sachsen stellt sich die FDP als »alternativ« 
und als »Kraft […], die Zweifel repräsentiert« 
(FDP Sachsen 2012a: S. 7) dar. So wird die 
Energiewende nicht nur kritisch diskutiert, 
sondern deren Sinnhaftigkeit und die Legi-
timität klimapolitischer Ziele und Maßnah-
men, die auf nationaler Ebene beschlossen 
wurden, insgesamt in Frage gestellt. Energie-
politik wird als »Ökodogma« (FDP Sachsen 
2012b: S. 4) bewertet, Maßnahmen gegen den 
Klimawandel werden als »kurios, symbolisch 
oder plakativ, meist alarmistisch« ablehnt 
und »mehr und mehr als sinnlose Ökoschi-
kane für die Bürger« (FDP Sachsen 2012a: S. 
4) empfunden, mit denen man, so die sächsi-
sche FDP, »nicht mehr weit vom totalitären 
Meinungsmonopol in der DDR entfernt« sei 
(ebd. 2012a: S. 4). 

Derartige Sichtweisen und Bedeutungs-
zuschreibungen schreiben sich in konkrete 
Handlungspraktiken der Landespolitik und 
-planung ein, die wiederum als Regierungs-
technologien das Verhalten städtischer Ent-
scheidungsträger_innen und Bürger_innen 

beeinflussen und lenken. Während bspw. auf 
Bundesebene eine »ambitionierte[n] Strategie 
zur Steigerung der Energieeffizienz und der 
weitere Ausbau der Erneuerbaren Energien« 
als richtige Antwort verstanden wird, »um die 
Emission der Treibhausgase zu reduzieren« 
(BMWi 2007: S. 4), beschreitet Sachsen »[m]
it dem Energie- und Klimaprogramm […] ei-
nen deutlich eigenständigen Weg.« Das heißt 
konkret, dass der »Zubau an erneuerbaren 
Energien […] mit 28 Prozent bis 2022 be-
grenzt und von uns klar reduziert« wird und 
gleichzeitig auf einen Energie-Mix gesetzt 
wird, »dessen grundlastfähiges Fundament 
in der Lausitzer und Mitteldeutschen Braun-
kohle liegt« (Breitenbruch 2013).

Dieser kurze Einblick in konkrete Prak-
tiken der Umsetzung klima- und energiebe-
zogener Ziele in der Stadtentwicklung und 
die damit verbundenen diskursiven Aus-
handlungsprozesse machen gemeinsam 
deutlich, dass die skizzierten Unterschiede 
in den Positionierungen gegenüber energie- 
und klimapolitischen Fragen als kontingen-
tes Zusammenspiel von Herrschafts- und 
Selbsttechniken verstanden werden können, 
zwischen denen sich politische Entschei-
dungsträger_innen, beeinflusst durch jeweils 
dominante diskursive Deutungsmuster, posi-
tionieren. 

6. Fazit

Unser Beitrag argumentiert, dass Planung 
aus einer diskurs- und gouvernementalitäts-
theoretischen Perspektive als zutiefst norma-
tiver und kontingenter Prozess verstanden 
werden kann, in dem sich gesellschaftliche 
Wissens- und Machtverhältnisse widerspie-
geln. Wenngleich zugrunde liegende Normen 
und Ziele in der Regel in den alltäglichen 
Planungspraktiken kaum hinterfragt werden, 
geschieht dies durchaus in den politischen 
Aushandlungsprozessen um Bedeutung, Re-
levanz und Priorität energie- und klimapoli-
tischer Ziele, in die Planungsentscheidungen 
stets eingebettet sind. 

Um analysieren zu können, wie das Han-
deln städtischer Entscheidungsträger_innen 
und der Bevölkerung insgesamt in Richtung 
nationaler Energie- und Klimaziele gelenkt 
wird, haben wir drei sich ergänzende Steue-
rungsformen unterschieden: a) Herrschafts-
techniken, b) Anreiztechniken und c) Selbst-
technologien. Diese nehmen das Verhältnis 
zwischen Zwang und Freiwilligkeit in den 
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Blick und machen die jeweiligen Handlungs-
spielräume der Akteure deutlich. 

Am Beispiel der unterschiedlichen Um-
setzungen von Energie- und Klimapolitik in 
Münster und Dresden haben wir aufgezeigt, 
wie sich diese mit Hilfe einer solchen theore-
tischen Perspektive erklären lassen: Sie sind 

demnach ein Ergebnis der kontingenten Ver-
ortung von Entscheidungsträger_innen und 
Bürger_innen zwischen unterschiedlichen 
Steuerungsformen, die wiederum maßgeb-
lich beeinflusst werden durch die Frage, wel-
che Diskurse in bestimmten Kontexten be-
sonders prominent artikuliert werden. 
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Zusammenfassung

Vor dem Hintergrund des dominanten Metropolendiskurses sehen sich insbesondere die an 
den Rändern und in der Peripherie von Metropolräumen gelegenen »Zwischenräume« einem 
besonderen Handlungsdruck zur regionalen Profilierung ausgesetzt. Der vorliegende Beitrag 
untersucht neue Regionsbildungsprozesse in diesen nicht-metropolitanen Räumen am Bei-
spiel der Region Südwestfalen. Der Beitrag vertritt ein Verständnis von Regionalisierung als 
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1. Einleitung

In raumordnungspolitischen Diskursen 
spielen metropolitane Räume seit spätes-
tens Mitte der 1990er Jahre eine dominan-
te, wenngleich nicht gänzlich unumstrittene 
Rolle. Metropolräumen wird ein besonderes 
Maß an Wettbewerbsfähigkeit und Innovati-
onskraft zugeschrieben, während periphere 
und eher ländlich strukturierte Räume eine 
vermeintlich untergeordnete Position einneh-
men (kritisch hierzu siehe Danielzyk 2012). 
Auch in der raum- und planungswissen-
schaftlichen Debatte wird die herausragende 
Bedeutung von Stadtregionen innerhalb der 
globalisierten Ökonomie seit geraumer Zeit 
intensiv diskutiert (Storper 1997; Scott 2001; 
Brenner 2004). Harrison (2014) differenziert 

zwischen einer eher ökonomischen Lesart 
und einer politikwissenschaftlich geprägten 
Diskussion, konstatiert aber insgesamt eine 
Dominanz stadtregionaler Diskurse, die er 
unter dem Terminus »geopolitics of city regi-
onalism« (Harrison 2014: 1) zusammenfasst.

Weniger im Fokus stehen dagegen oft 
Prozesse regionaler Restrukturierung außer-
halb von Metropolregionen. Waterhout et al. 
(2012: 10) stellen die berechtigte Frage, »[…] 
what happens to the non-metropolitan regi-
ons when metropolitan regions are identified 
with economic growth and competitiveness?” 
Im Zuge des immer deutlicher hervortreten-
den regionalen Wettbewerbs sehen sich ins-
besondere die nicht ausdrücklich zur Metro-
polregion auserkorenen »Zwischenräume« 
einem besonderen Handlungsdruck zur regi-
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ten und ambivalenten Identitätsdiskurse des 
Regionsbildungsprozesses in Südwestfalen 
untersucht. Kap. 5 schließt mit einer kurzen 
Diskussion der Ergebnisse.

2. Regionalisierung und neoliberale 
Gouvernementalität

Einem gouvernementalitätstheoretischen 
Verständnis folgend meint Regierung die 
»Gesamtheit der Institutionen und Praktiken, 
mittels derer man Menschen lenkt« (Foucault 
2005: 116). Es handelt sich dabei also um ein 
Verständnis von Regierung, das über eine 
alltagssprachliche Verwendung hinausgeht 
und die vielfältigen Praktiken, Institutionen, 
Programme und Maßnahmen beinhaltet, die 
einen Lenkungseffekt haben. Regierung wird 
in diesem Sinne verstanden als »Führung der 
Führungen« (Foucault 1987: 255). Zentral ist 
dabei, dass diese Konzeption von Regierung 
nicht nur Fremdführung im Sinne eines »Re-
gierens über Andere«, sondern gleichzeitig 
auch Formen der Selbstführung thematisiert.

Foucault schlägt also eine Analyse von 
Regierung vor, die sich dem Verhältnis von 
(staatlicher) Fremdführung und subjektiver 
bzw. kollektiver Selbstführung widmet und 
die Makro- und Mikroebenen von Machtprak-
tiken und -effekten miteinander verbindet 
(Rosol 2013: 133). Gouvernementalitätsstudi-
en richten sich dabei gerade auf die Schnitt-
stellen, an denen Formen (staatlicher) Fremd-
führung und (regionaler) Selbstführung 
aufeinandertreffen. Überträgt man Formen 
der (kollektiven) Selbstführung von der Sub-
jektebene auf räumliche Entitäten wie z.B. 
Regionen wird deutlich, dass es sich bei der 
Etablierung neuer Regionsbildungsprozesse 
nicht um einen Rückzug oder gar ein »Ver-
schwinden« des Staates handelt, sondern um 
eine damit verbundene Neuordnung des Ver-
hältnisses zwischen Staat, Zivilgesellschaft 
und Privatwirtschaft auf der regionalen Maß-
stabsebene (Lemke 2002: 58).

Im Zuge der neoliberal motivierten räum-
lichen Restrukturierung (Brenner 2004; Peck 
2010), die im Kern ein Re-Scaling wirtschafts- 
und strukturpolitischer Zuständigkeiten von 
der nationalen auf supra- und subnationale 
Maßstabsebenen im Kontext staatlicher Dere-
gulierungsprozesse beinhaltet (vgl. Schipper/
Belina 2009), lässt sich in den letzten zwei 
Jahrzehnten auf europäischer Ebene die Ent-
stehung eines zunehmend differenzierten 
und heterogenen Geflechts regionaler »soft 
spaces of governance« (Haughton et al. 2013; 

onalen Profilierung ausgesetzt. Was bedeutet 
also die Dominanz des Metropolendiskurses 
für die Konstruktion metropolitaner Periphe-
rien (vgl. Danielzyk 2012: 29)? Welche diskur-
siven Rationalitäten und Handlungslogiken 
liegen den dortigen Regionsbildungsprozes-
sen zugrunde? Und inwieweit sind diese neu 
entstehenden Regionen durch Ambivalenzen 
und Widersprüche geprägt? Der vorliegende 
Beitrag beleuchtet diese Fragen am Beispiel 
der im Zuge des nordrhein-westfälischen 
Strukturförderprogramms REGIONALEN 
neu konstruierten Region Südwestfalen. 

Der Gouvernementalitätsansatz Foucaults 
(Foucault 2006a [1978]; 2006b [1979]) bie-
tet die Möglichkeit, Prozesse der experimen-
tellen Regionsbildung (Gualini 2004) im 
Schatten der großen metropolitanen Verdich-
tungsräume als inhärenten Bestandteil einer 
vorwiegend wettbewerbsorientierten bzw. 
neoliberalen Lesart von Raumordnungspoli-
tik zu verstehen. Mitunter werden diese neu-
en Raumkonstrukte auch als soft spaces (All-
mendinger/Haughton 2009; Allmendinger 
et al. 2015) umschrieben (vgl. Kap. 2). In Er-
gänzung zu einer eher staatstheoretisch aus-
gerichteten raumbezogenen Governance-For-
schung (u. a. Diller 2004; Fürst 2006; Selle 
2007), die sich vor allem auf die Analyse re-
gionaler Akteursnetzwerke und Institutionen 
konzentriert, zeigen Haughton et al. (2013), 
wie die Konstituierung neuer soft spaces auch 
als Bestandteil eines durchdringenden gesell-
schaftlichen Prozesses der Neoliberalisierung 
verstanden kann. Neoliberalisierung meint 
dabei im weitesten Sinne eine grundlegende 
Ökonomisierung bzw. Wettbewerbsorien-
tierung staatlichen Handelns, die weit über 
die Sphäre des Ökonomischen hinausreicht. 
Dabei ist es gerade die dem Neoliberalismus 
zugrunde liegende Strategie flexibler räum-
licher Restrukturierung, die die Formierung 
experimenteller soft spaces begünstigt und mit 
neuen, experimentellen Formen regionaler 
Fremd- und Selbstregierung einhergeht. 

Zur Beantwortung der o.g. Fragen wer-
den in Kap. 2 zunächst in aller Kürze die 
Grundlagen des Gouvernementalitätsansat-
zes dargelegt und erläutert, inwieweit aktu-
elle Regionalisierungspraktiken als Ausdruck 
und Mittel neoliberaler Gouvernementalität 
verstanden werden können. In Kap.3. werden 
die Grundlagen und Ziele des Strukturförder-
programms REGIONALEN skizziert. Auf der 
Basis von leitfadengestützten Interviews mit 
regionalen Akteuren und über die Auswer-
tung von Sekundärmaterial werden anschlie-
ßend in Kap. 4 die dominanten Rationalitä-
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Metzger/Schmitt 2012; Allmendinger et al. 
2015) beobachten. Sie stellen horizontale, 
netzwerkartige, temporäre und administrati-
ve Grenzen überschreitende Raumkonstruk-
tionen dar, die in Ergänzung zu formellen 
Strukturen und Räumen staatlicher Planung 
agieren (Hohn/Reimer 2010). Soft spaces und 
die ihnen zugrunde liegenden Rationalitäten 
und Technologien des Regierens (s.u.) stellen 
nicht bloß das regional differenzierte Ergeb-
nis räumlicher Restrukturierung dar, son-
dern müssen selbst als integrale Bestandteile 
neoliberalen Regierens verstanden werden 
(Haughton et al. 2013: 220). Soft spaces for-
mieren sich nicht »hierarchiefrei«, vielmehr 
stellen sie räumliche Experimentierfelder dar, 
in denen sich hierarchische und netzwerkarti-
ge Formen der Steuerung ergänzen. 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, 
dass sich mit der Entstehung von soft spaces 
kein grundsätzlicher Verlust staatlicher 
Souveränität verbindet, sondern eher eine 
bewusste Verlagerung von Steuerungskapa-
zitäten und Kompetenzen. Der Staat agiert 
hier nicht mehr als alleiniger Versorger bzw. 
Wohlfahrtsgarant zur Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse, sondern der Fokus 
liegt stärker auf Regierungsnarrativen der Er-
möglichung, Lenkung, Stimulierung, Koope-
ration und Aktivierung (Haughton et al. 2013: 
221). Damit einhergehende Diskurse und 
Praktiken der »Aktivierung endogener Poten-
ziale« und der »Förderung zivilgesellschaftli-
chen Engagements« deuten nicht zwingend 
auf eine neoliberale Gouvernementalität hin. 
Im Zuge neoliberaler Restrukturierung sind 
diese jedoch mit grundlegenden Verantwor-
tungs- und Kompetenzverlagerungen verbun-
den, so dass regionale Akteure zunehmend 
dazu angehalten werden, selbstverantwortlich 
zu handeln und sich einer spezifischen (neo-
liberalen) Rationalität entsprechend selbst zu 
regieren (vgl. auch Beitrag von Mießner in 
diesem Heft). 

Eine gouvernementalitätstheoretische 
Analyse dieser häufig neoliberal motivierten 
Restrukturierungsprozesse muss daher da-
nach fragen, inwieweit neue Regionsbildun-
gen gleichzeitig als Ausdruck und Mittel einer 
spezifischen (neoliberalen) Regierungsweise 
verstanden werden können und welche neu-
en Formen regionaler Fremd- und Selbstfüh-
rung mit der Bildung dieser soft spaces einher-
gehen. Für die Operationalisierung werden 
zwei zentrale Analysekategorien relevant, die 
zugleich Schlüsselbegriffe des Gouvernemen-
talitätsansatzes darstellen:

ππ Rationalitäten des Regierens, die im weites-
ten Sinne die diskursiven Wissensordnungen 
meinen, die zu einem bestimmten Zeitpunkt 
als hegemoniale Denk- und Handlungslogi-
ken spezifische Regierungspraktiken hervor-
bringen. Rationalitäten des Regierens schaf-
fen gesellschaftliche Ordnungen, in denen 
bestimmte Handlungsweisen nahegelegt und 
andere unwahrscheinlich gemacht bzw. mar-
ginalisiert werden. Rationalitäten des Regie-
rens konstituieren gleichzeitig das »Feld des 
Sagbaren« (Foucault 2003), in dem zu regie-
rende Probleme identifiziert, anzustrebende 
Ziele bestimmt und Lösungsstrategien ver-
handelt werden (Rosol/Schipper 2014: 724).

ππ Technologien des Regierens, die in Fremd-
technologien und Technologien des Selbst 
unterteilt werden. Sie umschreiben »die 
Verfahren und Techniken, die in einem be-
stimmten ›Realitätsbereich‹ zur Anwendung 
kommen und die das Wissen über diese Re-
alität und den praktischen Umgang mit ihr 
prägen« (Mattissek 2008: 39). Fremdtech-
nologien der Raumentwicklung stellen z. B. 
formelle Planwerke wie Raumordnungs-, 
Flächennutzungs- und Bebauungspläne dar. 
Des Weiteren können regionale Strukturför-
derprogramme und informelle Entwicklungs-
konzepte, die Einrichtung von Regionalma-
nagements, aber auch planerische Leibilder 
und Beteiligungsprozesse unter dem Begriff 
zusammengefasst werden. Entscheidend 
ist, dass Fremdtechnologien gleichzeitig mit 
entsprechenden Technologien des Selbst ver-
bunden sind. Technologien des Selbst mei-
nen dann die Art und Weise, wie (kollektive) 
Akteure das eigene Handeln rationalisieren, 
also die diskursiven und nicht-diskursiven 
Praktiken, mittels derer sich Subjekte einer 
spezifischen Rationalität des Regierens ent-
sprechend selbst regieren.

Staatliche Anreize wie z. B. regionale Struk-
turförderprogramme oder Landeswettbewer-
be spielen als Fremdtechnologien für die In-
itiierung von soft spaces und die Etablierung 
experimenteller Formen regionaler Selbst-
regierung eine zentrale Rolle. Reuber (2012: 
208) weist in diesem Zusammenhang darauf 
hin, dass »Raumplanung/Raumordnung […] 
nicht nur als Technik der räumlichen Gestal-
tung zu Tage tritt, sondern als zutiefst norma-
tive, machtgeladene und politische Technolo-
gie des Regierens, die mit Bezug auf politisch 
hegemoniale Rationalitäten […] jeweils für 
bestimmte Formen der räumlichen Ordnung 
und darauf aufbauende Technologien eintritt 
[…]«. So ist es dann auch auf Ebene der Raum-
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ordnungs- und Strukturpolitik möglich, neue 
Formen der Regionalisierung als Techniken 
indirekter Machtausübung zu verstehen, die 
darauf ausgerichtet sind, entsprechend spezi-
fischer räumlicher, politischer, ökonomischer 
und sozialer Rationalitäten andere und sich 
selbst zu regieren.

3. Die REGIONALEN in Nordrhein-Westfalen

Als Instrument regionalisierter Strukturpo-
litik und Nachfolgeformat der IBA Emscher 
Park sind die REGIONALEN Ausdruck eines 
paradigmatischen Wandels in der regionalen 
Strukturpolitik Nordrhein-Westfalens. Dieser 
Wandel umschreibt im Kern eine Ergänzung 
des interregionalen Ausgleichziels um For-
men regionaler Strukturpolitik, die den Fokus 
auf die Aktivierung endogener Potenziale und 
die Förderung partizipatorisch angelegter 
Governance-Prozesse im Rahmen einer vor-
wiegend wettbewerbsorientierten Struktur-
förderpolitik legt. Die REGIONALEN agieren 
dabei als staatlich gelenkte Impulsgeber für 
eine flexible und zunächst zeitlich befristete 
interkommunale Zusammenarbeit und ver-
folgen durch die prioritäre Vergabe von För-
dermitteln das übergeordnete Ziel, freiwillig 
formierte Regionen über die Inwertsetzung 
endogener Potenziale und die Umsetzung in-
novativer Projekte nach innen und außen zu 
profilieren (Danielzyk et al. 2011). 

Die Vergabe einer REGIONALE fand im 
zwei- (2000 bis 2010) bzw. dreijährigen (2013 
und 2016) Turnus statt und wurde als Wett-
bewerbsverfahren durch die Landesregierung 
organisiert. Prinzipiell konnten sich einzelne 
Kommunen in interkommunalen Verbünden 
auch mehrmals um die Durchführung einer 
REGIONALE bewerben oder an verschiede-
nen Bewerbungen teilnehmen. Eine Beson-
derheit dabei ist, dass die REGIONALEN als 
Strukturförderprogramm über keine eigenen 
Fördertopf verfügten; vielmehr wurden die 
einzelnen Regionen und Projekte durch ei-
nen prioritären Zugriff auf vorhandene För-
derprogramme von EU, Bund und Land ge-
fördert. Einzelne Projekte unterlagen dabei 
einem regionsinternen Qualifizierungs- und 
Wettbewerbsverfahren, das wiederum Grund-
lage für die spätere Freigabe von Fördermit-
teln durch die jeweilige Bezirksregierung war. 
Gegenwärtig ist eine Fortführung der REGIO-
NALEN nicht absehbar.

Die REGIONALE 2013 in Südwestfalen 
stellte insofern ein besonderes Beispiel dar, 
da mit der Bewerbung der Region gleichzei-
tig der Anspruch einer neuen Regionsbildung 
verbunden war. Als künstlich geschaffene 
»Designerregion« (Weichhart 2000) umfasst 
Südwestfalen die Kreise Soest, Hochsauer-
landkreis, Siegen-Wittgenstein, Märkischer 
Kreis sowie den Kreis Olpe (vgl. Abb. 1). 
Südwestfalen, das z. T. im engeren Verflech-
tungsbereich der Metropole Ruhr oder der 

Abb.1 Die REGIONALEN in 
NRW

Quelle: ILS – Institut 
für Landes - und 

Stadtentwicklungsforschung
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Metropolregion Rheinland liegt, zum großen 
Teil aber auch periphere und eher ländlich 
strukturierte Gebiete abdeckt, ist ein exem-
plarisches Beispiel einer Regionsbildung an 
Rande von Metropolräumen. Die REGIONA-
LE 2013 bot nicht zuletzt eine Plattform, um 
Südwestfalen als gemeinsame Handlungs- 
und Repräsentationsebene im interregiona-
len Wettbewerb zu etablieren.

4. Rationalitäten und Ambivalenzen 
der Regionsbildung in Südwestfalen

Ein gouvernementalitätstheoretisches Ver-
ständnis von Regionalisierung und Regions-
konstruktion ermöglicht es, nach den domi-
nanten Rationalitäten des Regierens im Zuge 
regionaler Restrukturierungsprozesse zu fra-
gen. In einem ersten Schritt (Kap. 4.1) wird 
der Regionsbildungsprozess in Südwestfalen 
daher im Hinblick auf seine zugrunde liegen-
den diskursiven Rationalitäten und Hand-
lungslogiken untersucht. Aus einer post-
strukturalistischen Perspektive, die auch die 
Brüche, Instabilitäten und Heterogenitäten 
gesellschaftlicher und raumbezogener Wis-
sensordnungen in den Blick nimmt, werden 
in einem zweiten Schritt die Ambivalenzen 
des Regionsbildungsprozesses in Südwestfa-
len thematisiert, die sich insbesondere durch 
intraregionale Differenzen regionaler Identi-
tätsdiskurse auszeichnen (Kap. 4.2).

4.1	 Rationalitäten der Regionsbildung

Im Kern lassen sich drei übergeordnete Ratio-
nalitäten identifizieren, die als diskursives Be-
zugssystem fungieren, auf dessen Grundlage 
strategische Ziele und thematische Hand-
lungsfelder der Regionsbildung in Südwest-
falen abgesteckt wurden. Diese dominanten 
Rationalitäten der Regionsbildung kommen 
dabei nicht nur in Südwestfalen zum Tragen, 
sondern können vielmehr als derzeit hegemo-
niale Rationalitäten neuer Regionalisierungs-
prozesse verstanden werden. Entscheidend ist 
jedoch, dass diese Rationalitäten im Schatten 
von Metropolräumen eine besondere Dyna-
mik entfalten, da sich diese Zwischenräume 
aufgrund drohender Peripherisierungsszena-
rien einem stetig wachsenden Druck regiona-
ler Profilierung ausgesetzt sehen.

Als erste übergeordnete Rationalität do-
miniert die Herstellung interregionaler Wettbe-
werbsfähigkeit den Regionsbildungsprozess 
in Südwestfalen. Dabei wird die Region als 
Handlungsebene für die Sicherstellung der 

Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Kreise 
naturalisiert. Es wird argumentiert, dass man 
»[…] eine übergeordnete wirtschaftliche Regi-
on bilden und europaweit auftreten [müsse]. 
Jeder Kreis für sich ist zu klein. Daher bedarf 
es dieser Zusammenbindung, um Fachkräfte 
anzuwerben, aber auch, um als Wirtschaftsre-
gion in größeren Zusammenhängen gesehen 
zu werden« (Interview Kommunalpolitik I).1 
In Südwestfalen kommen zudem regions-
spezifische Rationalisierungen zum Tragen, 
die auf den vermeintlich defizitären Bekannt-
heitsgrad der einzelnen Kreise gegenüber 
Großstädten und Metropolregionen im nati-
onalen und europäischen Kontext hinweisen. 
So wird konstatiert, dass »all diesen Kreisen, 
die bei der REGIONALE 2013 mitmachen, ge-
meinsam (ist), dass sie in der Wahrnehmung 
des Landes, in Berlin und in Brüssel wenig 
vorkommen und wir uns über Jahrzehnte 
hinweg schlecht nach außen verkauft haben« 
(Interview Kommunalpolitik II).

Zweitens lässt sich eine diskursiv macht-
volle »Notwendigkeit« interkommunaler Ko-
operation identifizieren. Die Bereitschaft zu 
interkommunaler Kooperation wird dabei 
von Seiten des Landes im Sinne einer poli-
tisch-administrativen verankerten Rationa-
lität für die Aufnahme in strukturpolitische 
Programme wie die REGIONALEN voraus-
gesetzt. Durch interkommunale Kooperation 
sollen regionale Potenziale aktiviert werden, 
denn »die Anpassung und arbeitsteilige Er-
bringung der städtebaulichen Infrastruktur 
für die öffentliche Daseinsvorsorge erfordert 
eine aktive interkommunale bzw. überörtli-
che Zusammenarbeit« (Pietschmann 2014: 
17). Für die Herstellung regionaler Hand-
lungsfähigkeit ist von besonderer Bedeutung, 
dass interkommunale Kooperation als sog. 
»leerer Signifikant« über ein hohes Maß an 
Integrationskraft zur Einbeziehung verschie-
dener kommunaler Partikularinteressen ver-
fügt (vgl. auch Beitrag von Mießner in diesem 
Heft). Interkommunale Kooperation fungiert 
dann als »kleinster gemeinsamer Nenner« 
(Mattissek 2008) der Regionsbildung und 
wirkt als politisch-administratives »Allheil-

1	 Das empirische Material wurde im Zeitraum 
von 2011 bis 2014 im Rahmen der wissenschaftlichen 
Belgleitforschung des Strukturförderprogramms REGI-
ONALEN durch das ILS – Institut für Landes- und Stadt-
entwicklungsforschung erhoben, an der die Autoren 
federführend mitgewirkt haben. Wörtliche Zitate aus per-
sönlich geführten Interviews mit kommunalpolitischen 
Akteuren (n=4) wurden zum Zweck der Anonymisierung 
mit der Angabe „Interview Kommunalpolitik“ gekenn-
zeichnet.
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mittel« zur gemeinsamen Überwindung re-
gionaler Herausforderungen. Sie stellt den 
kooperativen Grundpfeiler für strategische 
Maßnahmen und Projekte auf der regionalen 
Handlungsebene dar.

Interkommunale Kooperation verläuft 
auch im Rahmen der REGIONALE 2013 kei-
nesfalls konfliktfrei, sondern ist mit Abgren-
zungen und Brüchen verbunden. Dies betrifft 
zum einen die z. T. eigennutzorientierten 
und äußerst pragmatischen Beziehungen von 
Kommunen untereinander. Zum anderen 
werden konfliktive Beziehungen zwischen 
verschiedenen Gebietskörperschaften deut-
lich, da die Steuerung des Regionsbildungs-
prozesses insbesondere über die Kreisebene 
erfolgt und z.T. Legitimationsdefizite auf der 
Gemeindeebene bestehen. Die durch die RE-
GIONALE 2013 angestoßene Regionsbildung 
stellt also keinesfalls ein homogen geschlos-
senes System »strukturierter Kohärenz« dar, 
sondern befindet sich in einem stetig offenen 
Zustand zwischen Kooperation und Konkur-
renz und muss daher im Sinne eines »conti-
nuously emergent scalar fix (als) tendenziell 
unvollständiger und stets umkämpfter Ver-
such, einen regionalen skalaren Kompromiss 
im Namen und im Dienste der globalen inter-
regionalen Konkurrenz zu erzielen« (Belina 
2013: 145), verstanden werden.

Als dritte Rationalität lassen sich förder-
mittelpolitische Zwänge identifizieren. Durch 
den im Rahmen einer REGIONALE gewähr-
ten prioritären Fördermittelzugang agiert das 
Land Nordrhein-Westfalen als wesentlicher 
Initiator der Regionsbildung. Staatlich ge-
lenkte Anreize zur Initiierung von Regionsbil-
dungsprozessen offenbaren die Schnittstellen 
von Technologien der regionalen Fremd- und 
Selbstführung. Rationalisierungen förder-
mittelpolitischer Zwänge thematisieren in 
Südwestfalen insbesondere die Abgrenzung 
gegenüber metropolitanen Räumen: »Das 
Rheinland sonnt sich im Glanz wohlwollen-
der Unterstützung, das Ruhrgebiet sahnt För-
dergelder ab. Und zwischen Soest und Siegen 
haben einige Angst vor der eigenen Courage, 
sich endlich nicht mehr hinten anzustellen, 
wenn der staatliche Subventionskuchen ver-
teilt wird« (Südwestfalen Agentur 2014: 4). 
Förderpolitiken, die sich nicht primär am 
übergeordneten Ziel interregionaler Kohäsi-
on orientieren, werden dabei als gewinnbrin-
gend für die regionale Entwicklung eingestuft: 
»Die REGIONALEN sind ein hervorragendes 
Strukturförderungsprogramm, das nicht nur 
strukturschwachen Regionen auf die Beine 
hilft, sondern auch strukturstärkeren Regio-

nen wie dieser die Möglichkeit verschafft, die 
Stärken noch weiter auszuprägen« (Interview 
Kommunalpolitik III). Fördermittelpolitische 
Rationalisierungen, die dem Prinzip »Stär-
ken stärken« folgen, äußern sich hier als in-
ternalisierte Handlungslogiken und tragen 
letztendlich dazu bei, neoliberale Paradigmen 
regionalisierter Strukturpolitik zu naturalisie-
ren.

4.2 Ambivalenzen regionaler 
Identitätsdiskurse

Die Durchsetzung, Legitimation und Akzep-
tanz neuer Regionen ist trotz weitgehend in-
ternalisierter Rationalitäten und Handlungs-
logiken keineswegs ein homogener Prozess, 
sondern durch vielfältige Ambivalenzen und 
Widersprüche geprägt, die die prinzipielle 
Offenheit und potenzielle Konflikthaftigkeit 
von Prozessen der Regionsbildung verdeutli-
chen. Zimmerbauer und Paasi (2013) betonen, 
dass Regionen als diskursive Konstruktionen 
verstanden werden müssen »that are produ-
ced and removed in contested, historically 
contingent and context-bound processes of 
institutionalization and deinstitutionalization 
(Zimmerbauer/Paasi 2013: 31). Die Institutio-
nalisierung von Regionsbildungsprozessen 
sowie die Konstruktion neuer regionaler Iden-
titäten stehen dabei in einem spannungsge-
ladenen Verhältnis, »in which the contested 
ideas of boundaries, territories and regional 
identities are mobilized and exploited« (ebd.: 
32).

Um die sich neu konstituierenden Span-
nungen im Zuge des Regionsbildungsprozes-
ses in Südwestfalen konzeptionell fassen zu 
können, kann auf die analytische Unterschei-
dung von spaces of regionalism und regional 
spaces (Jones/MacLeod 2004) bzw. von thick 
regional identities und thin regional identities 
(Terlouw/van Gorp 2014; Zimmerbauer 2013) 
zurückgegriffen werden. Während regional 
spaces als strategische Raumkonstruktionen 
auf die Herstellung interregionaler Wettbe-
werbsfähigkeit abzielen und aufgrund ihres 
künstlichen bzw. funktionalen Charakters 
durch thin regional identities geprägt sind, 
beziehen sich die spaces of regionalism mit 
thick regional identities auf die historisch und 
kulturell gewachsenen Identitätsdiskurse, 
die ein hohes Maß an Resistenz und Wider-
standsfähigkeit aufweisen können. Thin iden-
tity regions wie Südwestfalen stellen dabei 
sog. »Legitimationsidentitäten« (Terlouw/van 
Gorp 2014) dar, die im ambivalenten und z.T. 
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konfliktiven Verhältnis zu den gewachsenen 
thick identity regions stehen.

Als künstlich geschaffene Region stellt 
Südwestfalen eine sog. thin identity region dar 
und ist in erheblichem Maße von Legitimie-
rungsdiskursen abhängig. Dabei stehen die 
zumeist funktionalen und primär struktur-
politisch ausgerichteten neuen Identitätsdis-
kurse im Spannungsverhältnis zu den histo-
risch und kulturell gewachsenen regionalen 
Identitätsdiskursen. Im Falle Südwestfalens 
zeigen dies insbesondere Identitätsdiskurse 
in den Teilregionen des Sauerlandes und des 
Siegerlandes (sowie in Teilen des Wittgenstei-
ner Landes), die im Sinne der analytischen 
Unterscheidung als subregionale thick iden-
tity regions bezeichnet werden können. Die 
Legitimierungsdiskurse zielen dabei vor dem 
Hintergrund des vermeintlich defizitären Be-
kanntheitsgrades der einzelnen Teilregionen 
auf der nationalen und internationalen Ebene 
auf die Konstruktion einer neuen und überge-
ordneten südwestfälischen »Legitimationsi-
dentität« ab, um regionale Wettbewerbsfähig-
keit sicherzustellen.

Aufgrund des Spannungsverhältnisses 
zwischen den Identitätsdiskursen von thick 
identity regions und thin identity regions ist der 
Regionsbildungsprozess in Südwestfalen da-
her durch diskursive Brüche und Widerstän-
de geprägt, die die Durchsetzung, Legitima-
tion und Akzeptanz der primär funktionalen 
»Legitimationsidentität« Südwestfalen her-
ausfordern: »Es wird keiner sagen, dass er 
Südwestfale ist, bevor er sagt, dass er Sauer-
länder oder Siegerländer ist. […] Die Identität 
einer gewachsenen Region kann man nicht 
innerhalb von wenigen Jahren ändern« (In-
terview Kommunalpolitik IV). Ambivalenzen 
von thick regional identities und thin regional 
identities verdeutlichen somit die Ungeschlos-
senheit und potenzielle Konflikthaftigkeit 
neuer, künstlicher Regionsbildungen.

5. Fazit

Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit 
neuen Regionsbildungsprozessen in nicht-
metropolitanen Räumen, die sich im Zuge ei-
nes gesteigerten interregionalen Wettbewerbs 
einem wachsenden Druck regionaler Profilie-
rung ausgesetzt sehen. Vor dem Hintergrund 
eines gouvernementalitätstheoretischen Ver-
ständnisses von Regionalisierung werden 
neue Regionsbildungsprozesse im Schatten 
der großen metropolitanen Verdichtungs-
räume als (produktive) Machteffekte einer 

vornehmlich wettbewerbsorientierten Raum-
ordnungspolitik verstanden, die in erster 
Linie Metropolräume mit wirtschaftlichem 
Wachstum und Innovationskraft in Verbin-
dung setzt und das Prinzip des räumlichen 
Ausgleichs mehr und mehr zu Gunsten einer 
neoliberalen Lesart von Raumentwicklung 
aufgibt.

Damit verbunden ist zugleich eine raum-
ordnungspolitische Diskursverschiebung, 
die die Verantwortung für die Herstellung 
von Wettbewerbsfähigkeit zunehmend in die 
Regionen selbst legt. Dabei handelt es sich 
nicht um einen vermeintlichen Rückzug des 
Staates, sondern um eine bewusste Verlage-
rung von Regierungstechniken und um eine 
Restrukturierung des Verhältnisses von Staat, 
Zivilgesellschaft und Privatwirtschaft auf der 
regionalen Ebene. Regionsbildungsprozesse 
und staatlich gelenkte Regionalisierungsprak-
tiken zur Etablierung von soft spaces können 
dann auch als Techniken der »Regierung aus 
der Ferne« (Rose/Miller 1992) verstanden 
werden. Sie sind Ausdruck und Mittel einer 
neoliberalen Gouvernementalität, die mit 
neuen, experimentellen Formen regionaler 
Fremd- und Selbstregierung einhergeht.

Im Rahmen des Regionsbildungsprozes-
ses in Südwestfalen agiert das Land Nordrhein-
Westfalen über das Strukturförderprogramm 
der REGIONALEN und die Setzung förder-
mittelpolitischer Anreize als wesentlicher 
Impulsgeber des Regionsbildungsprozesses. 
Dabei können drei dominante Rationalitäten 
des Regierens identifiziert werden, die den 
Regionsbildungsprozess in Südwestfalen an-
leiten: Erstens die Dominanz regionalökono-
mischer Handlungslogiken zur Herstellung 
interregionaler Wettbewerbsfähigkeit, zwei-
tens politisch-administrative Rationalitäten, 
die interkommunale Kooperation als unab-
dingbare Handlungslogik naturalisieren, um 
regionalen Problematisierungen angemessen 
zu begegnen sowie drittens fördermittelpoli-
tische Zwänge, die als »goldener Zügel« der 
Strukturförderpolitik experimentelle Formen 
der regionalen Selbstführung unterstützen. 
Bei integrierter Betrachtung der wirkenden 
Rationalitäten lässt sich schlussfolgern, dass 
das Zusammenwirken fördermittelpolitischer 
Zwänge mit internalisierten Handlungslo-
giken interkommunaler Kooperation unter 
dem übergeordneten ökonomischen Primat 
der Herstellung regionaler Wettbewerbsfä-
higkeit den gouvernementalen Kern einer von 
neoliberalen Anreizen durchsetzten regiona-
len Strukturförderpolitik offenbart.
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Rationalitäten der Regionsbildung wirken 
dabei in Südwestfalen durchaus homogeni-
sierend, um konsensorientierte Formen der 
regionalen Selbstregierung auf Basis kollek-
tiv geteilter Handlungslogiken zu etablieren. 
Trotz weitgehend internalisierter Rationalitä-
ten sind neue Regionsbildungen keineswegs 
konfliktfrei, sondern durch vielfältige Am-
bivalenzen und Widersprüche geprägt. Dies 
betrifft etwa z.T. konflikthafte Prozesse inter-
kommunaler Kooperation, die die Entstehung 
eines regionalen Konsenses aufgrund einzel-
kommunaler Partikularinteressen herausfor-
dern. In Südwestfalen offenbaren sich zudem 
intraregionale Differenzen raumbezogener 
Identifikation. Als künstlich geschaffene »De-
signerregion« stellt Südwestfalen eine sog. 
thin identity region dar, deren funktionale Le-
gitimierungsdiskurse im Spannungsverhält-
nis zu den historisch und kulturell gewachse-
nen regionalen Identitätsdiskursen einzelner 

Teilregionen stehen. Ambivalenzen von thick 
regional identities und thin regional identities 
verdeutlichen die Ungeschlossenheit und 
potenzielle Konflikthaftigkeit von Regionsbil-
dungsprozessen, die sich in einem stetigen 
Prozess des Werdens befinden. 

Insgesamt ist der Beitrag als Versuch zu 
verstehen, das Zusammenspiel von diskursi-
ven Wissensordnungen und neuen Formen 
der regionalen Fremd- und Selbstführung 
im Rahmen von Regionsbildungsprozessen 
in nicht-metropolitanen Räumen näher zu 
beleuchten. Der Gouvernementalitätsansatz 
eröffnet dabei eine alternative Sichtweise auf 
Prozesse der regionalen Restrukturierung, 
die in Ergänzung zu etablierten Formen der 
raumbezogenen Governance-Forschung dazu 
beitragen kann, ein tieferes Verständnis über 
das Verhältnis der Mikro- und Makroebenen 
neuer Regionalisierungspraktiken zu entwi-
ckeln.

* Anmerkung

Dieser Beitrag ist eine im theoretisch-konzep-
tionellen Teil gekürzte und im empirischen 
Teil anders gewichtete Veröffentlichung der 
Originalpublikation »Regionsbildung im 
Schatten des Metropolendiskurses. Das Fall-
beispiel der Region Südwestfalen« (Balke/
Reimer 2016), die in der Zeitschrift »Raumfor-
schung und Raumordnung« beim Springer-
Verlag erschienen ist (Einreichung 11.10.2015, 
Online first Publikation 22.06.2016). Die Pu-
blikationsrechte der Originalpublikation ob-
liegen dem Springer-Verlag.
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1. Diskurstheorie und Planung: Ein Überblick

Die gesellschaftliche Konstruktion von Räu-
men als Bestandteil dessen, was als Wirklich-
keit gilt, ist sowohl in der Soziologie als auch 
in den Raumwissenschaften seit geraumer 
Zeit eine allgemein anerkannte Feststellung. 
Auf die Frage danach, wie diese Orte und Räu-
me nicht nur sozial konstruiert, sondern Sozi-
ales und Raum diskursiv konstituiert werden, 
leisten die verschiedenen Ansätze der Dis-
kursforschung einen mittlerweile ebenfalls 
viel beachteten Antwortversuch. Bereits Fou-
cault (2005; vgl. auch Ruoff 2009) sieht etwa 
den architektonischen Raum in Verbindung 
mit Diskursen als materialisierte Machtfor-
mationen. Auf den Ansätzen einer empirisch-

analytischen Umsetzung der Diskurstheo-
rie in den Raumwissenschaften (Dzudzek et 
al. 2009; Glasze 2007a; Mattissek/Reuber 
2004) basierend, tritt im folgenden Beitrag 
die Frage nach den Spuren des Diskurses und 
der diskurstheoretischen Substrate für die 
aktuellen planungstheoretischen Debatten in 
den Vordergrund. Diskurse werden hierbei 
verstanden als Übersetzungsvorschriften, die 
Bedeutungsgebungs- und Identitätsbildungs-
prozesse im Wechselspiel zwischen Sprechen 
und Denken intersubjektiv organisieren: Ein 
Diskurs ist »eine Menge von Aussagen, die ei-
nem gleichen Formationssystem zugehören.« 
(Foucault 1981: 156) Essentialistischen Vor-
stellungen einer dem Sozialen vorgängigen 
Realität werden damit ebenso eine Absage 
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anwendungsorientierten Operationalisierung 
der Diskurstheorie unternahm.

Doch bedarf es zunächst einer Deutung 
des Raumes als inhaltlich-thematischen 
Gegenstands der Planung. In der deutsch-
sprachigen Humangeographie wird die Dis-
kurstheorie seit der Jahrtausendwende vor-
wiegend in der Kulturgeographie (Glasze/
Mattissek 2009a), der Politischen Geogra-
phie (Reuber/Wolkersdorfer 2001; Wolkers-
dorfer 2001) sowie der Feministischen Geo-
graphie (Wucherpfennig/Fleischmann 2008) 
rezipiert. Dabei fokussieren die Diskussionen 
das Verhältnis von räumlicher Identität und 
Macht, wobei Räume »nicht einfach nur Aus-
druck des Sozialen [sind], sondern die Her-
stellung von Räumen ist immer wieder kon-
stituierendes Element der permanenten (Re-)
Produktion des Sozialen.« (Glasze/Mattissek 
2014: 210) Mit Blick auf die empirische An-
wendung diskursanalytischer Ansätze in der 
Humangeographie deuten Glasze und Mat-
tissek (2009b) schließlich eine Annäherung 
an die Raumplanung an, fokussieren hierbei 
jedoch in einer kritisch-analytischen Hal-
tung ihr gegenüber deren augenscheinliches 
Selbstverständnis, hegemoniale gesellschaft-
liche Diskurse in Form von Leitbildern in den 
(materiell-physischen und sozialen) Raum zu 
übersetzen.

Im Folgenden wird zunächst anhand der 
Begriffe Risiko, Unsicherheit und Komplexi-
tät der diskursive Kontext dargelegt, in dem 
sich aktuelle planungswissenschaftliche De-
batten vielfach verorten. Sie bilden den Aus-
gangspunkt für einen stärker diskurstheoreti-
schen Blickwinkel bei der Beschreibung und 
Erklärung von Planungsprozessen sowie dem 
Entwurf handlungsleitender Präskriptionen. 
Daraufhin werden unterschiedliche Ansätze 
der prozeduralen Planungstheorie diskutiert, 
die entsprechende Anknüpfungspunkte zur 
Diskursforschung bereithalten. Den Konzep-
ten zur kommunikativen bzw. kollaborativen 
Planung des sog. communicative turn in den 
Planungswissenschaften folgen die interna-
tional diskutierten Ansätze der Deliberation 
und des Storytelling sowie einzelne Äußerun-
gen hinsichtlich einer dezidiert poststruktura-
listischen Planungstheorie. Planungsprozes-
se sind außerdem stets in einen spezifischen 
organisatorischen Kontext eingebettet, an 
dem sich die unterschiedlichen Rollenver-
ständnisse von PlanerInnen orientieren. De-
ren planungstheoretische Verhandlung wird 
vor dem erkenntnistheoretischen Hinter-
grund der Diskurstheorie ebenfalls skizziert. 
Abschließend wird der Beitrag zusammenge-

erteilt wie kulturanthropologischen Regis-
tern, die von einer quasi-natürlichen sozialen 
Ordnung und Räumlichkeit ausgehen. Wenn 
gesellschaftliche Wirklichkeiten und mit ih-
nen auch Räume also als diskursiv konstitu-
iert gelten, stellt sich für die Planungstheorie 
die Frage, wie die Entscheidungsprämissen 
für die künftige Raumentwicklung erarbeitet 
werden können. Ein systematischer Ansatz 
unter den Vorzeichen einer technischen Ra-
tionalität trägt hier offensichtlich nicht mehr. 
Und auch kommunikative und kritische Rati-
onalitäten kommen schnell an ihre Grenzen, 
wenn Akteure und Interessen als kontingent 
aufgefasst werden und damit nicht mehr al-
lein anhand klassischer Stakeholder-Typologi-
en und in normierten Beteiligungsverfahren 
hinreichend adressierbar sind. Andererseits 
hält eine poststrukturalistisch informierte 
Perspektive ein endogenes Potential für die 
Eröffnung von Handlungsspielräumen in 
Planungsprozessen sowie die Erhöhung der 
Optionsvielfalt für künftige Raumentwicklun-
gen bereit. Es erscheint also lohnenswert, pla-
nungstheoretische Ansätze nach den Spuren 
der poststrukturalistischen Diskurstheorie 
mit dem Ziel zu befragen, die Möglichkei-
ten und Grenzen einer entsprechenden the-
oretischen Verschneidung aufzuzeigen. Mit 
diesem Ziel vor Augen werden im Folgenden 
die genannten Spuren in der gebotenen Kür-
ze und der damit notwendigen Konzentrati-
on auf die wesentlichen Aussagen aufgezeigt 
und zusammenfassend diskutiert.

Bei einem ersten Blick in aktuelle inter-
disziplinäre Handbücher und Sammelbände 
zur Diskursforschung wird zunächst deut-
lich, dass die Planungswissenschaften darin 
nicht als dezidiertes Diskussionsfeld benannt 
werden. Seit den Anfängen der Diskursanaly-
se im Frankreich der 1960er Jahre sieht van 
Dijk (2011) eine sukzessive Rezeption vor al-
lem in der Anthropologie, den Sprach- und 
Literaturwissenschaften, der Soziologie und 
Psychologie sowie daran anschließend den 
Kommunikations- und Politikwissenschaften. 
Angermüller (2014) erkennt darüber hinaus 
auch die Geographie als wichtiges transdis-
ziplinäres Feld der Diskursforschung und 
reiht sie mit dem Verweis auf die Räumlich-
keit des Diskurses in den genannten diszip-
linären Fächerkanon ein. Doch Erkenntnisse 
und Diskussionsansätze in den Planungswis-
senschaften suchen die Leser auch hier ver-
gebens. Diese Lücke ist insofern bemerkens-
wert, als dass die Planungsforschung bereits 
mehrfach Versuche einer analytischen und 
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fasst und einige zentrale Schlussfolgerungen 
hinsichtlich der planungstheoretischen und 
planungspolitischen Implikationen einer Re-
zeption der poststrukturalistischen Diskurs-
theorie präsentiert.

2. Risiko, Unsicherheit und 
Komplexität: Aktuelle Metadiskurse 
in den Planungswissenschaften

In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
wurde eine Skepsis gegenüber den sog. ge-
sellschaftlichen »Metaerzählungen« (Lyotard 
1986: 14) laut, die sich weitgehend unter dem 
Etikett der Postmoderne versammelt und mit 
dem Ende des Kalten Krieges noch an Intensi-
tät gewonnen hat. Prominente Versuche, die 
großen politischen Erzählungen von Kom-
munismus und Kapitalismus mit Hilfe eines 
allumfassenden Demokratie-Diskurses zu 
uniformieren wie in Fukuyamas (1989, 1992) 
»Ende der Geschichte« oder die Blockkonfron-
tation zu substituieren durch einen vermeint-
lich heraufziehenden »Kampf der Kulturen« 
(Huntington 1996) wurden vielfach kritisch 
kommentiert und mit einer im Zuge der Glo-
balisierung zunehmenden Polarisierung und 
Fragmentierung sozialer Ordnungen beant-
wortet (Reuber/Wolkersdorfer 2007). Als Be-
gleiterscheinung dieser Entwicklungen wer-
den Risiken und Unsicherheiten in einer an 
Komplexität gewinnenden Welt zunehmend 
thematisiert (Beck 2007; Glasze 2007b). Sie 
bilden somit das diskursive Substrat aktueller 
planungswissenschaftlicher Debatten. 

Sich ausdifferenzierende Interessen und 
raumgebundene Identitäten wiederum be-
günstigen die Entstehung von lokalen und 
regionalen planungsbezogenen Raumnut-
zungskonflikten, welche spätestens seit den 
Eskalationen rund um den Bau des Tiefbahn-
hofs »Stuttgart 21« über die planungswissen-
schaftlichen Debatten hinaus in das Bewusst-
sein einer breiten Öffentlichkeit gelangt sind. 
Planungstheoretische Auseinandersetzungen 
der letzten Jahre reagierten darauf mit einer 
gesteigerten Anstrengung, Komplexität und 
Unsicherheit analytisch zu fassen, zu verste-
hen und unter den Vorzeichen der Postmo-
derne konzeptionell in die Raumplanung ein-
zubinden. Als Metadiskurse zeigen sie sich 
häufig in ihrer Funktion als Letztbegründung 
in der Planungswissenschaft. Deren diskur-
siver Konstitutionscharakter wird hingegen 
vergleichsweise selten adressiert. Gleichwohl 
haben diskursanalytische Untersuchungs-
designs unterhalb der Metaebene vereinzelt 

eine erhöhte Aufmerksamkeit erfahren. Sie 
thematisieren dabei vornehmlich die diskur-
siven Herstellungskontexte für spezifische 
Sinn- und Bedeutungszusammenhänge in 
der Planung. So analysierten etwa Hesse und 
Kaltenbrunner (2005) den Begriff der ›Zersie-
delung‹, Nuissl und Heinrichs (2011) unter-
suchten das Konzept der ›Governance‹ in der 
Raumplanung, Rydin (1997) fokussierte auf 
die diskursive Konzeption einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung und Healey (1999) setzte 
sich mit den Diskursen der ökonomischen 
Entwicklung und Leistungsfähigkeit in den 
planungswissenschaftlichen Debatten ausei-
nander. Aus den zunächst sehr unterschied-
lichen Erkenntnissen dieser Untersuchungen 
lassen sich als übergreifende Metadiskurse 
die mit der Komplexität einhergehenden 
Risiken und Unsicherheiten als eine domi-
nante thematische Metaebene planungswis-
senschaftlicher Debatten herauslesen. Da-
rauf basierend wird eine Vielzahl aktueller 
planungspolitischer Handlungserfordernisse 
im Rahmen beispielsweise des Klimawandels 
oder der Nachhaltigkeit und Resilienz formu-
liert und begründet.

3. Planen in der Postmoderne – Prozesse 
diskursiver Raumgestaltung

Die kommunikative Wende in den 
Planungswissenschaften

In Reaktion auf die zunehmend komplexer 
wahrgenommene Umwelt wird seit den spä-
ten 1980er Jahren in den angloamerikani-
schen Politik- und Planungswissenschaften, 
und etwas zeitversetzt seit Beginn der 1990er 
Jahre auch im deutschsprachigen Raum, der 
sog. communicative turn (Healey 1992) bzw. 
argumentative turn (Fischer/Forester 1993) 
wiederkehrend diskutiert. Der Ausgangs-
punkt war die Kritik am wissenschaftlich-
technokratischen Rationalismus, der oft das 
Ziel einer inkludierenden Planung und de-
mokratischen Raumentwicklung verfehlte 
(Healey 1992). So wurden die eher klassisch-
rationalistischen Ansätze von Anpassungs-, 
Auffang- und Entwicklungsplanung (Albers 
1993; Selle 1994) nicht nur als unfähig er-
achtet, Raumnutzungsansprüche adäquat 
und konfliktfrei zu adressieren. Sie waren 
offensichtlich ebenso wenig geeignet, besag-
te Verwerfungen und Konflikte zu lösen, so-
bald sich diese äußerten. Als Ausweg sahen 
Vertreter der argumentativ-kollaborativen 
Planungstheorie(n) eine Konzentration auf 
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die alternative Rationalität der Kommunikati-
on. Diese wurde in einer gezielten Fortschrei-
bung der humanistischen Moderne verankert 
und entwarf damit im Gegensatz zur Prämis-
se der Kontingenz im Poststrukturalismus 
einen weiteren – wenn auch zunehmend im 
Sozialen verorteten – kommunikativen Rati-
onalismus. 

In seiner Theorie des kommunikativen 
Handelns definiert Habermas (1995a, 1995b) 
Rationalität mithin als den Grad des Wahr-
heitsgehaltes einer Aussage bzw. die Wirk-
samkeit einer Handlung. Dieser Grad wird 
anhand von Gültigkeitsbedingungen und 
Begründungen bestimmt, die wiederum Er-
gebnisse gesellschaftlicher Aushandlungen 
sind. Damit seien Aussagen jederzeit legitim 
kritisierbar dann, wenn die Kritik ebenfalls 
argumentativ belegt werden könne. Als Re-
ferenzrahmen der Aushandlung sieht Haber-
mas (1995a: 27) einen transsubjektiven Gel-
tungsanspruch, von ihm auch als objektive 
Welt bezeichnet: »Eine Äußerung erfüllt die 
Voraussetzungen für Rationalität, wenn und 
soweit sie fehlbares Wissen verkörpert, damit 
einen Bezug zur objektiven Welt, d. h. einen 
Tatsachenbezug hat, und einer objektiven Be-
urteilung zugänglich ist.« Das Terrain dieser 
Äußerungen sieht er im Diskurs, verstanden 
als kommunikativ-argumentative Verhand-
lung, wobei die normativ von ihm formulierte 
Diskursethik eine auf den Diskurs anzuwen-
dende Argumentationsregel darstelle, in der 
grundlegend anerkannte Gesetzgebungsfor-
meln kristallisierten (Habermas 2009).

Mit der kommunikativen Wende erfuhr 
der Diskursbegriff erstmals prominente Be-
achtung in den planungswissenschaftlichen 
Debatten. Oft wurde er dabei im Sinne der 
Diskursethik nach Habermas interpretiert 
und entsprechend normativ formuliert. Nicht 
nur das, was PlanerInnen tun steht im Zent-
rum der Untersuchungen wie es etwa Innes 
(1995) beschreibt, sondern ebenfalls wie Pla-
nung sein sollte im Lichte dieses Paradigmas 
kommunikativen und kollaborativen Han-
delns: »What is being invented, in planning 
practice and planning theory, is a new form 
of planning, a respectful argumentative form, 
of planning through debate, appropriate to 
our recognition of the failure of modernity’s 
conception of ›pure reason‹, yet searching, 
as Habermas does, for a continuation of the 
Enlightenment project of democratic progress 
through reasoned inter-subjective argument 
among free citizens.« (Healey 1992: 160; für 
die deutschsprachige Debatte vgl. u.a. Selle 
1994) In der Folge dieses Ansatzes wird die 

Begrifflichkeit einer diskursiven Planung 
wiederholt genannt, vorrangig als Synonym 
für Verhandlung (Wiechmann 1998) sowie 
als Sammelbegriff für Kommunikation und 
Kooperation unter der Bedingung, betroffe-
ne Akteure zu beteiligen (Meyer-Oldenburg 
2003). Auf dieser Grundlage entstand eine 
Reihe sog. diskursiver Verfahren als Hand-
lungsanweisung für die Raumplanung, die 
Renn und Webler (1998) in einem Überblick 
zusammengestellt haben: 

ππ Anhörungen 
ππ Verhandlungen gesellschaftlich relevanter 

Akteure 
ππ Mediation
ππ Zukunftswerkstätten
ππ Beratungskommissionen mit betroffenen 

Bürgern
ππ Bürgerforen
ππ Konsenskonferenzen.

Die sich ebenfalls bereits in den 1990er Jah-
ren formierende Kritik an diesen frühen 
Ansätzen der kommunikativen Planung ar-
gumentiert aus einer stärker sozialkonstruk-
tivistischen Perspektive und wird von Huxley 
(2000) entlang folgender Diskussionslinien 
aggregiert: 

1.	 Eine fast unlösbare Aufgabe von 
PlanerInnen wäre es, in den o.g. Verfahren 
sicherzustellen, dass die potenziellen und 
tatsächlichen Kommunikationsteilnehmer 
strategische, nicht am eigentlichen Diskus-
sionsgegenstand orientierte Positionen der 
Verhandlung außen vor liessen. Damit ver-
bunden wäre eine ständig nötige Kontrol-
le der Kommunikation von Seiten der Pla-
nerInnen, womit sie dem Anspruch eines 
niedrigschwelligen Austausches in einer Art 
Wachturm-Position (mit im Zweifel entspre-
chenden Interventionsmöglichkeiten) zuwi-
derliefen.

2.	 Die gesellschaftliche Konstruktion 
von Geschlecht, Ethnizität, sozioökonomi-
schem Status etc. würden Ungleichheiten 
konstituieren, die sich auch in Verhandlun-
gen zur räumlichen Entwicklung auswirk-
ten. Da sich diese auf einer der konkreten 
Sprechsituation übergeordneten Diskursebe-
ne manifestieren, sei deren Eliminierung in 
einschlägigen Partizipationsverfahren kaum 
möglich.

3.	 Selbst wenn es dennoch gelänge, 
eine ideale, mithin zwang- und hierarchie-
freie Sprechsituation zu schaffen, bedeutete 
das noch nicht die Lösung des zur Diskussion 
stehenden Problems: Das Gegenüber zu ver-
stehen heißt nicht, ihm zuzustimmen.
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4.	 Nicht zuletzt wird insbesondere Ha-
bermas eine wenig hilfreiche Machtblindheit 
vorgeworfen. Macht sei weniger ein zu elimi-
nierendes, destruktives Element des mensch-
lichen Miteinanders, als ein dem Sozialen 
und also auch Aushandlungsprozessen im-
manentes Phänomen, das dort ebenfalls kon-
struktives Potenzial entfaltete.

Die Kritikpunkte mögen laut Reuter 
(2000, 2004) die Theorie des kommunikati-
ven Handelns nicht direkt treffen, da sie von 
vornherein als anzustrebendes Ideal, nicht 
als Befund formuliert wurde. Aus Sicht der 
zu Beginn dieses Beitrages festgestellten 
diskurstheoretischen Perspektive ergibt sich 
gleichwohl ein epistemologisches Dilemma. 
An dieser Stelle sei Punkt 3 der vorab formu-
lierten Kritik in poststrukturalistischer Lesart 
aufgegriffen und weitergedacht: Selbst unter 
der Bedingung der inklusiven und gleichbe-
rechtigten Teilnahme aller Betroffenen in den 
Verhandlungen um die räumliche Entwick-
lung (mithin uneingeschränkte Partizipati-
on), ist der Wahrheitsanspruch der Aussagen 
nicht auf einen gesellschaftlichen Universali-
sierungsgrundsatz (Habermas 2009) zurück-
zuführen. Vielmehr ist davon auszugehen, 
dass im ›Fluß der Diskurse‹ (Jäger 1993) 
unterschiedliche Wirklichkeiten mit ihren 
jeweils eigenen internen Rationalitätslogiken 
und ansprüchen parallel existieren, wenn 
auch nur temporär im Diskurs fixiert und we-
der ontologisch noch universal.

In der Planungspraxis ist darüber hinaus 
oft festzustellen, dass schon die genannten 
Bedingungen der uneingeschränkten Partizi-
pation kaum zu erfüllen sind, was eine Wei-
terentwicklung der hier als erste Generation 
zu bezeichnenden Ansätze kommunikativer 
Planung in Form von Deliberation und Story-
telling induzierte.

Deliberation und Storytelling: Fortsetzung 
der Moderne mit anderen Mitteln?

Bei der unbedingten Beteiligung betroffener 
und relevanter Akteure in gesellschaftlichen 
Aushandlungsprozessen zeigt sich als zen-
trale Herausforderung der Versuch, Exper-
ten- und Fachdiskurse zu demokratisieren 
(Fischer 2003). Auf die Raumplanung über-
tragen könnte es im Sinne strikt deliberativer 
Politik ein Ansatz sein, PlanerInnen selbst 
in den Meinungsbildungs- und Lernprozess 
zu integrieren. Sie sind damit einer Verant-
wortung für die Ergebnisse unterworfen, da 
sie nicht mehr nur fachlich-planerisches, 
mithin vorwiegend technisches Wissen in 

den Raum zu tranferieren bzw. lediglich die 
Entscheidungen anderer möglichst effizient 
zu verwalten haben. Ein weiterer zentraler 
Aspekt deliberativer Politik ist, dass obgleich 
PlanerInnen nach wie vor eine demokrati-
sche Verhandlungsarena organisieren sollten, 
sie oder andere ExpertInnen nicht über die 
›Richtigkeit‹ von Interessen und Positionen 
der Beteiligten befinden könnten. Der institu-
tionelle Anspruch einer deliberativ gedachten 
Politik liegt darin, die Entwicklung einer ge-
meinsamen ›Sprache‹ in den zu schaffenden 
Kommunikations-Arenen zu fördern. Oder 
im Sinne Foucaults (1981) ausgedrückt: Eine 
Menge von Aussagen in einem übergreifen-
den Formationssystem zu generieren. Neben 
der inhaltlichen Dimension der Aussagen 
sind außerdem die Formationsregeln, nach 
denen die Inhalte legitim geniert werden 
können, Gegenstand der Intervention. Darin 
wird der methodologische Anspruch erkenn-
bar, die Fragen nach dem ›Wer?‹, ›Was?‹ und 
›Wie?‹ zu beantworten, um horizontale und 
vertikale Diskursverknüpfungen herstellen 
zu können.

Doch auch in der unbedingten Beteiligung 
aller Betroffenen bleibt das Problem, dass die 
Aushandlung weder zwingend zu einem Kon-
sens noch zu einem Kompromiss führt. Die 
Entscheidungsfindung ist jedoch ein dem de-
liberativen Ansatz implizites Moment, womit 
er letztlich auch das Element einer normati-
ven und kaum objektivierbaren Entscheidung 
beinhaltet (Lösch 2005). Diesen Umstand 
bemängelt auch Mouffe (2000: 105, Hervorh. 
im Orig.) mit dem Hinweis, »that bringing 
a deliberation to a close always results from 
a decision which excludes other possibilities 
and for which one should never refuse to bear 
responsibility by invoking the commands of 
general rules or principles.« Habermas’ Aus-
führungen zu seiner Diskursethik direkt kon-
frontierend, kritisiert Kohn (2000) darüber 
hinaus, dass auch sprachliche Kompetenzen 
und damit einhergende kommunikative Ra-
tionalitäten soziale Konstruktionen seien, die 
Meinungsführungseliten begünstigten. Und 
tatsächlich hebt ein diskurstheoretisch infor-
mierter Blick einige zu beachtende Grund-
züge der Deliberation hervor. Aus einer dis-
kurstheoretischen Perspektive wird deutlich, 
dass die Konsens- und Kompromissfindung 
im Vordergrund stehen, basierend auf Objek-
tivitäten und handlungsfähigen, dem Diskurs 
vorgängigen Subjekten. Die Analyse von Be-
deutungen und Interessen wird dieser Fest-
stellung folgend als hermeneutisches Projekt 
des Sinn-Verstehens arktikuliert, wobei nicht 
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zuletzt Macht als Instrument gesehen wird, 
welches es möglichst zu elimieren gilt. 

Auf diese Punkte stellt auch Roberts (2011: 
7) ab, wenn er feststellt, dass »[t]hese con-
cerns have led some to suggest that one way 
forward might be for the deliberative turn to 
be reconciled with the cultural and narrative 
turns […]«. Mit dem Blick auf die Produkte 
planerischer Beteiligungsprozesse erkennt 
Throgmorton (2003), dass ›stories‹ – sprich 
Narrationen – Bedeutungen konstruieren 
und fixieren. Letztere ergäben sich dabei aus 
den kontextbasierten Interpretationen kom-
munikativer Akte, wobei Kontexte in Erzäh-
lungen nicht nur reproduziert, sondern auch 
herausgefordert und modifiziert werden. Mit 
der für seine Überlegungen namensgeben-
den Persuasion, also einer argumentativen 
Überzeugung, verbindet Throgmorton mit 
dem Ansatz des Storytelling einen normati-
ven Anspruch. Strategische Narrative seien 
seiner Meinung nach gezielt in Planungspro-
zessen zu generieren, um neue Denkmuster 
zu etablieren, die unter anderem eine Ver-
schiebung von Subjektpositionen ermöglicht. 
Weiterhin ist im Ansatz des Storytellings wie 
schon bei der Deliberation ein methodolo-
gischer Anspruch zu erkennen: »[T]ake the 
symbolic level into account – the level where 
meaning is made, perceptions shape reality, 
and identities are defined and redefined in 
the dynamic dance of relationship.« (LeBa-
ron 2002: 7) Die Gefahr eines theoretisch 
fundierten Rollbacks zur Rationalität moder-
nistischer Prägung besteht hier freilich in der 
Auslegung der Persuasion als argumentati-
ven Überredungsversuches nach vermeint-
lich ›objektiver Faktenlage‹. Diese kann hier 
beispielsweise im Zuge von normierten Ver-
fahren der Bürgerbeteiligung in Planungs-
prozessen zum Ausdruck kommen, wobei 
sie letztlich hegemoniale Diskurse und damit 
einhergehend bestehende Machtverhältnisse 
sowie diskursive Ausschlussmechanismen 
im Sozialen reproduziert (vgl. Kap. 2). Dem 
wird im Folgenden ein stärker poststruktura-
listisch informiertes Konzept von Planung als 
strategischer Navigation gegenübergestellt.

Die strategische Navigation als Angebot einer 
poststrukturalistischen Planungstheorie

Unter dem Eindruck der poststrukturalis-
tischen Diskurstheorie geht Hillier (2007, 
2011) davon aus, dass Raum eine relationa-
le Durchgangsstation von tatsächlichen zu 
potentiellen Welten ist. Sie formuliert damit 
einhergehend ein planungstheoretisches In-

teresse, welches auf die strategische Entwick-
lung der genannten potentiellen Welten ge-
richtet ist. Ihr daraufhin entwickelter Ansatz 
der strategischen Navigation beinhaltet die 
Anforderung, soziale und räumliche Relati-
onalitäten in Form bestehender diskursiver 
Ordnungen zunächst zu identifizieren und 
diese anschließend experimentell aufzubre-
chen, um im Ergebnis die Etablierung neuer 
Relationen zu ermöglichen. Der inhaltliche 
Fluchtpunkt des so verstandenen strategi-
schen Handelns in der Planung sei dabei auf-
grund der rahmengebenden Unsicherheiten 
und Komplexität weder determiniert noch auf 
Basis der Vergangenheit prognostizierbar.

Das theoretische Konzept einer strategi-
schen Planung lasse sich laut Hillier (2007, 
2011) im Spannungsfeld unterschiedlicher 
Ebenen (planes) realisieren. Visionen dien-
ten dabei der generellen Orientierung in eine 
langfristige Zukunft, untersetzt durch kurz-
fristigere Projekte und Ziele im Bereich des 
aktuell Möglichen. Seine Stärke entfaltet das 
Konzept aus einer poststrukturalistischen 
Perspektive darin, nicht die normativ-inhalt-
liche Dimension der Planung zu fokussieren, 
sondern die freigesetzten Kräfteverhältnisse 
bei der Kartierung der bestehenden Relatio-
nen diskursiver Ordnungen. Darin verberge 
sich gleichsam das Potential einer zukunfts-
gerichteten Verschiebung von Diskursen, Be-
deutungen und Identitäten. In der kartieren-
den Analyse des Ist-Zustandes materialisiere 
dieser zunächst als aktuelle räumliche Reali-
tät. Werden die darin erkundeten Relationen 
aufgebrochen und neu verknüpft, entstehen 
alternative Realitäten als Potentiale einer zu-
künftigen Raumentwicklung. Hierbei bilden 
diskursiv konstituierte Masterpläne als Er-
gebnis rationaler Argumentationslogiken den 
Angriffspunkt einer strategischen Planung 
poststrukturalistischer Prägung. Bestehende 
Relationen der sozialen Ordnung seien of-
fenzulegen, um Potentiale einer Neuformu-
lierung als experimentelles Kartographieren 
von Möglichkeiten aufzuzeigen. Zu beach-
ten bleibt hierbei allerdings die ideologische 
Prägung und Kontextualisierung jeglicher 
planerischer Neuformulierung (vgl. Gunder/
Hillier 2009). Denn so wenig Bedeutungen 
und Identitäten in diskurstheoretischer Les-
art endgültig fixiert sind, so wenig ist den 
temporär fixierten diskursiven Strukturen der 
sozialen Ordnung zu entkommen.
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Organisatorischer Kontext: Rolle und Aufgabe 
von PlanerInnen im Fluss der Diskurse

Mit einem sich verändernden Planungsver-
ständnis ist nicht zuletzt auch die Frage nach 
einer Neubewertung und Veränderung der 
Aufgaben und Rollen von PlanerInnen ver-
bunden. Im Zusammenspiel mit den verän-
derten inhaltlichen Rahmenbedingungen 
(vgl. Kap. 2) und den Ansätzen, Planung als 
politischen Prozess und nicht als technische 
Ingenieursleistung zu fassen, werden auch 
Rolle und Selbstverständnis von PlanerInnen 
stetig neu definiert. 

Fainstein (2000, 2005) verteidigt etwa das 
Prinzip der Gerechtigkeit als Leitsatz planeri-
schen Handelns mit dem Ziel, Widersprüche 
und Meinungsverschiedenheiten auszutarie-
ren. PlanerInnen sollten sich also davor in 
Acht nehmen, unhinterfragt auf jeweils aktu-
elle gesellschaftspolitische Trends aufzusprin-
gen und damit Alternativen von vorherein 
auszublenden. Gleichzeitig haben sie inhalt-
liche Leitvorstellungen einer gerechten und 
attraktiven Stadt zu entwickeln. PlanerInnen 
setzten damit aktiv diskursive Impulse zur 
Raumproduktion, die in einem partizipativ-
kommunikativen Spannungsfeld zur Diskus-
sion gestellt werden.

Im Anschluss an das Konzept des Storytel-
lings bietet es sich weiterhin an, PlanerInnen 
als ErzählerInnen zu begreifen, »as authors 
who write texts (plans, analyses, articles) that 
can be read (constructed and interpreted) in 
diverse and often conflicting ways.« (Throg-
morton 2003: 127, Hervorh. im Orig.) Denn 
nicht nur dem Sozialen allgemein, sondern 
auch der Planung im speziellen sei es imma-
nent, Geschichten zu erzählen (Sandercock 
2003). Unter der Annahme, dass sich produk-
tiv-strategische Macht durch jegliche Form 
des Sozialen zieht, droht allerdings die Ge-
fahr, dass PlanerInnen selbst wieder in einen 
rationalistisch-technokratischen Duktus ver-
fallen. Aus diesem Grund sieht Sandercock 
(2003) die Aufgabe von PlanerInnen darin, 
die Rolle spezifischer Narrative im Planungs-
prozess verstehen zu lernen und kritisch zu 
hinterfragen. Diese Aufforderung spricht für 
eine analytisch-dekonstruktivistische Auf-
gabe, denn in der Dekonstruktion hegemo-
nialer Diskurse liegt der Schlüssel zu deren 
Verschiebung (Feustel 2015). Damit werden 
ebenfalls diskursive Brüche deutlich, die auf 
ganz unterschiedlichen Formationssystemen 
gründen. Laut Davy (2008) sollten PlanerIn-
nen die Friktionslinien zwischen den unter-
schiedlichen Rationalitäten nicht versuchen 

zu nivellieren, sondern sie erkunden und die 
Unterschiede kultivieren. Nur so sei eine pro-
gressive Raumgestaltung möglich unter der 
Maßgabe des ›gemeinsam leben in Vielfalt‹ 
(Sandercock 2006).

Abschließend bleibt festzuhalten, dass 
die Diskurstheorie für PlanerInnen weniger 
einen instrumentellen planungspolitischen 
Werkzeugkasten bereitstellt, als vielmehr 
ein erkenntnistheoretisches Fundament auf-
spannt, auf dem sie die demokratischen Ver-
handlungsarenen der zukünftigen Raument-
wicklung abzustecken in der Lage sind.

4. Möglichkeiten und Grenzen einer 
diskurstheoretischen Perspektive 
in der Planungstheorie

Der vorliegende Beitrag befragte die aktuellen 
planungstheoretischen Debatten nach Spuren 
der poststrukturalistischen Diskurstheorie 
mit dem Ziel, die Möglichkeiten und Grenzen 
einer entsprechenden Verschneidung für die 
Planungswissenschaften aufzuzeigen. Dabei 
fiel zunächst auf, dass die Raumplanung in 
der Diskursforschung allenfalls rudimentär 
und nur mittelbar über die sozial- und kultur-
wissenschaftliche Raumforschung wahrge-
nommen wird. Die Planungstheorie griff die 
Diskursforschung ihrerseits hingegen an ver-
schiedenen Stellen sehr viel dezidierter auf. 
Zum einen warfen diskursanalytisch angelei-
tete Untersuchungen einen Blick auf die ge-
sellschaftlichen und sozialen Konstitutionsdy-
namiken einzelner dominanter Schlagwörter 
in den Planungswissenschaften und ließen 
die derzeit zentralen Metadiskurse um Unsi-
cherheit, Risiko und Komplexität erkennen. 
Zum anderen griff insbesondere die prozedu-
rale Planungstheorie Elemente der Diskurs-
theorie aus einer stärker handlungsorientier-
ten Perspektive auf und entwarf Ansätze, die 
den Versuch einer erkenntnistheoretischen 
Positionierung jenseits der Moderne markie-
ren. Im Anschluss an die Konzepte der kom-
munikativen Planung waren dies insbeson-
dere die Deliberation, das Storytelling und in 
einer deutlich stärker poststrukturalistischen 
Haltung die strategische Navigation. Dabei 
wurde deutlich, dass ein sozialkonstruktivis-
tisches Fundament ein endogenes Potential 
für die Eröffnung von Handlungsalternativen 
bereithält, womit eine wesentliche Funktion 
der Planung adressiert wird. Sie gleicht dann 
allerdings weniger einer systematischen Ent-
wicklung von Entscheidungsprämissen zur 
zukünftigen Raumentwicklung als vielmehr 
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einem Ort wechselseitiger Lernprozesse, des 
Entwurfs alternativer Bedeutungsangebote 
auf der symbolischen Ebene der Narration 
oder einer kritisch-reflexiven Arena der steti-
gen Herausforderung diskursiver Strukturen 
und Hegemonien im Sinne der strategischen 
Navigation.

Die Grenzen der poststrukturalistischen 
Diskurstheorie wurden hingegen bei deren 
planungspolitischer Umformulierung in 
Richtung eines stärker präskriptiven bzw. 
normativen Handlungsprogramms deutlich. 
Während planerisches Handeln die Fixie-
rung hegemonialer Diskurse im Raum zur 
Folge hat, sucht eine poststrukturalistisch 
informierte Diskurstheorie vielmehr nach 
den Konstitutionsprinzipien und Regelhaftig-
keiten eben dieser Diskurse und fordert sie 
auf dem entsprechenden erkenntnistheoreti-
schen Fundament der Kontingenz und Unab-
schließbarkeit von Bedeutung und Identität 
immer wieder heraus. 

Von diesen Erkenntnissen ausgehend 
kann die Verknüpfung der poststrukturalis-
tischen Diskurstheorie mit der Planungs-
theorie einerseits den Gegenstand weiterer 
Untersuchungen sowohl mit einem analy-
tisch-deskriptiven als auch einem explanati-
ven Fokus bilden. Andererseits sind die pla-
nungspolitischen Konsequenzen auf der 
Grundlage dieser Verschneidung stärker in 
den Blick zu nehmen. Hier schließt sich der 
Kreis zum Titel des Beitrages, denn »[d]ie im 
Dunkeln sieht man nicht« (Brecht 2015: 109) 
oder mit Wittgenstein (2003: 7) formuliert: 
»[W]ovon man nicht sprechen kann, darü-
ber muß man schweigen.« Eine Planung mit 
dem Anspruch der inklusiven und demokra-
tischen Entwicklung von Entscheidungsprä-
missen zur zukünftigen Raumentwicklung 
muss sich also sowohl auf der theoretischen 
als auch auf der praktischen Ebene fragen las-
sen, wie sich dieses Schweigen brechen ließe.
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Zusammenfassung

Im ersten Teil dieses Beitrags wird zunächst ein Abriss über die Debatte zur ereignisorien-
tierten Stadtentwicklung gegeben, woraus Fragen für die weitere Betrachtung abgeleitet wer-
den. Danach werden das Format der Landesgartenschauen in Deutschland und dazu vorlie-
gende Untersuchungen vorgestellt. Im zweiten Teil werden Ergebnisse eigener begleitender 
Untersuchungen der Landesgartenschau Gießen dargelegt. Dabei steht der Planungs- und 
Beteiligungsprozess im Vordergrund und es werden Erkenntnisse zu den Wirkungen der Lan-
desgartenschau vorgestellt. Im dritten Teil werden die Ergebnisse diskutiert und der weitere 
Forschungsbedarf formuliert.

1. Landesgartenschauen als Format 
ereignisorientierter Stadtentwicklung

1.1 Prolog: Landesgartenschauen – 
Eventimpulse für die Provinz

Die Literaturrecherche im Katalog der Deut-
schen Nationalbibliothek ergibt eine Überra-
schung: Unter den 76 Einträgen zum Stich-
wort »Landesgartenschau« finden sich fünf 
Krimis, in denen Landesgartenschauen die 
lokale Kulisse bilden: Die Landesgartenschau 
(Laga) im pfälzischen Landau droht zu schei-
tern als auf ihrem Gelände zwei Skelette ent-
deckt werden und auch noch der Ermittler der 
die Gartenschau in die Stadt gebracht hatte 
stirbt (Böhm 2015); dazu kommt noch eine Ex-

plosion auf dem Landesgartenschaugelände 
(Schneider 2014). Auch in Bamberg werden 
vor der Eröffnung der Laga auf dem Gelände 
schlagzeilenträchtige Leichenteile gefunden, 
aber »Die Einheimischen sind harte Knochen, 
die gehen trotzdem hin. Wenn sie überhaupt mit-
kriegen, dass wir eine Landesgartenschau haben« 
(Schmöe 2012: 18). Und auch in Norderstedt 
inspirierte die Laga zu zwei Krimis: Der Ro-
man »Morderstedt« »...erfüllt das Gartenschau-
versprechen der Nachhaltigkeit mit einer wort-
witzigen Groteske über ernsthafte Amtstätigkeit 
und investigativen Provinz-Journalismus« (Wa-
litzek/Poost 2013). Auch hier wird auf dem 
Grundstück eines Landesgartenschaugelän-
des eine Leiche gefunden (Weissmann 2011).
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ten und das Saarland trugen bislang noch 
keine Laga aus. Insgesamt wurden damit in 
Deutschland bis 2015 in 35 Jahren 117 Landes-
gartenschauen durchgeführt, weitere 22 sind 
für die Zukunft bereits vergeben. 

In Hessen wurde 1994 in Fulda die erste 
Laga durchgeführt, danach in Hanau 2002, 
Bad Wildungen 2006, Bad Nauheim 2010 
und Gießen 2014 als bislang letzter Station; 
für 2018 ist die Laga nach Bad Schwalbach 
vergeben. Ähnlich wie in Niedersachsen zeigt 
sich in Hessen eine gewisse Häufung der 
Landesgartenschauen in den Kurorten, die so 
in den anderen Bundesländern nicht zu fin-
den ist. 

Im Laufe der Zeit haben Gartenschauen 
eine kontinuierliche Maßstabsvergrößerung 
erfahren: Von der Präsentation der einzel-
nen Pflanze für den Gartennutzer, über 
künstlerisch wertvollere Gesamtanlagen bis 
hin zu einem Ansatz der umfassenden Um-
gestaltung der grünen und z. T. sonstigen 
Infrastruktur einer Stadt (Seemann 1992: 4). 
Die zunehmende Professionalisierung der 
Durchführung ist augenscheinlich: nicht sel-
ten werden Managements von Gartenschau 
zu Gartenschau exportiert.

1.3 Festivalisierung der Stadt- und 
Regionalpolitik – Stand der Diskussion

Die Fachdebatte um die Festivalisierung der 
Stadt- und Regionalpolitik wurde in Deutsch-
land in den 1990er Jahren vor allem durch 
den Band von Häussermann/Siebel (1993) 
forciert und entwickelte sich in den nächs-
ten Jahren beeinflusst durch die intensive 
Auseinandersetzung mit der EXPO-2000 in 
Hannover (Müller/Selle 2002) – vermutlich 
das am besten erforschte Beispiel ereigniso-
rientierter Stadt- und Regionalentwicklung – 
weiter. In der planungstheoretischen Debatte 
über den Begriff »Formate der Aufmerksam-
keit« (Hohn et al. 2014) lassen sich Landes-
gartenschauen in die Kategorie »Formate der 
Festivalisierung« zusammen mit größeren 
Gartenschauen, EXPOS, Fußballwelt- und 
-europameisterschaften und Olympischen 
Spielen einordnen. Im Gegensatz dazu ste-
hen »Formate der Innovation« (z. B. Wost, 
MORO), zudem existieren Mischformen bei-
der Grundtypen (z. B. Europäische Kultur-
hauptstädte, Internationale Bauausstellungen 
und die REGIONALEN in NRW). 

Die Formate der Festivalisierung haben 
in diesem Formatkanon zwar einen rela-
tiv geringen Innovationsanspruch, weisen 
aber eine starke Orientierung am breiten 

Diese Impressionen aus neuen Kriminal-
romanen zeigen: Landesgartenschauen sind 
offensichtlich ein Ereignis, das für Mittelstäd-
te und kleine Großstädte hohe Bedeutung 
haben kann. Und mit den Schlagworten aus 
diesen Kriminalromanen sind bereits einige 
zentrale Begriffe markiert, die bei Landesgar-
tenschauen eine Rolle spielen: Politik, Verwal-
tung, Störung der Vorbereitungen, Provinz-
presse, Nachhaltigkeit.

1.2 Zur Entwicklung von 
Landesgartenschauen in Deutschland

Gartenschauen sind direkte Nachfolger der 
erstmals in Gent 1809 veranstalteten Blu-
menschauen. Die erste deutsche Gartenbau-
ausstellung wurde 1869 in Hamburg durch-
geführt (Seemann 1992: 3). In den 1920er 
Jahren wurden allmählich die Stadtverwaltun-
gen zum wichtigen Mitorganisator. 1949 gab 
es in Landau die erste Gartenbauausstellung 
nach dem Krieg, die erste Bundesgartenschau 
(BUGA) fand 1951 in Hannover, die erste In-
ternationale Gartenschau (IGA) 1953 in Ham-
burg statt. Bundesgartenschauen werden im 
Zweijahresrhythmus durchgeführt, alle zehn 
Jahre mit der IGA zusammen. Bislang wur-
den in der Bundesrepublik Deutschland 26 
Bundesgartenschauen und sieben Internatio-
nale Gartenschauen (davon vier in Hamburg) 
durchgeführt.

Abb. 1 zeigt die Gartenschauen, die bis-
lang in Deutschland durchgeführt wurden 
(vgl. Bundesgartenschau 2015; Landesgarten-
schau 2015). Nordrhein-Westfalen war 1970 
das erste Bundesland, das das Format der 
Bundesgartenschauen durch eigene Landes-
gartenschauen ergänzte, Baden-Württemberg 
und Bayern folgten 1980. Baden-Württem-
berg hatte von Anfang an den dichtesten Takt: 
Hier findet jährlich eine Landesgartenschau 
statt, wobei sich seit 2001 Große und Kleine 
(»Grünprojekte«) Landesgartenschauen ab-
wechseln. 

Bayern nahm diesen Jahresrhythmus 
1989 mit einem Wechsel von Großer und 
Kleiner Landesgartenschau auf. NRW ist das 
einzige Bundesland mit einer dezentralen 
Laga in mehreren Städten und richtete zu-
dem eine Landesgrenzen übergreifende Laga 
aus. Die kleineren Bundesländer begannen 
erst um das Jahr 2000 mit der Durchführung 
von Landesgartenschauen, diese fanden in 
drei- oder vierjährigen Abständen statt, wo-
bei der Rhythmus nicht immer konstant ist. 
Mecklenburg-Vorpommern hat bislang erst 
eine Laga durchgeführt, die drei Stadtstaa-



pnd|online I|2016 3| 23

www.planung-neu-denken.de

Abb. 1: Gartenschauen in 
Deutschland
Quelle: eigene Darstellung; 
Informationsgrundlagen 
http://bundesgartenschau.de/
buga-iga.html (15.09.2015); 
https://de.wikipedia.org/
wiki/Landesgartenschau 
(15.09.2015)
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Publikum auf. Mit ihnen wird mittlerweile 
regelmäßig versucht, nicht nur kurzfristig 
öffentliche Aufmerksamkeit auf die Städte 
zu lenken und einen Imagegewinn zu errei-
chen, sondern ebenfalls eine langfristigere 
Aufbruchstimmung zu befördern, aus der 
heraus im großen Umfang gebaute Ergeb-
nisse für eine nachhaltige Stadtentwicklung 
geschaffen werden. Die Grundidee der festi-
valisierten Stadtentwicklungspolitik ist, dass 
durch die zeitliche Fokussierung auf ein Er-
eignis Kräfte gebündelt und damit zusätzliche 
Synergieeffekte erzielt werden. Durch dieses 
»Eigendoping« (Häussermann/Siebel 1993: 
21f) werden Kräfte aktiviert, die ansonsten 
brach lägen. Zudem werden bei Ereignissen 
mit überörtlicher Ausstrahlung häufig För-
dermittel akquiriert, in deren Genuss Kom-
munen ansonsten nicht kämen. Die Frage der 
systematischen Einbettung der Großereig-
nisse tritt immer mehr in den Vordergrund. 
Meist werden eigene Trägerformen dafür ent-
wickelt, in denen Gebietskörperschaften nur 
noch einen von vielen Partnern darstellen, da-
durch soll privates Kapital mobilisiert werden. 

Stadtentwicklung durch Festivals zielt 
als eine Form der »Planung durch Projekte« 
nicht nur auf die Entwicklung der physischen 
Stadtstruktur, sondern auch auf die Verände-
rungen der Werte, Denk- und Verhaltenswei-
sen der Politik und der Bürger (Häussermann 
et al. 2008: 260). Folgende Wirkungen wer-
den Ansätzen festivalisierter Stadtentwick-
lung zugeschrieben:

ππ Auswirkungen auf die physische Stadt-
entwicklung: Dies sind in der Regel die am 
einfachsten sichtbaren Effekte: Das Event 
dient der Durchführung z. T. sehr großer In-
frastrukturmaßnahmen (vor allem aus dem 
Verkehrsbereich) und zur Aufwertung des 
Stadtbildes, oder der grundlegenden Neu-
ausrichtung der Stadtentwicklung. Die infra-
strukturelle Modernisierung der Stadt Mün-
chen im Zuge der Olympischen Spiele 1972 
oder im Falle Barcelonas 1992 (Garcia 1993) 
die Öffnung der Stadt zum Meer sind unbe-
stritten Zäsuren in der Stadtentwicklung, die 
ohne das Ereignis gar nicht oder zumindest 
nicht so realisiert worden wären. Die Frage 
der Folgenutzung z. B. großer Stadien wird 
zumindest in Europa stärker bedacht, wie 
die deutlich intensivierten Überlegungen zur 
regionalen Akzeptanz und zur Nachnutzung 
der Gelände bei der EXPO-Hannover 2000 
im Vergleich zur EXPO 1992 Sevilla zeigen 
(Ehrenberg/Kruse 2000).

ππ Ökonomische Auswirkungen: Diese sind 
so weit verzweigt, dass sie kaum alle erfasst 
werden können. Gleichwohl erscheinen zu-
mindest die zeitnahen Effekte der Ereignisse 
messbar: So kommt eine Rechnung zu dem 
Ergebnis, dass die EXPO Hannover in den 
Jahren 1999 bis 2000 immerhin 0,7 - 0,8% 
der Wertschöpfung des Landes Niedersach-
sens ausmachte (Revilla-Diez/Kramer 2001: 
278). Betroffen sind Bauindustrie, Touris-
musbranchen, Kultursektoren und über 
Multiplikatoreffekte auch andere Wirtschafts-
zweige (Königshofer 2008: 45; Selle 2002b: 
161). Deutlich schwieriger ist die Frage nach 
den nachhaltigen Wirtschaftseffekten zu be-
antworten: etwa durch Betriebsansiedlungen 
auf den Ausstellungsgeländen oder durch 
den ereignisbedingten Imagegewinn der 
Stadt, der sich vor allem auf den Tourismus 
auswirkt. Die weltweite dauerhafte Strahlkraft 
von Events auf Unternehmensansiedlungen 
wird vermutlich ebenso eher überschätzt 
wie die dauerhafte Belebung des regionalen 
Arbeitsmarktes (Selle 2002b: 179). Was den 
Tourismus angeht ist umstritten, ob Events 
alleine zu wiederholten Besuchen der Städte 
führen oder nicht vielmehr ohnehin geplan-
te Besuche nur »vorgezogen« werden. Zum 
Teil nachweisbar ist auch, dass Städte im 
Jahr nach dem Event sogar einen Einbruch 
in den Besucherzahlen erleiden. Gegenge-
rechnet werden müssen zudem auch Sub-
stitutions- und Verdrängungseffekte, wenn 
z. B. bestimmte Touristengruppen durch das 
Event eher abgeschreckt werden. Wie Events 
das nachhaltige Image von Städten langfristig 
messbar verändert haben, dafür gibt es keine 
verlässlichen Untersuchungen, die vermutete 
Imageverbesserung kann selbst Teil der Le-
genden um das Event sein.

ππ Sozialräumliche Auswirkungen und 
Überlastungserscheinungen: Festivalisierte 
Stadtpolitik kann schließlich auch zu Stö-
rungen und Überhitzungserscheinungen in 
den betroffenen Städten mit negativen so-
zialen Auswirkungen führen. Die Befürch-
tungen durch Überlastungen während des 
Events treten z. T. deshalb nicht ein, weil die 
angestrebten Besucherzahlen bei weitem un-
terschritten werden, wie bei der EXPO Han-
nover. Diskutiert werden dabei häufig die 
Belastungen während der Bauphase also vor 
allem die negativen Auswirkungen in Form 
von gestiegenen Mieten, Segregations- und 
Gentrification-Prozesse (Häussermann et al. 
2008). Das Beispiel Barcelona 1992 macht 
die Problematik der Zurechnung sowohl der 
positiven (Öffnung der Stadt zum Meer) als 
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auch der negativen Aspekte (Immobilien-
preisentwicklung) deutlich (Ehrenberg/Kruse 
2000). »Harte« Nachweise für die negativen 
sozialräumlichen Auswirkungen werden da-
bei allerdings relativ selten geliefert, obgleich 
dies methodisch z. T. durchaus möglich wäre 
(z. B. Ahlfeld/Maennig 2008: 234f). 

ππ Kosten-Nutzen-Relationen: Der direkte 
finanzielle Erfolg des Ereignisses stellt nicht 
die Hauptmotivation dar und spielt letztlich 
in den Diskussionen nur eine untergeordnete 
Rolle (Königshofer 2008: 38). Es gibt sowohl 
Events mit großem finanziellen Erfolg und 
geringen Impulsen für die Stadtentwicklung 
(Olympische Spiele Los Angeles 1984) als 
auch den umgekehrten Fall (Olympische Spie-
le München 1972, vgl. Königshofer 2008: 38). 
Gleichwohl halten die Promotoren der Events 
in der Regel an der betriebswirtschaftlichen 
»Schwarzen Null« fest. Um das Event poli-
tisch akzeptabel zu gestalten, werden auch an-
gestrebte Besucherzahlen »schöngerechnet«. 
Die EXPO Hannover ist ein Paradebeispiel 
für die Irrationalität dieser Denk- und Hand-
lungsweise. Die als betriebswirtschaftlich er-
forderlich angesetzte Besucherzahl wurde nur 
zu 50% realisiert. Ein Erreichen der angestreb-
ten Besucherzahl hätte jedoch zu erheblichen 
logistischen Problemen und möglicherweise 
eher zu einem Imageschaden für die EXPO-
Veranstalter geführt (Selle 2002a: 74; Müller 
et al. 2002: 133). Die Gesamtausgaben für das 
Event stehen in der Regel in keiner Relation 
zu den vergleichsweise geringen direkten 
Einnahmen. Wenn überhaupt, dann werfen 
die Events den größten Nutzen vor oder nach 
dem Event ab. Eine umfassende regionalwirt-
schaftliche Nutzen/Kostenbilanz wird jedoch 
nur selten durchgeführt und ist auch alleine 
aufgrund der Vielfalt möglicher Wirkungen, 
aber auch der in der Regel komplizierten Fi-
nanzierungsmodelle gar nicht möglich. Nut-
zen und Lasten fallen an völlig verschiedenen 
Stellen an und werden von Akteuren völlig 
unterschiedlich beurteilt (Müller/Selle 2002: 
16), entsprechende Streits sind in der Regel 
unentscheidbar (Selle 2002b: 205ff). Noch 
komplizierter wird die Debatte, wenn die Op-
portunitätskosten berücksichtigt werden: Ge-
hen die kommunalen Gelder damit nicht für 
andere dringender benötigte Dinge verloren, 
wie etwa Ausgaben für die soziale Infrastruk-
tur? Events stellen eine »Subventionsumlen-
kungsmaschinerie« (Häussermann/Siebel 
1992: 16) dar. Schließlich ist mit der Festiva-
lisierungspolitik auch immer die Gefahr der 
reinen Symbolpolitik verbunden und es droht 
ein Nullsummenspiel. Wenn es für alle Kom-

munen zur Pflicht wird sich zu inszenieren, 
verpufft der Imageeffekt im interkommuna-
len Wettbewerb letztlich ohne Mehrwert.

ππ Politische Auswirkungen und Akzeptanz: 
In der Zeit des Events wird Aufmerksamkeit 
auf die Städte gelenkt, die von politischen In-
teressengruppen als Plattform der Selbstdar-
stellung und Akzeptanzsicherung ihrer Po-
litik genutzt werden kann. Das Event schafft 
ansonsten nicht vorhandene politische Kohä-
renz (Häussermann et al. 2008: 263) und stellt 
vor allem ein Mittel der Selbstmobilisierung 
der politischen Administration dar (Häusser-
mann/Siebel 1993: 22). Im günstigsten Fall 
stärken die Events auch die Identifizierung 
der Bevölkerung mit ihre Stadt (Königshofer 
2008: 50). Das unvermeidbare Pendant zum 
»Eigendoping« kann der »Kater danach« sein, 
der dazu führt, dass sich die kommunalen 
Akteure erholen müssen und dadurch erfor-
derliche Aktivitäten der Stadtentwicklung ver-
nachlässigt werden. Der Prozess des Events 
ist in der Regel Top-down initiiert; zumindest 
gab es noch nie ein Beispiel für eine soziale 
Bewegung von unten, die eine Stadtregie-
rung zu einem Mega-Event gebracht hätte. 
Gleichwohl haben ereignisorientierte Stadt-
entwicklungsansätze partizipative Elemente 
ausgebaut. Die EXPO Hannover war hier sei-
nerzeit sicherlich beispielgebend: zum einen 
durch den regional-dezentralen Ansatz, zum 
andern durch relativ forcierte Bürgerbeteili-
gungsaktivitäten (Müller et al. 2002: 132; Sel-
le 2002b: 182). Bis in die 1990er Jahre scheu-
te die Politik jedoch vor allem die frühzeitige 
Einbindung der Bevölkerung in die Frage des 
»ob«. Die Abstimmungen zur EXPO in Wien/
Budapest und zu den Olympischen Spielen in 
Hamburg und Berlin zeigen, dass zumindest 
für die obere Liga der Events in Metropolen 
ein gewisses politisches Umdenken stattge-
funden hat (Königshofer 2008: 39). Durch 
solche plebiszitären Elemente kann es der 
Politik gelingen, auch die Risiken eines sol-
chen Events (Schuldenberg, nicht nachnutz-
barer Infrastruktur, bloße Inselwirkungen 
[Häussermann et al. 2008: 264]) auf breitere 
Schultern zu verlagern. 

Somit bleiben auch für die wissenschaft-
liche Diskussion für stadtentwicklungsorien-
tierte Events meist auch am Ende noch Fragen 
offen: Was wird in die Bilanz aufgenommen? 
Wie weit sollen Wirkungen erfasst werden? 
Soll der alternative Mitteleinsatz berücksich-
tigt werden? Was ist messbar und belegbar? 
Wie ist es zu bewerten? Was ist außergewöhn-
lich? Was ist durch das Event bewirkt? War 
das nur so möglich?
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Während die ersten dieser Fragen typische 
generelle Probleme von Evaluationen dar-
stellen sind die drei letzten Fragen spezifisch 
für Projekte der ereignisorientierten Stadt-
entwicklung. Sie werden von ihren Prota-
gonisten vor allem damit begründet, dass 
durch die zeitlich begrenzte Bündelung aller 
Kräfte sich innovative Projekte realisieren las-
sen, die ansonsten zumindest in diese Form 
nicht durchführbar gewesen wären. Oft wird 
der »Vorzieheffekt« mit dem »Event-Effekt« 
gleichgesetzt (Müller et al. 2002: 123). Die ge-
nauere Betrachtung z. B. der EXPO Hannover 
zeigt jedoch, dass diese These oft nicht beleg-
bar ist bzw. die Forschung hier auf subjektive 
Experteneinschätzungen angewiesen ist: Nur 
wenige der gebauten Ergebnisse wären ohne 
das Event überhaupt nicht realisierbar. Häu-
fig wären die Projekte grundsätzlich auch so 
entstanden. Nicht selten handelt es sich um 
alte Projekte, die in Schubladen verschwan-
den und insofern auch nur bedingt innova-
tiv sind. Wie die Projekte durch den Kontext 
des Events modifiziert wurden und wie viel 
schneller sie kamen, kann oft nicht verläss-
lich beurteilt werden (Müller/Selle 2002: 
16). Kritiker bemängeln zudem häufig, dass 
gerade durch den Kontext des Events im Ent-
scheidungsdruck Projekte realisiert werden, 
die ansonsten Qualitätsmaßstäben nicht ge-
recht würden, sie entziehen sich z. T. Maßstä-
ben der fachlichen und politischen Kontrolle 
(Häussermann/Siebel 1993: 22). 

Bedingt vermutlich auch durch die relativ 
geringe Anzahl vergleichbarer Events hat sich 
die Forschung mit generalisierenden Aussa-
gen zum Verlauf der Akzeptanz von Events in 
der Stadtentwicklung zurückgehalten. Plausi-
bel ist sicherlich eine gewisse Phasenbildung: 
Euphorie durch die Jahrhundertchance – Er-
nüchterung bei der Konkretisierung – An-
passungen und Abstriche – Lückenfüllen 
und Durchhalten (Selle 2002b: 175). Ohne 
dass diese durch systematische Vergleiche 
belegt ist, lässt sich auch die Hypothese auf-
stellen: Die Akzeptanz für ereignisorientierte 
Entwicklungsansätze ist in Städten, die sich 
ohnehin im Fokus des Tourismus befinden 
und Überlastungsprobleme aufweisen, wie 
Venedig (Krämer-Badoni 1993), oder die sich 
nach Umbruchsituationen objektiv oder zu-
mindest den kollektiven Erwartungen nach 
in einer stabilen Aufschwungphase befinden, 
eher gering, wie die Ablehnungen der EXPO 
1995 in Wien/Bratislava (Schimak 1993) oder 
der Olympischen Spiele 2000 in Berlin zei-
gen – beides Städte, die nach dem Fall des 
Eisernen Vorhangs ohnehin im Brennpunkt 

der Erwartungen standen. Die Zeichen für 
eine Akzeptanz des Events stehen dagegen 
günstig, wenn die damit verbundenen Wachs-
tumserwartungen noch nicht als Wachstums-
belastungen empfunden werden wie etwa im 
Falle München 1972 (Geipel et al. 1993).

Betrachtet man die Debatte um ereigni-
sorientierte Stadtentwicklung im längeren 
Zeitrahmen, so lässt sich insgesamt zumin-
dest in der Wissenschaft, z. T. aber auch in der 
Praxis eine gewisse Ernüchterung feststellen. 
Ereignisorientierung scheint insgesamt mitt-
lerweile eher eine Strategie für die weniger 
bekannten Städte zu sein, wie besonders das 
Format der EXPOS zeigt, wo Bemühungen 
in den Landeshauptstädten stärker von der 
Bevölkerung abgelehnt wurden (z. B. Wien/
Budapest) dagegen in regionalen Zentren 
(Sevilla, Hannover) durchgeführt wurden 
(Königshofer 2008: 37). Damit rücken auch 
Städte aus der zweiten, dritten und gar vier-
ten Liga der Städtehierarchien in den Betrach-
tungsfokus, Gartenschauen stellen ein mögli-
ches Event für diese Städte dar. 

1.4 Wirkungen von Landesgartenschauen 
als Format ereignisorientierter 
Stadtentwicklungspolitik für 
Mittelstädte und kleine Großstädte

Die Debatte um ereignisorientierte Stadt- und 
Regionalentwicklung stellt die Metropolen in 
den Vordergrund, wie bei den meisten The-
men sind hier Klein- und Mittelstädte bzw. 
kleine Großstädte schwächer beforscht (BBSR 
2012; Bell/Jyne 2009). Es stellt sich damit die 
Frage, ob die Erkenntnisse zur ereignisorien-
tierten Stadtentwicklung für Metropolen ein-
fach als »Blaupause« (Baumgart et al. 2004) 
für Klein- und Mittelstädte bzw. kleine Groß-
städte übertragbar sind.

Seit längerem werden Landesgartenschau-
en auch systematisch genutzt, um Impulse 
für die gesamtstädtische Entwicklung zu set-
zen. Inwieweit treffen die o. g. Argumente 
pro und contra festivalisierter Stadtentwick-
lungspolitik auch für Landesgartenschauen 
zu? Nur einige Zahlen verdeutlichen die Un-
terschiede in der Dimension zwischen dem 
Format Laga und größeren Formaten wie 
etwa EXPOS, aber auch Bundesgartenschau-
en. Die Besucherzahl der Laga Gießen 2014 
lag bei 500.000 und betrug damit etwa das 
Sechsfache der Einwohnerzahl Gießens. Bei 
etwa 20 Mio. € Gesamtkosten kamen auf je-
den Einwohner etwa 250 € je Einwohner. Die 
als wirtschaftlich besonders erfolgreiche Bun-
desgartenschau Koblenz 2011 zog 3,569 Mio. 



pnd|online I|2016 7| 23

www.planung-neu-denken.de

Besucher an, das ist das 32-fache der Einwoh-
nerzahl der Stadt. Ihr nicht ganz ausgegebe-
nes Budget lag bei 102 Mio. €, je Einwohner 
also 927 €. Die EXPO Hannover 2000 erziel-
te mit 18 Mio. Besuchern knapp das 40-fa-
che der Einwohnerzahl der Stadt und kostete 
insgesamt 3,5 Mrd. (EXPO 2000), das sind 
7.000 € je Einwohner. 

Gartenschauen, vor allem Landesgarten-
schauen sind also generell ein verglichen mit 
EXPOS relativ investitionsarmes Format. Die 
Auswirkungen von Landesgartenschauen auf 
die Stadtentwicklung dürften also insgesamt 
weniger gravierend ausfallen als für die grö-
ßeren Formate, selbst wenn man sie in Rela-
tion zur Maßstäblichkeit ihrer kleineren Aus-
tragungsorte rückt. Gleichwohl kann davon 
ausgegangen werden, dass zunächst einmal 
die gleichen Aspekte zu betrachten sind.

Während z. B. zu den Wirkungen von 
EXPOS wissenschaftliche Studien vorliegen, 
sind tiefergehende wissenschaftliche Analy-
sen zu Landesgartenschauen rar. Die meisten 
Publikationen sind Darstellungen einzelner 
Landesgartenschauen und haben meist wer-
benden Charakter, die Bilanzen aus Län-
dersicht sind in der Regel positiv (vgl. Feser 
2000; Seemann 1994): Landesgartenschauen 
bringen Dinge in Bewegung, die ansonsten 
nicht in Bewegung gekommen wären. Sie die-
nen der Umsetzung des Leitbildes der Nach-
haltigkeit in allen drei Dimensionen: Ökolo-
gie, Ökonomie und Soziales. In ihnen wird 
strategische mit projektorientierter Planung 
verknüpft, sie geben Spielräume für kreative 
Innovationen und bewirken weitere Initial-
zündungen. Sie sind ein wirksames Instru-
ment zur Aufwertung und Schaffung großer 
zusammenhängender Freiräume in der Stadt 
und erfordern die interdisziplinäre Zusam-
menarbeit und bündeln Verwaltungshandeln 
(Wüst/Appel 2000: 54f). 

Zur umfassenderen Abschätzung der öko-
nomischen Wirkungen einer Laga, in die auch 
Folgeeffekte eingehen, wurden zwar komple-
xe Modelle vorgestellt, durchgeführte Berech-
nungen ermitteln allerdings nur die Effekte 
direkter Investitionen: Für die Laga Kaisers-
lautern wurden 24 Mio. in den Kernbereich 
des Laga-Geländes investiert. Dadurch wur-
den öffentliche Investitionen im Umfang von 
33 Mio. DM in der Stadt und 27 Mio. DM in 
der Westpfalz entweder beschleunigt oder 
überhaupt erst ausgelöst. Dazu kam noch ein 
privates Investitionsvolumen in Höhe von 
21 Mio. DM. Der Mobilisierungskoeffizient 
öffentlicher zu privaten Mitteln ist demnach 
eher bescheiden: durch 1 € öffentlicher Mittel 

werden 25 Cent private Investitionen ausge-
löst. Im Bereich der Stadterneuerungspro-
gramme z. B. werden umgekehrt für jeden 
Euro öffentlicher Mittel 7 € privater Investiti-
onen induziert (Feser 2000a).

Die insgesamt vergleichsweise positive 
Bewertung von Landesgartenschauen mag 
auch an der Einschätzung der Autoren liegen, 
dass in den Austragungsorten der Landesgar-
tenschauen ansonsten gar nichts geschehen 
würde. Sie ist aber sicherlich auch dadurch 
begründet, dass die Kosten auch in Relation 
zu Stadtgröße deutlich geringer sind und die 
Eingriffe sich im Rahmen halten; gegen eine 
Aufwertung von Grünflächen gibt es grund-
sätzlich in einer Stadt nur selten Opponenten, 
was sich bei großen baulichen Infrastruktur-
maßnahmen in der Regel anders darstellt.

2. Die Landesgartenschau Gießen 
2014: ein Schlüsselereignis für 
die Entwicklung der Stadt?

Die nachfolgenden Ausführungen zur Laga 
Gießen basieren auf der jahrelangen Be-
gleitung der Vorbereitung und Realisierung 
dieses Ereignisses. Grundlegend waren da-
bei insgesamt drei im Jahrestakt aufeinan-
derfolgende Studienprojekte innerhalb des 
Masterstudienganges Geographie an der 
Justus-Liebig-Universität Gießen, in dem 
ein Schwerpunkt auf Evaluationsmethoden 
gesetzt wird. Hierbei erfolgte eine Abstim-
mung mit den für die Landesgartenschau 
verantwortlichen Verwaltungsakteuren der 
Stadt Gießen, jedoch waren die Projekte in 
Fragestellung, Methodenwahl (Befragungen, 
Zählungen, Dokumentenanalysen) und Er-
gebnisdarstellung vollständig unabhängig 
von den Positionen der Stadt zur Laga. Im 
ersten MSc-Studienprojekt (JLU Giessen 
2013) wurde das Evaluationskonzept vorberei-
tet. In zweiten Studienprojekt aus dem Jahr 
2014 (JLU Giessen 2014) wurde parallel zur 
Laga der Großteil der Erhebungen durchge-
führt. Die letzte Studienprojektgruppe (JLU 
Giessen 2015) stellte in einem Rückblick das 
Thema der Bürgerbeteiligung der Stadt zur 
Laga in den Fokus. Zudem wurden z. T. in en-
ger Abstimmung mit den Studienprojekten 
am Institut für Geographie der JLU Gießen 
vier BSc-Abschlussarbeiten zum Thema Laga 
Gießen verfertigt (Bittorf 2012; Fickel 2013; 
Killat 2014; Theobald 2014). Darüber hinaus 
gehen in den Beitrag Recherchen des Autors 
ein, die im Zusammenhang mit anderen Ar-
beiten zur historischen Stadtentwicklung Gie-
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ßens gewonnen wurden (insbes. Diller et al. 
2008; Diller 2014).

2.1 Hintergrund: Zur 
Stadtentwicklung Gießens

Für die heute fast 83.000 Einwohner große 
Stadt Gießen war die Laga 2014 das erste 
überregional bedeutsame Großereignis seit 
dem Hessentag 1969 und damit überhaupt 
die erste Erfahrung mit moderner ereigniso-
rientierter Stadtentwicklung. Die Rahmenbe-
dingungen der städtebaulichen Entwicklung 
waren in Gießen historisch ungünstig: Seine 
Lage ist, anders als etwa in den benachbarten 
Städten Wetzlar und Marburg, nahezu frei 
von topographischer Attraktivität. Der sump-
fige Baugrund an der Lahn führte dazu, dass 
der Fluss kaum in die Stadtentwicklung mit 
einbezogen wurde. Als sich dann im 19. Jahr-
hundert die Bahn noch zwischen Stadtkern 
und Fluss schob, war die räumliche Tren-
nung zwischen Altstadt und Fluss endgültig 
vollzogen. Ein mittelhessisches Bonmot lau-
tet daher: »Marburg und Wetzlar an der Lahn 
– Gießen an der Bahn« (Diller 2014). Entwi-
ckelte sich in Gießen ohnehin nie ein Genius 
Loci architektonischer Qualität wie etwa im 
fürstlich geprägten Fulda, so wurde die Stadt 
im Zweiten Weltkrieg endgültig zerstört: 
Nach den beiden Luftangriffen vom 6. De-
zember 1944 und 17. Februar 1945 blieben in 
der Innenstadt nur 700 von 5.500 Gebäuden 
unbeschädigt. Praktisch die Hälfte der Stadt – 
vor allem die östliche Innenstadt – wurde voll-
ständig zerstört (Schmidt 1993; Nipper 1993). 
56% der Wohnungen waren unbrauchbar ge-
worden, in Marburg z. B. dagegen waren es 
nur 7% (Meyer 1985: 142ff). In der pragma-
tisch geführten Debatte des Wiederaufbaus 
nach den Leitbildern der Moderne unterblieb 
eine intensivere Auseinandersetzung mit der 
eigenen Vergangenheit (Brake 1997: 284). 
Klare neue städtebauliche Zeichen wurden in 

der ehemaligen Altstadt nicht gesetzt. Archi-
tektonische Qualität blieb – anders als etwa in 
Kassel mit zumindest punktuell hochwertiger 
1950er Jahre-Architektur – nachrangig. So 
stellt sich die Stadt auch heute noch in wei-
ten Teilen als ein Sinnbild des spätmodern-
schlichten Funktionalismus dar. Das kommt 
auch in seinem unbestrittenen Wahrzeichen 
zum Ausdruck: Dieses ist keine Burg und 
kein Schloss, kein Rathaus mit hessischem 
Fachwerk, sondern eine 1967 aus Beton ge-
baute Fußgängerplattform über den Anlagen-
ring: das »Elefantenklo« (Abb. 2. vgl. Diller 
et al. 2008). 

Funktional ist Gießen nach dem Bedeu-
tungsrückgang der Industrie in den 1980er 
Jahren heute vor allem durch die Universität 
geprägt. Rechnerisch sind 50% der Gießener 
Bewohner Studierende, was den bundeswei-
ten Spitzenwert darstellt (Glatter et al. 2014: 
389; Diller 2014). Allerdings vermittelt die 
Stadt trotz hoher Studentendichte nicht den 
Eindruck einer Studentenstadt wie etwa Mar-
burg, Heidelberg, Tübingen oder Göttingen. 
Es fehlt neben den historischen städtebauli-
chen Qualitäten vor allem das für alte Uni-
versitätsstädte typische, nach außen sichtbare 
kulturelle studentische Milieu. Das Rathaus 
mit benachbartem Kino am zentralen Berli-
ner Platz stellte 2012 das letzte größere Bau-
projekt in Gießen dar, das die Aufenthalts-
qualitäten in diesem Bereich zwar durchaus 
erhöht hat. Gleichwohl muss Gießen wohl als 
eine der städtebaulich unattraktiven Univer-
sitätsstädte Deutschlands bezeichnet werden. 

Es gab und gibt also gute Argumente für 
Gießen durch Großereignisse wie eine Laga 
Impulse für die Stadtentwicklung zu initiie-
ren. Das Motto der Laga 2014 »Auf zu neuen 
Ufern« stand für das wichtigste Ziel der Lan-
desgartenschau: das historisch bedingte Defi-
zit der nur fehlenden Einbindung des Flusses 
in die Innenstadt zu anzugehen.

Abb. 2: Das unbestrittene 
Wahrzeichen von Gießen: Das 

Elefantenklo 
Quellen: Diller 2008, 

Wikipedia.org
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2.2 Die Planungsdebatten um die 
Landesgartenschau 2004 - 2014

Im Oktober 2004 wurde der Magistratsbe-
schluss der Stadt Gießen zur Bewerbung 
um die Laga 2014 gefasst. 2005 wurde eine 
Machbarkeitsstudie der Arbeitsgruppe »Stadt 
und Landschaft u. Architekten BDA« (ASLA) 
in Auftrag gegeben, in der bereits einige 
Grundgedanken der Laga formuliert waren. 
Die Ziele der unter dem Motto »Auf zu neu-
en Ufern« konzipierten Laga wurden in der 
Machbarkeitsstudie formuliert: »Die Landes-
gartenschau 2014 soll dazu beitragen, in der 
Stadt Gießen unter umweltpolitischen und 
ökologischen Gesichtspunkten gestaltete Le-
bensräume und Grünzonen zu schaffen und 
zu sichern. Im Besonderen sollen dadurch 
nachhaltig Stadtklima, Erholungsmöglichkei-
ten und Lebensbedingungen der Bevölkerung 
sowie der heimischen Tier- und Pflanzenwelt 
verbessert werden« (ASLA 2006: 9). Dezi-
diert wurde die stadtentwicklungspolitische 
Funktion der Laga, die weit über die Grün-
räume hinausging, betont: »Der Plan hat das 
Ziel, einen [...] Entwicklungskorridor für die 
Stadt als Orientierungsrahmen für künftige 
stadtentwicklungsrelevante Entscheidungen 
aufzuzeigen und so [...] als Leitlinie für die 
Stadt Gießen in einem Zeitraum von ca. 15 
Jahren zu dienen.« (PSE 2004: 4). Das We-
gekonzept stellte die Verbindung zwischen 
Lahn, der Innenstadt und der Wieseckaue in 
den Vordergrund. Bei der Konzeption wurden 
zwei Kernzonen differenziert, die durch drei 
Korridore verbunden waren (vgl. Abb. 3; vgl. 
JLU Giessen 2014: 17ff; Theobald 2014). 

Die erste Kernzone war die nordöstlich 
der Innenstadt gelegene Wieseckaue, die 
auch gleichzeitig den Besucherschwerpunkt 
mit nach außen abgeschlossenem Eintrittsbe-
reich bildete. Die Umgestaltung musste hier 
also bis zur Eröffnung der Laga abgeschlos-
sen sein. Die bereits seit dem Hessentag 1969 
vorhandene Parkanlage strahlte in weiten Tei-
len den Charme von Abstandsgrünflächen 
der 1960er Jahre aus. Die Aufwertung sollte 
anhand von Parkkorridoren erfolgen, wobei 
der Schwanenteich, ein Auwäldchen, ein Na-
tura 2000-Gebiet und Kleingartenbereiche im 
Vordergrund standen. Die Umgestaltung des 
Messeplatzes als Parkplatz und des Freibades 
Ringallee, in weiten Teilen seit den frühen 
1960er Jahren unverändert, im Eingangs-
bereich des Laga-Geländes an der Ringallee 
stellten weitere Handlungsschwerpunkte dar 
(Stadtplanungsamt Giessen 2009).

Die zweite Kernzone war die westlich ge-
legene Lahnaue; 2,1 km des Flussbereichs 
waren als Landesgartenschaubereich gefasst. 
Das Hauptziel war hier die Verbesserung der 
Einbindung des Flusses in die Stadt: insbe-
sondere die Überwindung der trennenden 
Bahntrasse durch die Verbesserung der We-
geverbindungen Die Konzeption ist langfris-
tig angelegt, die Laga soll hier den Anfangs-
impuls darstellen. Sichtbarste Maßnahme 
war hier der Christoph-Rübsamen-Steg als 
Endpunkt des Nordkorridors: die erste Fuß-
gänger- und Fahrradbrücke über die Lahn im 
Bereich der Stadt überhaupt. Auch die Bahn-
unterführung Dammstraße und die Erneue-
rung der Konrad-Adenauer-Brücke sowie die 
Überbrückung der Wieseckmündung sollten 
bis zur Laga abgeschlossen sein, ebenso wie 
die Entwicklung des Gebiets Zu den Müh-
len. Eher perspektivisch angelegt waren die 
Planungen für die Bereiche Hinterer Bahn-
hofsbereich Lahnstraße, und den Lahnpark 
als Gesamtareal (Stadtplanungsamt Giessen 
2009).

Von den drei Korridoren, die die beiden 
Kernzonen miteinander verbanden, war der 
Innenstadtkorridor insofern der wichtigste 
als damit erhofft wurde, Landesgartenschau-
besucher, die beide Hauptstandorte frequen-
tierten, auch durch Teile der Einkaufszone 
Seltersweg zu leiten und damit positive Effek-
te für die innerstädtische Gastronomie und 
den innerstädtischen Einzelhandel zu erzie-
len (Fickel 2013). 

Im März 2008 erhielt Gießen auf Grund-
lage dieser Planung von der Landesregierung 
den Zuschlag zur Durchführung der Laga 
2014. Im Rückblick fällt auf, dass die Laga in 
Gießen während der Bewerbungsphase kaum 

Abb. 3: Die räumlichen 
Schwerpunkte der 
Landesgartenschau Gießen 
2014
Quelle: Landesgartenschau 
Gießen (2014) http://www.
landesgartenschaugiessen.de/
gartenschau/ueberblick.html
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öffentlich diskutiert wurde. Mit dem Zuschlag 
setzte die Debatte um die Laga Gießen ein, ge-
wann jedoch nur sehr langsam an Fahrt (JLU 
Giessen 2015: 26f). Abb. 4 zeigt die Entwick-
lung der Zahl der lokalen Presseartikel zur 
Laga. Auffällig ist hierbei eine kontinuierliche 
Steigerung bis zum Jahr 2012 mit über 100 
Artikeln zum Thema. Dies korreliert – nicht 
verwunderlich – mit der Brisanz der Ausein-
andersetzungen um die Planungen der Laga.

Die erste Phase 2008 - 2009 war gekenn-
zeichnet durch punktuelle Partizipationsakti-
vitäten der Stadt zur Laga, die jedoch in der 
Presse ebenfalls nur vereinzelt Resonanz er-
fuhren. 50 Vereine und Gruppen brachten im 
Juni 2008 im Rahmen einer Veranstaltung, 
auf der bisherige Planungen vorgestellt wur-
den, ihre Vorschläge und Befürchtungen ein. 
In der Zukunftswerkstatt im November 2008 
wurden dann 130 Vorschläge gesammelt. Die-
ses von der Presse als »Sammelsurium von 
Wünschen« bezeichnete Papier wurde an den 
Magistrat weitergeleitet. Alleine der Umfang 
der Presseberichterstattung zeigt, dass die 
Laga seinerzeit noch immer ein Randthema 
der stadtpolitischen Debatte war. Ein Großteil 
der Bürger wusste noch immer wenig über 
die Laga (JLU Giessen 2015: 26ff). 

Im März 2009 gründete sich dann jedoch 
– erstmals im Vorfeld einer hessischen Lan-
desgartenschau – ein Förderverein, der durch 
Pflanzaktionen und das Aufstellen von Kunst-
leitpfosten auf sich und die Laga aufmerksam 
machte: rund 9.000 Pfosten wurden von Bür-
gern und Initiativen der Region gestaltet und 
in Gießen und ganz Mittelhessen eingesetzt. 
Ebenso gründete sich eine Agenda-21-Gruppe 

zur Laga. Abgesehen von kleineren Auseinan-
dersetzungen bei Umbaumaßnahmen an der 
Licher Straße, einer Maßnahme mit mittel-
barem Bezug zur Laga, wo die Gewerbetrei-
bende den Wegfall von Parkplätzen befürch-
teten, gab es noch keine konkreten Konflikte 
um die Landesgartenschau. Eine Mitte 2009 
in der Presse durchgeführte Umfrage unter 
den Bürgern ermittelte ein leichtes Plus zu-
gunsten der Befürworter der Laga. Gleichzei-
tig wurde aber in der Laga-Agenda-21-Gruppe 
bereits der Unmut über undurchsichtige Pla-
nungen der Stadt artikuliert. Dann änderten 
sich die politischen Verhältnisse in Gießen. 
Bei den OB-Wahlen im Juni 2009 löste Diet-
lind Grabe-Bolz (SPD) Heinz-Peter Haumann 
(CDU) ab. Eines der erklärten Ziele der neu-
en Oberbürgermeisterin aus dem Wahlkampf 
war die stärkere Partizipation der Gießener 
Bürger bei stadtpolitischen Entscheidungen. 
Einer der massivste Konflikt der Laga ge-
wann allmählich Konturen, als Ende 2009 
die Planungen zur Fällung einiger Bäume am 
Philosophenweg erkennbar wurden. Es grün-
dete sich eine Bürgerinitiative Agenda-Philo-
sophenwald (JLU Giessen 2015: 26ff). 

Die Hauptphase der öffentlichen Ausei-
nandersetzung um die Laga waren die Jahre 
2010 - 2013. Hier nahm die Zahl der Pres-
seartikel zu dem Thema kontinuierlich und 
deutlich zu, denn die Planungen konkreti-
sierten sich: Die europaweite Ausschreibung 
zwischen August 2009 und Januar 2010 für 
die landschaftsgärtnerische Gestaltung ergab 
27 Einsendungen, von denen im Januar 2010 
die Entwürfe von geskes.hack Landschaftsar-
chitekten (Berlin) für die Wieseckaue und von 
A24 Landschaft (Berlin) für die Lahnaue aus-
gewählt wurden (JLU Giessen 2015: 26ff). 

Im Jahr 2010 wurde der Förderbescheid 
des Landes in Höhe von 3,3 Mio. € erteilt 
und die detaillierteren Planungen der Laga 
wurden in einer Veranstaltung im Rathaus 
vorgestellt. In dieser Zeit konkretisierten sich 
die Konflikte mit bestimmten Interessen-
gruppen. Der eine war der Konflikt um die 
Spielvereinigung Blau-Weiß-Gießen, deren 
Gelände für die Umsetzung der Planungen 
zentral war. Letztlich wurde für den Verein 
für die Dauer der Laga eine Alternative ge-
funden und der Verein mit Geldern für die 
Verlegung eines neuen Rollrasens entschä-
digt, was seine Mitwirkung begünstigte. Eine 
zweite wichtige Zielgruppe der Beteiligung 
stellten die Kleingärtner dar, die der Laga in 
weiten Teilen skeptisch gegenüber standen, 
weil sie Eingriffe in ihre Parzellen befürchte-
ten. Ansonsten wird die Presseberichterstat-

Abb. 4: Anzahl der 
Presseartikel zur 

Landesgartenschau Gießen 
2008 - 2014

Quelle: JLU Gießen 2015: 27
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tung vor allem durch zahlreiche Projekte zur 
Einbindung von Akteuren in die Laga in den 
einzelnen Bereichen geprägt, wobei auch die 
Verbindungswege zwischen Laga-Gelände 
und Innenstadt (Kirchplatz/Schlossgasse) ein 
wichtiges Thema waren (JLU Giessen 2015: 
26ff). 

Das Jahr 2011 war zunächst durch einen 
weiteren kommunalpolitischen Wechsel be-
stimmt: Bei den Wahlen der Stadtverordne-
tenversammlung im März 2011 gewannen 
– sicherlich auch durch den »Fukushima-
Effekt« bedingt – die Grünen erhebliche 
Stimmanteile und die SPD löste die CDU 
als stärkste Partei ab. Im Juni bzw. Septem-
ber 2011 wurde der Rahmenplan der Lahnaue 
durch die Stadtverordnetenversammlung be-
schlossen. Gegen Jahresende 2011 verstärkte 
sich die öffentliche Kritik an der Laga, was in-
stitutionell seinen Ausdruck vor allem in der 
Gründung der Bürgerinitiative »Stoppt diese 
Landesgartenschau« im November seinen 
Ausdruck fand. Ein Grund für die Zuspitzung 
der Auseinandersetzungen war sicherlich, 
dass nunmehr auch die ersten Folgen der 
Laga sichtbar wurden. Die geplanten Baum-
fällungen in der Wieseckaue stellten den zen-
tralen Konfliktpunkt dar. Am 11. November 
2011 markierten Mitglieder der Bürgerinitiati-
ve die Bäume in der Wieseckaue, die der Laga 
zum Opfer fallen würden. Die Stadt reagierte 
mit einer Infoveranstaltung zu den geplanten 
Fällungen, den Kritikern ging dies aber nicht 
weit genug; sie forderten die Erstellung einer 
Liste der zu fällenden Bäume. Gegen Ende 
des Jahres 2011 kam es zu einer Demonstra-
tion gegen die Laga, bei der der Naturschutz-

bund eine wichtige Rolle spielte. Erstmals 
war nun in der Presse von »Wutbürgern« 
die Rede. Eine Initiative zur Absage der Laga 
wurde diskutiert, 91 Unterschriften wurden 
gegen die Laga gesammelt. Nunmehr wurden 
auch juristische Wege eingeschlagen: Ende 
2011 wurde ein Eilantrag für eine einstweilige 
Verfügung gegen die Laga beim Verwaltungs-
gericht Gießen gestellt, dieser wurde abge-
lehnt. Zu den Kritiken der Baumfällungen 
kam auch noch die Kritik an den finanziellen 
Belastungen. Die Kampagne für das Bürger-
begehren konnte bis Februar 2012 4.000 Un-
terschriften sammeln. Auf Empfehlung des 
Magistrats lehnte die Gießener Stadtverord-
netenversammlung am 10. Februar 2012 in 
einer Sondersitzung des Parlamentes jedoch 
die Durchführung des Bürgerbegehrens ab. 
Gegen diese Ablehnung erhoben die Vertrau-
ensleute der Bürgerinitiative Widerspruch 
vor dem Verwaltungsgericht Gießen. Im 
Februar 2012 erklärte das Gießener Verwal-
tungsgericht den Teil des Bürgerbegehrens, 
der sich gegen das Fällen der Bäume im Be-
reich der Wieseckaue richtete und den Erhalt 
der Gewässerufer forderte, für unzulässig. 
Mit Verkündung des Beschlusses begannen 
umgehend die Abholzungen und Umgestal-
tungsarbeiten an den Teichen im Bereich der 
Wieseckaue (JLU Giessen 2015: 26ff). 

Auf dem Höhepunkt der Auseinanderset-
zungen um die Laga startete die Stadt Gießen 
im Februar 2012 das Internet-Portal Gießen 
DIREKT, als ein Angebot zur aktiven Bürger-
beteiligung (JLU Giessen 2015: 11f). Inner-
halb der Laufzeit des Portals von vier Wochen 
kamen 430 Bürgerfragen zusammen, die 

Abb. 5: Schwanenteich Gießen: 
Historische Aufnahmen 
(Blick vom Südwesten) und 
Umgestaltungsmaßnahmen 
(Blick vom Nordosten) zur 
Laga 2014
Quelle: Gießener 
Anzeiger, http://www.
landesgartenschaugiessen.
de/uploads/tx_templavoila/
Schwanenteich.jpg
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innerhalb von 48 Stunden durch die Stadt 
beantwortet wurden. Abbildung 6 zeigt die 
Themen der Bürgerstellungnahmen und da-
mit eine gewisse Gewichtung der Konflikte: 
Umweltaspekte (vor allem Baumfällungen, 
Gestaltung Schwanenteich, Auswirkungen 
auf die Tierwelt), Finanzierung (die Kosten 
vor dem Hintergrund der Verschuldung), 
Politik (insbesondere das Bürgerbegehren), 
städtebauliche Maßnahmen (JLU Giessen 
2015: 18f).

Im März 2012 erklärte dann der 8. Senat 
des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs in 
Kassel mit weiterem Beschluss das Bürger-
begehren der Bürgerinitiative auch in der 
Frage, ob die Stadt Gießen zum Zwecke der 
Durchführung der Laga neue Darlehen auf-
nehmen und Sicherheiten für die Laga 2014 
Gießen GmbH stellen dürfe, für unzulässig. 
Dieser Beschluss wurde gleichzeitig für un-
anfechtbar erklärt. Im Juli 2012 beschloss die 
Bürgerinitiative ein zweites Bürgerbegehren 
zu starten, um die Maßnahmen am Ufer-
weg zwischen Wieseck und Schwanenteich 
(Bitterling-Projekt) zu verhindern, wo Natur-
schützer Arten bedroht sahen. Im Oktober 
wurden Unterschriftenlisten übergeben. Da-
nach gab der Magistrat bekannt, keinen Bür-
gerentscheid durchführen zu wollen. Statt-
dessen wurden die Forderungen aus dem 
Bürgerbegehren erfüllt und die Planungen 
zum Uferweg an der Wieseckaue wurden fal-
len gelassen (JLU Giessen 2015: 26ff). 

Mit den gerichtlichen Entscheidungen zu 
den Baumfällungen und weiteren Darlehen 
im Sinne der Stadt im März 2012 einerseits 
und dem Einlenken der Stadt bei der Frage 
der Uferwegplanungen am Schwanenteich 
im Sinne der Gegner im Juli andererseits wur-
de der Höhepunkt der Auseinandersetzungen 

um die Planungen der Laga überschritten, 
wenngleich es auch danach Konflikte gab: Die 
Bürgerinitiative gegen die Laga kündigte wei-
teren Widerstand gegen Planungen an, u. a. 
gegen das Palmencafé und die Fußgängerbrü-
cke. Widerstand regte sich auch gegen den 
Ausbau der Ringallee am Eingangsbereich, 
es gab Befürchtungen die Parkplatzmöglich-
keiten der Anwohner würden zu stark ein-
geschränkt. Verglichen mit den Konflikten 
zuvor eskalierten diese aber nicht so weit. 
Gleichzeitig wurden die Beteiligungsaktivitä-
ten der Stadt weiter durchgeführt, so wurden 
Workshops zum Skaterbereich durchgeführt 
(vgl. Abb. 8), in denen eine Reihe von Vor-
schlägen der Bürger gesammelt wurden, die 
auch realisiert wurden (JLU Giessen 2015: 
26ff). Zum kommunalpolitischen Hinter-
grund ist zu erwähnen, dass die Stadt Gießen 
im Dezember 2012 vor dem Hintergrund ei-
nes Schuldenbergs von 32 Mio. € unter den 
»kommunalen Schutzschirm« schlüpfte; eine 
Maßnahme des Landes Hessen zur Wieder-
herstellung der finanziellen Leistungsfähig-
keit der Kommunen (Land Hessen 2016).

Auch im Jahr 2013 wurde eine Reihe von 
Laga-Planungen kontrovers diskutiert, ohne 
dass dabei jedoch die Eskalationsstufe der Jah-
re 2011 und 2012 erreicht wurde: Ein Streit-
punkt war die Zuschüttung der Unterführung 
und Errichtung von Ampeln an der Ostanla-
ge, wo Bürger Verkehrsprobleme befürchte-
ten (vgl. Abb. 9 rechts). Kritikpunkt war auch 
die Einzäunung des Schwanenteichs mit 
den verbundenen Zugangsbeschränkungen 
(vgl. Abb. 7). Auch die Idee des Laga-Tickets 
für Studierenden stieß unter den Studieren-
denvertretern zunächst auf Vorbehalte auf-
grund der damit verbundenen Erhöhungen 
der Semesterbeiträge. Gleichwohl wurde der 

Abb. 6: Anteile der 
Themenfelder an den 

Bürgerfragen bei Gießen 
DIREKT Februar-März 2014 in 

Prozent.
Quelle: JLU Gießen 2015: 19 

nach der Auswertung von 
Gießen DIREKT
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Grundgedanke die Universität in die Laga ein-
zubinden weiter verfolgt, sichtbar vor allem 
an den Wissenschaftsgärten im Bereich der 
Wissenschaftsachse, die durch Fachbereiche 
der Justus-Liebig-Universität Gießen und der 
Technischen Hochschule Mittelhessen gestal-
tet wurden (JLU Giessen 2015: 26ff).

2.3 Zum Verlauf der Landesgartenschau 
2014 und zur Resonanz

Die Landesgartenschau Gießen selbst präsen-
tierte sich dann vom 26. April bis 5. Oktober 
2014 unter dem Motto »Auf zu neuen Ufern« 
auf den Ausstellungsgeländen Wieseckaue 
und Lahnaue auf einer Ausstellungsfläche 
von knapp 500 ha mit 13 Themengärten und 
Wissenschaftsgärten. Allein für die erste Blü-
tenpracht zu Beginn der Laga Ende April wur-
den 270.000 Blumenzwiebeln gesteckt. Ins-
gesamt wurden über 2.500 Veranstaltungen 
durchgeführt (JLU Giessen 2014: 52ff).

Während der Laufzeit der Laga von April 
bis Oktober 2014 stellte sich die Berichter-
stattung in der lokalen Presse insgesamt po-
sitiv dar: Von 162 zwischen April 2014 und 
Juli 2014 verfassten Artikeln zur Laga war die 
Hälfte eher positiv, 15% eher negativ, der Rest 
neutral ausgerichtet. Massivere Kritik wurde 
lediglich in der Anfangsphase an der fehlen-
den Beschilderung geübt; weiterhin wurden 
Maßnahmen im Bereich des Naturschutzes 

kontrovers diskutiert (JLU Giessen 2015: 
26ff).

Eine vom Institut für Geographie der 
Justus-Liebig-Universität Gießen von Anfang 
Juni bis Anfang Juli 2014 überwiegende nach-
mittags und bei sonnigem Wetter an sechs 
Standorten auf dem Laga-Gelände durchge-
führte Besucherbefragung kann mit 1.497 
Befragten zumindest für diesen Zeitraum als 
repräsentativ gelten (JLU Giessen 2014: 58ff). 
Einige ihrer zentralen Ergebnisse sind:

ππ Die Hälfte der Befragten kam von außer-
halb der Stadt und blieb dort einen Tag. Mehr 
als die Hälfte der Befragten kam zu Fuß und 
nutzte dabei überwiegend den Innenstadtkor-
ridor. 

ππ Der Laga-Gesamteindruck war bei 85% 
der Befragten gut bis sehr gut. 2/3 gaben an, 
sich einen Wiederholungsbesuch vorstellen 
zu können. 

ππ Erreichbarkeit, Bepflanzung, Öffnungs-
zeiten und Sitzgelegenheiten wurden von 
über 80% der Befragten als sehr gut oder gut 
bewertet. Die Sanitär- und Freizeiteinrichtun-
gen und die Beschilderung wurden von 2/3 
als gut oder sehr gut bewertet. Gastronomie-
angebot und Veranstaltungen erhielten dage-
gen nur leicht überdurchschnittliche Bewer-
tungen. Bei den Eintrittspreisen fiel die Kritik 
noch etwas stärker aus: 20% der Befragten 
empfanden diese als zu hoch. 

Abb. 7: Photo auf der Website 
der Bürgerinitiative »Stoppt 
diese Landesgartenschau«
Quelle: www.
stopptdieselandesgartenschau.
de/

Abb. 8: Landesgartenschau 
Gießen 2014; Links: 
Skateranlage Wieseckaue, 
rechts: Die Wegebahn für die 
Innenstadtkorridore
Quelle: https://de.wikipedia.
org/wiki/Landesgartenschau_
Gie%C3%9Fen_2014
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Insgesamt machten die Erhebungen vor allem 
deutlich, dass die Besucher mit der Laga in 
den meisten ihrer Elemente durchaus zufrie-
den waren. Die Gesamtbewertung der Laga 
wird mit zunehmenden Alter kontinuierlich 
besser. Sie erhielt bei den bis 17-jährigen eine 
Schulnote von 2,3; bei den 18-30-jährigen 
eine 2,2, bei den 31-50-jährigen eine 2,0; bei 
den 51-65-jährigen ein 1,9 und bei den über 
66-jährigen eine 1,8. Der Zusammenhang ist 
deutlich, aber berücksichtigt man, dass Lan-
desgartenschauen in der Regel für ein älteres 
Publikum ausgerichtet sind, so sind die Be-
wertungsunterschiede gering (JLU Giessen 
2014: 58ff). 

Im Vorfeld der Laga wurden die mögli-
chen Verkehrsbelastungen intensiv disku-
tiert. Zählungen vor und während der Laga 
auf insgesamt neun innerstädtischen Park-
platzstandorten ergaben jedoch nur an drei 
Standorten veränderte Parkplatzauslastungen 
im Vergleich zu Zeitpunkten vor der Laga. Vor 
allem war hier die Parkplatzauslastung im 
Parkhaus am Berliner Platz um 67% höher 
als im letzten Jahr: Da die kostenfreien Park-
plätze am Laga-Gelände wegfielen, wichen 
Beschäftigte auf den Berliner Platz aus. An 
zwei anderen Standorten stieg die Auslastung 
um 20%. Damit stieg zwar die durchschnitt-
liche Parkplatzauslastung, was jedoch nur auf 
drei Standorte zurückzuführen war. Das Pro-
blem des durch die Laga bedingten Parkplatz-
mangels war damit deutlich geringer als von 
vielen befürchtet (JLU Giessen 2014: 27ff).

2.4 Ergebnisse und Wirkungen der 
Landesgartenschau Gießen

Mit dem Abstand von nunmehr zwei Jahren 
seit ihrer Durchführung lassen sich erste Er-
kenntnisse zu den Wirkungen der Laga Gie-
ßen sammeln. Diese Erkenntnisse müssen 
im Kontext der gesamtstädtischen Entwick-
lung der Stadt der letzten Jahre gesehen wer-
den. 

2.4.1 Physische Auswirkungen auf die 
Stadtstruktur, gebaute Ergebnisse

Die wichtigsten nachhaltigen Wirkungen auf 
die Entwicklung Gießens dürften die bau-
lichen Maßnahmen haben, die Planungen 
wurden weitgehend (wichtigste Ausnahme: 
der Uferweg an der Wieseckaue, der aufgrund 
von Bürgerprotesten nicht realisiert wurde) 
umgesetzt. Zum einen sind dies die Maßnah-
men in der Lahn- und Wieseckaue. Zu nen-
nen sind aber auch die Maßnahmen im inner-
städtischen Wegesystem: vor allem die kurz 
vor Realisierung stehende Erweiterung der 
Bahndurchbrüche zwischen Innenstadt und 
Lahn und die symbolträchtige Fußgängerbrü-
cke über die Lahn (Christoph-Rübsamen-Steg 
Abb. 9 links); aber auch das Ersetzen der Fuß-
gängerunterführung Ostanlage durch eine 
Ampel oder die dauerhafte Installation der 
Blumenkübel (bei Wegfall von Parkplätzen) in 
der Schlossgasse. Diese baulichen Maßnah-
men wären ohne die Landesgartenschau so 
vermutlich nicht erfolgt. Diese Maßnahmen 
hatten auch Anstoßwirkungen: Z. B. werden 
die im Bereich der Schlossgasse anstelle von 
Parkplätzen installierten Pflanzenbehälter 
nach der Grundidee des Urban-Gardening-
Ansatzes unter Einbeziehung von Bürgern 
weiter genutzt. Andere Maßnahmen wie die 
Umgestaltung des Bahnhofsvorplatzes waren 
zwar ohnehin fällig, wurden aber durch die 
Landesgartenschau sicherlich befördert.

2.4.2 Wirtschaftliche Effekte

Der Effekt der Laga für das Übernachtungs-
gewerbe lässt sich mittlerweile recht gut ab-
schätzen. Die Betrachtung der Zeitreihe der 
Übernachtungen zeigt, dass die Laga einen 
messbaren Effekt auf die Übernachtungsent-
wicklungen hatte (Abb. 10): 2013 lag die Zahl 
der Übernachtungen in der Stadt Gießen bei 
131.431, 2014 im Jahr der Laga bei 150.986, 
um dann 2015 wieder auf 139.446 zurückzu-

Abb. 9: Das vermutlich 
nachhaltigste gebaute Projekt 

der Landesgartenschau: 
Der Christoph-Rübsamen-

Steg: die erste Gießener 
Fußgängerbrücke über die 

Lahn; Die zugeschüttete 
Fußgängerunterführung und 

die neue Fußgängerampel an 
der Ostanlage

Quelle: Wikipedia Common, 
Autor Klaus Föhl, Gießener 

Allgemeine Zeitung.
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gehen. Der Vergleich mit den Entwicklungs-
verläufen in übergeordneten Raumeinheiten 
macht deutlich, dass in der Stadt Gießen 
2014 ein überproportional deutlicher Sprung 
in den Übernachtungszahlen zu verzeichnen 
war. Eine genaue Auswertung nach Monaten 
festigt das Bild: vor allem in den Monaten der 
Laufzeit der Laga waren die Zuwächse beson-
ders stark (Statistisches Landesamt Hessen 
2016b). Es gibt auch keine Hinweise darauf, 
dass andere Gießener Events aus diesem Jahr 
(wie etwa die Messen »Reptilienbörse«, »Mo-
torradmesse«, »Antik und Trödel«, vor allem 
aber die »BauExpo Hessen«) diesen Anstieg 
erklären, denn sie fanden turnusmäßig wie in 
jedem Jahr statt. 

Nach den Ergebnissen der Besucherbe-
fragung (JLU Giessen 2014: 58ff) waren die 
Laga-Besucher überwiegend Tagesgäste: nur 
2,6% der Laga-Besucher blieben 2 Tage oder 
länger in der Stadt, 77,9% einen halben oder 
einen ganzen Tag; bei den restlichen 19,5% 
handelte es sich um Gießener Bewohner. 
Rechnet man den Anteil derer, die mindes-
tens eine Nacht in Gießen verbrachten auf 
die Gesamtbesuchergesamtzahl von 500.000 
an, so ergeben sich mindestens 13.000 Über-
nachtungen. Diese Zahl erklärt einen Gutteil 
der Gesamtentwicklung der Übernachtungen 
aus der amtlichen Statistik (plus 19.500). Bei 
einem somit vorsichtig geschätzten Plus von 
16.000 Übernachtungen und einem ange-
setzten Wert von 80 € je Übernachtung hät-
te das Gießener Übernachtungsgewerbe also 
durch die Laga 2014 etwa 1,3 Mio. € zusätz-
lich eingenommen.

Die Wirkung der Laga auf den innerstäd-
tischen Einzelhandel und die Gastronomie 
lässt sich nur sehr grob abschätzen: Nach den 

Ergebnissen der Besucherbefragung (JLU 
Giessen 2014: 58ff) haben 40% der Befragten 
den Besuch der Laga mit anderen Aktivitä-
ten verbunden: Einkaufen/Bummeln, Essen/
Trinken und kulturelle Aktivitäten wurden 
hierbei am meisten genannt. Für den inner-
städtischen Einzelhandel und die Gastrono-
mie ist aufschlussreich, wie stark die Korri-
dore zwischen den beiden Laga-Standorten 
frequentiert wurden. Immerhin 28% der 
Befragten besuchten beide Hauptstandor-
te der Laga. Von diesen nutzten 56,8% den 
Innenstadtkorridor, um sich zwischen den 
Schauplätzen zu bewegen. 14,1% entschie-
den sich für den Wieseck- und 9,4% für den 
Nordstadtkorridor (vgl. Abb. 3). Damit lässt 
sich bezogen auf die Gesamtbesucherzahl 
überschlägig hochrechnen, dass während der 
Laufzeit insgesamt immerhin 80.000 der La-
ga-Besucher den vom Einzelhandel geprägten 
Innenstadtkorridor nutzten, um die beiden 
Hauptstandorte aufzusuchen. Die zu diesem 
Zweck bereitgestellte Wegebahn (vgl. Abb. 8 
rechts) zählte während der Laga insgesamt 
40.000 Fahrgäste. Die anderen Besucher be-
wegten sich also überwiegend zu Fuß in dem 
innerstädtischen Korridor. Die Wahrschein-
lichkeit, dass diese Fußgänger zumindest 
das gastronomische Angebot frequentierten 
ist hoch, auch die eine oder andere Einkaufs-
gelegenheit dürfte genutzt worden sein. Wie 
immer bei solchen Abschätzungen ist jedoch 
die Frage schwer zu beantworten, ob diese 
Aktivitäten in Gießen auch ohne die Laga 
durchgeführt worden wären oder ob die Laga 
diese Aktivitäten induzierte. Eine andere Zahl 
relativiert diesen möglichen Effekt ohnehin 
(Jones et al.2014): An einem Samstag frequen-
tieren in der Regel etwa 4.000 Passanten pro 

Abb. 10: Entwicklungen 
der Übernachtungszahlen 
in der Stadt Gießen und in 
Vergleichsräumen 2005 - 2015, 
indexiert
Quelle: Statistisches 
Landesamt Hessen (2016a). 
Auswertung BSc Marie-Louise 
Litmeyer
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Stunde die zentrale Einkaufsmeile Gießen 
Seltersweg. Die mit der Laga in ihrer gesam-
ten Laufzeit verbundenen evtl. zusätzlichen 
Fußgängerbewegungen im Innenstadtkorri-
dor entsprechen also dem normalen Passan-
tenaufkommen der Fußgängerzone von drei 
Samstagen, was Erwartungen an allzu große 
Kaufkrafteffekte für den innerstädtischen 
Einzelhandel (Fickel 2013) relativieren dürfte.

Der Vergleich der Gewerbemieten ergab 
zwischen 2013 und 2014 vor allem in den 1a-
Lagen zwar deutliche Preissteigerungen: um 
13%. Allerdings lag Gießen damit im bundes-
weiten Trend (JLU Giessen 2014: 44ff). Auch 
der Einfluss auf die Lebenshaltungskosten-
entwicklung der Gießener ist marginal. Wie 
die Erhebungen zeigten, blieben die Geträn-
kepreise in den meisten der 16 im Einzugsbe-
reich der Laga gelegenen untersuchten Gast-
stätten in der Zeit vor und während der Laga 
praktisch unverändert. Dort, wo sie stiegen, 
war ein Zusammenhang der Preissteigerung 
mit der Laga nicht auszumachen (JLU Gie-
ssen 2014: 25ff).

Diese Zahlen machen deutlich: Der direkte 
wirtschaftliche Erfolg der Laga Gießen lag in 
dem Rahmen, der aufgrund der Witterung zu 
erreichen war. Negative Effekte etwa auf das 
Preisniveau waren nicht zu registrieren. Für 
das Gießener Übernachtungsgewerbe ist der 
positive Effekt recht gut messbar: geschätzt 
wird ein Plus von 1,3 Mio. € gegenüber an-
deren Jahren. Positive wirtschaftliche Effekte 
auf die Innenstadt sind zwar sicherlich vor-
handen, aber nicht genau zu beziffern und im 
Gesamtbild der wirtschaftlichen Entwicklung 
der Stadt von nur geringer Relevanz.

2.4.3 Sozialräumliche Auswirkungen

Beispiele wie die Laga Bingen 2008, bei der 
auf dem Landesgartenschaugelände auch 
im Rahmen der Städtebauförderung Woh-
nungen errichtet wurde (BUNBR 2016), las-
sen die Frage aufkommen, ob nicht auch im 
Zuge von Landesgartenschauen unmittelbar 
Auswirkungen auf Einwohnerentwicklung, 
Wohnungsmarkt und Wohnquartiere (Killat 
2014) zu verzeichnen sind. Wie viele klei-
nere Universitätsstädte (Glatter et al. 2014: 
388f) hat auch Gießen in den letzten Jahren 
einen erheblichen Einwohnerzuwachs erfah-
ren: die Zahl der Einwohner stieg zwischen 
2010 und 2015 von 76.000 (Stadt Giessen 
2014) auf fast 84.000 Einwohner (Stadt Gie-
ssen 2016). Diese Zahl ist zwar auch durch 
den Effekt einer Umstellung der Statistik und 
die Registrierungen von Asylbewerbern zu 

erklären. Jedoch ist Gießen durchaus auch 
ein Beispiel für einen langfristigeren Trend 
der Reurbanisierung. Damit verbunden ist 
ein erheblicher Druck auf die lokalen Woh-
nungsmärkte, was die Stadt mittlerweile zur 
Erarbeitung eines kommunalen Wohnraum-
versorgungskonzepts veranlasst hat (GOE 
Bielefeld 2015). Der deutliche Einwohnerzu-
wachs Gießens in den letzten Jahren vollzog 
sich jedoch eher parallel zur Laga, als dass er 
durch die Laga induziert war. Da die Einwoh-
nerstatistik durch den Effekt der Asylbewer-
berregistrierung und Umstellungen in der 
Statistik erheblich beeinflusst war, ist ein har-
ter Nachweis dieser These, etwa durch einen 
Vergleich der Einwohnerentwicklungszahlen 
mit anderen Städten, zwar nicht möglich. Für 
die These der Unabhängigkeit der Einwoh-
nerentwicklung von der Laga spricht jedoch 
zum einen, dass die Einwohnerzuwächse der 
Stadt Gießen bereits vor der Laga beträcht-
lich waren. Ein weiteres Argument ist, dass 
die Einwohnerentwicklung auch in vielen 
kleinen Universitätsstädten vor allem durch 
erhöhte Studierendenzahlen (in Hessen auch 
durch Verkürzungen der Schulausbildungs-
zeiten) in den letzten Jahren gestiegen ist. 
Zum dritten dürfte der generelle Trend zur 
Reurbanisierung mit einer gestiegenen At-
traktivität auch für höhere Altersgruppen Gie-
ßen erreicht haben (Siedentop 2015), was sich 
z. B. im forcierten Bau von Seniorenresiden-
zen im Stadtbild ablesen lässt.

2.4.4. Kosten-Nutzen-Bilanz

Die erste Bilanz nach Abschluss der Laga wur-
de kontrovers diskutiert (Frankfurter Rund-
schau 2014): Die Verantwortlichen der Laga 
zogen eine positive Bilanz, Kritiker sahen die 
hohen Kosten durch die Besucherresonanz 
dagegen nicht gerechtfertigt. 

Verlässliche Zahlen lassen sich im Hin-
blick auf die Besucherresonanz bilanzieren: 
Die gesetzte Besucherzahl von 700.000 wur-
de in den 163 Tagen nicht erreicht. Auf dem 
Gelände der Wieseckaue konnten insgesamt 
nur 504.458 Besucher gezählt werden. 47% 
von ihnen entfielen auf Tagesgäste, rund 7% 
kauften eine Abendkarte. Fast 30% der Be-
suchszahlen waren Dauerkartenbesitzer, von 
denen insgesamt 10.997 verkauft wurden, da-
runter 1.029 Halbzeitkarten (Landesgarten-
schau Giessen 2014). Das Verfehlen der Ziel-
zahl wurde vor allem auf das schlechte Wetter 
zurückgeführt: die Landesgartenschaubesu-
cher erlebten in den gut fünf Monaten an 109 
Tagen, also an 2/3 der Veranstaltungstage, 
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Niederschläge. Tatsächlich wurde in Gießen 
2014 das Jahresmittel der Niederschläge vor 
allem in den Ferienmonaten deutlich über-
schritten: im Juli um 74% und im August um 
39%; im April um 18%. Im Mai, Juni und vor 
allem September wurden die Niederschlags-
mittel allerdings unterschritten (Wetterkon-
tor 2014). Ein Grund, dass die Besucherzah-
len nicht noch niedriger ausfielen, war die 
Tatsache, dass die vergünstigten Studieren-
dentickets (Dauereintritt durch einmaligen 
Zwangsaufschlag auf das Semesterticket in 
Höhe von 5 €) Anklang fanden: immerhin 
10% der Besucher waren Studierende, was 
für eine Laga eine relativ hohe Zahl darstellen 
dürfte. Die Idee der Einbindung der Universi-
tät in die Laga trug insofern also Früchte.

Auch wenn die Frage der Kosten-Nutzen-
Relation öffentlich intensiv diskutiert wurde, 
hat die Stadt bis heute keine umfassende Kos-
tenbilanz aller im Zusammenhang mit der 
Laga absolvierten Maßnahmen offengelegt. 
Die Kostenschätzungen variieren sehr stark – 
zwischen 2,6 Mio. € und 45 Mio. € – je nach-
dem welche Maßnahmen mit einbezogen 
werden (Giessener Allgemeine 2014), auch 
zur Aufteilung der Kostenübernahme gibt es 
keine verlässliche offizielle Gesamtaufstel-
lung. Somit bleibt zumindest die These im 
Raum, dass die Laga die Haushaltskonsolidie-
rung der Stadt um einige Jahre verzögert hat 
(Giessener Allgemeine 2014).

2.4.5. Politische Wirkungen: Bewertung 
des Bürgerbeteiligungsprozesses 
zur Landesgartenschau Gießen

Die Aktivitäten der Stadt Gießen zur Bürger-
beteiligung lassen sich im Rückblick anhand 
der von Goldschmidt (2014) für die Evaluati-
on von Partizipationsverfahren formulierten 
Kriterien – Kompetenzentwicklung, Fairness, 
Legitimität, Transparenz, Effektivität und 
Effizienz – bewerten. Die Einschätzungen 
basieren auf der Auswertung des Online-Be-
teiligungsportals, von Dokumenten und ins-
gesamt neun geführten Expertengesprächen 
mit Befürwortern und Gegnern der Laga, zu 
vielen Fragen variieren die Einschätzungen 
(JLU Giessen 2015: 28ff):

ππ Unter dem Kriterium der Kompetenzent-
wicklung ist hervorzuheben, dass in den 6 
Jahren der Laga-Vorbereitung insgesamt 300 
Veranstaltungen – vor allem Informationsver-
anstaltungen, Begehungen und Workshops – 
durchgeführt wurden, also im Durchschnitt 
jede Woche eine. Damit wurde rechnerisch 
eine breite Zahl von Bürgern angesprochen. 

Die 2012 eingerichtete Online Plattform wur-
de intensiv frequentiert. Diese Veranstaltun-
gen haben sicherlich die allgemeine Kompe-
tenz zu Sachfragen gesteigert, Experten- und 
Bürgermeinungen näherten sich an. Als be-
sonders gelungenes Projekt lässt sich hier die 
von Bürgern mitgeplante Skateranlage nen-
nen (JLU Giessen 2015: 32ff).

ππ Das Kriterium der Fairness kann zumin-
dest aus Sicht der Verwaltung insofern als 
erfüllt angesehen werden, da die zahlreichen 
Beteiligungsplattformen einen grundsätzlich 
offenen Zugang für alle Bürger ermöglichten. 
Umgekehrt wurde von Seiten der Verwaltung 
häufig der Argumentationsstil der Grundsatz-
gegner als unfair empfunden. Die wiederum 
warfen der Verwaltung etwa im Zusammen-
hang mit den Baumfällaktionen vor, nicht 
rechtzeitig alle Informationen bereitgestellt 
zu haben. Gleiches galt für die Bürger in den 
Projekten, deren Vorschläge nicht aufgegrif-
fen wurden (JLU Giessen 2015: 36ff).

ππ Das Kriterium der Legitimität wurde in-
sofern erfüllt, als die grundsätzlich breite 
Partizipation auch die hierbei entwickelten 
Ergebnisse legitimierte. Es gab jedoch wäh-
rend der gesamten Vorbereitungszeit der 
Laga – abgesehen von den ab und zu in der 
Presse erhobenen Stimmungsbarometern – 
keine quantitativ ausgerichtete Abstimmung, 
die ein demokratisches Grundstimmungsbild 
der Akzeptanz der Laga ergeben hätte. Der 
Grundsatzbeschluss zur Beteiligung an der 
Laga 2004 war zwar durch die politischen 
Gremien legitimiert, die Meinung der Stadt-
bevölkerung hierzu wurde jedoch nicht ex-
plizit eingeholt. Ein erstes Bürgerbegehren 
zu einer Grundsatzabstimmung zur Laga 
scheiterte vor dem Oberverwaltungsgericht; 
einem zweiten Bürgerbegehren kam die Stadt 
zuvor, indem sie den damit verbundenen For-
derungen nachgab. Insgesamt entsteht der 
Eindruck, dass Politik und Verwaltung eine 
direkte Beteiligung zur Grundsatzfrage der 
Laga zumindest nicht forcierten, sondern 
vermutlich eher scheuten. Dies ist insofern 
nachvollziehbar, als die Stimmungsbarome-
ter zur Landesgartenschau nur ein knappes 
Plus der Befürworter nachzeichneten (JLU 
Giessen 2015: 41ff).

ππ Das Kriterium der Transparenz wurde 
durch die zahlreichen kontinuierlichen Infor-
mationsveranstaltungen der Verwaltung und 
die Öffentlichkeitsarbeit verfolgt. Gleichwohl 
warfen Gegner der Verwaltung immer wieder 
fehlende Transparenz vor: zu späte Informa-
tionen, zu wenig umfangreiche Erklärungen. 
Inwieweit diese Vorwürfe berechtigt sind oder 
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selbst wiederum taktisches Element der Aus-
einandersetzung sind, kann im Nachhinein 
nicht mehr im Einzelnen rekonstruiert wer-
den (JLU Giessen 2015: 44ff).

ππ Das Kriterium der Effektivität: Die zahl-
reichen Beteiligungsaktivitäten haben zwei-
fellos zu bürgernäheren Verbesserungen der 
Planungen geführt. Konflikte etwa mit Sport-
vereine und Kleingärtnern wurden reduziert. 
Auch wurden einzelne Planungen, zu denen 
sich kein ausreichender Konsens finden ließ, 
fallen gelassen: der Umbau des Schwanen-
teichs wurde aufgrund des Bürgerbegehrens 
zumindest verschoben. Insgesamt reduzier-
te sich nach der Intensivierung der Beteili-
gungsaktivitäten 2012 das Konfliktniveau um 
die Laga deutlich auch die Medienberichter-
stattung ging zurück (vgl. Abb. 4). War vorher 
die Stimmung in der Gießener Bevölkerung 
zur Laga in weiten Teilen von Skepsis geprägt, 
so wurde diese spätestens bei ihrer Durchfüh-
rung 2014 von einer Mehrheit der Bewohner 
getragen. Grundsatzgegner, die vor allem 
Naturschutzargumente gegen die Laga an-
führten, konnten allerdings bis zuletzt nicht 
eingebunden werden. Einer der wichtigsten 
Effekte der Partizipationsaktivitäten im Zuge 
der Laga war sicherlich der Einfluss auf die 
Beteiligungskultur der Stadt selbst. Diese ver-
änderte Beteiligungskultur drückt sich vor al-
lem durch die Satzung zur Bürgerbeteiligung 
aus, die 2015 entworfen wurde (Universitäts-
stadt Giessen 2015) und bereits 2009 im 
Wahlprogramm der OB angekündigt worden 
war. Ohne die Erfahrungen der Laga wäre sie 
jedoch sicherlich nicht in dieser Form erstellt 
worden (JLU Giessen 2015: 54ff).

ππ Effizienz: Ob diese Effekte letztlich in an-
gemessener Reaktion zum Aufwand standen, 
entzieht sich einer strengen Nutzen-Kosten-
Analyse. Bemerkenswert ist, dass von den 
6,2 Mio. € im Durchführungshaushalt der 
Stadt Gießen der Großteil für Informations-
maßnahmen aufgewendet wurde, das ist im-
merhin 1/3 der Gelder, die für investive Maß-
nahmen ausgegeben wurden. Vor allem die 
kontinuierliche Pflege des Online-Portals er-
wies sich aus Sicht der Laga-Durchführenden 
als sehr aufwändig, was von Seiten der Ver-
waltung nicht durchweg durch entsprechend 
produktive Anregungen der Nutzer zu recht-
fertigen war (JLU Giessen 2015: 49ff). 

Die Einschätzungen einer relativ umfassen-
den Bürgerbeteiligung beziehen sich aller-
dings vor allem auf den Zeitraum ab 2012. 
Zuvor waren die Beteiligungsaktivitäten deut-
lich schwächer ausgeprägt (Bittorf 2012). 

Die dann weiter intensivierte Beteiligung 
hatte mehrere Gründe: Zum ersten das 2011 
im Zuge der ersten Baumfällmaßnahmen ge-
stiegene Konfliktniveau. Sicherlich spielten 
aber auch die veränderten politischen Mehr-
heiten eine Rolle und hatten auch die inten-
siven Debatten um Stuttgart 21 einen mit-
telbaren Einfluss. Ob eine frühzeitigere und 
von Anfang an intensivere Bürgerbeteiligung 
die Konflikte um die Landesgartenschau-
en, die z. T. vor Gericht ausgetragen werden 
mussten, reduziert hätte, darüber kann nur 
gemutmaßt werden. Denn auch verstärkte 
Beteiligungsaktivitäten, z. B. schon vor der 
Ausschreibung der Rahmenplanungen oder 
gar bereits zur Bewerbungsphase, hätten vor 
dem Problem des Partizipationsparadoxons 
(Reinert 2003; Stollen 2011; 100 prozent er-
neuerbar Stiftung 2012) gestanden: gerade 
wenn und weil eine Planung noch ergebnis-
offen ist, erscheint sie für die meisten Bür-
ger zu abstrakt, um Anstoß zu erregen und 
Mitwirkung zu provozieren. Auch die Laga 
Gießen wurde in der Stadtbevölkerung erst 
breit und intensiv diskutiert, als mit den ers-
ten Baumfällaktionen 2011 sichtbare Zeichen 
der Veränderung erfolgten. Zuvor wurden die 
durchaus vorhandenen Beteiligungsangebote 
der Stadt kaum genutzt, die Laga war in der 
Bevölkerung kaum ein Thema. 

3. Diskussion und Forschungsbedarf

Landesgartenschauen sind vor allem für 
Städte in einer Größenordnung von 20.000 
- 100.000 Einwohnern ein wichtiger Typus 
ereignisorientierter Stadtentwicklung. Für 
die Durchführung der Landesgartenschau-
en selbst hat sich ein lernendes System ent-
wickelt, das dazu beiträgt, dass gravierende 
Misserfolge vermieden werden. Den Ausrich-
terkommunen ist in der Regel bewusst, dass 
ihnen Landesgartenschauen auch Impulse 
für die Stadtentwicklung bringen können, vor 
allem weil Maßnahmen gebündelt und Akti-
vitäten forciert und nicht zuletzt Fördergelder 
akquiriert werden. 

Die Lga Gießen ist ein Beispiel dafür, wie 
eine Laga eingesetzt wird, um traditionelle 
stadtstrukturelle Defizite anzugehen: hier 
die Trennung der Innenstadt vom Fluss und 
die geringe Qualität von Grünflächen. Sie ist 
auch ein gutes Beispiel dafür, wie Landes-
gartenschauen eigene soziokulturelle Profile 
entwickeln können, die zu der Stadt passen. 
Der Versuch die Universität als Akteur der 
Stadt in die Laga einzubinden ist insgesamt 
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gelungen. Er trug mit dazu bei, dass diese 
Laga auch in jüngeren Altersgruppen relativ 
beliebt war. Gießen ist im Rückblick das Bei-
spiel einer in den Ergebnissen und langfris-
tigen Wirkungen eher unspektakulären Laga, 
die allerdings in der Vorbereitungsphase von 
z. T. massiven Konflikten begleitet war. Das 
Beispiel zeigt, dass sowohl Befürchtungen 
durch Belastungen im Rahmen dieses Gro-
ßereignisses als auch hohe Erwartungen an 
die wirtschaftlichen Effekte überzogen sind. 
Betriebswirtschaftlich gesehen war sie kein 
Erfolg. Das lag aber nicht an der von Anfang 
an schöngerechneten »Schwarze Null«, son-
dern schlichtweg am extrem schlechten Wet-
ter in diesem Sommer. 

Positive Effekte für das Beherbergungs-
gewerbe sind zwar messbar, sie sind aber 
wie erst Recht jene für den innerstädtischen 
Einzelhandel zu gering, um von einem nach-
haltigen wirtschaftlichen Impuls sprechen zu 
können. Der Einwohnerzuwachs und der dy-
namisierte Wohnungsmarkt Gießens in den 
letzten Jahren sind nicht auf die Laga zurück-
zuführen, es ist auch nicht ersichtlich, dass sie 
diese Trends verstärkte. Und auch für die Zu-
kunft lässt sich vermuten: Die Laga hat zwar 
Aufmerksamkeit auf Gießen gelenkt, dass sie 
jedoch einen nachhaltigen Imagewandel der 
Stadt bewirkt, ist eher unwahrscheinlich. 

Bleiben die realisierten städtebaulichen 
Maßnahmen: Sie trugen in bescheidenem 
Maße zur Verbesserung des Stadtbildes bei. 
Einige dieser Projekte, vor allem auch jene 
mit symbolischer Geste (»Öffnung der Stadt 
zum Fluss«), wären ohne die Laga mit Sicher-
heit nicht realisiert worden, andere, wie die 
Sanierung des Bahnhofsvorplatzes, wurden 
vermutlich beschleunigt. Ob die in Wert ge-
setzten Freiräume der Stadt auch ohne ein 
Event intensiver genutzt werden als zuvor, 
bleibt abzuwarten. Ebenso ist fraglich, ob das 
Thema Freiraumentwicklung angesichts der 
aktuellen Stadtentwicklungsprobleme so be-
deutsam bleibt, da der Handlungsbedarf vor 
allem zur Schaffung von Wohnraum deutlich 
größer ist als der der Freiraumentwicklung.

Ob der volkswirtschaftliche Nutzen die 
eingesetzten öffentlichen Gelder insgesamt 
rechtfertigte, kann alleine deshalb nicht plau-
sibel abgeschätzt werden, weil die Stadt keine 
offizielle Schlussbilanz der Laga vorlegte und 
Statements der Kommunalpolitik in der Pres-
se hierzu z. T. widersprüchlich waren. Daher 
bleibt die These im Raum, dass die erforderli-
che Haushaltskonsolidierung der Stadt durch 
die Laga zumindest um einige Jahre verzögert 
wurde (Giessener Allgemeine 2014).

Großprojekte können lokale politische 
Kulturen beschädigen (Selle 2013: 251ff). Im 
Falle der Laga Gießen scheint im Rückblick 
die kommunale Beteiligungskultur durch 
die partizipativen Elemente der Laga letztlich 
eher weiterentwickelt worden zu sein, viel-
leicht gerade auch deswegen weil sie vor al-
lem in den Jahren 2011/2012 mit Konflikten 
zwischen Politik/Verwaltung und einem Teil 
der Bürger behaftet war. Mit Sicherheit ist die 
Laga Gießen ein Beispiel für die in den letzten 
Jahren in Deutschland weiter forcierten Be-
mühungen zur verstärkten Partizipation der 
Bürger, der allgemeine Zeitgeist wurde sozu-
sagen aufgenommen. Diese Anstrengungen 
setzten zwar relativ spät ein, aber der hierfür 
getriebene Aufwand und die Lernprozesse 
von Politik, Verwaltung und Bürgern waren 
dann beträchtlich. Auf einer differenzierteren 
Stufenleiter der Partizipation – Information, 
Anhörung, Mitsprache, Mitentscheidung, 
Mitverantwortung bei der Umsetzung und 
Selbstorganisation (Selle 2013) – waren da-
bei alle Stufen vertreten: Die kontinuierliche 
Information, bei einzelnen Projekten aber 
auch die Mitsprache, Mitentscheidung und 
Mitverantwortung bei der Umsetzung. In ge-
wisser Weise lässt sich auch die höchste Stu-
fe der Selbstorganisation feststellen, als eine 
Bürgerinitiative pro Laga und eine gegen die 
Laga gegründet wurde (Selle 2013: 68). Alle 
von Seiten der Politik und Verwaltung verfolg-
ten Partizipationsansätze bezogen sich jedoch 
auf konkrete Projekte der Laga. Es wurde ver-
sucht, deren Qualität zu verbessern, einzelne 
Projekte wurden aber auch fallen gelassen, 
wenn keine ausreichende Akzeptanz zu erzie-
len war. 

Die Grundsatzfrage allerdings, ob die 
Stadt Gießen eine Laga durchführen sollte, 
wurde Mitte des letzten Jahrzehnts auf den 
üblichen parlamentarischen Wegen ohne 
direkte Bürgerbeteiligung entschieden und 
dann auch von der Politik nicht mehr zur Dis-
position gestellt. 

Letztlich lässt sich aus dem Beispiel Gießen 
für die Durchführung zukünftiger Landes-
gartenschauen folgendes lernen: Landesgar-
tenschauen sind zwar keine Selbstläufer und 
rechnen sich nicht verlässlich. Aber richtig 
konzipiert können mit ihnen zumindest klei-
ne reparative Impulse für Mittelstädte und 
kleine Großstädte gesetzt werden. Wenngleich 
oder gerade weil die Kosten-Nutzen-Bilanzen 
widersprüchlich und uneindeutig sind, wie 
auch im Falle Gießens, sollten Kommunalpo-
litik und Verwaltung mehr Mut entwickeln, 
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die Bürger so früh wie möglich in dieses Er-
eignis auch durch plebiszitäre Elemente bei 
der Grundsatzfrage über das »Ob« einzubin-
den. Als Beispiel dafür können die jüngeren 
Olympiabewerbungen deutscher Städte die-
nen, in die Grundsatzentscheidungen der 
Bevölkerung eingebunden waren, auch und 
gerade weil diese dazu führen können, dass 
eine Bewerbung fallengelassen wird. Die zur 
Bewerbung von Landesgartenschauen erfor-
derliche Machbarkeitsstudie wäre hierfür das 
richtige Instrument. Sie könnte zweistufig an-
gelegt werden, und der Bürgerentscheid über 
die Durchführung der Laga wäre Schluss-
punkt der ersten Stufe. Dies kann zwar zum 
frühzeitigen Scheitern der einen oder an-
deren Bewerbung und damit zu verpassten 
Chancen für die Stadt führen. Angesichts des 
angespannten Wohnungsmarktes würde eine 
Laga in Gießen, die andere Themenfelder 
der Stadtentwicklung besetzt, heute vermut-
lich bei der Bevölkerung sogar auf eine noch 
geringere Gegenliebe stoßen als bei der Be-
werbung um die Laga Mitte des letzten Jahr-
zehnts. Aber ein solcher robuster Entscheid, 
der ein klares Meinungsbild der Bevölkerung 
ergeben würde, würde die tragfähige Basis ei-
ner Laga von Anfang an erweitern oder den 
Fokus auf die drängenderen Probleme der 
Stadtentwicklung lenken. Damit würde auch 
der kommunalpolitische GAU eher vermie-
den, wie er z. B. das niedersächsischen Bad 
Iburg ereilte, wo die Stadt sich Anfang 2015 
gegen die Durchführung der bereits an sie 
vergebenen Laga 2018 entschieden hat (OZ 
2015). Die Konstellation der Absage einer be-
reits vergebenen Laga ist zwar die Ausnahme, 
könnte aber angesichts der angespannten 
Haushaltssituation vieler Kommunen immer 

häufiger zum Thema werden. Grund genug 
Bürger hierzu frühzeitig zu informieren und 
bei der Grundsatzentscheidung des Ober-
bürgermeisters auch durch einen Bürgerent-
scheid einzubinden.

Für die weitere Forschung lässt sich fest-
halten: Die systematisch typisierende und 
vergleichende Forschung zu den Formaten 
ereignisorientierter Stadt- und Regionalent-
wicklung hat sich bislang vor allem auf die 
erste Liga der Events und damit die erste und 
zweite Liga der Städte konzentriert. Sowohl 
bei Betrachtung der ökonomischen (Trosien 
2012) als auch der sozialpolitischen (Ehren-
berg/Kruse 2000) Auswirkungen überwiegt 
die Betonung der Besonderheiten des jeweili-
gen Einzelfalls. Dies liegt z. T. auch in der Na-
tur der Sache, denn die großen Formate ereig-
nisorientierter Stadtentwicklung finden nur 
selten statt. Landesgartenschauen dagegen 
gehören zu den Formaten mit insgesamt gro-
ßer Fallzahl, immerhin noch mindestens 22 
Landesgartenschauen stehen in Deutschland 
in den nächsten Jahren an (vgl. Abb. 1). Die 
Wirkungen einer einzelnen Laga mögen im 
positiven wie im negativen Sinne verglichen 
mit den großen Formaten ereignisorientierter 
Stadtentwicklung gering sein. In der Summe 
bilden sie jedoch für den Typus der Mittelstäd-
te und kleinen Großstädte einen interessan-
ten Forschungsgegenstand auch für eine ver-
gleichende oder punktuell quantifizierende 
Herangehensweise. Dies umso mehr, wenn 
ereignisorientierte Stadtentwicklung für die 
Metropolregionen als Strategie zunehmend 
entbehrlicher wird, Städte aus der zweiten, 
dritten und vierten Liga der Städtehierarchie 
diese Formate aber zunehmend entdecken.
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Zusammenfassung

Die Entwicklung Wolfsburgs ist eng mit dem Unternehmenserfolg der Volkswagen AG ver-
bunden. Die strategische Allianz war lange Zeit für beide Seiten vorteilhaft, führte jedoch zu 
Abhängigkeiten. Zum einen trug die Verkehrs- und Stadtplanung zu einer autogerechten Stadt-
entwicklung bei. Zum anderen ist die kommunale Haushaltslage vom unternehmerischen Er-
folg VWs abhängig. Dieser Beitrag zeichnet die Verbindung zwischen Kommunalplanung und 
Unternehmensinteressen nach und zeigt wie ein möglicher Paradigmenwechsel im Bereich 
der Stadt- und Verkehrsentwicklung aussehen könnte.  
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und Doktorand am Wuppertal 
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Der Beitrag wurde in einem 
offenen Verfahren durch 
pnd|online REviewed.

1 Einleitung

Es ist genau 500 Jahre her, als Thomas Mo-
rus in seinem Werk eine ideale Gesellschaft 
auf der Insel Utopia beschrieb. Seither faszi-
nieren Menschen Utopien, da sie Ideen, Plä-
ne oder Gesellschaftsordnungen skizzieren, 
die sich derart von den gegenwärtigen ge-
sellschaftlichen, politischen oder kulturellen 
Rahmenbedingungen abheben, dass sie als 
wirklichkeitsfremd und nicht realisierbar ein-
geschätzt werden. 

In einer zunehmend komplexer und 
schnelllebiger werdenden Welt besteht so-
wohl von Seiten der Gesellschaft wie auch der 
Politik ein zunehmender Bedarf an zukunfts-
bezogenem Wissen. Utopien, Leitbilder und 

Visionen zeigen Möglichkeitsräume auf und 
können so Richtungssicherheit und Robust-
heit von Entscheidungen und Strategien un-
terstützen. 

Da Leitbilder der Stadtentwicklung in der 
Regel die Entwicklung von Städten über Jahr-
zehnte prägen, ist es hier besonders wichtig, 
deren Auswirkungen mit Weitblick zu beur-
teilen. Das heutige Erscheinungsbild vieler 
Städte ist damit sowohl ein Ergebnis der städ-
tebaulichen Leitbilder aber auch der Investi-
tionsentscheidungen handelnder Akteure der 
Vergangenheit. Folglich tragen Akteure aus 
Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft mit ihren heutigen Entscheidungen 
in hohem Maße selbst die Verantwortung für 
ihre zukünftige Entwicklung. Daher scheint 

REviewed

REviewed
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2.1 Automobilmärkte – kein 
Wachstum in Europa in Sicht

Die deutsche Automobilindustrie und damit 
auch die Produktionsstandorte in Deutsch-
land sehen sich nicht erst seit dem aktuellen 
VW-Abgasskandal enormen Herausforderung 
gegenüber. In den letzten Jahren haben sich 
vor allem die Märkte in Asien, in den Schwel-
lenländern Südamerikas und in Nordamerika 
dynamisch entwickelt. So hat sich in China 
der Neuwagenabsatz zwischen 2008-2010 
auf rund 10. Millionen Fahrzeuge pro Jahr 
verdoppelt und bis 2020 wird von einer wei-
teren Verdopplung ausgegangen (Bormann et 
al. 2014: 13). Demgegenüber gilt der deutsche 
und europäische Markt als weitgehend gesät-
tigt. Der Erfolg deutscher Automobilbauer 
der letzten Jahre basiert somit vor allem auf 
der Erschließung neuer Märkte. Damit einher 
geht eine Verlagerung der Produktion in die 
neuen Absatzmärkte. So stieg beispielsweise 
die PKW-Produktion deutscher Hersteller im 
Ausland von 5,3 Millionen Fahrzeugen 2008 
auf 8,2 Millionen im Jahr 2012 (Bormann et 
al. 2014: 7). 

2.2 Das Statussymbol PKW 
verliert seinen Reiz

Bislang hat die Erschließung neuer Märk-
te noch keine Auswirkung auf die Inlands-
produktion. Sie blieb in den letzten Jahren 
weitgehend konstant. Dennoch mehren sich 
die Anzeichen, dass durch geänderte Rah-
menbedingungen das Nachfragevolumen in 
Deutschland und Europa in den nächsten Jah-
ren rückläufig sein wird. Ein Grund hierfür 
ist der demographische Wandel. Aktuelle Be-
völkerungsprognosen gehen von sinkenden 
Bevölkerungszahlen sowie einer zunehmend 
älter werdenden Gesellschaft aus (Pötzsch/
Rössger 2015). Bereits heute beträgt das 
Durchschnittsalter von Neuwagenkäufern 52 
Jahre, über ein Drittel sind sogar älter als 60 
Jahre. Trotz einer steigenden Mobilität der Se-
niorengeneration in den letzten Jahrzehnten 
zeigen Erhebungen jedoch einen rückläufi-
gen PKW-Bedarf beim Eintritt in den Ruhe-
stand (Follmer et al. 2010).

Bei jüngeren Bevölkerungsgruppen ver-
liert der private PKW-Besitz in den letzten 
Jahren ebenfalls an Bedeutung. Als Status-
symbol hat es ausgedient und wird vielmehr 
als Gebrauchsgegenstand wahrgenommen. 
Die Generation Y, d.h. jene Generation, die 
erstmals in einem digitalen Umfeld auf-
wuchs, ist multimodal unterwegs und ver-

es notwendig, vorhandene Entwicklungspfa-
de und Pfadabhängigkeiten sowie alternative 
Zukünfte kritisch zu betrachten. 

Dieser Herausforderung stellt sich dieser 
Artikel, in dem er die historische Stadt- und 
Verkehrsentwicklungspolitik der Automo-
bilstadt Wolfsburg analysiert und Umrisse 
einer möglichen alternativen verkehrlichen 
und stadtentwicklungspolitischen Zukunft 
entwickelt. Die Herausforderung erscheint in 
Wolfsburg besonders hoch, da es wohl kaum 
eine deutsche Stadt gibt, bei der Stadtstruk-
tur und Selbstverständnis ihrer Bürgerinnen 
und Bürger so deutlich mit dem Aufkommen 
des Automobils verbunden sind, wie in Wolfs-
burg. Bereits der Name, der 1938 gegründeten 
»Stadt des KdF Wagens bei Fallersleben« ver-
deutlicht, dass Ursprung und Entwicklungs-
perspektive der Stadt einzig der Bau von Au-
tos war und auch heute noch weitgehend ist. 
Der wirtschaftliche Erfolg des Volkswagen-
konzerns hat über Jahrzehnte die Entwick-
lung Wolfsburgs bestimmt und ermöglichte 
der Stadt enorme Handlungsspielräume. 

Auf der anderen Seite verdeutlichen 
die aktuellen Entwicklungen um den VW-
Abgasskandal ein hohes Maß an Krisenan-
fälligkeit und damit die Abhängigkeit der 
Handlungsfähigkeit der Stadtverwaltung und 
-politik von der Volkswagen AG. Für Wolfs-
burg stellt sich daher die Frage, wie sich die 
Stadt in den nächsten Jahrzehnten entwickeln 
wird. Wird das über Dekaden entwickelte Zu-
sammenspiel zwischen Stadt und Automo-
bilkonzern auch in Zukunft Bestand haben 
und weiter gut funktionieren? Wird die Stadt 
langfristig eine ähnliche Entwicklung neh-
men wie die Automobilstädte Detroit, Flint 
oder Toyota, denen die Abhängigkeit von der 
Automobilindustrie durch Branchen- und 
Strukturkrisen zum Verhängnis wurde? Oder 
gelingt es der Stadt, sich durch einen Para-
digmenwechsel in der Stadtentwicklung vom 
Image der VW-Stadt zu emanzipieren?

2 Motorisierte Individualmobilität 
– das Ende einer Ära?

Um die oben aufgeworfenen Fragen beant-
worten zu können, bedarf es zunächst einer 
kritischen Betrachtung der derzeitigen Rah-
menbedingungen in Deutschland und Euro-
pa für den motorisierten Individualverkehr. 



pnd|online I|2016 3| 10

www.planung-neu-denken.de

bindet vorhandene Mobilitätsdienstleistun-
gen wie Car-Sharing, Mitfahrgelegenheiten, 
Leihfahrräder, Bahn- und Busfahrten über 
das Smartphone. Wer dennoch nicht auf den 
PKW-Besitz verzichten kann oder will, schafft 
vermehrt einen Gebraucht-, als einen Neuwa-
gen an (Nölting 2015). Winterhoff et al. (2009 
S. 31) geht sogar davon aus, dass bereits 2020 
in Europa, Nordamerika und Japan ein Mo-
bilitätstyp dominiert, der nicht nach Prestige 
sein Verkehrsmittel auswählt, sondern nach 
praktischen, rationalen und ökologischen 
Überlegungen seine Verkehrsmittelwahl trifft 
und nennt diesen »Greenovator«. 

2.3 Attraktive Städte machen den 
PKW zunehmend überflüssig

Viele Städte haben in den letzten ein bis zwei 
Jahrzehnten aufgrund ihrer vielfältigen Frei-
zeit- und Kulturangebote sowie aufgrund 
ihrer Anstrengungen zur Reduktion von 
Lärm- und Umweltbelastungen an Attraktivi-
tät gegenüber ihrem Umland gewonnen. Als 
Folge ziehen Menschen wieder in die Stadt 
(Reurbanisierung) beziehungsweise bleiben 
dort wohnen. Barbara Schäfer und Katja Trip-
pel sprechen in diesem Zusammenhang von 
einer neu gewonnenen »Stadtlust« (Scha-
efer/Trippel 2013). Wer in der Stadt wohnt, 
für den verändert sich die praktische und ide-
elle Bedeutung des PKWs. Die fehlende Not-
wendigkeit zur individuellen motorisierten 
Mobilität aufgrund vielfach gut ausgebauter 
Fahrrad-, beziehungsweise ÖPNV-Infrastruk-
tur und dem gleichzeitigen Aufkommen neu-
er PKW Nutzungsformen wie CarSharing, 
lassen die PKW-Nutzung zurückgehen. Peter 
Newman zieht aufgrund dieser Gemengelage 
den Schluss, dass heute Gesellschaften in den 
Industrieländen ein »Peak Car Use« erreicht 
haben (Newman/Kenworthy 2011). 

2.4 Klimaschutzpolitik übt Druck 
auf das Automobil aus

Besonders vor dem Hintergrund des Klima-
wandels gilt es die PKW-Nutzung zu verrin-
gern und mittelfristig komplett zu dekar-
bonisieren. In einem ersten Schritt hat die 
Europäische Union hierzu CO2-Grenzwerte 
für Neuwagen festgesetzt. Ab 2021 dürfen 
neu zugelassene PKWs in der EU maximal 95 
g CO2/km emittieren. Die aktuelle Entwick-
lung bei Volkswagen sowie die anhaltende 
Diskussion um realitätsnahe Herstelleranga-
ben und Messverfahren machen den techno-
logischen Innovationsbedarf deutlich (Tietge 

et al. 2015). Langfristig gilt es, verstärkt neue 
Antriebstechnologien beziehungsweise alter-
native Kraftstoffe einzusetzen. Nimmt man 
die Klimaschutzziele auch im Verkehr ernst 
und treibt man die Internalisierung externer 
Effekte wie derzeit bei der Kfz-Steuer weiter 
voran, wird der PKW-Besitz und die PKW-
Nutzung gegenüber dem Umweltverbund 
zunehmend kostspieliger, was das Nachfrage-
volumen dämpfen dürfte. 

Es sind jedoch nicht nur die Kosten tech-
nologischer Innovation und fiskalischer 
Steuerungsmechanismen, die zukünftig die 
PKW-Nutzung verteuern werden, auch die 
Verknappung fossiler Ressourcen wird die 
Kraftstoffpreise trotz der derzeitigen Niedrig-
preisphase aller Voraussicht nach weiter stei-
gen lassen.

Die aufgezeigten Aspekte verdeutlichen, 
dass sich die Bedeutung des Automobils und 
des motorisierten Individualverkehrs verän-
dert hat und zukünftig weiter verändern wird. 
Diese Entwicklungen sind jedoch keineswegs 
über alle Bevölkerungsgruppen und Räu-
me gleichermaßen vorhanden. Besonders in 
ländlichen Regionen besitzt das Auto, auch 
aufgrund fehlender Alternativen, nach wie 
vor einen hohen Stellenwert. SUVs (Sport 
Utility Vehicle) sind ökologisch fragwürdig, 
erfreuen sich jedoch großer Nachfrage, ob-
wohl weder in der Stadt noch auf dem Land 
ein geländegängiges Fahrzeug von Nöten 
wäre. Auch die Elektromobilität bleibt derzeit 
hinter den gesteckten Erwartungen weit zu-
rück und verharrt in einer Innovationsnische. 
In der Gesellschaft existieren nach wie vor 
starke Beharrungskräfte, die am über Jahr-
zehnte etablierten fossilen Automobilregime 
festhalten. 

Dennoch verdeutlichen die aufgezeigten 
Entwicklungen, dass zunehmend Druck auf 
die derzeitigen Produktionsstätten entsteht, 
sei es durch eine Verringerung der Nachfra-
ge oder durch Marktkonkurrenz. Dies trifft 
in besonderem Maß auf die Städte wie Wolfs-
burg zu, deren Existenz und Entwicklung in 
hohem Maße vom unternehmerischen Erfolg 
der in ihnen beheimateten Automobilkonzer-
ne abhängt. Die Herausforderung für Wolfs-
burg besteht daher darin, Anzeichen von 
Krisen frühzeitig zu erkennen und gegen-
zusteuern. Dies impliziert die Bereitschaft, 
gewohnte und über Jahrzehnte verfestigte 
Strukturen und Praktiken, mit denen man 
über viele Jahre erfolgreich war, auf den Prüf-
stand zu stellen.
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3 Wolfsburg – Stadtentwicklung 
im Zeichen des Automobils

Die Stadt Wolfsburg ist eine der wenigen 
Städteneugründungen in Deutschland im 20. 
Jahrhundert. Sie ist weitgehend eine geplan-
te Stadt, deren Entwicklung von den städte-
baulichen sowie ideologischen Leitbilder der 
jeweiligen Stadtplanungsepochen geprägt 
ist. Die Stadt sollte ursprünglich als indust-
rielle Wohnsiedlung für die Arbeiter des zu 
bauenden Volkswagenwerkes dienen. Hitler 
formulierte bereits in »Mein Kampf« das Ziel 
der »Brechung des Kraftfahrprivilegs durch 
den Volkswagen« (Schneider 1979: 29) und 
verwies bei der Grundsteinlegung des Volks-
wagenwerkes auf die hohe Bedeutung der 
Volksmotorisierung zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit (o. A. 2013). 

Die Stadtentwicklung ist eng mit den Na-
men zweier Architekten verbunden – Peter 
Koller und Hans Bernhard Reichow. Erste-
rer wurde auf Empfehlung von Albert Speer 
mit der Planung der »Stadt des KdF Wagens« 
beauftragt. Das Volkswagenwerk sollte als 
»Schaufront« für die südlich davon gelegene 
Stadt dienen. Die Pläne von P. Koller wurden 
jedoch aufgrund des zweiten Weltkrieges nur 
in Ansätzen umgesetzt (Schneider 1979). Kol-
ler wurde 1955 kommissarischer Leiter des 
Stadtplanungsamtes und prägte die Stadt-
entwicklung bis in die 1960er Jahre hinein. 
Er war ein Verfechter einer gegliederten und 
aufgelockerten Stadtstruktur in Tradition der 
Gartenstadtbewegung der 1920er Jahre.

Reichow dagegen bestimmte nur indirekt 
die Stadtentwicklung Wolfsburgs. Zwar wur-
de er 1947 mit der Entwicklung eines neues 
Siedlungskonzeptes für Wolfsburg beauftragt, 
eine Realisierung fand jedoch nur in Ansätzen 
statt (Stracke/Schuster 1988). Reichow war 
es, der mit seiner Veröffentlichung »die au-
togerechte Stadt« (1959) die Stadtentwicklung 
der 1960-70er Jahre in Deutschland prägte 
(Reichow 1959). In Wolfsburg entstanden in 
jener Zeit, wie in vielen anderen deutschen 
Städten, Großwohnsiedlungen (Detmerode 
oder Westhagen), die im Sinne des Prinzips 
»Urbanität durch Dichte« gebaut wurden.

Die knapp 80-jährige Geschichte der 
Stadtentwicklung Wolfsburgs ist von einer 
steten Expansion gekennzeichnet. Der öko-
nomische Erfolg des Volkswagen Konzerns 
führte zu einem raschen Bevölkerungsanstieg 
und damit zu einem kontinuierlich wachsen-
den Bedarf an Wohnraum. Dadurch wurde 
der Siedlungskörper bis in die 1980er Jahre 
mehrfach erweitert. Da die Verkehrsinfra-

struktur in Wolfsburg über lange Zeit für die 
Bedürfnisse des motorisierten Individualver-
kehrs weiterentwickelt und angepasst wurde, 
ist die Stadt bis auf wenige Teilbereiche durch 
eine geringe Siedlungs- und Bevölkerungs-
dichte gekennzeichnet. 

4 Wolfsburger Kommunalpolitik und 
die Volkswagen AG – eine Partnerschaft 
mit Risiken und Nebenwirkungen

In Wolfsburg heißt es seit langem »Was gut ist 
für das Werk, ist auch für die Stadt gut« (Tes-
sin 2014: 37). In der Tat hat der Aufstieg der 
Volkswagen AG zum Weltkonzern der Stadt 
ein hohes Maß an Wohlstand beschert. Die 
Stadt besitzt die höchste Wirtschaftsleistung 
je Einwohner und die Bewohner besitzen das 
höchste durchschnittliche Einkommen aller 
Kreise und kreisfreien Städte in Deutschland. 
In Zeiten wirtschaftlichen Erfolgs und Pros-
perität führt dies zu hohen Fiskaleinnahmen 
für die Stadt und damit im Vergleich zu vielen 
verschuldeten Kommunen in Deutschland, 
zu umfangreichen Handlungsspielräumen, 
um freiwillige Kommunalaufgaben umzuset-
zen bzw. den Bürgerinnen und Bürgern anzu-
bieten. Bei unternehmerischen Krisen birgt 
die Verflechtung von Stadtentwicklungs- und 
Kommunalpolitik mit Konzerninteressen 
und die sich daraus ergebenen (Pfad-)Abhän-
gigkeit erhebliche Risiken.

Deutlich wird diese Abhängigkeit im Hin-
blick auf die kommunale Haushaltslage sowie 
die  Wirtschaftsstruktur in Wolfsburg. Der 
Automobilkonzern Volkswagen beschäftigt 
heute rund 60.000 Menschen, d.h. knapp 
jeden zweiten sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in Wolfsburg. Hinzu kommt 
eine Vielzahl von Beschäftigten, in den der 
Automobilherstellung vor- und nachgelager-
ten Wertschöpfungsketten. Entstanden ist so 
eine industrielle, auf den Automobilbau aus-
gerichtete Monostruktur, die aufgrund ihres 
hohen Lohniveaus und der Sozialleistungen 
bei VW kaum andere Industriebranchen ent-
stehen ließ beziehungsweise lässt. Das Ziel 
der kommunalen Wirtschaftspolitik war da-
her seither die Stärkung des Dienstleistungs-
sektors. Zwar stieg hier der Anteil der Be-
schäftigten von rund 25 Prozent Anfang der 
1990er Jahre auf heute rund 42 Prozent, er ist 
jedoch im Vergleich zu anderen Großstädten 
immer noch gering und z.T. auch durch Aus-
gründungen des VW Konzerns zu erklären 
(Tessin 2014). 
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Eng mit der Wirtschaftsstruktur verbun-
den ist die kommunale Haushaltslage. Knapp 
70 Prozent der kommunalen Steuereinnah-
men sind Gewerbesteuern, wovon wiederum 
ein Großteil von der Volkswagen AG erbracht 
wird. Die Steuereinnahmen sind zudem sehr 
fluktuierend und stark vom Unternehmens-
erfolg abhängig. So sanken beispielsweise von 
VW an die Stadt gezahlte Gewerbesteuer von 
400 Mio. Euro in 2012 auf 275 Mio. Euro in 
2014 (NDR 2015). Eine VW-Krise, wie sie sich 
aktuell im Zuge des »VW-Abgasskandals« 
abzeichnet, ist damit auch immer eine Krise 
der Stadt Wolfsburg. Die Stadt hat hierauf be-
reits reagiert und Ende September 2015 eine 
kommunale Haushaltssperre verhängt (WAZ 
Online 2015).

Eine weitere in Wolfsburg gängige Re-
dewendung besagt: »Wenn VW hustet, be-
kommt die Stadt eine Lungenentzündung«. 
Um im Bild zu bleiben, war die Volkswagen 
AG in den letzten Jahren nur selten krank, 
dennoch zeigen die Krisen in den Jahren 
1966/67, 1971/72, 1974/75 sowie Anfang der 
1990er Jahre, welche Auswirkungen externe 
Ereignisse (z.B. erste Ölkrise), aber auch un-
ternehmerische Fehlentscheidungen auf die 
Stadt haben. Besonders die Krisenjahre An-
fang der 1990er Jahre trafen den Konzern und 
die Stadt schwer. Die Beschäftigungszahlen 
sanken von 60.000 auf 45.000. Es wurden 
sogar Szenarien mit nur noch 22.000 VW-
Beschäftigten in Wolfsburg diskutiert. Gleich-
zeitig stieg die Arbeitslosenquote auf über 17 
Prozent  (Herlyn et al. 2012: 46). Als Reak-
tion auf die Krisenjahre wurde daher 1999 
die Wolfsburg AG gegründet. Die Aktienge-
sellschaft, an der die Stadt und der Volkswa-
genkonzern jeweils zur Hälfte beteiligt sind, 
entstand aus der Gewissheit heraus, dass die 
Krise des einen Partners stets auch die Krise 
des anderen ist. Unternehmenskrisen führen 
dabei nicht nur zu den aufgezeigten Folgen 
wie Arbeitslosigkeit, fehlenden Fiskaleinnah-
men etc. Umgekehrt trägt eine angespannte 
kommunalpolitische Haushaltslage und da-
mit verbunden sinkende Ausgaben dazu bei, 
dass der Wohn- und Arbeitsstandort Wolfs-
burg an Attraktivität einbüßt und stellt den 
Konzern vor die Herausforderung, qualifi-
zierte Arbeitskräfte zu gewinnen bzw. zu hal-
ten.Weniger eindeutig und kausal, aber nicht 
minder relevant in Wolfsburg, ist die Wech-
selwirkung zwischen Konzerninteressen und 
Stadtentwicklungspolitik in den Bereichen 
Wohnungsmarkt-, Verkehrs-, Kultur- und So-
zialpolitik. Das enorme Wachstum des VW-
Werks in den 1950er und 1960er Jahren und 

der damit verbundene Arbeitskräftebedarf hat 
zu seiner sehr dynamischen Bevölkerungs- 
und Siedlungsentwicklung geführt. Da der 
kommunale Wohnungsbau aus VW-Sicht zu 
langsam voranschritt, hat der Konzern bereits 
1953 seine eigene Immobiliengesellschaft ge-
gründet. Gebaut wurde in der Folgezeit vor 
allem in preisgünstigen Lagen und damit 
vor allem im Umland (Tessin 2014: 31). Die 
heutige wenig kompakte und perforierte Sied-
lungsstruktur Wolfsburgs ist damit auch ein 
Ergebnis der unternehmerischen Standort-
wahl der werkseigenen Wohnsiedlungen, die 
seiner Zeit nicht in eine ganzheitliche Stadt-
entwicklungsstrategie eingebettet, sondern 
allein auf die Bedürfnisse von VW ausgerich-
tet war. Die »Volkswagen Immobilien« (VWI) 
besitzt aktuell rund 9.200 Wohnungen, d.h. 
rund ein Viertel aller von institutionellen 
Anbietern (kommunale/private Wohnungs-
baugesellschaften, Genossenschaft etc.) zu 
Wohnzwecken angebotener Wohnungen in 
Wolfsburg. Die VWI ist damit auch heute 
noch ein wichtiger Akteur der Stadtentwick-
lung (VWI 2015).

Dem VW Konzern war zudem früh klar, 
dass die Stadt einen gewissen Standard an 
Schul-, Freizeit- und Kulturangeboten, der 
sich an der Sozialstruktur der Belegschaft ori-
entiert, bieten muss, um die Angestellten an 
das Werk und die Stadt zu binden. Daher hat 
der Konzern verschiedenste kulturelle und 
Freizeitangebote (Stadthalle, Theater, VW-
Bad, Planetarium etc.) initiiert und finanziell 
unterstützt (Tessin 2014: 34). Das bekannteste 
Beispiel hierfür ist sicherlich die Volkswagen 
Arena und die finanzielle Unterstützung des 
Fußballvereins. In der aktuellen Krise wird 
allerdings auch hinterfragt, ob der Konzern 
dieses finanzielle Engagement sowohl beim 
Fußball als auch bei der Vielzahl anderer Pro-
jekte beibehält (FAZ 2015). 

Es ist jedoch nicht nur die Stadt, sondern 
auch der Volkswagen Konzern, der von der 
Partnerschaft profitiert. Um einen möglichst 
reibungslosen Beschäftigten- und Güterver-
kehrs zum VW-Werk sicherzustellen, ist die 
kommunale Verkehrsinfrastrukturplanung 
in hohem Maße auf die Bedürfnisse der mit 
dem VW-Werk verbundenen Verkehre aus-
gerichtet. Hierzu ist beispielsweise im Jahr 
2012 die sogenannte TaskForce Verkehr mit 
Konzern-Vertretern und Vertretern der Stadt 
ins Leben gerufen worden, auf deren Engage-
ment die Umsetzung einer Reihe von Maß-
nahmen zur Verbesserung der verkehrlichen 
Anbindung des Werks zurückzuführen ist 
(Wolfsburger AG2013).
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Die Beispiele verdeutlichen, dass die 
Wolfsburger Kommunal- und Stadtentwick-
lungspolitik eng mit der ökonomischen Ent-
wicklung des VW Konzerns verflochten sind. 
Hieraus sind (Pfad-) Abhängigkeiten entstan-
den, die in unternehmerischen Krisen hohe 
Risiken für die Stadt Wolfsburg bergen. Für 
die Stadt stellt sich daher die Frage, ob die 
über Jahrzehnte im Bereich der Stadt- und 
Verkehrsentwicklung entwickelte Planungs-
praxis beibehalten oder weiterentwickelt wer-
den soll. Aus Autorensicht ist eine Emanzi-
pation in visionär-planerischer Hinsicht für 
die Stadt unerlässlich. Dafür besteht in der 
aktuellen Lage ein»window of opportunity«. 
Dieses bietet eine Chance, Transformations-
prozesse anzustoßen. Hierbei stellt sich vor 
allem die Frage nach der Stoßrichtung eines 
solchen Paradigmenwechsels. 

Eine mögliche Vision einer zukünftigen 
Stadt- und Verkehrsentwicklung könnte dem 
Leitbild einer klimafreundlichen Mobilität 
folgen. Hierbei geht es weniger darum, das 
historische Erbe Wolfsburgs zu überprägen, 
sondern vielmehr darauf aufbauend neue Pri-
oritäten festzulegen. Die nachfolgenden auf-
gezeigten Aspekte basieren auf einem vom 
BMUB geförderten Klimaschutz-Teilkonzept 
Verkehr, das 2012/2013 im Auftrag des Wolfs-
burger Umweltamtes durch ein Konsortium 
aus »Jung Stadtkonzepte« und dem Wupper-
tal Institut erstellt wurde. Grundlage für die 
nachfolgenden Eckpunkte des Leitbilds einer 
klimafreundlichen Mobilität waren Vor-Ort-
Begehungen, Workshops mit Vertretern der 
Kommunalverwaltung (Umwelt, Stadtent-
wicklung-/Stadtplanungsamt), des kommu-
nalen Verkehrsinternehmens, der Wolfsburg 
AG und Volkswagen, Interviews mit verschie-
denen Stakeholdern sowie Dokumentenana-
lysen vorhandener politischer Beschlüsse, 
Strategiepapiere und sonstiger bestehender 
Planungen. Die Vision greift somit die beste-
henden Rahmenbedingungen in Wolfsburg 
auf und ergänzt, erweitert und priorisiert 
diese entsprechend des wissenschaftlichen 
Kenntnisstands. Sie entstand in enger Ko-
operation zwischen dem wissenschaftlichem 
Konsortium, der Kommunalverwaltung und 
Volkswagen und zeigt verschiedenartige An-
knüpfungspunkte, um Pfadabhängigkeiten 
zu durchbrechen und einen Paradigmen-
wechsel einzuleiten, die Grundlage für eine 
geänderte Stadtentwicklungspolitik in Wolfs-
burg sein können.

5 Klimafreundliche Mobilität: ein neues 
Stadtentwicklungsparadigma?!

Unter klimafreundlicher Mobilität kann ein 
Leitbild der Stadt- und Verkehrsentwicklung 
verstanden werden, in dem Mobilität nicht 
nur klimaschonend, sondern auch sozialver-
träglich, umweltverträglich und unabhängig 
vom sozio-ökonomischen Status für jeder-
mann und jederfrau verfügbar ist. Durch ei-
nen solchen Paradigmawechsel kann es gelin-
gen, die Lebensqualität der Bewohnerinnen 
und Bewohner zu steigern. Hierzu muss die 
Stadt jedoch sowohl verkehrs- und stadtplane-
risch als auch im Hinblick auf Kommunika-
tion und Steuerung lokaler Aktivitäten neue 
Wege beschreiten.

5.1 Urban Governance-Strukturen etablieren

Seit den 1990er Jahren findet im wissenschaft-
lichen Diskurs um zukunftsfähige Stadtent-
wicklungspolitik, nicht zuletzt aufgrund der 
finanziellen Restriktionen vieler Kommunen, 
ein neues Verständnis von politischer Steu-
erung, d.h. von einer zielgerichteten Gestal-
tung und Entwicklung gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen, Ein-
gang. Anstelle eines »Regierens von oben« 
tritt zunehmend eine Öffnung der Kommu-
nalpolitik gegenüber der Gesellschaft und 
Wirtschaft. Hierbei sollen Bürgerinnen und 
Bürger partizipativ bei der Entwicklung von 
Projekten, Strategien etc. eingebunden wer-
den. So soll das Alltagswissen der Bevölke-
rung genutzt und »sozial robustes Wissen« 
geschaffen werden (Nowotny  et al. 2001). 
Eine so geartete Strategieentwicklung wird 
damit zum Aushandlungsprozess zwischen 
Politik und Gesellschaft.

Im Alltag vieler Kommunen und so auch 
in Wolfsburg, findet jedoch Stadtentwicklung 
nach wie vor selten ressortübergreifend statt. 
Eine horizontale Integration ist allerdings 
unerlässlich, da sonst Optimierungen ledig-
lich aus der jeweiligen sektoralen Perspektive 
erfolgen. Entscheidend ist jedoch, die Hand-
lungsfelder Stadt- und Infrastrukturentwick-
lung- und planung sowie die Förderung un-
terschiedlicher Verkehrsmittel integriert zu 
betrachten. Projekte, wie das hier vorgestellte, 
sind daher ein wichtiger Impuls für ressort-
übergreifende Planungen.

Eine Integration und Öffnung der Stadt-
entwicklungspolitik sollte jedoch nicht nur in-
nerhalb der Kommunalverwaltung, sondern 
auch zwischen Kommunalpolitik-/verwal-
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tung und gesellschaftlichen und unternehme-
rischen Akteuren stattfinden. 

5.2 Stadträume definieren und 
angepasst entwickeln

Als Resultat der dargestellten Stadtentwick-
lungsphasen ist in Wolfsburg ein Siedlungs-
körper weitgehend geringer Bevölkerungs- 
und Bebauungsdichte entstanden. Für eine 
Großstadt ist Wolfsburg mit knapp 600 Ein-
wohner je km2 nicht nur dünn besiedelt, die 
Bevölkerungsdichte ist auch deutlich geringer 
als bei anderen Städten ähnlicher Bevölke-
rungszahl und topographischer Bedingungen 
wie bspw. Oldenburg (ca. 1.500 Einwohner je 
km2). Die autogerechte Stadtentwicklung hat 
heute getrennte Stadtfunktionen, die durch 
eine PKW-Infrastruktur schnell und kom-
fortabel erreichbar sind, hinterlassen. Hier 
gilt es zukünftig anzusetzen, denn die Rah-
menbedingungen für eine klimafreundliche 
Mobilität sind insgesamt gut. Das Stadtge-
biet ist weitgehend flach und die Entfernung 
zwischen den jeweiligen Wohngebieten und 
zentralen Zielorten von Wegen wie dem VW 
Werksgelände und der Innenstadt sind ge-
ring. Rund 40.000 Menschen leben in einem 
Radius von zwei Kilometern, weitere 34.000 
Menschen in einem Radius von zwei bis fünf 
Kilometern um diese Zielorte und damit in 
Entfernungen, die zu Fuß, mit dem Rad be-
ziehungsweise mit dem ÖPNV zurückgelegt 
werden (Jung et al. 2014). 

»Heute ist die Utopie vom Vormittag die Wirk-
lichkeit vom Nachmittag«. Friedrich Nietzsche 
(1844 – 1900), dt. Philosoph

Eine solche Kategorisierung des Stadtgebiets 
kann zur Priorisierung von Stadtentwick-
lungsgebieten genutzt werden. Hauptauf-
gabe der Stadt sollte es sein, die Stadträume 
entsprechend ihrer spezifischen Bedarfe zu 
entwickeln. Hierbei geht es stets darum, kri-
tisch zu hinterfragen, welche Verkehrsmittel 
in den jeweiligen Räumen prioritär gefördert 
werden sollten, wie sich die Räume intelligent 
miteinander verbinden lassen und wie es ge-
lingt, die Bedürfnisse der Quartiersbewohner 
adäquat zu berücksichtigen. Die Entwicklung 
sollte dabei die Innenentwicklung fördern 
und den Umweltverbund prioritär fördern. 
So kann beispielsweise festgelegt werden, 
dass Flächenentwicklung außerhalb der zent-
rumsnahen Quartiere nur dann erfolgt, wenn 
dort nachweislich keine gleichwertigen Flä-
chen vorhanden sind sowie die Nutzung von 

Brachflächen  beziehungsweise eine Nachver-
dichtung nicht möglich ist (vgl. Abbildung 1). 
Mit dem Flächennutzungsplan 2020+ hat die 
Stadt hier erste Schritte eingeleitet. 

5.3 Radverkehr als Rückgrat einer neu 
gewonnenen urbanen Lebensqualität 

Vom »Glück der Radler« berichtete Sebas-
tian Herrmann 2014 in der Süddeutschen 
Zeitung und verweist dabei auf eine britische 
Studie der East Anglia University in Norwich 
(Herrmann 2014). Demnach sind Pendler, 
die mit dem Auto zum Arbeitsplatz fahren 
weniger glücklich als solche, die andere Ver-
kehrsmittel nutzen. Der Allgemeine deutsche 
Fahrradclub (ADFC) weist zusätzlich darauf 
hin, dass Pendler, die das Fahrrad nutzen, 
motivierter und seltener krank sind als Pend-
ler, die das Fahrrad nicht nutzen. Für eine 
Stadt wie Wolfsburg, mit einem Modal-Split 
des motorisierten Individualverkehrs von 55 
Prozent, ist das eine alarmierende Erkenntnis 
(WVI 2013). Den Wolfsburger Bürgern, Neu-
bürgern und Einpendlern aus den Umlandge-
meinden sollte es daher ermöglicht werden, 
möglichst mit dem Rad zur Arbeitsstätte in 
Wolfsburg zu fahren.

In der Tat liegt der derzeitige Wolfsburger 
Modal-Split Anteil des Radverkehrs mit 13 
Prozent weit hinter dem Anteil vergleichbarer 
Städte. Um diesen zu erhöhen, existieren eine 
Vielzahl von Push- beziehungsweise Pull-Fak-

Abbildung 1 Mögliche 
Stadtraumkategorien und 
Hauptradrouten in Wolfsburg
Quelle: Jung et al. (2014: 64)
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toren, die zum einen Radfahren attraktiver 
machen und zum anderen die PKW-Nutzung 
erschweren. Neben der Einführung einer flä-
chendeckenden Parkraumbewirtschaftung, 
der Novelle der Stellplatzsatzungsordnung 
und dem Rückbau von PKW-Stellplätzen 
empfiehlt das Klimaschutzteilkonzept Ver-
kehr der Kommunalpolitik bzw. –verwaltung 
die Förderung der Anschaffung von Pedelecs 
und Fahrrädern und die Bereitstellung einer 
entsprechenden Infrastruktur, beispielswei-
se den Bau von witterungs-und diebstahl-
geschützten Fahrradstellplätzen, Radwegen 
oder die Freigabe von Busspuren für den Rad-
verkehr. 

Zentrales Element, so das Konzept, kann 
der Bau von Radschnellwegen sein, um die 
verschiedenen Stadträume intelligent mitei-
nander zu verbinden – nicht auto-, sondern 
fahrradgerecht sollte die Entwicklung sein. 
Vor allem vor dem Hintergrund des Wandels 
der Sozialstruktur der VW- Belegschaft mit 
einem steigenden Anteil von Akademikern, 
durch den Ausbau von Forschungs- und Ent-
wicklungsabteilungen, kann so eine Zielgrup-
pe mit starker Umweltorientierung (Stich-
wort »Greenovator«) angesprochen werden, 
die bislang vorwiegend im Umland wohnt 
und pendelt. Eine solche Strategie trägt damit 
zur Steigerung der Attraktivität des Wohns-
tandorts Wolfsburg bei.  

 

5.4 Car-Sharing: die smarte 
Form der PKW-Mobilität

Das Selbstbild der Stadt Wolfsburg und seiner 
Bürger war über Jahrzehnte von der Nutzung 
und dem Besitz des eigenen PKWs prägt, Car-
Sharing kann eine smarte Alternative dazu 
darstellen. Durch das Teilen von PKWs kann 

öffentlicher Raum zurückgewonnen werden, 
da PKW-Stellplätze zurückgebaut und um-
gewidmet werden können. Ein Car-Sharing 
Fahrzeug kann je nach Ausgestaltung des 
Angebotes, d.h. je nach Stationsdichte, Aus-
stattung, organisatorischer und tariflicher 
Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln 
bis zu 11 private PKWs ersetzen (DIFU 2014). 
Car-Sharing-Nutzer sind zudem umweltbe-
wusster, fahren insgesamt weniger PKW und 
nutzen häufiger den Umweltverbund1.

Um ein flächendeckendes Car-Sharing-
Angebot bereitzustellen, empfehlen Anbieter 
wie Cambio eine Stationsdichte von 300 bis 
500 Metern. Für die Stadt Wolfsburg ergäben 
sich daraus insgesamt rund 60 Stationen un-
terschiedlicher Größe. Jenseits der quantita-
tiven Anzahl ist jedoch vielmehr ein smartes 
Gesamtkonzept entscheidend für den Erfolg. 
Hierbei geht es neben technisch-infrastruktu-
rellen Aspekten, wie der Positionierung der 
Stationen an wichtigen SPNV- und ÖPNV-
Haltepunkten, der Flottenzusammensetzung, 
einer ggf. notwendigen Ladeinfrastruktur für 
E-Fahrzeuge oder einer differenzierten Park-
raumbewirtschaftung auch um ein entspre-
chendes Marketingkonzept, das die Bedürf-
nisse und Bedarfe der Wolfsburger erfasst 
und die breite Bevölkerung anspricht.

Eine Möglichkeit, in Wolfsburg ein Car-
Sharing-Angebot über den Status einer Pio-
nierbewegung zu verhelfen, könnte eine Ko-
operation zwischen Car-Sharing-Anbietern 
und der Wolfsburger Wohnungswirtschaft 
sein. So könnten beispielsweise Kunden von 
einer Wohnungsbaugesellschaft automatisch 
und kostenlos Mobilitätskunden werden. Im 
Gegenzug hierzu, zumindest bei Neubau-
projekten, könnte die Anzahl vorzuhalten-
der PKW-Stellplätze reduziert werden, um 
Baukosten zu senken und Raum für andere 
Nutzungszwecke zu gewinnen. Auch Volks-
wagen wäre ein möglicher Partner bei der 
Ausweitung des Car-Sharing-Angebotes in 
Wolfsburg, jedoch hat sich der Konzern An-
fang 2016 mit der Einstellung seines eigenen 
Car-Sharing-Angebotes Quicar zu großen Tei-
len aus dem Car-Sharing-Geschäft zurückge-
zogen (Dahlmann 2016; S.P.O.N. 2016).

5.5 Realexperiment Wohnbauoffensive

Die Stadt beabsichtigt bis 2020 Wohnraum 
für 10.000 Neubürgerinnen und Neubürger 

1	 Dies hat das im Auftrag des Bundesministeri-
ums  Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
durchgeführte Projekt WiMobil gezeigt.

Abbildung 2 Push- und Pull-
Faktoren zur Stärkung des 

Radverkehrs
Quelle: eigene Darstellung, 

Push-Faktoren (rot), Pull-
Faktoren (grün)
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zur Verfügung zu stellen. Neben der bauli-
chen Nachverdichtung sind hierfür vor allem 
Neubaugebiete geplant. Diese könnten als Ex-
perimentierräume für Innovationen genutzt 
werden. Neue Wohn- und Mobilitätskonzep-
te, aber auch Steuerungs- beziehungsweise 
Planungsinstrumente könnten so experi-
mentell getestet werden. Die so gewonnenen 
Erkenntnisse könnten wiederum in einem 
zweiten Schritt zur Diffusion auf das gesamte 
Stadtgebiet genutzt werden.

Die Neubaugebiete sollten dem Beispiel 
verschiedener existierender Passivhaussied-
lungen (z.B. Bahnstadt Heidelberg, Hanno-
ver-Kronsberg) folgen und nach möglichst 
anspruchsvollen energetischen und ökologi-
schen Standards gebaut werden. Ihre Veror-
tung sollte sich an den Stadtraumkategorien 
eins bis drei orientieren (siehe Abbildung 
1). Anders als in der aktuellen Wolfsburger 
Stellplatzsatzung, die zwei PKW Stellplätze 
je Wohneinheit vorsieht, sollten hier 0,5 bis 
maximal ein Stellplatz vorgeschrieben wer-
den. Gleichzeitig sollte der Anteil der Ver-
kehrsfläche für den motorisierten Verkehr 
auf maximal 10 Prozent begrenzt sein. Diese 
Vorgaben sind keinesfalls willkürlich, son-
dern orientieren sich an den Anforderung an 
NRW-Klimaschutzsiedlungen. Um diesen Pa-
radigmenwechsel zu unterstützen, müssten 
entsprechende Mobilitätsdienstleistungen 
und Infrastrukturen in den neuen Wohn-
quartieren entwickelt beziehungsweise vorge-
halten werden. Hierzu würde ein engmaschi-
ges und dicht getaktetes ÖPNV-Netz gehören, 
das sowohl eine fußläufige Erreichbarkeit der 
Haltestellen in fünf bis maximal 10 Minuten 
sicherstellt als auch Multimodalität fördert.

Durch experimentelle Settings könnte bei-
spielsweise auch die Einführung und Verbrei-
tung von Car-Sharing vorangetrieben wer-
den. Denkbar wären z.B. siedlungsbezogene 
Konzepte für die neuen Quartiere der Wohn-
bauoffensive. Dadurch könnte ein Exklusivi-
tätsanspruch entstehen, mit dem wiederum 
eine Förderung des Nachbarschaftsgedan-

kens im Quartier verbunden wäre. Gesteigert 
werden könnte dieses Gemeinschaftsgefühl 
auch noch durch den gemeinsamen Besitz 
und Betrieb des Angebots (Car-Pooling).

6 Fazit

Aufgrund der besonderen historischen Ent-
wicklungen ist in Wolfsburg eine besondere  
Situation der Stadtentwicklung entstanden, 
von der beide Seiten, die Kommunalpolitik 
und das Unternehmen, lange profitierten. 
Die Risiken einer solchen Abhängigkeit wer-
den mit dem aktuellen VW-Abgasskandal of-
fenkundig und stellt die in Wolfsburg lang 
gelebte Kommunalpraxis in Frage. 

Doch selbst ohne die aktuellen Entwick-
lung rund um VW wird der Kommunalpolitik, 
der -verwaltung sowie auch den Bürgern zu-
nehmend klar, dass ein Festhalten am Leitbild 
der autogerechten Stadt keine Zukunft hat. 
Die fast täglichen Staus der Pendler machen 
deutlich, dass die Verkehrsinfrastruktur an 
ihren Kapazitätsgrenzen angelangt ist. Über 
70.000 Einpendler sind nicht nur ein Indiz 
für fehlenden Wohnraum, sondern auch für 
eine geringe Attraktivität des Wohnstandorts. 
Hier gilt es aus Sicht der Autoren anzusetzen 
und neuartige und innovative Projekte und 
Steuerungsinstrumente zu implementieren. 
Hierbei geht es nicht darum die Prägung als 
Automobilstadt zu negieren. Elektromobili-
tät oder Car-Sharing betonen diese vielmehr, 
verdeutlichen jedoch auch, dass in einer zu-
kunftsfähigen Stadt Mobilität neu und nicht 
mehr ausschließlich über den PKW-Besitz 
und dessen Nutzung definiert werden kann. 
Städte wie beispielsweise Kopenhagen, Tü-
bingen, Freiburg oder Münster richten ihre 
Politik schon seit langem nicht mehr allein 
am Auto, sondern an den Menschen aus und 
verdeutlichen damit, dass die skizzierten Leit-
planken auch für eine Automobilstadt wie 
Wolfsburg keine Utopien bleiben müssen.
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»Der Gipfel der Unverbindlichkeit« – mit dieser Überschrift kommentierte die Berliner tages-
zeitung (taz) am 23. Juni 2012 die vagen Ergebnisse der UN-Konferenz für Nachhaltige Ent-
wicklung Rio+20, die gerade zu Ende gegangen war. Doch war dieser Ausgang wirklich eine 
Überraschung? Während das Entwicklungsmodell der neoliberalen Globalisierung durch äu-
ßerst wirksame internationale Beschlüsse1 in weniger als zwei Jahrzehnten weltweit durchge-
setzt worden ist, sind nennenswerte Schritte bei UN-Konferenzen zum Thema Nachhaltigkeit 
selten – und selbst diese werden oft nicht konsequent umgesetzt. So wurde 1992 eine ambitio-
nierte Agenda 21 beim Erdgipfel in Rio de Janeiro verabschiedet, vielerorts gilt die Agenda jedoch 
bereits als unerfüllter Traum. Nur wenige Staaten verfolgen heute die bescheidenen Ziele des 
Kyoto-Protokolls von 1997, obgleich die globalen CO2-Emissionen seit 1990 um über 50 Prozent 
gestiegen sind (Olivier et al. 2013). Aus diesem Grund zogen die taz-Autoren ein Fazit, das wie 
ein Aufruf zum Strategiewechsel klingt: »Die Erdrettung beginnt künftig regionaler«. Warum 
nicht in der eigenen Stadt, im eigenen Stadtteil oder in der eigenen Straße mit der Erdrettung 
beginnen? 

Genau dieses Ziel wird mit dem »Tag des guten Lebens« verfolgt, der seit 2013 einmal 
jährlich in Köln stattfindet. Das Projekt wird hier stellvertretend für die Vielzahl an Vorhaben 
vorgestellt, die eine »intentionale Transformation in Richtung Nachhaltigkeit« (Grießhammer/
Brohmann 2015: 8) verfolgen, die vor allem bottom-up, von unten nach oben, stattfindet und 
durch »unkonventionelle Allianzen« (u.a. zwischen Bürger/innen und Institutionen) auf lo-
kaler Ebene vorangetrieben wird. So wird der »Tag des guten Lebens« – im Untertitel »Kölner 
Sonntag der Nachhaltigkeit« – von einem bunten lokalen Netzwerk von mehr als 130 Organi-
sationen, Kultureinrichtungen, Schulen, Initiativen und Unternehmen (u.a.) sowie von vielen 
engagierten Bürger/innen getragen: der Agora Köln. Der Name dieser Plattform ist Programm: 
in der altgriechischen »Polis« war die »Agora“ der öffentliche Versammlungsplatz, wo die di-

1	 Erst im Rahmen des General Agreement on Tariffs and Trade (GATT), ab 1995 im Rahmen der World Trade 
Organization (WTO).

Davide Brocchi (geb. 1969, 
Rimini) lebt in Köln, ist Dipl.-
Sozialwissenschaftler und als 
Publizist, Lehrbeauftragter 
und Nachhaltigkeitsaktivist 
freiberuflich tätig. Der Fokus 
seiner theoretischen und 
praktischen Aktivitäten liegt in 
der kulturellen Dimension der 
Nachhaltigkeit, in der Bildung 
unkonventioneller Bündnisse 
für Nachhaltigkeit sowie 
in partizipativ angelegten 
Transformationsprozessen. 
Weitere Informationen: http://
davidebrocchi.eu



Davide Brocchi: Über die nachhaltige Transformation der Stadt ...2| 23

www.planung-neu-denken.de

nen »Kölner Sonntag der Nachhaltigkeit« 
einzurichten,4 von der Initiative »Dialog 
Kölner Klimawandel«5 ausgezeichnet. Bis 
September 2012 hatten 50 Institutionen und 
Organisationen der Stadt das Konzept unter-
zeichnet und gründeten bei einem Treffen 
das Bündnis Agora Köln. Im Dezember 2012 
beschloss die Bezirksvertretung Köln-Ehren-
feld einstimmig die Einführung eines jährlich 
stattfindenden »Tag des guten Lebens«. Des-
sen Premiere fand neun Monate später statt, 
am 15. September 2013. An diesem Sonntag 
waren ein Quadratkilometer und 25 Straßen 
im Stadtteil Ehrenfeld autofrei – ein Gebiet, 
das mehr als 20.000 Anwohner/innen um-
fasst. Zusammen mit den Besuchern nah-
men ca. 100.000 Menschen am ersten »Tag 
des guten Lebens« teil, so die Schätzung der 
Polizei. Für den erstaunlichen Erfolg war je-
doch vor allem die besondere Atmosphäre auf 
den Straßen verantwortlich. Ein Redakteur 
des Kölner Stadtanzeigers kommentierte das 
Ereignis wie folgt:

»Mit dem autofreien Sonntag in Ehrenfeld 
ist den Initiatoren aus dem Stand ein Fest ge-
lungen, wie es sonst nicht in Köln gefeiert wird 
– ohne Ramschstände und Schlagermusik […]. 
Es bleibt immer noch ein himmelweiter Unter-
schied zwischen dem, was man am Sonntag in 
Ehrenfeld genießen durfte, und dem, was sonst 
so auf den Straßen Kölns passiert, wenn sie für 
Feste gesperrt werden. Doch nicht nur deshalb 
sollte der ›Tag des guten Lebens‹ viele Nachah-
mer finden. Er sollte auch Schule machen, weil 
er ein wunderbares Forum war, um Nachbar-
schaft zu pflegen und gleichzeitig über die zu-
künftige Entwicklung der Stadt nachzudenken. 

4	 Eine wichtige Inspirationsquelle für die 
Idee war das Projekt »Still-Leben Ruhrschnellweg« im 
Rahmen der Ruhr.2010. Am 18. Juli 2010 wurde der 
Ruhrschnellweg A40 auf einer Strecke von 60 km von 
Duisburg bis Dortmund für den Motorverkehr gesperrt 
und für Besucher/innen frei gegeben. »20.000 Tische, 
40.000 Bänke, 60.000 Meter Autobahn, drei Millionen 
Menschen mit Ideen und Herzblut, tausende Helfer 
und strahlender Sonnenschein – ein einmaliges Fest der 
Alltagskulturen mitten in der Metropole Ruhr« (www.
ruhr2010.still-leben-ruhrschnellweg.de).

5	 Das Projekt »Dialog Kölner Klimawandel« 
(www.koelner-klimawandel.de) wurde von drei Kölner 
Einrichtungen initiiert: KATALYSE e.V. - Institut für an-
gewandte Umweltforschung, hdak – Haus der Architek-
tur Köln sowie IAK – Institut für angewandte Kreativität. 
Beim ersten Wettbewerb mit dem Titel »Kölns Klima 
wandeln« wurden 2011 32 bürgerschaftliche Ideen für 
Kölns Stadtentwicklung eingereicht und fünf davon am 
12. Dezember in verschiedenen Kategorien ausgezeich-
net. Im Themenbereich Verkehr erhielt die Idee »Kölner 
Sonntag der Nachhaltigkeit« einen Preis, der mit 2.000 
Euro dotiert war.

rekte Demokratie entstanden ist. Hier tagten 
die Bürger,2 um gemeinsam die Entwicklung 
ihrer Stadt zu bestimmen. Genauso verfolgt 
die Agora Köln das Ziel einer Stadtentwick-
lung von unten. Wie würde Köln aussehen, 
wenn die Anwohner/innen selbst den eige-
nen Stadtteil oder die eigene Straße gestal-
ten könnten? Wichtig hierbei zu bemerken 
ist, dass eine Transformation in Richtung 
Nachhaltigkeit vor allem dann gelingen kann, 
wenn sie nicht als zusätzliche Fremdbestim-
mung und Entmündigung erlebt wird, son-
dern den Bürger/innen einen Zugewinn an 
Selbstbestimmung und kreativer Mitgestal-
tung ermöglicht. Doch wo ist die Agora in der 
modernen Stadt geblieben? Hier verkommt 
der öffentliche Raum leider immer mehr 
zum Verkehrs- oder Kommerzraum, in dem 
der Mensch mal als Autofahrer und mal als 
Konsument auftritt – und von politischen und 
wirtschaftlichen Institutionen entsprechend 
wahrgenommen und gestaltet wird. Urbane 
Freiräume, in denen der Mensch Bürger sein 
darf (ein politisches Subjekt statt Objekt), wer-
den hingegen immer knapper und müssen oft 
mit großer Anstrengung gegen Privatisierung 
und Investoren verteidigt werden. Die Agora 
Köln möchte ein Zeichen gegen diese Ent-
wicklung setzen: Am »Tag des guten Lebens« 
wird der Verkehrs- und Konsumraum in eine 
breite Agora umgewandelt. In einem mög-
lichst großen Gebiet der Stadt sind Straßen 
und Plätze für den motorisierten Straßen-
verkehr gesperrt, und zum Teil auch von ge-
parkten Autos befreit. So entsteht eine große 
öffentliche Bühne unter freiem Himmel, auf 
der soziale Interaktion in der Nachbarschaft 
stattfindet und Anwohner/innen eigene Kon-
zepte des »guten Lebens« umsetzen können. 
Alle Aktionen dürfen nur unter der Bedin-
gung stattfinden, dass sie nicht kommerziell 
sind. Im betroffenen Gebiet herrscht sozusa-
gen eine neue Tauschwährung, die »Vertrau-
en« heißt und den Euro für einen Tag ersetzt. 
Die Bürger/innen üben nicht-kommerzielle 
Beziehungen aus und besinnen sich auf im-
materielle Werte. Das Praktizieren der Schen-
kökonomie (Mauss 1990) stärkt das Gemein-
schaftsgefühl in der Nachbarschaft. 

Diese Initiative hat in Köln bisher deut-
lich mehr bewegt, als ihr Ideengeber und 
Ideenentwickler3 im Dezember 2011 erwar-
tet hatte. Damals wurde sein Vorschlag, ei-

2	 Damals zählten allerdings weder Frauen noch 
Sklaven zur Bürgerschaft.

3	  Der Autor dieses Aufsatzes.
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Es ging um nichts weniger als die spannende 
Frage, wie man in Zukunft in den Vierteln die-
ser Stadt leben will. […] Die Initiatoren um den 
Verein Agora machten mit Mitmachaktionen, 
Frühstücken auf Picknickdecken, Tischten-
nisplatten und Kaffeekränzchen auf Straßen 
und dem Comeback des gepflegten guten alten 
»Platzkonzerts« deutlich, was mit der (Rück-) 
Eroberung des öffentlichen Raums gemeint ist. 
Unaufdringlich haben sie ein Plädoyer für Ent-
schleunigung abgegeben und einen Beitrag zur 
fast immer wichtiger werdenden Frage geleistet, 
wie denn eine kluge Verkehrspolitik aussehen 
muss, wenn sich eine Großstadt wie Köln für die 
Zukunft rüstet. […] Kölns Stadtentwicklungspo-
litik braucht mehr solcher Impulse – und viele 
weitere Tage des guten Lebens.« (Frangenberg 
2013).

Auch wenn sich die größte Aufmerksamkeit 
auf den Tag selbst konzentriert, dient er vor 
allem als Katalysator in einem komplexen 
Prozess, der das Teilen in den Nachbarschaf-
ten und die nachhaltige Transformation der 
Stadt fördert. Der Prozess entspricht einem 
durchdachten theoretischen Ansatz, der im 
nächsten Abschnitt beschrieben wird. Im da-
rauffolgenden Abschnitt wird der empirische 
Prozess, der zum ersten »Tag des guten Le-
bens« führte, beschrieben. Die Tatsache, dass 
Nachbarschaft (wie soziale Beziehungen) 
nicht planbar ist (Böhnisch 2015: 156), drückt 
einerseits ihre Lebendigkeit aus, macht aber 
Vorhaben wie den »Tag des guten Lebens« 
und Stadttransformation im Allgemeinen zu 
einer Herausforderung. Im letzten Abschnitt 
des Textes wird eine erste Bilanz gezogen: 
Was hat der »Tag des guten Lebens« in Köln 
bewirkt? Welche Lehren können aus diesem 
sozialen Experiment gezogen werden? 

Methodisch wird das Projekt hier aus 
der doppelten Perspektive des »teilnehmen-
den Beobachters« und des Co-Designers  (vgl. 
Schneidewind 2014: 3) betrachtet – denn 
der Autor selbst war Projektinitiator, Ideen-
entwickler und drei Jahre lang maßgeblich 
am Prozess beteiligt. Es geht hier um einen 
Beitrag im Sinne einer transformativen Wis-
senschaft, das heißt einer »Wissenschaft, die 
als Katalysator für gesellschaftliche Verände-
rungsprozesse wirkt« (Schneidewind/Singer-
Brodowski 2014: 69). 

1. Der Transformationsansatz

Unserer Gesellschaft steht ein radikaler Wan-
del bevor, daran gibt es heute kaum noch 

Zweifel. Die Frage ist nur, ob dieser Wandel 
»by design or by desaster« stattfinden wird 
(Sommer/Welzer 2014: 26). Werden wir 
es schaffen, bis 2050 die weltweiten CO2-
Emissionen zu halbieren (im Verhältnis zu 
1990) und in Deutschland um 80 Prozent 
zu senken, wie es die Wissenschaftsgemein-
schaft fordert (B.U.N.D./Brot für die Welt/
EED 2008: 139)? Oder werden die Treibhau-
semissionen weiter zunehmen und den Kli-
mawandel mit katastrophalen Konsequenzen 
verschärfen? 

Werden wir dem Aufruf von Fatih Birol, 
Chefökonom der Internationalen Energie-
agentur, folgen, »das Öl zu verlassen, bevor 
es uns verlässt« (Schneider 2008)? Oder in-
vestieren wir weiter in fossile Infrastrukturen, 
bis diese womöglich schon nach dem Peak Oil 
zusammenbrechen (vgl. Heinberg 2008)? 

Werden die politischen Institutionen die 
Finanzmärkte regulieren und das Primat der 
Demokratie über den Markt wiederherstel-
len? Oder steuern wir bereits auf die nächste 
große Finanzkrise zu, wobei möglicherweise 
noch mehr Staaten das Schicksal Griechen-
lands bevorsteht? 

Auch wenn viele Menschen die Notwen-
digkeit eines Wandels »by Design« erkennen, 
stellt sich die Frage, wie sich moderne soziale 
Systeme, die sich in einem Zustand struk-
tureller Nicht-Nachhaltigkeit befinden, in 
Richtung Nachhaltigkeit transformieren kön-
nen. Systemkorrekturen (z.B. ein »Grünes 
Wachstum«) und technologische Innovati-
onen reichen dafür nicht aus. Die Ziele der 
Nachhaltigkeit sind derart umfassend und 
tiefgreifend, dass sie nur durch eine Verän-
derung der gesellschaftlichen Strukturen er-
reicht werden können – Macht-, Herrschafts- 
und Verteilungsstrukturen inbegriffen (vgl. 
Sommer/Welzer 2014: 55). Es geht um eine 
»Veränderung der Praxisformen in fast allen 
Lebensbereichen […] – von der Wirtschaft 
über die Mobilität und die Ernährung bis hin 
zu Fragen der Zeitnutzung, des Besitzes, der 
Beziehungsstrukturen etc.« (ebd.: 37f). 

Für eine Transformation in Richtung 
Nachhaltigkeit wird den Städten eine immer 
wichtigere Rolle zugeschrieben (vgl. u.a. Hop-
kins 2008; Paech 2012; Tiddens 2014). Dies 
hat verschiedene Gründe:

ππ Die Stadt ist das Zentrum der modernen 
gesellschaftlichen Entwicklung. Gegenwärtig 
leben schätzungsweise mehr als die Hälf-
te der sieben Milliarden Menschen weltweit 
in Städten – und sie werden immer mehr 
(Tiddens 2014: 12). Das globale Ölförderma-
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ximum (Peak Oil) – das laut Analyse des De-
zernats für Zukunftsanalyse der Bundeswehr 
(2010: 5) wahrscheinlich bereits 2010 erreicht 
wurde6 – gefährdet vor allem die Versorgung 
der Städte. Sie verbrauchen die meisten Res-
sourcen weltweit und tragen die größte Ver-
antwortung für die ökologischen und sozia-
len Kosten dieser Entwicklung. Entsprechend 
hoch und bedeutsam sind die Forderungen, 
die für einen Wandel in Richtung Nachhaltig-
keit an Städte gestellt werden müssen.

ππ Die Globalisierung, wie wir sie heute 
kennen, hat keine Zukunft. Sie hat die öko-
logische Krise enorm verschärft und stößt 
langsam an die biophysischen Grenzen des 
Planeten. Mit dem drohenden Peak Oil geht 
diesem Entwicklungsmodell buchstäblich 
der Sprit aus. Als Folge der Globalisierung 
häufen sich zudem Konflikte und die sozia-
le Ungleichheit innerhalb von Staaten und 
zwischen ihnen wächst. Schließlich zeigte die 
internationale Finanzkrise von 2007/2008, 
dass sich die Globalisierung nicht einmal auf 
eine solide ökonomische Basis stützt – und 
ihr Ende nur durch immer höhere Staats-
schulden verschoben wird (auf Kosten der 
künftigen Generationen). Deshalb liegt die 
Zukunft in der Regionalisierung, das heißt 
in einem Entwicklungsmodell, das seinen 
Schwerpunkt auf Dezentralisierung und 
Selbstversorgung setzt – anstelle von Zentra-
lisierung und Fremdversorgung. 

ππ Die internationale Finanzkrise sowie die 
enttäuschenden Ergebnisse der UN-Klima-
schutzkonferenz von 2009 in Kopenhagen 
(vgl. Tiddens 2014: 22) bezeugen das Schei-
tern der top down-Strategien in Bezug auf 
Nachhaltigkeit. Eine Entwicklung, die oben 
bestimmt wird, um nach unten durchgesetzt 
zu werden, kann langfristig nicht nachhal-
tig sein oder wesentlich zur Nachhaltigkeit 
beitragen. Deshalb konzentrieren sich die 
Hoffnungen nun immer mehr auf bottom up-
Strategien. In der eigenen Stadt und Region 
können Bürger/innen unmittelbar ihre eige-
ne Entwicklung gestalten – und diese den lo-
kalen Bedingungen und Bedürfnissen besser 
anpassen. Lokale Initiativen können Knoten 

6	 »Es wäre ein fundamentales Missverständnis, 
davon auszugehen, dass der Öl- und Gasboom, der jüngst 
durch die unkonventionellen Fördermethoden – wie Fra-
cking, Tiefseebohrungen und die Gewinnung von Öl aus 
Teersanden – vor allem in den USA ausgelöst worden ist, 
die Endlichkeitsproblematik aufheben würde. Eher das 
Gegenteil ist der Fall: Dass die Förderung der unkonven-
tionellen Vorkommen nun lukrativ wird, ist gerade ein 
Indikator dafür, dass das Ölzeitalter zu Ende geht.« (Som-
mer/Welzer 2014: 35f).

einer netzwerkartigen internationalen Bewe-
gung bilden, die Druck auf die Institutionen 
der Weltgemeinschaft ausübt, so dass diese 
die nötigen Schritte in Richtung Nachhaltig-
keit unternehmen.

ππ Städte sind traditionell ein Hort der kriti-
schen Öffentlichkeit (Löw et al. 2008: 22f), 
der Aufklärung und der Kreativität. Im Laufe 
der Geschichte kamen Impulse für den gesell-
schaftlichen Wandel meistens aus Städten. 
Städte sind ideale »Reallabore« (Schneidewind 
2014), in denen nachhaltige Alternativen und 
Konzepte des guten Lebens erprobt, umge-
setzt und weiterentwickelt werden können. 
So haben sich in den letzten Jahren in vielen 
Städten weltweit »Transition Town-Initiati-
ven« gebildet (www.transitionnetwork.org).

Vor diesem Hintergrund wurde 2011 das Kon-
zept »Kölner Sonntag der Nachhaltigkeit« 
verfasst. Als die Idee vom »Dialog Kölner Kli-
mawandel« eine Auszeichnung erhielt, wur-
de sie dem Publikum als »Vision für Köln« 
vorgestellt. Der Initiator selbst beschrieb den 
jährlich stattfindenden »Tag des guten Le-
bens« als »Taktgeber für eine Umgestaltung 
der Stadt in Richtung Nachhaltigkeit und 
postfossile Gesellschaft. […] Nur wenn diese 
Stadt die eigene Zukunft selbst in die Hand 
nimmt und die Probleme antizipiert, werden 
die Kosten und die negativen Konsequenzen 
des Übergangs in das Nach-Erdölzeitalter be-
grenzt bleiben« (Brocchi 2012a: 27). In die-
sem Konzept umfasst der Nachhaltigkeitsbe-
griff zwei übergeordnete Ziele (Brocchi 2015: 
3):

a)	 Die Stärkung der Resilienz bzw. der 
Widerstandsfähigkeit der Stadt und der Re-
gion in einer Zeit der multiplen Krisen (Peak 
Oil, Klimawandel, Finanzkrise, soziale Polari-
sierungen u.a.). Hierbei stellen sich folgende 
Fragen: Wie können wir Bürger/innen mit 
Krisen umgehen? Wie bleibt eine Stadt wie 
Köln trotz knapper Kassen beweglich und so-
lidarisch?

b)	 Das Ermöglichen eines »guten Le-
bens« (»buen vivir«)7 für alle Menschen in 

7	 Trotz der allgemeinen »Verwestlichung der 
Welt« (Latouche 1994) orientieren sich einige Länder 
heute an alternativen Wohlstandsmodellen. In Ecuador 
und Bolivien ist das indigene Prinzip des „sumak kaw-
say“ (»gutes Leben”, span. »buen vivir”) 2008 und 2009 
in den jeweiligen Verfassungen verankert worden (vgl. 
Poma 2011). Auch im Westen koppeln einige Autoren 
Nachhaltigkeit an eine Aufwertung der immateriellen 
Bedürfnisse (u.a. soziale Beziehungen, Zeit für Muße) 
im Vergleich zu den materiellen (u.a. Einkommen, Kon-
sum). So schreibt Tim Jackson (2011: 55) in seinem Buch 
»Wohlstand ohne Wachstum«: »Spätestens seit Aristo-
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der Stadt. Unser expansives Wirtschafts- und 
Kulturmodell kollidiert nicht nur an den 
biophysischen Grenzen der Erde (Meadows 
1972), sondern auch an sozialen und mensch-
lichen Grenzen, wie die steigende soziale Po-
larisierung und die Häufung der Diagnosen 
Depression, Stress und Burn-out bezeugen 
(vgl. Ehrenberg 2008).8 »In einer Welt der 
Reiz- und Optionenüberflutung, die niemand 
mehr bewältigen kann, werden Überschau-
barkeit und Entschleunigung zum Selbst-
schutz« (Paech 2015: 37). Hierbei stellen sich 
folgende Fragen: In was für einer Stadt wollen 
wir leben? Wie sieht ein lebenswertes Viertel 
aus? Wie können wir diese Vorstellungen ge-
meinsam umsetzen?

Der »Tag des guten Lebens« schafft einen ent-
schleunigten Raum, in dem die Stadtgesell-
schaft eingeladen ist, die eigene Lebensweise 
zu reflektieren, sich mit besseren Alternati-
ven auseinanderzusetzen und »gemeinsam 
die Zukunft zu gestalten« (Brocchi 2012a: 
4). Dabei wird die ökologische Frage als sozi-
ale Frage gestellt (vgl. Sommer/Welzer 2014: 
216). Während die Globalisierung zu einem 
tiefen Vertrauensverlust geführt hat und die 
Kluft zwischen Institutionen und Zivilgesell-
schaft, Produzenten und Konsumenten oder 
Reichen und Armen vergrößert hat, sollte 
mit dem jährlich stattfindenden »Tag des gu-
ten Lebens« ein Ritual etabliert werden, das 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt stärkt. 
In dieser Hinsicht zählt auch diese Initiative 
zu den zivilgesellschaftlichen Reaktionen auf 
jene Zäsur, die der Einsturz des Kölner His-
torischen Stadtarchivs im März 2009 für die 
Stadt darstellt – ein Unglück verursacht durch 
das Missmanagement in der öffentlichen 
Verwaltung und die Misswirtschaft der Bau-
unternehmen.9 Ohne Vertrauen innerhalb 

teles ist […] klar, dass Menschen mehr als nur materiel-
le Sicherheit brauchen, um zu gedeihen und ein gutes 
Leben zu führen. Wohlstand besitzt eine bedeutsame 
gesellschaftliche und psychologische Dimension. Zum 
guten Leben gehört auch die Fähigkeit, zu lieben und 
geliebt zu werden, die Achtung der andern in der Grup-
pe zu erfahren, sinnvolle Arbeit beizusteuern und in der 
Gemeinschaft Zugehörigkeit und Vertrauen zu empfin-
den. Ein wichtiges Element von Wohlstand ist also die 
Fähigkeit und die Freiheit, am gesellschaftlichen Leben 
teilzunehmen«.

8	 In Europa leiden ca. 25 Prozent der Menschen 
an schweren oder leichten Formen von Depression sowie 
an Angststörungen (WHO 2012).

9	 »Missmanagement ist nicht der einzige 
Grund. Schwerwiegender ist, dass niemand wirklich zu-
ständig ist und damit die Verantwortung atomisiert wird, 
sodass sich im Ernstfall kein Verantwortlicher ausfindig 

der Gesellschaft kann weder die Demokratie 
noch der Markt gut funktionieren – und Ver-
trauen kann am besten im Lokalen (wieder-)
hergestellt werden, dort wo räumliche Nähe 
die Begegnung und Face-to-Face-Kommuni-
kation unter den Menschen ermöglicht. Eine 
Ökonomie der »kurzen Wege« ist nicht nur 
ressourcenschonender, sondern fördert eine 
bessere Qualität der Produkte, da zwischen 
Produzenten und Konsumenten eine engere 
Beziehung entsteht und die Konsumenten 
nicht durch teure Werbemaßnahmen ge-
täuscht werden müssen. 

Der »Tag des guten Lebens« soll als Kataly-
sator dafür dienen, durch soziale Interaktion 
Vertrauen in der Nachbarschaft zu fördern. 
Studien bestätigen, dass das Wohlbefinden 
der Menschen dort am ausgeprägtesten ist, 
wo neben einer gesunden Umwelt auch ein 
Klima des Vertrauens herrscht, welches das 
Nebeneinanderbestehen von sozialem Zu-
sammenhalt und individueller Selbstbestim-
mung möglich macht (vgl. van den Boom 
2015). Vertrauen ist gleichzeitig eine wichtige 
Voraussetzung dafür, dass Menschen bereit 
sind zu teilen. Erst dann ist eine Demateriali-
sierung der Lebensstile und die Entwicklung 
einer Postwachstumsökonomie möglich (vgl. 
Paech 2012). In der Familie, in der Verwandt-
schaft oder auch in einer Wohngemeinschaft 
werden viele Dinge geteilt statt individuell 
besessen. Warum nicht den »Vertrauens-
kreis« auf die Nachbarschaft erweitern – und 
damit den Raum, in dem eine unentgeltliche 
Ökonomie praktiziert wird? Diese Strategie 
ermöglicht eine stärkere Emanzipation von 
der Fremdversorgung sowie von instabilen 
Finanzmärkten. Sie eröffnet gestalterische 
Spielräume auch für hoch verschuldete Städ-
te wie Köln.10 Sozialer Zusammenhalt ist eine 
starke Ressource von Resilienz: »Selbst nach 
der Zerstörung ziehen es viele Menschen 
vor, dort zu bleiben, wo sie sich auskennen 
und Teil sozialer Beziehungen sind, als ir-
gendwo anders hinzugehen, wo womöglich 
die objektiven Bedingungen besser sind, wo 
man aber ›nicht hingehört‹« (Sommer/Welzer 
2014: 186). So wie bei der Transition Town-
Bewegung geht es auch bei dem Prozess, der 

machen lässt. Alleine durch Missmanagement wäre das 
Unglück nicht möglich gewesen«, so Sabine Röser, Mit-
glied der Agora Köln und der Initiative »Köln kann auch 
anders« (www.koelnkannauchanders.de).

10	 Ende 2012 belief sich die Gesamtverschul-
dung der Stadt Köln auf 6,7 Milliarden Euro (Statisti-
sches Bundesamt 2014: 26).
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hinter dem »Tag des guten Lebens« steht, dar-
um, »dass lokale Identitäten für die Einzelnen 
Räume der Zugehörigkeit und der autono-
men Gestaltung und Umgestaltung« eröff-
nen und »dass gerade auf der Ebene lokaler 
Ökonomien Dinge und Verfahren erprobt 
werden können, die, gesamtwirtschaftlich be-
trachtet, zu riskant erscheinen würden. Auch 
die Rolle der Politik ist auf der lokalen Ebene 
wesentlich konkreter und ergebniswirksamer 
als etwa auf nationalstaatlicher Ebene« (ebd.). 

Für den sozialen Zusammenhalt und 
die Gemeinschaftsbildung reichen die vir-
tuellen Räume der »social communities« 
nicht aus. Hingegen bedarf es physischer 
Gemeinschaftsräume. Weil die Stadtplaner 
ihre Bedeutung in den vergangenen Jahr-
zehnten stark unterschätzt haben und urba-
ne Räume zunehmend kommerzialisiert und 
privatisiert werden, sollen mit dem »Tag des 
guten Lebens« bestehende Räume zu Ge-
meinschaftsräumen umgedeutet und um-
funktioniert werden. Hier werden die Stadt, 
der Stadtteil und die Straße zu Gemeingütern 
(»commons«) deklariert. Sie werden als »un-
sere Stadt«, »unser Stadtteil« und »unsere 
Straße« wahrgenommen und kommuniziert 
– und entsprechend behandelt. So entfaltet 
der Raum eine identitätsstiftende Funktion 
für ihre Nutzer (die Anwohner). Die Politik-
wissenschaftlerin und Wirtschaftsnobelpreis-
trägerin Elinor Ostrom (1999; 2011) hat sich 
40 Jahre lang mit der Frage beschäftigt, »wie 
es Menschen gelingt, kollektive Ressourcen 
miteinander zu nutzen und sie dabei zu er-
halten. Und wie es misslingt« (Helfrich 2011: 
12). Die wichtigste Voraussetzung für eine 
nachhaltige Bewirtschaftung der Gemeingü-
ter – so Ostrom – ist die Kooperation der Nut-
zer. »Menschen tendieren dazu, Gemeinres-
sourcen zu übernutzen, wenn sie sich nicht 
kennen. Dagegen sind Gruppen, die regelmä-
ßig miteinander kommunizieren, in der Lage, 
fast optimale Ergebnisse in der Ressourcen-
bewirtschaftung zu erzielen. Das Dilemma 
[der Allmende, nda] kann vermieden werden, 
indem Vertrauen aufgebaut wird. Es ist der 
schwierigste, aber zuverlässigste Weg, um zu 
gewährleisten, dass die eigene Einschränkung 
vom Gegenüber honoriert wird« (Helfrich et 
al. 2009: 30). Vertrauen zu fördern bedeutet, 
Kooperation zu fördern – und dadurch den 
nachhaltigen Umgang mit Gemeingütern. 

Eine weitere wichtige Voraussetzung für 
den nachhaltigen Umgang mit Gemeingü-
tern ist die Selbstverwaltung bzw. die Über-
tragung realer Verantwortung auf die Nutzer 
(Tiddens 2014: 12). »Wie kaum ein anderer 

weiß Ostrom um die Kreativität und die Kom-
munikationsfähigkeit der Menschen bei der 
Lösung von Problemen, die ihr Leben unmit-
telbar betreffen. Wenn man sie lässt!« (Helf-
rich et al. 2009: 5). So versteht sich auch der 
»Tag des guten Lebens« als »Labor für neue 
Formen der politischen Partizipation und 
Mitbestimmung« (Brocchi 2012a: 28). An 
diesem Tag übernimmt jede Nachbarschaft 
die »Regierung« des eigenen Viertels und 
gestaltet es in einem gemeinsam definierten 
normativen Rahmen (z.B. kein Kommerz, 
keine Autos). Jedes Jahr wird ein neuer Stadt-
teil in Köln mobilisiert: »Wenn die deutliche 
Mehrheit der Stadtteile einer Stadt dann auf 
einem messbar guten Weg zur Nachhaltigkeit 
sind, wird die übergeordnete Stadt folgen« 
(Tiddens 2014: 12). Wie jede soziale Bewegung 
richtete sich auch die Agora Köln ursprüng-
lich »auf eine Veränderung der bestehenden 
Machtbalance« (Sommer/Welzer 2014: 221). 
Dabei sollten alte Hierarchien nicht umkehrt 
oder durch neue ersetzt werden, sondern 
durch »unkonventionelle Allianzen für Nach-
haltigkeit« und netzwerkartige Organisati-
onsformen überwunden werden. Ohne eine 
gleichberechtigte Zusammenarbeit zwischen 
den Institutionen und der Zivilgesellschaft in 
Köln hätte der »Tag des guten Lebens« nicht 
realisiert werden können. 

Der »Tag des guten Lebens« sollte die 
Bürger/innen aktivieren und ein Vertrauen 
zwischen ihnen fördern. Doch wie kann die 
Bindung zueinander über den Tag hinaus 
bestehen und sich weiter entwickeln? Wie 
können die Bürger/innen Teil einer »Agora« 
werden, die das ganze Jahr lang eine Transfor-
mation der Stadt in Richtung Nachhaltigkeit 
von unten befördert? 

Nachhaltigkeit beginnt schon bei der 
Gestaltung menschlicher Beziehungen. Eli-
nor Ostrom sagte bei einem Vortrag im Jahr 
2010: »Die Frage ist nicht, ob Menschen ko-
operieren wollen, sondern wie ihnen geholfen 
werden kann, das zu tun« (zitiert in Helfrich 
2011: 13). Neben Vertrauen und einer Infra-
struktur (z.B. Räume für Treffen) braucht 
eine Gemeinschaft, die Gemeingüter selbst 
verwaltet oder ein gemeinsames Projekt reali-
siert, auch eine klar definierte Arbeitsteilung, 
Spielregeln, Überwachungsmechanismen 
(z.B. gegen mögliche Trittbrettfahrer) und ein 
Konfliktmanagement (Ostrom 2011: 79). Die 
Kommunikations- und Organisationsform 
der Gemeinschaft sollte lernfähig sein, denn 
»nachhaltige, komplexe, soziale Systeme zu 
gestalten, ist immer ein Kampf« (ebd.). Eben-
so wie Ökosysteme besonders dort resilient 
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sind, wo die Biodiversität am ausgeprägtesten 
ist, sind soziale Systeme, die sich durch eine 
kulturelle Vielfalt kennzeichnen, zukunftsfä-
higer. Sie können Komplexität besser wahr-
nehmen und handhaben. Sie verfügen über 
ein breiteres Spektrum an Problemlösungen. 
Das besondere (meistens ungenutzte) Poten-
tial von Köln in Bezug auf Nachhaltigkeit liegt 
in der Reichhaltigkeit der (Sub-)Kulturen. 
Ein Drittel der Kölner Bevölkerung hat einen 
Migrationshintergrund (Integrationsrat der 
Stadt Köln 2011). Migranten könnten »Bot-
schafter anderer gesellschaftlicher, kultureller 
und ökologischer Realitäten« sein (Brocchi 
2012b: 135) und eine hervorgehobene Positi-
on einnehmen, die Dringlichkeit des Themas 
Nachhaltigkeit auf globaler Ebene zu artiku-
lieren. Weil Nachhaltigkeit ein multidimen-
sionales Verständnis von Entwicklung und 
Wohlstand erfordert, vernetzt die Agora Köln 
Akteure aus verschiedenen gesellschaftlichen 
Bereichen – u.a. die Bereiche der Ökologie, 
Ökonomie, Soziales und Kultur – und fördert 
den Dialog zwischen ihnen. Eine vielfältige 
Zielgruppe lässt sich am besten aktivieren 
und einbinden, wenn sie durch einen vielfäl-
tigen Ansatz angesprochen wird.

2. Der Prozess 

Mit dem Konzept »Kölner Sonntag der Nach-
haltigkeit« (KSdN) wurde 2011 folgende Stra-
tegie für die schrittweise Tranformation der 
Stadt in Richtung Nachhaltigkeit vorgeschla-
gen (vgl. Brocchi 2012a):

ππ Jedes Jahr sollte ein dauerhafter Transfor-
mationsschritt in Köln gefördert, eingeleitet 
bzw. umgesetzt werden. Einem Vier-Säulen-
Modell der Nachhaltigkeit entsprechend (vgl. 
Brocchi 2007: 1) sollten die Schritte jedes Jahr 
abwechselnd in den Themenbereich »Um-
welt«, »Ökonomie«, »Soziales« und »Kultur« 
durchgeführt werden. Als erster Transforma-
tionsschritt sollte ein jährlich stattfindender 
KSdN eingeführt werden, wobei ein möglichst 
großes Gebiet der Stadt für einen Tag autofrei 
sein und von der Zivilgesellschaft und den 
Nachbarschaften umgestaltet werden soll-
te. Um den Umstieg zu erleichtern, sollten 
an diesem Tag Bus und Bahn in der ganzen 
Stadt kostenlos sein. Als idealer Ort für den 
ersten »Sonntag der Nachhaltigkeit« wurde 
die Kölner Innenstadt vorgeschlagen, da mit 
der Dekommerzialisierung und Entschleuni-
gung des Stadtzentrums eine hohe symboli-
sche Ausstrahlungskraft verbunden wäre. Mit 

dieser Wahl sollte die Asymmetrie zwischen 
Zentrum und Peripherie – ein wesentliches 
Merkmal der dominanten Entwicklungsmo-
delle der Modernisierung (vgl. Brocchi/Eisele 
2011: 22f) - infrage gestellt werden: Das Stadt-
zentrum als Labor der »Alternativen zu sich 
selbst«. In den darauffolgenden Jahren soll-
te der KSdN dazu dienen, weitere Schritte in 
Richtung Nachhaltigkeit in der Stadt durch-
zusetzen bzw. ihre Einleitung gemeinsam zu 
feiern. Der KSdN sollte der Höhepunkt einer 
jährlich stattfindenden stadtübergreifenden 
Kampagne zu einem Schwerpunktthema 
sein. Passend zur Einführung des autofreien 
Sonntags sollte die Kampagne des ersten Jah-
res dem Thema der »Nachhaltigen Mobilität« 
gewidmet werden.

ππ Es sollte eine lokale bunte Bewegung 
aufgebaut werden, die die jährlichen Trans-
formationsschritte demokratisch definiert, 
mitträgt, selbst umsetzt oder politisch durch-
setzt – und die jährliche Kampagne zum 
Jahresschwerpunktthema realisiert. Hierbei 
sollten lokale Organisationen (Verbände, In-
itiativen, Institutionen, Unternehmen) aus 
den vier verschiedenen Bereichen (Umwelt, 
Wirtschaft, Soziales, Kultur) eingeladen wer-
den, das Konzept des KSdN zu unterzeichnen 
und ein Bündnis für die schrittweise Trans-
formation der Stadt in Richtung Nachhaltig-
keit zu bilden. Diese Kräfte sollten sich eine 
gemeinsame Organisationsstruktur geben, 
um gemeinsam Entscheidungen treffen zu 
können und die eigenen Aktionen zu koordi-
nieren. So war ursprünglich auch die Grün-
dung eines Kölner »Parlament der Umwelt, 
Zivilgesellschaft und Kultur« angedacht. Mit-

Abb. 1: Tag des guten Lebens 
2013 in Köln Ehrenfeld 
Foto: Marén Wirths / Agora 
Köln
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hilfe des KSdN und durch die Mobilisierung 
weiterer Stadtteile sollte diese Bewegung von 
Jahr zu Jahr wachsen – und dadurch auch ihre 
Fähigkeit, weitere dauerhafte Transformati-
onsschritte umzusetzen und die gesellschaft-
lichen Rahmenbedingungen mitzugestalten.

Eine der ersten Organisationen, die das Kon-
zept des KSdN unterzeichnete, war die ecosign 
– Akademie für Gestaltung in Köln Ehrenfeld. 
Hier wurde das 40-Seiten lange Strategie-
papier professionell gelayoutet, so dass der 
Initiator des KSdN von 2012 an Öffentlich-
keitsarbeit betreiben konnte, um Organisati-
onen in der Stadt als weitere Unterzeichner 
des Konzeptes zu gewinnen, um dann damit 
politische Institutionen und potenzielle För-
derer von der Idee zu überzeugen. Die Reso-
nanz war erstaunlich groß. Bis August 2012 
schlossen sich fast 50 lokale Organisationen 
dem Vorhaben an. Da sich Vielfalt am besten 
durch Vielfalt ansprechen lässt, wurde in dem 
Netzwerk stets auf eine vielfältige Mischung 
der Akteure geachtet. So waren von den ers-
ten 50 Unterzeichnern 15 im Bereich »Wirt-
schaft« angesiedelt (Unternehmensverbän-
de, Gastronomie, Fahrradgeschäfte u.a.), 14 
im Bereich »Umwelt- und Verkehrspolitik«, 
weitere 13 im Kulturbereich (Bildungseinrich-
tungen, Kunsteinrichtungen u.a.) sowie acht 
im sozialen Bereich (Bürgerzentren, Bür-
gerinitiativen u. a.). Zu den prominentesten 
Unterstützern zählten damals die Kölner Ver-
kehrsbetriebe (KVB), der AStA der Universität 
zu Köln, das Comedia Theater, der StadtRevue 
Verlag und die Bürgerzentren Alte Feuerwache 
und Nippes. 

Im September 2012 lud der Initiator alle 
Unterzeichner der Idee des KSdN zu einem 
gemeinsamen Treffen ein, welches in den 
Räumen der ecosign stattfand. Im Rahmen 
dieses Treffens wurde das Netzwerk Agora 
Köln (www.agorakoeln.de) von den 25 Teil-
nehmer/innen offiziell gegründet und ein 
gemeinsames demokratisches Entschei-
dungsorgan – der »Beirat« – eingerichtet. Im 
»Beirat« saßen elf gewählte Mitglieder (spä-
ter 14), die überwiegend Vertreter der unter-
zeichnenden Organisationen waren.11 Dieses 

11	 Die ersten gewählten Beiratsmitglieder waren: 
Davide Brocchi (als Vertreter der Organisationen Institut 
Cultura21 e.V., ecosign/Akademie für Gestaltung, Post-
fossil Institut), Heiko Butz (Oikos Köln), Volker Ermert 
(KölnAgenda, KlimaBündnis), Christoph Goormann 
(Privatperson), Martin Herrndorf (Socialbar Köln), Mar-
cel Hövelmann, Anke Lorenz (Querwaldlein e.V.), Mi-
riam Pflüger (BraveHearts International Filmverleih), 
Silvia Chavez Toro (Ostara Werkstatt), Aische Wester-

Gremium tagte einmal pro Monat. Mithilfe 
des Prinzips der Hierarchiefreiheit sollte die 
Partizipation der Beteiligten gefördert wer-
den. Möglichst viele Mitglieder der Agora 
Köln sollten Verantwortung übernehmen und 
den Prozess der nachhaltigen Stadtentwick-
lung mitgestalten. Es wurde eine Rotation an 
der Spitze des »Beirats« beschlossen, wobei 
jedes Treffen von einem neuen Tandem von 
Beiratsmitgliedern organisiert und moderiert 
wurde. Das Netzwerk wurde juristisch von 
einem bereits existierenden gemeinnützigen 
Verein getragen – das ebenfalls vom Initiator 
des KSdN 2007 gegründete Institut Cultura21 
e.V..12 Innerhalb dieses juristischen Rahmens 
konnte die Agora Köln ein eigenes Bankkon-
to eröffnen und Förderungen bei Stiftungen 
beantragen, wobei meist eine anerkannte 
Gemeinnützigkeit des Förderungsprojekts 
nachgewiesen werden muss. Schon in den 
ersten Wochen seines Bestehens beschloss 
der »Beirat«, keine Förderung von Unterneh-
men anzunehmen, deren Handeln in klarem 
Widerspruch zur Nachhaltigkeit steht. Dazu 
gehörte auch der Hauptstromversorger der 
Stadt Köln, die RheinEnergie AG: Sie finan-
ziert zwar die hiesige kommunale Klima-
schutzpolitik, zum Beispiel im Rahmen des 
Fördergremiums »KlimaKreis Köln« (www.
klimakreis-koeln.de), vertreibt aber vor allem 
Strom aus Kohlenkraftwerken. Die erste fi-
nanzielle Unterstützung für die Agora Köln 
wurde von der Stiftung Umwelt und Entwick-
lung NRW (www.sue-nrw.de) erbracht, wel-
che den Netzwerkaufbau der Agora Köln mit 
9.800 Euro subventionierte. Mit diesem Geld 
wurde dem Initiator des KSdN für seine Ar-
beit ein geringes Honorar gezahlt, die neue 
Position des Finanzbeauftragten geschaffen13 
sowie eine Wochenendklausur mit ca. 25 Teil-
nehmer/innen realisiert, bei welcher die Ziele 

mann (Transition Town Initiative Köln) und Viva Marie 
Wirtz (Atelier Theater). Beim Netzwerktreffen (d.h. der 
Versammlung aller Mitglieder der Agora Köln) am 26. 
Januar 2013 wurde der Beirat erweitert. Gewählt wurden 
weitere vier Personen:  Dunja Karabaic (Bureau Gruen, 
Ökorausch), Frieder Krups (BraveHearts International 
Filmverleih), Christian Nehls (Allerwelthaus) und Elise 
Scheibler (Initiative »Wie leben wir?«). Christoph Goor-
mann schied hingegen aus.

12	 Das Institut Cultura21 e.V. mit Sitz in Berlin 
(www.cultura21.org) vernetzt Kulturschaffende und Kul-
turvermittler bundesweit (www.cultura21.net/de) und 
international (www.cultura21.net), die sich für einen Kul-
turwandel in Richtung Nachhaltigkeit einsetzen.

13	 Die Position wurde mit dem Volkswirt Martin 
Herrndorf besetzt. Er war für die Finanzen der Agora 
Köln bis 2015 verantwortlich.
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und die Struktur der Agora Köln genauer de-
finiert werden sollten. Da sich von einem Be-
griff wie »Nachhaltigkeit« nicht alle Teile der 
Bevölkerung angesprochen fühlen, wurde ein 
Wettbewerb für einen alternativen Titel zum 
»Kölner Sonntag der Nachhaltigkeit« initiiert. 
Am Ende des Wettbewerbs wählte die Mehr-
zahl der Netzwerkmitglieder den Titel »Tag 
des guten Lebens« (TdgL, in Anlehnung an 
die »buen vivir«-Debatte in Lateinamerika). 
Der alte Titel blieb jedoch als Untertitel be-
stehen, um die Interpretationsmöglichkeiten 
des »guten Lebens« einzugrenzen.

Für die Durchsetzung des ersten Trans-
formationsschrittes – die Einrichtung des 
TdgL – war der politische Beschluss von min-
destens einer Stadtbezirksvertretung (BV) 
notwendig. Im Mai 2012 wurde das Konzept 
des »Tag des guten Lebens« vor der BV In-
nenstadt vorgestellt. Die erste Reaktion des 
Bürgermeisters Andreas Hupke (B90/Die 
Grünen) ließ früh erahnen, wie eine eventuel-
le Abstimmung verlaufen wäre: »Wir dürfen 
Bürgerinnen und Bürger mit solchen visio-
nären und überdimensionierten Projekten 
nicht überfordern, vielleicht kann man mit 
einer Straße beginnen«. Der Hinweis darauf, 
dass sogar beim Kölner Karneval ein größe-
res Gebiet der Stadt autofrei sei und Nachhal-
tigkeit im 21. Jahrhundert mindestens eine 
ähnliche Aufmerksamkeit verdiene, konnte 
die Versammlung nicht davon abbringen, die 
Initiative mehrheitlich abzulehnen. Die meis-
ten Parteien tun sich heute immer noch sehr 
schwer damit, die Freiheitsrechte der Auto-
fahrer auch nur an einem Sonntag pro Jahr 
zu beschneiden.

Nach diesem Treffen empfahl ein Mitar-
beiter der Stadtverwaltung dem Initiator des 
TdgL, Kontakt mit dem Bürgermeister des 
Stadtbezirks Ehrenfeld aufzunehmen: »Dort 
sind die Politik und das Umfeld offener für 
solche Ideen«. Bis vor 20 Jahren galt Ehren-
feld als sozialer Brennpunkt mit einem hohen 
Anteil an sozial benachteiligten Menschen. 
In den letzten Jahren hat dieser Bezirk, der 
inzwischen 105.000 Einwohner zählt, einen 
Wandel durchgemacht und gilt heute als 
bunt, kreativ und »hip«. Seit 1997 ist Josef 
Wirges (SPD) Bürgermeister von Ehrenfeld. 
Er lebt seit seiner Geburt im Jahr 1952 dort 
und ist dem Ort entsprechend verbunden. 
Wirges machte sich einen Namen, als er den 
Bau der Kölner Zentralmoschee (das größte 
islamische Gebetshaus in Deutschland) in 
Ehrenfeld unterstützte und sich über alle Wi-
derstände und Proteste hinweggesetzte. Er 
tritt für eine Dezentralisierung des Regierens 

und eine Ausweitung der Kompetenzen der 
Stadtbezirke ein (vgl. Steigels 2012). Diesem 
Bürgermeister musste das Konzept des »Tag 
des guten Lebens« nicht länger als fünf Minu-
ten präsentiert werden: Wirges stand plötzlich 
auf, holte einen Stadtplan aus der Schublade, 
breitete ihn auf dem Tisch aus und zeichnete 
mit einem Bleistift ein Viereck: »Herr Broc-
chi, das machen wir da!«14 Im November 2012 
lud Wirges den Initiator des TdgL ein, das 
Projekt vor den Fraktionsvorsitzenden der Eh-
renfelder Parteien vorzustellen. Wirges woll-
te unbedingt eine politische Kampfabstim-
mung vermeiden, um die Bevölkerung nicht 
zwischen Befürwortern und Gegnern des 
TdgL zu spalten. Er zielte auf einen gemein-
sam getragenen Antrag aller Fraktionsvorsit-
zenden ab, um das Vorhaben mit möglichst 
viel politischem Vertrauen auszustatten. Die 
Rechnung ging auf. Alle Fraktionsvorsitzen-
den unterstützten die vom Initiator des TdgL 
vorgeschlagene Beschlussvorlage – fast ohne 
Korrekturen:

»1. Die Bezirksvertretung Ehrenfeld tritt dem 
Kreis der Unterstützer bei, setzt sich dadurch für 
ein neues Verhältnis zwischen Institutionen und 
Zivilgesellschaft ein und kann den Prozess mit-
bestimmen.

2. Die Bezirksvertretung Ehrenfeld stimmt 
zu, dass Ehrenfeld einmal pro Jahr an dem ›Tag 
des guten Lebens‹ teilnimmt, ein Gebiet für den 
individuellen motorisierten Verkehr sperren lässt 

14	 In einem Interview mit Tobias Maier (2015) 
begründete Josef Wirges seinen Schritt wie folgt: »Mein 
Kollege [der Bürgermeister des Stadtbezirkes Innenstadt, 
DB] hat es deshalb nicht gemacht, weil ihm die Schwie-
rigkeiten verkehrstechnischer Art zu groß erschienen, 
dass es eher kontraproduktiv wäre. Ich hab dann gesagt: 
Ich mache das. Ich finde das gut. Das passt hier hinein. 
Das entspricht nicht nur dem Zeitgeist, sondern auch 
der Erwartungshaltung der Menschen, die hier zugezo-
gen sind. Die wollen sich weiter entwickeln. Wir haben 
in vielen Bereichen Urban Gardening, und und und.« 
Den »Tag des guten Lebens« verband Wirges mit den Be-
griffen »autofrei« und »Entschleunigung«, aber der TdgL 
stand für ihn auch »für eine Weiterentwicklung, für ein 
Innehalten, für ein Mal zu überlegen, was können wir 
bei uns noch verbessern im Veedel? Der TdgL bezieht 
sich für mich immer ganz konkret auf das Wohnumfeld 
der Menschen. Das ist natürlich weiter gefasst, als nur 
drei mal ums Karree. Das ist auch letztendlich für das 
gesamte Gebiet eines Stadtteils wichtig. Deshalb ist das 
ja auch relativ großzügig durchgeführt worden […]. Wenn 
sich die Menschen einig sind und sagen: Wir wollen in 
unserem Umfeld das und das nicht, aber dafür das und 
das, dann muss darüber diskutiert werden. Dann wird 
die Politik das dann umsetzen. Das ist unsere Aufgabe, 
das nennt man aktive Umsetzung der Bürgerbeteiligung 
oder dessen, was Bürger gerne wünschen.« (Maier 2015: 
14)
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und den öffentlichen Raum den Bürgerinnen und 
Bürgern zur Verfügung stellt. […]«15

Bei der BV-Versammlung am 17. Dezember 
2012 wurde der Antrag einstimmig ange-
nommen – mit den Stimmen von SPD und 
Grünen (jeweils 6 Sitze), CDU (4 Sitze), FDP, 
Pro Köln und Linke (jeweils 1 Sitz). Zu diesem 
erfolgreichen Ergebnis hatte auch die positi-
ve Berichterstattung der Tageszeitung Kölner 
Stadtanzeiger beigetragen, der im November 
eine ganze Zeitungsseite mit dem Titel »Bür-
ger erobern die Stadt zurück« der Idee gewid-
met hatte (vgl. Kreikebaum 2012).16 Bei einer 
weiteren BV-Versammlung im Januar 2012 

15	 Abschnitt 8.4 des Beschlussprotokolls der 30. 
Sitzung der Bezirksvertretung Ehrenfeld am 19.12.2012.

16	 Bei Gesprächen mit Politikern, Verwaltungs-
mitarbeitern und Multiplikatoren wurde oft auf den 
großen Einfluss des Kölner Stadtanzeigers und des 
Verlegers Alfred Neven DuMont auf die Kölner Politik 
hingewiesen. Der damalige Leiter des Kölner Umwelt-
amtes meinte zum Beispiel, dass die Berichterstattung 
des Kölner Stadtanzeigers »Daumen hoch oder runter« für 
neue Vorhaben in der Stadt bedeute. Der Geschäftsfüh-
rer eines prominenten Kölner Theaters erklärte: »Wenn 
Sie in dieser Stadt etwas bewirken wollen, dann sollten 
Sie zuerst ihre Hierarchie verstehen: An der Spitze steht 
DuMont, dann kommen die Karnevalsgesellschaften und 
erst dann die Politik. Wenn Sie den Kölner Stadtanzeiger 

wurde das autofreie Gebiet genau eingegrenzt 
(vgl. Abbildung 2) und als Termin der 15. Sep-
tember 2013 gewählt. 

Dieser erste große politische Erfolg sorgte 
in der Agora Köln für einen starken Motiva-
tionsschub. Das Netzwerk konzentrierte sich 
nun auf drei operative Herausforderungen: 
(a) die Mobilisierung der Anwohnerschaft 
und die möglichst breite Aufteilung von Ver-
antwortung und Aufgaben; (b) die logistische 
Organisation des autofreien Sonntags (u.a. 
Straßenabsperrungen, Bereitstellung der 
Ordnungskräfte, Aufklärung der Autofahrer); 
(c) die Finanzierung des Vorhabens, denn die 
Stadt Köln konnte das Projekt lediglich mit 
Material (z.B. Verkehrsschilder, Absperrun-
gen) und die Bezirksvertretung mit nur 2.000 
Euro unterstützen. Um diesen Herausforde-
rungen gerecht zu werden, wurden verschie-
dene Arbeitskreise (AKs) innerhalb der Agora 
Köln gebildet, die jeweils von zwei Personen 
koordiniert werden sollten.17 Neben den AKs 
»Ökonomie/Finanzen«, »Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit« und »Bewegung« (zuständig 
für interne Kommunikation, Ausbau des 
Netzwerkes u. a.) wurde der AK »Nachbar-
schaft« eingerichtet.18 Dieser lud über die Ver-
teilung von Flyern alle Anwohner Ehrenfelds 
von Anfang 2013 an zu regelmäßigen Stadt-
teiltreffen ein. Die Treffen fanden überwie-
gend in den großen Räumen des Atelier Colo-
nia in der Körnerstraße (www.atelier-colonia.

oder die Karnevalsgesellschaften geknackt haben, dann 
stehen Ihnen auf den anderen Ebenen alle Türen offen«.

17	 Obgleich die doppelte Besetzung einer AK-
Koordination verschiedene Vorteile hat (z.B. gegenseitige 
Entlastung, Absprachen vor Entscheidungen), wurden 
einige AKs lange Zeit nur von einer Person koordiniert. 
Die AK-Koordinatoren wurden vom Beirat gewählt und 
waren oft selbst Beiratsmitglieder. Die Vermischung der 
politischen Ebene (legitimierte Entscheidungsebene, 
Aufsicht, Auftraggeber) und der operativen Ebene (Auf-
tragnehmer) in den Organisationsstrukturen der Bewe-
gung brachte verschiedene Probleme mit sich, wie z.B.: 
(a) der Beirat musste sich überwiegend mit operativen 
Fragen beschäftigen. Für die inhaltliche Diskussion oder 
die Netzwerkarbeit blieb hingegen kaum Zeit; (b) einige 
Personen, die über Höhe und Verteilung der Honorare 
im Beirat mitbestimmen durften, gehörten selbst zu den 
Empfängern der Honorare für ihre operative Arbeit in 
den AKs.

18	 Der erste Koordinator des AK »Nachbarschaft« 
war Frieder Krups, später begleitet von Julia Paffenholz 
(Allerweltshaus). Nach dem »Tag des guten Lebens« 2013 
wurde dieser AK in eine Koordination der Nachbarschaft 
Ehrenfeld umgewandelt. Sie wurde von den Anwohner/
innen selbst gewählt und durch folgende Personen be-
setzt: Ulli Ferber, German May, Florian Roll und Sur-ki 
Schrade. 

Abb. 2: 
Das autofreie Gebiet am 

ersten »Tag des guten 
Lebens« (15.9.2013) 

Quelle: Agora Köln (www.
agorakoeln.de)
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de) statt, welche der Fotograf Jürgen Schaden-
Wargalla kostenlos zur Verfügung stellte (vgl. 
Maier 2015). An den Nachbarschaftstreffen 
nahmen jeweils zwischen 40 und 100 An-
wohner teil. Nach Straßen geordnet teilten 
sich die Anwohner in Kleingruppen auf. So 
konnten sie ihre direkten Nachbarn kennen-
lernen und sich über den gemeinsamen Le-
bensraum austauschen. Jede Kleingruppe 
sollte den Kern einer »Straßennachbarschaft« 
bilden, die später im Rahmen des »Tag des 
guten Lebens« möglichst viel Verantwortung 
übernehmen sollte. Während des »Tag des 
guten Lebens« sollten die Nebenstraßen von 
den jeweiligen Nachbarschaften selbst ver-
waltet werden. Die zentrale Achse in dem 
geplanten autofreien Gebiet, die Venloer Stra-
ße, sollte für das Zentralprogramm und die 
Besucher/innen von außerhalb Ehrenfelds re-
serviert werden. Hier sollten Organisationen, 
Initiativen und Unternehmen ihre Konzepte 
zum Jahresschwerpunktthema vorstellen. 
Insbesondere nachhaltige Alternativen zum 
fossilen Verkehr sollten aufgezeigt werden 
und die Stadtöffentlichkeit sollte dabei über 
Schritte in Richtung nachhaltige Mobilität 
informiert werden (z.B. der Umstieg vom 
Auto auf den ÖPNV, der Ausbau des städti-
schen Radwegnetzes). Für die Organisation 
des Zentralprogramms war der AK »Tag des 
guten Lebens« zuständig, während sich der 
AK »Mobilität« (mit Vertretern des Verkehrs-
klub Deutschland, des Klimabündnis Köln u. a.) 
um die Kampagne zum Jahresschwerpunkt-
thema kümmerte. Bei mehreren Treffen, an 
denen bis zu 40 Multiplikatoren teilnahmen, 
wurde das verkehrspolitische Programm der 
Agora Köln verfasst, welches später unter dem 
Titel »Verkehr des guten Lebens – Ein nach-
haltiges Mobilitätskonzept für Köln« (Agora 
Köln 2015) veröffentlicht wurde.19 Damit plä-
dierte zum ersten Mal ein breites und buntes 
Netzwerk von Kölner Organisationen für eine 
verkehrspolitische Wende in der Stadt. 

Die wichtige und schwierige Aufgabe der 
logistischen Planung des TdgL wurde von 
Thomas Schmeckpeper und Elise Scheibler 
(u.a.) übernommen. Sie trugen die Verant-
wortung für die Organisation des autofreien 
Sonntags, obwohl sie keine Erfahrung in die-
sem Bereich besaßen – wie auch die meisten 
engagierten Bürger/innen in der Agora Köln. 

19	 Dieser Diskussionsprozess wurde von der Ko-
ordination des AK »Mobilität« initiiert und moderiert. 
Dazu gehören Dr. Volker Ermert (Gartenwerkstadt Eh-
renfeld e.V.), Hannes Wöhrle (Wielebenwir e.V.) und Ral-
ph Herbertz (VCD Kreisverband Köln).

Um diese Wissenslücke zu füllen, wurden 
die Verantwortlichen des Hannoverschen 
autofreien Sonntags20, der seit 2007 einmal 
jährlich stattfand, eingeladen, ihre Erfahrun-
gen im Rahmen eines Workshops im Kölner 
Atelier Theater weiterzugeben. Im März 2013 
brachte der Bürgermeister Josef Wirges die 
Vertreter aller Institutionen zusammen, die 
an der Umsetzung des »Tag des guten Le-
bens« mitwirken sollten: neben der Agora 
Köln das Verkehrsamt und das Ordnungsamt 
der Stadt Köln, die Feuerwehr und die Polizei. 
Schmeckpeper koordinierte zusätzlich die Zu-
sammenarbeit mit der Ehrenfelder Agentur 
Cine Block GmbH, die Straßenabsperrungen 
für Filmdrehs organisierte und immer wieder 
Straßenfeste in Ehrenfeld unterstützt hatte. 

Vor allem im Rahmen dieser organisatori-
schen Aufgaben wurde deutlich, welche hohen 
Auflagen die Rückeroberung des öffentlichen 
Raums durch die Bürger/innen begleiten. 
An dieser Stelle übte die Agora Köln oft eine 
»Pufferfunktion« zwischen den Institutionen 
und den Anwohnern aus – und entlastete die 
letzteren von der Auseinandersetzung mit 
behördlichen Vorschriften und Aufgaben, die 
im Allgemeinen nicht sehr motivierend sind. 
Die größte Arbeit und die meisten Kosten für 
den »Tag des guten Lebens« entstanden pa-
radoxerweise ausgerechnet durch die Autos, 
das heißt für die Befreiung des öffentlichen 
Raums vom motorisierten Straßenverkehr. 
Insgesamt wurden fast 3.000 Ersatzparkplät-
ze (die Hälfte davon unentgeltlich) für An-
wohner und Besucher außerhalb des autofrei-
en Gebiets organisiert, zum Beispiel durch 
die Kooperation mit einem großen Baumarkt, 
der am Sonntag seine Parkplätze nicht benö-
tigte. Eine weitere Vorschrift verpflichtete die 
Organisatoren des TdgL, ca. 40 öffentliche 
Toiletten für die Besucher/innen bereitzustel-
len. Anstatt Dixi-Toiletten zu mieten, wurden 
alle Gastronomiebesitzer im Gebiet des »Tag 
des guten Lebens« gebeten, den Tag zu un-
terstützen und ihre Toiletten bereitzustellen 
– mit Erfolg.

Durch das Teilen, wie im Fall der Toilet-
ten, wurden viele Kosten gespart – und so der 
TdgL ermöglicht. Eineinhalb Monate vor dem 
angesetzten Termin am 15. September verfüg-
te die Agora Köln über lediglich 15.000 Euro, 
die z.T. aus Spendensammelaktionen unter 
Bürger/innen stammten. Dieses Geld hätte 

20	 Weitere Informationen unter: http://www.
hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Umwelt/
Klimaschutz-Energie/Autofreier-Sonntag (abgerufen am 
28.10.2015).
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kaum gereicht, um die Leistung der Agentur 
Cine Block zu finanzieren, die zentrale logis-
tische Aufgaben im Rahmen des »Tag des 
guten Lebens« übernehmen sollte (z.B. die 
Verteilung der Absperrungen und der Einsatz 
erfahrener Ordnungskräfte an wichtigen Ver-
kehrsknotenpunkten). Die knappen Kassen 
hielten aber die 30 bis 40 aktiven Bürger/in-
nen nicht davon ab, weiter für das Projekt zu 
arbeiten: »Wir haben schon so viel dafür ge-
arbeitet und investiert, wir können nicht kurz 
vor dem Ziel aufgeben«. Das Teilen ist eben 
ansteckend. Die hohe Motivation in der Grup-
pe entstand u. a. durch die ungewöhnliche 
Mischung der Menschen (jung und alt, Mann 
und Frau, Künstler/innen und Filmemacher/
innen, Wissenschaftler/innen und Lehrer/in-
nen, Anwohner und engagierte Bürger...), der 
breite hohe ehrenamtliche Einsatz und die 
Möglichkeit, die eigene Stadt tatsächlich mit-
gestalten zu können. Insbesondere der Kon-
trast zwischen der überwiegend durch Laien 
ausgeführten Organisation des TdgL und den 
hoch gesteckten Zielen verschaffte der Agora 
Köln viele Sympathien – auch in den städti-
schen Institutionen: »Wir brauchen mehr 
Druck von der Zivilgesellschaft, von außen – 
sonst ändert sich hier drinnen nichts mehr«, 
verriet ein leitender Mitarbeiter der Stadtver-
waltung bei einem persönlichen Gespräch. 

Paradoxerweise wurde die gute Atmo-
sphäre innerhalb der Agora Köln ausgerech-
net durch zwei finanzielle Erfolge bedroht. 
Zwei Wochen vor dem Stattfinden des »Tag 
des guten Lebens« wurde die Idee mit dem 
»ecologic Förderpreis für Zukunftsideen« von 
Toyota Deutschland ausgezeichnet, welcher 

mit 10.000 Euro dotiert war.21 Fast gleichzei-
tig stimmte die Stiftung Umwelt und Entwick-
lung NRW einer zweiten Projektförderung 
für den TdgL über 35.000 Euro zu. Plötzlich 
konnte ein Teil der Arbeit der Agora Köln fi-
nanziell honoriert werden. Für einige Perso-
nen war die Organisation des »Tag des guten 
Lebens« seit Monaten zur Vollzeitbeschäf-
tigung geworden. Aber welche Tätigkeiten 
sollten hierbei honoriert werden und welche 
nicht? Welche Verteilung des Geldes und wel-
che Höhe der Honorare wäre gerecht gewe-
sen? Wie sollte hierüber eine Entscheidung 
getroffen werden? Diese Fragen bargen eine 
große Sprengkraft für die Gruppendynamik 
und wurden deshalb auf die Zeit nach dem 
15. September 2013 vertagt. 

Vor Beginn des TdgL richtete die Agora 
Köln in Ehrenfeld ein Zentralbüro ein, von wo 
aus die Aktivitäten koordiniert wurden und 
im Rahmen eines »Call Center« die Fragen 
der Anwohner beantwortet werden sollten. 
Die Räume einer ehemaligen Gaststätte wur-
den nahezu kostenlos zur Verfügung gestellt. 
Eine Woche vor dem »Tag des guten Lebens« 
wurden die Parkverbotsschilder (mit dem Da-
tum des 15.9.2013) in den Straßen aufgestellt 
und Info-Blätter mit Details zu den Vorschrif-
ten, zu Ersatzparkplätzen u. a. unter allen An-
wohnern verteilt. Unbedingt vermieden wer-
den sollte, dass die Bevölkerung den TdgL nur 
als ein Tag mit Parkverbot und als Fremdbe-
stimmung erleben würde. Durch diese ersten 
organisatorischen Tätigkeiten wurde der Tag 
für viele Anwohner zum ersten Mal greifbar 
und war nicht mehr nur eine Idee. 

Der Samstag des 14. September 2013 war 
der Tag der Wahrheit: Hatten die Anwohner 
ihre Autos umgeparkt und die Straßen frei-
gemacht? Das Experiment gelang: Bereits 
am Abend des 14. waren die meisten Stra-
ßen komplett autofrei. In einem großen be-
wohnten Gebiet konnte man so die Stadt aus 
einer ganz anderen Perspektive erleben. Die 
meisten Anwohner staunten nicht nur beim 
Anblick dieses ungewöhnlichen autofreien 
Stadtbildes, sondern auch über ihre eigene 
gemeinsame Leistung – denn schon durch 
das individuelle Umparken des Autos (an 
sich eine kleine Handlung) war ein kollekti-
ves Kunstwerk entstanden – eine Art »soziale 

21	 Die Pressemitteilung von Toyota Deutsch-
land ist unter http://www.toyota-media.de/Article/
view/2013/09/16/ecologic-Foerderpreis-fuer-Zukunft-
sideen-2013-entschieden/3551 zu finden (abgerufen am 
25.10.2015). Innerhalb der Agora Köln wurde kontrovers 
diskutiert, ob das Projekt des TdgL mit dem Geld eines 
Autounternehmens finanziert werden dürfe.

Abb. 3: Tag des guten Lebens 
2013 in Köln Ehrenfeld 

Foto: Marén Wirths / Agora 
Köln



pnd|online I|2016 13| 23

www.planung-neu-denken.de

Plastik«. Es war der erste Beweis, dass man 
gemeinsam die Stadt verändern kann. Sogar 
der Verzicht fühlte sich im Kontext dessen, 
dass alle verzichten, nicht mehr so schlimm 
an, und entfaltete selbst eine kollektive gestal-
terische Kraft. 

Für die Organisatoren verlief der »Tag des 
guten Lebens« am 15. September 2013 wie 
im Rausch. Der Zuspruch war gewaltig. Im 
Rahmen des Zentralprogramms zum Thema 
»Nachhaltige Mobilität« wurden 62 Aktionen 
von ebenso vielen Akteuren (u.a. die Kölner 
Verkehrsbetriebe, verschiedene Umweltiniti-
ativen und Künstlergruppen) durchgeführt. 
Hierbei wurden Nachhaltigkeitsthemen emo-
tional besetzt und so in einem neuen Rahmen 
erfahrbar gemacht. In den Nebenstraßen setz-
ten die Nachbarschaftsgruppen nahezu 100, 
teils kreative, teils aufwendige, teils spontane 
Aktionen um. Ungefähr 70 davon waren für 
die Besucher offen; zum Beispiel der Haus-
flohmarkt, die »Ping-Pong-Party« und die 
Kunstaktion »beautify the street«. Elf Aktio-
nen fanden innerhalb der direkten Nachbar-
schaft statt (ein langer Frühstückstisch, »Der 
Philippshof feiert«, »Parklückenglück« u.a.). 
Neben acht Aktionen für die ganze Straße 
(Straßenmusik, Tischtennisturniere u.a.) gab 
es sechs Kinderaktionen (Buttonmaschine, 
Kindermalwettbewerbe, Dosenwerfen u.a.). 
Zusätzlich fanden viele informelle Aktionen 
von Nachbarn statt – von Kaffeetischen auf 
der Straße bis hin zu spontanen Straßen-
konzerten.22 Sämtliche Aktionen waren nicht 
kommerziell. Das Universitätsradio Köln-
Campus begleitete den ganzen Tag mit einer 
Live-Berichterstattung (Agora Köln 2014a). 

Insgesamt mussten nur etwa drei Dut-
zend Autos am Morgen des 15. vom Ord-
nungsamt aus dem Parkverbotsbereich ent-
fernt werden, was bei einer Population von 
über 20.000 Anwohner als ein großer Erfolg 
erschien. Den ganzen Tag über hatten mehr 
als 200 Bürger/innen die Straßenabsperrun-
gen abgesichert oder als Ordnungskräfte in 
dem autofreien Gebiet gedient. Am Ende des 
Tages säuberten die Nachbarschaften selbst 
ihre Straßen, wobei diese dann teilweise sau-
berer waren als vorher. Die Kommunalpoliti-
ker, die Stadtverwaltung, die Polizei und die 
Feuerwehr staunten über den unerwartet 
reibungslosen Verlauf des TdgL. Die meisten 
Menschen berichteten von einer Atmosphäre, 
die man von den gängigen Großraumveran-
staltungen im öffentlichen Raum nicht kann-

22	 Zum Beispiel sang eine Opernsängerin spon-
tan aus ihrem Wohnungsfenster.

te: ruhig, freundlich, entspannt, kreativ und 
gemeinschaftlich. Bürgermeister Wirges be-
wertete den Tag wie folgt: 

»Alle waren sehr davon angetan, auch weil 
oder gerade weil die Bevölkerung mitgemacht hat. 
Das wäre sicherlich vor 18 Jahren, als ich als Bür-
germeister anfing, wahrscheinlich nicht der Fall 
gewesen. […] Diese erste Auftaktveranstaltung 
war schon toll. Das war einfach fantastisch, diese 
Entschleunigung […]. Es gab natürlich Probleme 
mit Vielen, die sagten: ›Was soll der Quatsch?‹, 
›Ich hab eine behinderte Mutter, ich muss sie 
fahren, ich will hier durch!‹ Klar, das Gebiet war 
autofrei. Aber die Menschen, die sich beschwer-
ten, waren nicht die Mehrheit. Viele andere Au-
tofahrer haben sich positiv zu dieser Maßnahme 
geäußert. […] Alle haben mitgemacht, ein Erfolg 
[…]. Um einfach mal inne zu halten, um zu sa-
gen, was ist uns denn überhaupt wichtig? […] Wie 
wollen wir die Lebensqualität in unserem Veedel, 
in dem wir alle leben, gemeinsam weiter entwi-
ckeln und gestalten?« (Maier 2015: 10).

3. Zwischenbilanz

Alles begann mit der bloßen Idee eines Bür-
gers, der diese in einem zweiseitigen Text 
zusammenfasste und dafür unerwartet einen 
Preis gewann. Seine Motivation: Selbst ge-
stalten, was man vermisst; die eigene Stadt 
selbst in die Hand nehmen. Erstaunlich, was 
danach folgte. Seit 2012 hat diese Idee viele 
Menschen zusammengebracht, die sich vor-
her nicht kannten. Sie haben sich unzähli-
ge Male getroffen, miteinander diskutiert, 
um ihre Stadt gemeinsam zu gestalten. Am 
ersten »Tag des guten Lebens« nahmen ca. 
100.000 Menschen teil. Das Erfolgsrezept 

Abb. 4: Tag des guten Lebens 
2013 in Köln Ehrenfeld 
Foto: Marén Wirths / Agora 
Köln
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des Projektes lag vor allem im miteinander 
Teilen. Obwohl dieser Tag eine gewaltige lo-
gistische Herausforderung darstellt23 und die 
Agora Köln nur über knappe finanzielle Mittel 
für die Organisation verfügt, wurde er bisher 
erfolgreich realisiert, weil viele Bürger/innen 
kleine und größere Aufgaben selbst über-
nommen haben. Im Prozess zeigte sich, dass 
»es viele Ressourcen in dieser Stadt gibt, die 
einfach nicht abgerufen werden«.24 

Eine Ehrenfelder Anwohnerin berichtete 
in einem persönlichen Gespräch: »Seit dem 
Tag des guten Lebens brauche ich morgens 
15 Minuten länger, um meine Brötchen ein-
kaufen zu gehen, weil ich auf dem Weg dahin 
ständig von Menschen angesprochen werde, 
die ich vorher nicht kannte«. Einige Straßen-
nachbarschaften haben sich auch nach dem 
15. September 2013 weiterhin getroffen und 
teilweise sogar ihr Aufgabenspektrum erwei-
tert: in der Wahlenstraße wird zum Beispiel 
die Umgestaltung eines Kinderspielplatzes 
organisiert; in der Rothehausstraße engagie-
ren sich die Anwohner für die dauerhafte 
Befreiung einer Straßenseite von geparkten 
Autos, so dass Fußgänger und Eltern mit Kin-
derwagen mehr Platz bekommen (vgl. Maier 
2015). Solche Entwicklungen hätte es viel-
leicht auch ohne den »Tag des guten Lebens« 
gegeben – und doch hat dieser Tag Prozesse 
verstärkt bzw. Entwicklungspotenziale im 
Stadtteil sichtbar gemacht. 

Die Anwohnerschaft von Ehrenfeld war 
vom ersten »Tag des guten Lebens« so begeis-
tert, dass sie unbedingt selbst einen zweiten 
Tag im darauffolgenden Jahr organisieren 
wollte – welcher tatsächlich am 31. August 
2014 stattfand. Inzwischen haben zwei wei-
tere Bezirksvertretungen in Köln die Realisie-
rung eines »Tag des guten Lebens« einstim-
mig beschlossen. Der dritte »Tag des guten 
Lebens« fand am 31. Mai 2015 im Stadtteil 
Sülz statt, welcher zum wohlhabenden Bezirk 
Lindenthal gehört und eine entsprechend 
hohe Autodichte hat.25 Das autofreie Gebiet 

23	 Der hohe logistische Aufwand des ersten TdgL 
lässt sich anhand folgender Zahlen verdeutlichen: 25 
Straßen, 683.500 Quadratmeter Fläche, 220 Haltever-
botsschilder, 20 Tonnen Absperrmaterial… Den 12 Stun-
den »Tag des guten Lebens« standen ca. 7.500 Stunden 
ehrenamtlicher Arbeit für die Organisation, Vorberei-
tung und Umsetzung gegenüber (Agora Köln 2014b: 5; 
17).

24	 Sabine Röser, persönliche Mitteilung, 
20.11.2015.

25	 Im Jahr 2012 lag die Autodichte in Lindenthal 
bei 468 Pkws pro 1.000 Einwohner (436 im Jahr 2000), 

war hier doppelt so groß wie in Ehrenfeld, be-
troffen waren mehr als 30.000 Bürger/innen. 
Selbst die Lindenthaler Bezirksbürgermeiste-
rin Helga Blömer-Frerker (CDU) sprach nach 
dem TdgL von »paradiesischen Zuständen auf 
den Straßen«26 – und dies, obwohl der Wider-
stand in der Bevölkerung ihres Bezirks deut-
lich stärker als in Ehrenfeld war und einige 
Anwohner sogar Rechtsanwälte eingeschaltet 
hatten, um das »Recht auf das Autofahren« 
zu verteidigen. Mittlerweile hat auch die Be-
zirksvertretung Innenstadt ihre anfängliche 
Entscheidung revidiert und der Einführung 
des »Tag des guten Lebens« zugestimmt. Das 
Hauptargument: der zu erwartende positive 
Effekt auf die Nachbarschaft; die Stärkung 
des nachbarschaftlichen Zusammenhalts im 
»Veedel«. Am 3. Juli 2016 veranstalten die 
Anwohner/innen in Köln-Sülz ein »Tag der 
Nachbarschaften« (Esch 2016), ein weiterer 
»Tag des guten Lebens« ist im rechtsrheini-
schen Stadtteil Deutz vorgesehen.

Im dritten Jahr ihres Bestehens gehören 
mehr als 130 lokale Organisationen zur Agora 
Köln. Diese lokale Bewegung hat zivilgesell-
schaftliche Akteure in der Stadt stärker mitein-
ander vernetzt und neue Akzente in die lokale 
politische Diskussion eingebracht.27 Während 
sich manche Politiker und Verwaltungsmitar-
beiter immer noch stark am Leitbild der »au-
togerechten Stadt« orientieren, denken viele 
Bürger/innen weiter und lassen sich nicht 
mehr auf die Rolle des »Autofahrers« redu-
zieren. Nach Jahrzehnten der Asphaltierung, 
Privatisierung und Kommerzialisierung des 
urbanen Raums wächst in der Bevölkerung 
eine Sehnsucht nach mehr Gemeinschaft, 
Entschleunigung und Alternativen zum bis-
her dominanten Wohlstandsmodell. Nach-
dem 2013 das Jahresschwerpunktthema 
»Nachhaltige Mobilität« war, wählte die Agora 
Köln für das Jahr 2014 das Thema »Freiräume 
und Gemeinschaftsräume«, da in der Stadt 

in Ehrenfeld bei 368 (382 im Jahr 2000) (vgl. Stadt Köln 
2013: 119).

26	 Zu diesem Zitat schreibt die Bürgermeisterin 
Helga Blömer-Frerker: »Das habe ich so gesagt, weil ich 
es an dem Tag auch so empfunden habe, vor allem bei der 
Beobachtung der Kinder. Ab und zu muss man mal deut-
lich machen, wie schön unsere Straßen sein können« 
(persönliche Mitteilung, 17.11.2015).

27	 Zum Beispiel stimmte der Kölner Stadtrat im 
März 2016 zu, dass an einem Tag pro Jahr Bus und Bahn 
in Köln kostenlos sind (Frangenberg 2016). Die Initiative 
ging von den Piraten aus, die eine Idee aus dem Konzept 
»Kölner Sonntag der Nachhaltigkeit« aufgegriffen haben. 
Das Konzept wurde ihnen bei der Mitgliederversamm-
lung vom 3.9.2012 vorgestellt.
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solche Räume immer knapper werden, ob-
wohl mehr davon notwendig wären. 

Wie bei allen sozialen Experimenten ist der 
Ausgang des Prozesses ungewiss. Die ge-
sammelten Erfahrungen während der Rea-
lisierung des TdgL lieferten dennoch viele 
Erkenntnisse, die zur nachhaltigen Transfor-
mation als ein gesellschaftlicher Lernprozess 
beitragen können. Im Folgenden werden die 
wichtigsten zusammengefasst: 

ππ Nachbarschaft ist keine uniforme stabile 
Einheit, sondern wird heute unterschiedlich 
verstanden und gelebt. Der Soziologe Bernd 
Hamm definiert Nachbarschaft als eine »so-
ziale Gruppe, die primär wegen der Gemein-
samkeit des Wohnorts interagiert« (Hamm 
1973: 18) – und dennoch bedeutet räumliche 
Nähe nicht automatisch soziale Nähe (vgl. Gei-
ling 2015: 216). Menschen ziehen in die Stadt, 
auch weil sie sich von der alten Dorfgemein-
schaft emanzipieren wollen. »Nachbarschaft 
– lange war das kein Wort, das viele positive 
Gefühle auslöste. Schließlich sucht man sich 
die Nachbarn selten aus und muss sich doch 
mit ihnen arrangieren, sie kommen einem 
näher, als für manchen erträglich ist, man 
muss Lärm, Gerüche und neugierige Blicke 
ertragen. Nachbarn nerven durch unerbete-
ne Einmischung oder auch durch ostentative 
Gleichgültigkeit« (Niejahr in Reutlinger et al. 
2015: 62). Auch am »Tag des guten Lebens« 
fühlten sich manche ältere Menschen durch 
die laute Musik der Jugendlichen auf der 
Straße in ihren Wohnungen belästigt. Eini-
ge Autofahrer in Sülz beschwerten sich, weil 
sie ihren Wagen in der Garage stehen lassen 
mussten, während sich die Nachbarn auf der 
Straße „amüsierten“. In einer Nachbarschaft 
existieren verschiedene Auffassungen vom 
»Guten Leben«. Gerade das »Teilen müssen 
des Raums« kann hier für Konflikte sorgen. 
Auch wenn die räumliche Nähe soziale Inter-
aktion fördert und vereinfacht, darf sich die 
Definition von Nachbarschaft nicht zwingend 
(und ausschließlich) auf einen physischen 
Raum beziehen, sondern sollte vor allem als 
relativer Beziehungsraum verstanden werden, 
wofür sich Menschen freiwillig entscheiden 
(vgl. ebd.: 28).

In Zeiten der Globalisierung ist die Iden-
tifikation mit dem Territorium oder mit der 
lokalen Gemeinschaft schwach. Biografien 
wie jene von Josef Wirges, die im »Veedel« 
tief verwurzelt sind, werden immer seltener: 
Viele Menschen wechseln im Laufe ihres Le-
bens nicht nur den Stadtteil, sondern auch die 

Stadt. Warum sich also ausgerechnet in der 
Nachbarschaft engagieren? Wer über »ökono-
misches Kapital« (vgl. Bourdieu 1983) verfügt, 
kann sich in einem deterritorialisierten und 
individualisierten Kontext weiterhin behaup-
ten und auch ohne enge soziale Netzwerke 
beweglich bleiben. So engagierten sich im 
wohlhabenden, sozioökonomisch homoge-
nen Stadtteil Sülz weniger Menschen beim 
»Tag des guten Lebens« als in Ehrenfeld (vgl. 
Schaden-Wargalla in Maier 2015).28 In den 
unteren Schichten sind die Menschen hin-
gegen deutlich mehr auf »soziales Kapital« 
(vgl. Bourdieu 1983) angewiesen. In Zeiten 
sinkender sozialstaatlicher Leistungen dient 
nicht nur die Verwandtschaft, sondern auch 
die Nachbarschaft als »Kompensator«. Doch 
gerade die Menschen, die im Alltag das Teilen 
intensiver üben (beispielsweise innerhalb von 
Migranten-Communities), waren am »Tag 
des guten Lebens« unterdurchschnittlich re-
präsentiert, oder wurden gar nicht erreicht. 
Die Vielfalt lässt sich eben am besten durch 
Vielfalt ansprechen. Obwohl Ehrenfeld als 
besonders »multikulturell« gilt, gesellt sich 
auch hier Gleich und Gleich gern. Trotz räum-
licher Nähe kommunizieren die verschiede-
nen Kulturen und Milieus nicht unbedingt 
miteinander. Die meisten Bürger/innen, die 
sich für den TdgL engagierten, kamen auch 
in Ehrenfeld aus der Mittelschicht bzw. aus 
der »Creative Class« (vgl. Florida 2002), und 
verfügten meist über eine höhere Bildung. 
Sie setzen sich zwar gegen die soziale Entmi-
schung der Stadtteile ein und fordern Freiräu-
me für die Vielfalt – dennoch riskieren sie, 
mit ihren Initiativen im öffentlichen Raum 
genau das Gegenteil zu befördern und den 
Gentrifizierungsprozess zu beschleunigen.29 
Das »gute Leben« macht Wohnorte zwar at-
traktiver, doch nicht jeder kann sich ein gutes 
Leben leisten. Seit Jahren werden durch die 
höheren Mieten gerade alteingesessene Ein-
wohner nach und nach aus der Ehrenfelder 

28	 Birgit Scherer-Bouharroun, Sülzerin und Ko-
ordinatorin des AK »Grün« der Agora Köln, berichtet: »In 
Sülz fand ich die Beteiligung der Nachbarschaften gene-
rell und in einigen Carrés besonders sehr enttäuschend 
– gähnende Leere […] Es gab einige Highlights – die auch 
weiter bestehen, d.h. Gruppen, die sich treffen, was ma-
chen« (persönliche Mitteilung, 17.11.2015). Die Organisa-
toren gingen trotzdem davon aus, dass zwischen 80.000 
und 100.000 Menschen am »Tag des guten Lebens« in 
Sülz teilnahmen.

29	 Inzwischen liegen die Angebotspreise für Ei-
gentumswohnungen im ehemaligen Arbeiterviertel Eh-
renfeld bei 3.100 Euro pro m2, Tendenz steigend (Corpus 
Sireo 2015: 13).
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Nachbarschaft verdrängt. Durch die steigende 
soziale Ungleichheit werden sichtbare und 
unsichtbare Mauern errichtet, die die soziale 
Interaktion und den sozialen Zusammenhalt 
innerhalb des gleichen Stadtviertels erschwe-
ren.

Gleichzeitig hat die Tatsache, dass mit der 
Globalisierung nicht nur Orte, sondern auch 
Individuen austauschbar werden, dazu ge-
führt, dass immer mehr Menschen sich fra-
gen: »Wo gehöre ich hin? Wo ist meine emoti-
onale Heimat? Wo darf ich ankommen?« Aus 
dieser Perspektive entspricht die gegenwärti-
ge Wiederentdeckung der Nachbarschaft ei-
ner Sehnsucht, die virtuelle social communities 
kaum stillen können. Immer mehr Menschen 
suchen auch in der Stadt das Gemeinschafts-
gefühl und pflegen dies in einer –manchmal 
romantisierten – Gemeinschaft. »Ehrenfeld 
ist ja eigentlich so, jede Straße ist ein kleines 
Dorf für sich«, sagt Jürgen Schaden-Wargalla 
(Maier 2015: 3). Mit weiteren Nachbarn hat er 
vor 17 Jahren das »Körnerstraßenfest« (www.
koernerstrasse.org) initiiert, welches inzwi-
schen zu einer geschätzten Institution un-
ter Kölner Kreativen geworden ist. Dort, wo 
nachbarschaftliche Strukturen enger sind, 
werden die Potentiale von Gemeingütern ef-
fektiver genutzt – und dies fördert wiederum 
die nachbarschaftlichen Strukturen. Com-
mons und Commoning bedingen sich gegen-
seitig (vgl. Helfrich 2011: 16). Auch »urbane 
Dorfgemeinschaften« können aber relativ 
geschlossen wirken und ein gewisses Miss-
trauen gegenüber externen Akteuren pflegen, 
deren Initiativen als ein Eingreifen in den ei-
genen Raum wahrgenommen wird. Mit einer 
solchen Zurückhaltung wurde auch die Ago-
ra Köln konfrontiert, als sie sich in Ehrenfeld 
zum ersten Mal vorstellte: »Da kam sogar die 
Frage, ist das ne Sekte oder so? […] Es war ir-
gendwie mit der Agora, dieser Name allein, 
das war alles so ein bisschen esoterisch ange-
haucht, so kam das erst mal rüber« (Schaden-
Wargalla in Maier 2015: 3). Einige Ehrenfelder 
Anwohner forderten, dass Entscheidungen 
über den Stadtteil von Ehrenfeldern selbst 
getroffen werden sollten. Bei Nachbarschaft-
streffen waren die Meinungen von Teilneh-
mer/innen aus anderen Stadtteilen nicht 
immer willkommen: »Gerade das lebendige 
Ehrenfeld braucht keine Entwicklungshelfer 
von außen«; »Wer seid ihr, um mir zu erzäh-
len, was das gute Leben sei? Das weiß ich sel-
ber und bestimme ich selber für mich«, war in 
Sülz zu hören. Viele Anwohner, die am »Tag 
des guten Lebens« teilnahmen, wollten vor al-
lem einen Nachbarschaftstag nach dem Mot-

to »von Nachbarn für Nachbarn« feiern. Das 
Thema »Nachhaltigkeit« empfanden einige 
hingegen als »von oben« aufgezwungen. Wie 
eng die verschiedenen Themen zusammen-
hängen und welches Potential eine stadtüber-
greifende Bewegung der Nachbarschaften 
hätte, konnte die Agora Köln den Anwohnern 
nicht immer verständlich machen. Insofern 
war das Verhältnis zwischen Nachbarschaften 
und der Agora Köln nicht immer einfach. Ein 
Teil der Ehrenfelder Nachbarschaft forderte 
statt der »Fremdverwaltung« durch die Agora 
Köln die »Selbstverwaltung« durch die Ehren-
felder Bürgerschaft. Dieser Teil proklamierte: 
»Wir machen nächstes Jahr unseren eigenen 
Tag des guten Lebens!«. Erst als diese Grup-
pe feststellte, welche große Herausforderung 
ein solches Vorhaben darstellte und wie stark 
sie von der Agora Köln bei der Organisation 
des ersten TdgL entlastet wurden, plädierten 
sie für eine Zweckgemeinschaft mit der Ago-
ra Köln. Die Nachbarschaften wählten jeweils 
zwei Vertreter in den Beirat der Agora Köln 
und wurden dadurch am Entscheidungspro-
zess aktiv beteiligt.

ππ Stadtregierung. Köln ist ein gutes Beispiel 
dafür, dass räumliche Nähe nicht notwendi-
gerweise ein engeres Verhältnis zwischen 
städtischen Institutionen und Zivilgesell-
schaft bedeutet. »In keiner anderen deutschen 
Großstadt hat es in den vergangenen Jahren so 
viele Skandale gegeben wie in Köln. Der Köl-
sche Klüngel, das Geflecht aus Beziehungen 
zwischen lokaler Politik und Wirtschaft, hat 
inzwischen bundesweit traurige Berühmtheit 
erlangt«, schrieb die Süddeutsche Zeitung 
im Jahr 2010 (Heims 2010). Die Wahlbetei-
ligung bei der Oberbürgermeisterwahl 2015 
lag lediglich bei knapp 40 Prozent. Vor allem 
einkommensschwache und gesellschaftlich 
deklassierte Menschen fühlen sich von der 
Politik nicht vertreten und sehen keinen Sinn 
darin, abzustimmen (Wilberg 2015: 6f). Die 
politischen und administrativen Institutionen 
bilden dennoch keine uniforme Einheit. Teile 
von ihnen sind bereit, die nachhaltige Trans-
formation der Stadt zu unterstützen und mit 
der Zivilgesellschaft zusammenzuarbeiten, 
auch wenn auf der Führungsebene eine sol-
che Offenheit nicht immer gefördert wird.30 

30	 Bezeichnend für das Klima innerhalb der 
Stadtverwaltung war die Erfahrung mit einem Mitarbei-
ter des Kölner Verkehrsamtes, der mit der Idee des auto-
freien Sonntags sympathisierte. Er bot an, die Agora Köln 
»bei den Vorbereitungen für den ›Tag des guten Lebens‹ 
[…] beratend zu unterstützen«, jedoch mit dem Hinweis, 
dass »eine offizielle Beteiligung für das gesamte Projekt 
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Der »Tag des guten Lebens« fand dennoch 
statt. Vor der Premiere im September 2013 
herrschte in der Kommunalpolitik und in der 
Stadtverwaltung noch eine gewisse Skepsis 
vor. Der augenscheinliche Erfolg fungierte 
jedoch danach als politischer Türöffner und 
erleichterte die Zusammenarbeit mit den Ver-
waltungsmitarbeitern (vgl. Schaden-Wargalla 
in Maier 2015: 3). Diese müssen selbst oft 
hohen Auflagen folgen, was sie nicht unbe-
dingt motiviert, unkonventionelle Projekte zu 
fördern. Einerseits verlangt das Ordnungsamt 
eine detaillierte und verlässliche Planung al-
ler Aktionen im öffentlichen Raum, anderer-
seits sind Nachbarschaftsprozesse mitunter 
unberechenbar. Die Möglichkeit spontaner 
Aktionen im öffentlichen Raum ist in der 
Stadtverwaltung nicht vorgesehen. Genauso 
wenig dürfen Anwohner/innen selbstständig 
in den öffentlichen Raum eingreifen, selbst 
wenn es darum geht, diesen zu verschönern. 
Die hohen Auflagen hemmen die Rückerobe-
rung des öffentlichen Raums durch die Bür-
ger/innen.

Der »Tag des guten Lebens« hat gezeigt, 
dass es sich lohnt, den Bürger/innen mehr 
zuzutrauen und ihnen Verantwortung zu 
übertragen. Bürgerbeteiligung sollte jedoch 
nicht nur dann gefördert werden, wenn sie 
als »Kompensation« für knappe öffentliche 
Kassen dient, sondern sollte eine reale Um-
verteilung der Macht bedeuten. Bürger/innen 
partizipieren gerne, wenn sie mitgestalten 
dürfen. Ausgerechnet jedoch Projekte mit ei-
ner hohen Bürgerbeteiligung bleiben oft auf 
Stiftungsförderungen und Spenden angewie-
sen, während Bürger/innen bei den Entschei-
dungen über Steuergelderverteilung oder 
Stadtplanung kaum beteiligt werden. Die 
Kommunen sollten hier gegensteuern. 

ππ Geld ist heute ein verbreitetes Ersatzmit-
tel für Vertrauen: Menschen betreiben damit 
kontinuierlich Tausch, obwohl sie sich persön-
lich nicht kennen. Wer eine Gehaltserhöhung 
bekommt, kann sie als (soziale) Anerkennung 
genießen; wer kein Geld besitzt, leidet unter 
(sozialer) Ausgrenzung. Die zunehmende 
Monetarisierung sozialer Beziehungen hat 
dazu geführt, dass Menschen das unentgeltli-
che Teilen im Laufe der Zeit verlernt haben. In 
Spanien war es ausgerechnet die Finanzkrise, 
die in den letzten Jahren zu einer Widerbe-
lebung sozialer Beziehungen geführt hat. 

[…] durch [sein] Amt leider nicht möglich« sei. Ein Zei-
chen, dass die Amtsleitung eine solche Zusammenarbeit 
nicht gutheißen würde?

Weil dort immer mehr Menschen zu wenig 
Geld haben, sind sie auf den unentgeltlichen 
Austausch von Gegenständen (Staubsauer, 
Waschmaschine, Auto etc.), Fachkompeten-
zen und Dienstleistungen im Rahmen von 
nachbarschaftlichen Tauschringen angewiesen 
(vgl. Blaschke/Kapohl 2015; Pigem 2009). 
Dieses und andere Beispiele zeigen, dass 
eine gezielte Dekommerzialisierung des öf-
fentlichen Raums und der sozialen Prozesse 
eine signifikante Strategie sein kann, um die 
Schenkökonomie wieder zu üben – und da-
durch den sozialen Zusammenhalt zu stär-
ken. Leider haben nicht alle Akteure, die am 
»Tag des guten Lebens« beteiligt gewesen 
sind, die Bedeutung dieses Aspekts verstan-
den oder ausreichend zu schätzen gewusst. 
Schon beim zweiten »Tag des guten Lebens« 
2014 in Ehrenfeld gab es Straßenstände, an 
denen Kaffee und Kuchen sowie gebrauchte 
Waren verkauft wurden. Aufgrund fehlender 
Absprachen zwischen den zuständigen Ab-
teilungen der Kölner Stadtverwaltung wurde 
2015 in Sülz sogar ein verkaufsoffener Sonn-
tag mit dem »Tag des guten Lebens« zusam-
mengelegt. Für die kommunalen Institutio-
nen kein großes Problem, für einen Teil der 
Agora Köln hingegen ein schwerwiegender 
Widerspruch. Dennoch setzte sich bei der 
Abstimmung im Beirat eine »pragmatische« 
Position durch: Die große Mehrheit plädierte 
hier dafür, trotz des Widerspruchs den TdgL 
an dem Datum durchzuführen, um keine 
Konflikte mit den Institutionen und den La-
denbesitzern im »Veedel« zu riskieren.31 

Geld spielt im Prozess der nachhaltigen 
Transformation eine ambivalente Rolle. Ei-
nerseits findet der TdgL in einem ökonomi-
sierten Kontext statt, in dem immer weniger 

31	 Der »Tag des guten Lebens« in Sülz war schon 
ein Jahr zuvor 2014 verschoben worden, was einige Bür-
ger/innen dermaßen demotiviert hatte, dass sie nicht 
weiter mitarbeiten wollten. Auch deshalb wollte der Bei-
rat der Agora Köln eine zweite Verschiebung vermeiden. 
Dazu kam, dass einige Beiratsmitglieder in einer Zusam-
menarbeit mit dem Einzelhandel in Sülz größere Erfolgs-
aussichten für den »Tag des guten Lebens« sahen, wäh-
rend ein Konflikt mit der Geschäftswelt, so die Annahme, 
den Widerstand in der Bevölkerung vergrößern würde. 
Der Beirat lehnte es im Februar 2015 mehrheitlich ab, 
die Basis der Agora Köln über die Zusammenlegung der 
Termine entscheiden zu lassen, »um das Problem nicht 
noch größer werden zu lassen«. Auch die Minderheits-
position im Beirat befürwortete eine Zusammenarbeit 
mit dem Einzelhandel und dem Handwerk, der »Tag des 
guten Lebens« sollte jedoch kommerzfrei bleiben. Die 
Befürworter dieser Position plädierten für eine breite 
Diskussion über die Sinnhaftigkeit von »verkaufsoffenen 
Sonntagen« und schließlich dafür, mehr Druck auf die 
Institutionen auszuüben, um die Zusammenlegung der 
Termine zu vermeiden.
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Dinge unentgeltlich zu erreichen und zu er-
halten sind. Hier eröffnet Geld Gestaltungs-
räume. Anderseits schafft das Geld neue 
Probleme und Konfliktpotenziale. Sobald es 
ins Spiel kommt, verändert sich die Motivati-
on der Mitglieder und die Gruppendynamik. 
Nach dem ersten TdgL wurde das Honorar 
öfter als Voraussetzung für den weiteren per-
sönlichen Einsatz im Projekt genannt. Be-
sonders in sozialen Bewegungen, wo Gerech-
tigkeit, Transparenz und Gemeinnützigkeit 
hoch geschätzt werden, erfordert das Thema 
»Finanzen« besondere Vorsichtsmaßnahmen 
und Spielregeln, die Vertrauen nach innen 
und nach außen garantieren. 

ππ Kommunikation und Medien. Ähnlich 
ambivalent im Prozess der Transformation ist 
die Rolle der neuen Kommunikationstechno-
logien und der Medien. Einerseits können sie 
den Wirkungsbereich der sozialen Kommuni-
kation enorm erweitern: Über Mailinglisten, 
Webseiten oder social communities können 
viele Bürger/innen schnell und kostenlos 
informiert, eingeladen und vernetzt werden. 
Über Emails können sich Menschen orts- und 
zeitunabhängig austauschen, ohne sich be-
gegnen zu müssen. Andererseits hat die virtu-
elle Kommunikation eine andere Qualität als 
die persönliche, vor allem weil sie keine Emo-
tionen übermitteln kann. Vertrauen lässt sich 
über Medien allein nicht herstellen; durch 
Emails und Mailinglisten können Misstrauen 
und Konflikte sogar einfacher entfacht wer-
den. Es kommt irgendwann zum »Kommu-
nikationsstau«, wenn Menschen über elektro-
nische Medien immer schneller und immer 
öfter kommunizieren können – und eine all-
tägliche Email-Flut wirkt sich belastend aus. 
Das Versenden einer Rundmail bedeutet nicht 
automatisch, dass die Nachricht auch gelesen 
wird. Auch in der virtuellen Kommunikation 
kann eine soziale Ungleichheit entstehen, die 
ein gleichberechtigtes Teilen von Verantwor-
tung hemmt: Wer zum Beispiel mehr Zeit 
hat, um Emails abzuarbeiten, verschafft sich 
einen Wissensvorteil bei Entscheidungen.32 

Eine Medialisierung der Demokratie (vgl. 
u.a. Schatz et al. 2002; Massing 2004) hat 
inzwischen auch auf lokaler Ebene stattge-
funden. Auch hier findet heute ein großer 
Teil der politischen Kommunikation zwi-
schen Institutionen und Bürgerschaft über 

32	 Gemeinsame Treffen lösen dieses Problem 
nur, wenn alle daran teilnehmen, denn sonst haben die 
Anwesenden einen Wissensvorteil gegenüber den Abwe-
senden.

die Medien statt. Bei ihren Entscheidungen 
orientieren sich Lokalpolitiker auch an der 
lokalen Berichterstattung. So war die positive 
Haltung des Kölner Stadtanzeigers sehr wich-
tig, um die politischen Institutionen für den 
»Tag des guten Lebens« zu gewinnen. An der 
Presseresonanz wird oft auch festgemacht, ob 
ein Projekt erfolgreich oder nicht erfolgreich 
gewesen ist. Medien sind jedoch keine neu-
tralen Instanzen: Selbst wenn sie Repräsen-
tativität vortäuschen, handeln sie selektiv in 
der Weitergabe von Informationen. So brau-
chen Journalisten oft »ein Gesicht« zum Pro-
jekt, während partizipativ angelegte Projekte 
viele Gesichter haben. Da Medien den Be-
kanntheitsgrad von Personen enorm steigern 
können, verleihen sie Status und können da-
durch in sozialen Bewegungen einen Wettbe-
werb um die Medienpräsenz auslösen: »Wer 
darf sich in den Medien mit dem Erfolg des 
›Tag des guten Lebens‹ schmücken und wer 
nicht?«; »Warum sollte ich mich bei einem 
Projekt ehrenamtlich einbringen, wenn dies 
nur der medialen Selbstdarstellung anderer 
dient?« Die Agora Köln hat immer versucht, 
über mehrere Sprecher in der Presse vertre-
ten zu sein – zum Beispiel durch eine Rotati-
on der Personen bei Interviews.

Mit wenigen Ausnahmen wurde in der 
Presse über den »Tag des guten Lebens« vor 
allem als ein »Event« berichtet, während der 
dahinter stehende umfangreiche Prozess 
meistens im Schatten blieb. Diese selektive 
Wahrnehmung hat sich leider zunehmend 
auch in der Agora Köln durchgesetzt. So wur-
den in der Agora immer mehr Ressourcen 
auf die Realisierung des erfolgreichen TdgL 
(»unser Steckenpferd«, »das eigentliche Pro-
dukt der Agora Köln«) konzentriert, wobei die 
Bewegungs- und Nachbarschaftsarbeit oder 
die Transformation der Stadt in den Hinter-
grund gerieten.33 Während diese Elemente im 
ursprünglichen Konzept untrennbar mitei-
nander verbunden waren und stark ineinan-
dergreifen sollten, riskiert ihre Trennung, den 
Gesamtprozess in eine Sackgasse zu führen. 

33	 Aische Westermann, ehem. Mitglied des Bei-
rats der Agora Köln, erklärt es so: »Es lag auch an dem 
Mangel an Manpower, Zeit und Geld. Und – das ist mei-
ne Meinung – es wurde sich zu wenig Zeit genommen, 
damit die Gruppe zusammenwachsen und auch hier Ver-
trauen entstehen konnte. Natürlich hat das gemeinsame 
Ziel, den ersten Tag des guten Lebens zu stemmen, auch 
gemeinsame Euphorie erzeugt. Aber im Grunde kannten 
wir uns kaum und wir hätten mehr Momente gebraucht, 
in denen es genau darum geht  (z.B. Klausurtagung mit 
Lagerfeuer und gemeinsamen Singen). […] Grund für die 
fehlende Zeit war vor allem, den Tag auf jeden Fall reali-
sieren zu wollen.« (persönliche Mitteilung, 20.11.2015)
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Bei einer Fokussierung auf den Tag allein stel-
len sich nämlich einige berechtigte kritische 
Fragen: Braucht Köln wirklich ein (weiteres) 
»Veedelfest«, wenn es deutlich drängendere 
Probleme gibt, um die sich die Politik küm-
mern muss?34 Wie sinnvoll ist Nachhaltig-
keit an einem einzigen Tag pro Jahr? Wofür 
arbeiten die Anwohner hart, wenn der »Tag 
des guten Lebens« buchstäblich ins Wasser 
fallen kann, weil es an diesem Tag nur regnet 
(was tatsächlich 2014 und zum Teil 2015 pas-
sierte)? Als die Agora Köln die Stiftung Umwelt 
und Entwicklung NRW 2015 bat, weitere »Tage 
des guten Lebens« zu fördern, fragte diese, 
wo die Netzwerkarbeit und die inhaltliche Ar-
beit bei der Agora geblieben seien.

ππ Gruppendynamik und Organisations-
struktur. Nach der Gründung der Agora Köln 
wurden viele Entscheidungen über Spielre-
geln und Organisationsstrukturen getroffen 
und in einem 18-seitigen Dokument unter 
dem Titel »Lernende Satzung« (im Sinne der 
»lernenden Organisation«) zusammenge-
fasst, welche letztmalig mit den Beschlüssen 
der Beiratssitzung vom 29. April 2013 aktuali-
siert wurde (Agora Köln 2013). In den darauf-
folgenden Monaten wuchs jedoch der opera-
tive Druck durch den bevorstehenden ersten 
»Tag des guten Lebens« immer mehr, so dass 
sich irgendwann eine organisatorische Not-
standsituation abzeichnete. Die Stimmen 
der Mitglieder, die in der Satzung der Ago-
ra ein »bürokratisches Monster« sahen und 
für einen »pragmatischen« Umgang damit 
plädierten, wurden immer lauter. So wurden 
die Strukturen »übergangsweise« vereinfacht 
und flexibel gestaltet, um alle Kräfte auf die 
Realisierung des ersten Tags zu konzentrie-
ren. Diese Strategie erwies sich einerseits als 
erfolgreich (der Tag wurde realisiert), öffnete 
andererseits Tür und Tor für interne Konflikte 
in der Zeit danach. Ausgerechnet der Erfolg 
änderte die Gruppendynamik und erhöhte 
den internen Wettbewerb (um bezahlte Posi-
tionen, öffentliche Aufmerksamkeit, Einfluss, 
Gestaltungsmöglichkeiten…). Dies erschwer-
te das Ziehen an einem gemeinsamen Strang 
und belastete die gemeinsame Motivation. 
Die Einheit in der Vielfalt und die Vielfalt in 
der Einheit ist kein harmonisches Konstrukt, 
sondern eine ständige Herausforderung. Um 

34	 In einem Interview (Maier 2015: 20) stellt der 
Bezirksbürgermeister Josef Wirges seine derzeitigen po-
litischen Prioritäten dar: »Da mache ich mir jetzt keine 
Gedanken zum Tag des guten Lebens 2016, sondern wie 
kriegen wir die Flüchtlinge unter.«

zu vermeiden, dass viele Kräfte dabei unnötig 
verbraucht werden, sollte Folgendes beachtet 
werden: (a) Wenn die »Große Transformation« 
eine Gemeinschaftsaufgabe ist (WBGU 2011), 
dann reichen formelle Beteiligungsformate, 
in denen eine festgelegte Agenda abgearbeitet 
wird und Entscheidungen protokolliert wer-
den, nicht aus. Vor allem informelle Beteili-
gungsformate (z.B. ein Abend am Lagerfeuer) 
dienen hingegen der Vertrauensbildung und 
-pflege. Leider wurde die Bedeutung solcher 
Formate im Prozess des TdgL unterschätzt 
– oder unter dem Leistungs- und Effizienz-
druck vernachlässigt. (b) In Partizipationspro-
zessen sind Konflikte nichts Außergewöhnli-
ches: Bis zu einem gewissen Maß muss man 
sie aushalten können. Die Frage ist, wie die 
Gruppe mit Konflikten umgeht. In der Ago-
ra Köln wurde 2015 ein »Supervisionsteam« 
eingerichtet, das für das Konfliktmanagement 
zuständig war. (c) Gemeinsame Spielregeln 
und eine klar definierte Arbeitsteilung dienen 
auch zu einer Reduktion der Belastung und 
einer Vorbeugung von Konflikten. Die Trans-
formation benötigt eine lernfähige Organisa-
tion, die nicht in Selbstreferentialität verharrt 
und allzu viele Ressourcen nur für ihre Pflege 
beansprucht. (d) Konsens ist nicht unbedingt 
der beste Weg, um Frieden und Motivation 
in einer Gruppe aufrechtzuerhalten. Je hete-
rogener eine Gruppe ist, desto mehr Energie 
und Zeit benötigt der Konsens. Oft ist er eher 
das Ergebnis von Ermüdung, Bequemlich-
keit oder Konformitätszwang, als von einer 
tatsächlichen Übereinstimmung. Unter Kon-
senszwang können auch die Kreativität und 
die individuelle Eigenständigkeit erheblich 
leiden. Bei der Agora Köln wurden plattform-
übergreifende Entscheidungen (zum Selbst-
verständnis, den Zielen, der gemeinsamen 
Organisationsstruktur) teils mit qualifizierter 
Mehrheit teils in Konsent35 getroffen. Inner-
halb des gemeinsam definierten Rahmens 
genossen jedoch die einzelnen Gruppen 
(Themengruppen, operative Arbeitskreise, 
Nachbarschaften) eine gewisse Autonomie 
und könnten dabei auch voneinander lernen. 
Hierarchien wurden nicht komplett ausge-
schlossen, denn klare Ansprechpartner mit 
einer klar definierten Zuständigkeit können 
die Arbeit enorm vereinfachen. Eine vielfäl-

35	 Konsent ist ein Entscheidungsverfahren aus 
dem Organisationsmodell der Soziokratie (vgl. Rüther 
2010). Dabei wird nicht gefragt, ob jeder zustimmt, son-
dern ob jemand dagegen ist. Eine bloße Missbilligung 
des Antrages reicht nicht aus, sondern die Ablehnung 
muss sich auf eine glaubwürdige Argumentation stüt-
zen.
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tige Gemeinschaft benötigt jedoch auch Brü-
ckenbauer, Vermittler und Moderatoren, die 
für die Synchronisierung und Integration der 
verschiedenen Beiträge zuständig sind. (e) 
Je offener eine Gruppe ist, desto schwieriger 
wird zielgesteuertes Arbeiten. Je offener eine 
Gruppe ist, desto niedriger ist ihre Verbind-
lichkeit. Auch bei partizipativen Prozessen 
stellt sich immer die Frage, wie Inklusion und 
Exklusion legitimiert werden. Zu solchen Fra-
gen gibt es keine allgemeingültige Antwort, 
sondern nur verschiedene Philosophien und 
Strategien, an denen sich eine Gruppe orien-
tieren kann. (f) Die Bedeutung des Zeitfaktors 
darf nicht unterschätzt werden. Entschleuni-
gung sollte nicht nur als ein Event praktiziert 
werden, sondern auch im Prozess gelebt wer-
den. Die Bildung und die Förderung von Ver-
trauen benötigt Zeit. Demokratische Prozesse 
brauchen Zeit. Reflexion braucht Zeit. Viel-
leicht hätte der TdgL in der ersten Phase alle 
zwei Jahre (statt jährlich) stattfinden sollen, 
um den allgemeinen Druck zu senken – und 
dem (Lern-)Prozess genug Raum zu lassen.

Mehr als 130 Organisationen gehören in-
zwischen zur Agora Köln – doch nicht alle von 
ihnen bringen sich in den Arbeitsprozess ein. 
Gerade in gesellschaftlichen Bereichen, in de-
nen Knappheit herrscht (an Fördermitteln, an 
öffentlicher Aufmerksamkeit…) sind Akteure 
erstmal mit dem eigenen Überleben beschäf-
tigt. Eine Vernetzung bedeutet für sie erstmal 
eine zusätzlichen Investition an Ressourcen 
(z.B. Zeit), die nicht bei jedem vorhanden 
sind. Manchmal konkurrieren Organisatio-
nen und Individuen miteinander um Profi-
lierung: Je ähnlicher ihre Tätigkeitsbereiche 
sind, desto mehr. Um eine starke Kraft zu 
bilden, die gesellschaftliche Rahmenbedin-
gungen wirklich ändern kann, müssen un-
konventionelle Allianzen für Nachhaltigkeit 
ihren Mitgliedern einen Mehrwert bieten. Sie 
sollten die Fähigkeit haben, Wettbewerb in 
Kooperation umzuwandeln – wobei die Ge-
meinschaft, die die nachhaltige Bewirtschaf-
tung von Gemeingütern benötigt, mehr als 
eine Win-Win-Situation ist.

4. Schlusswort

Nachhaltigkeit darf keine neue Monokultur 
werden, die von oben nach unten durchge-
setzt wird – sondern braucht vor allem kul-
turelle Vielfalt und Freiräume, in denen sich 
diese Vielfalt entfalten kann. Die Vielfalt ist 
nicht weit weg von uns – wir brauchen keine 
Fernflüge, um sie zu finden… Die Vielfalt ist 

oft nebenan – und gar in uns selbst. Ein gutes 
Leben zeichnet sich auch durch die Möglich-
keit aus, die diese Vielfalt hat, sich auszudrü-
cken und teilzuhaben – auch an der Entwick-
lung der Stadt.

Doch wie können Menschen dazu ge-
bracht werden, sich zu öffnen und mitein-
ander zu teilen – in einem Kontext, der sie 
zum Wettbewerb erzieht und in dem soziale 
Ungleichheit ständig wächst? Wie kann ein 
richtiges Leben im falschen entstehen? (vgl. 
Adorno 1969) Das ist die größte Herausfor-
derung einer gesellschaftlichen Transformati-
on in Richtung Nachhaltigkeit. 

Dieser Text hat einen möglichen Weg prä-
sentiert, wie man mit ihr umgehen kann. Als 
soziales Experiment hat der TdgL Potentiale, 
Grenzen und Entwicklungsmöglichkeiten 
eines bestimmten Transformationsansatzes 
gezeigt. 

An verschiedenen Stellen ist die Bedeu-
tung kultureller Faktoren deutlich geworden. 
In Ehrenfeld wurde der TdgL als Pilotprojekt 
ermöglicht, weil dort die Konzentration der 
Menschen, die offene, aufgeklärte und »al-
ternative« Werteinstellungen vertreten, höher 
ist. Nach Ehrenfeld ziehen gerne Menschen, 
die ähnliche Werteinstellungen vertreten. Die 
Tatsache, dass Bürger/innen Freiräume be-
kommen, bedeutet jedoch nicht unbedingt, 
dass sie ihr kreatives Potential darin aus-
schöpfen. Kultur drückt sich auch durch eine 
Selbstzensur aus. So wohltuend die Nachbar-
schaftsaktionen am TdgL auch waren, blieb 
ihr qualitatives Spektrum relativ begrenzt: 
Es gab zum Beispiel fast keine »politischen« 
oder »subversiven« Aktionen seitens der An-
wohner/innen. Ein Kulturwandel, der den 
Prozess der nachhaltigen Transformation 
begleiten sollte, braucht eben Zeit und eine 
ständige kritische Selbstreflexion.

Die Transformation durch den TdgL wird 
nicht gelingen, wenn sein Erfolg allein an 
der Besucherzahl und an der Presseresonanz 
festgemacht wird, während die Bedeutung 
des Prozesses vernachlässigt wird. Aufschlag-
gebend ist hingegen die dauerhafte Bindung 
der Bürger/innen, zum Beispiel an gemein-
sam definierten nachbarschaftlichen Struk-
turen, die nach den TdgL weitere Aufgaben 
übernehmen und Ideen umsetzen (z. B. po-
litisches Forum oder Lesekreis im Wohnzim-
mer; Mobilitäts- und Energiewende in der 
eigenen Straße; solidarische Nachbarschaft). 
Nachbarschaften können zu Grundbaustei-
nen einer neuen Form von Demokratie und 
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Ökonomie werden.36 Der TdgL kann nur dann 
zu einer weiteren Transformation der Stadt 
beitragen, wenn er nicht zum Selbstzweck 
(Event) verkommt, sondern ein Mittel bleibt, 
um Vertrauen unter den Menschen zu för-
dern; um ihnen die Hoffnung zu geben, dass 
wir gemeinsam doch noch vieles ändern kön-
nen; um immer mehr Bürger/innen als Teil 
einer wachsenden Bewegung zu mobilisie-
ren, in der Kräfte vereint werden, um Schritt 
nach Schritt die Stadt zu verändern.   

Der erste Schritt ist mit der Einsicht ver-
bunden, dass nicht nur das Auto und der 
Kommerz eine urbane Infrastruktur benö-
tigen, sondern auch die aktive Partizipation 
der Bürger/innen. Darum sollte sich eine 
gute Stadtverwaltung auch kümmern. Diese 
Infrastruktur setzt kein Wirtschaftswachs-
tum voraus, sondern entsteht vor allem durch 
Umverteilung: der Lebenschancen und Ge-
staltungsmöglichkeiten, des urbanen Raums 
und der Zeit. Wie würde sich das urbane Le-
ben verändern, wenn es in jeder Straße weni-
ger Parkplätze für ungenutzte Fahrzeuge gäbe 
und dafür einen Raum, der als Treffpunkt für 
die jeweilige Nachbarschaft dient und von den 
Anwohner/innen selbst gestaltet und verwal-
tet wird?

36	 In diese Richtung geht u.a. der Verein »Neu-
start Schweiz« (http://neustartschweiz.ch), »welcher eine 
neue Gesellschaftsordnung auf der Basis von Nachbar-
schaft propagiert. Um den Herausforderungen der Zu-
kunft wie ›Peak Oil, Klimawandel, ökonomische Krisen, 
verschwindende Lohnarbeit, Verknappung von Kultur-
land, Wasser und anderen Ressourcen‹ begegnen zu kön-
nen, schlägt er die Initiierung eng vernetzter Nachbar-
schaften von etwa 500 Bewohnerinnen und Bewohnern 
vor. Durch die Versorgung mit regionalen Lebensmitteln 
und vielfältigen Angeboten in direkter Nachbarschaft wie 
einer Großküche, Restaurants, Bars, Bibliothek, Second-
hand-Depot, Reparaturservice, Wäscherei, Gästehaus, 
Bad, Geräteverleih, Kinderparadies etc. soll das Leben 
lokaler, synergetischer, gemeinschaftlicher werden. Alle 
Nachbarn sollen dazu eine gewisse Zahl von Freiwilligen-
Einsätzen leisten« (Reutlinger et al. 2015, S. 13).
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The German energy transition (»Energiewende«) gives rise to the question how to influence 
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stances Change Agents can support the local implementation of the energy transition and 2) 
which level of support is required from the local government. Based on two pilot projects, we 
will discuss the results and propose corresponding new governance instruments.

Keywords (english): local Change Agents, neighbourhood, energy transition, new gover-
nance tools

Abstract (deutsch)

Für eine erfolgreiche Umsetzung der Energiewende steht v.a. auch die Frage, wie private Kon-
sumenten für nachhaltige Konsumentscheidungen motiviert werden können (etwa in energe-
tische Sanierungsmaßnahmen zu investieren). Der vorliegende Beitrag stellt hierzu ein lokales 
Governance-Konzept vor, das im Rahmen des Forschungsprojektes »Stadt mit Energieeffizienz 
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und damit einen Beitrag zur urbanen Trans-
formation leisten soll.

Die Verankerung des Konzepts auf Stadt-
teilebene (Quartiersebene) hat verschiedene 
Vorteile: zum einen ist in Großstädten eher 
eine Identifikation mit dem direkten Umfeld 
gegeben als mit der Gesamtstadt und zum 
anderen setzt energiebezogenes Verhalten als 
routinierte Alltagshandlung neben der Haus-
haltsebene gerade dort an (z.B. im Bereich 
Mobilität). Der positive Zusammenhang zwi-
schen Ortsbindung und umweltrelevantem 
Verhalten wurde schon in mehreren Studien 
belegt (zum Beispiel Vaske & Kobrin 2001; in 
Bezug auf Erneuerbare Energien: Walker et 
al. 2007, sowie Broman 2003). Des Weiteren 
ist er auch in den Ansätzen der Bildung für 
Nachhaltige Entwicklung (BNE) verinner-
licht, etwa im BMBF Programm »Lernen vor 
Ort« (BMBF 2009) oder in den Konzepten 
zur »lernenden Region« (zum Beispiel Baede-
ker 2012).

Auch im Bereich Nachhaltigkeitskom-
munikation lässt sich eine verstärkte Kritik 
an rein sozial-psychologischen Kommunika-
tions- und Interventionsstrategien beobach-
ten. Stattdessen mehren sich die Ansätze, 
welche auf eine Stärkung von Lernprozessen 
vor Ort abzielen. Begründet unter anderem 
durch die seit Jahren bekannte Diskrepanz 
zwischen Umweltverhalten und Einstellung 
(zum Beispiel de Haan & Kuckartz 1996), 
werden »top-down« gesteuerte Kommuni-
kationsstrategien, welche auf erzieherische 
Maßnahmen in Richtung Umsetzung exper-
tenvalidierter Lösungen setzen, mehrfach kri-
tisiert3. Ein einseitiges Kommunikationsver-
ständnis4 sei angesichts der allgegenwärtigen 
Unsicherheit bei Transformationsprozessen 
wie der Energiewende unangebracht. Statt-
dessen sollte ein gesellschaftlicher Lernpro-
zess vorangetrieben werden, der an Orten 
stattfindet, an denen Reflexion möglich ist 
und der zur Beteiligung eines jeden animiert 
(Barth 2012,S. 91 ff.). »Kommunikation hat 
hier die Aufgabe, die Entstehung neuer Lö-
sungen, Muster und Verhaltensweisen zu er-
möglichen – und nicht, diese zu vermitteln« 
(Hübner 2012, S. 265). 

Der Beitrag beginnt mit einer kurzen Dis-
kussion der theoretischen Annahmen, welche 

3	 Zur Diskussion des WBGU Ansatzes Urbane 
Transformationen, siehe Rink et al. 2015.

4	 Vergleiche dazu die entsprechende Debatte in 
der GAIA, mit Beiträgen von Barth 2012: 21/2, Hübner 
(2012) sowie Rauschmayer & Omann (2012: 21/4) als Re-
aktion auf Bilharz & Schmitt (2011: 20/4).

Stuttgart« (SEE) entwickelt wurde. Im Fokus 
stand dabei die Aktivierung von lokalen Ini-
tiativen unter Berücksichtigung von Change 
Agents. Entsprechend der aktuellen Debatte 
im Bereich Nachhaltigkeitskommunikation, 
liegt diesem Konzept ein kooperatives Kom-
munikationsverständnis zugrunde, welches 
anstelle von »Nachhaltigkeitserziehung« 
auf gesellschaftliche Lernprozesse setzt. An-
hand von zwei Pilotprojekten soll diskutiert 
werden, wie und unter welchen Umständen 
Change Agents zur Umsetzung der lokalen 
Energiewende beitragen können und welche 
Unterstützungsformen dabei durch die Kom-
munen notwendig wären.

Schlüsselwörter: Lokale Change Agents, 
Nachbarschaft, kommunale Energiewende, 
neue Governance-Instrumente

1 Einleitung

Ein zentrales Forschungsfeld der Umwelt- 
und Nachhaltigkeitsforschung ist der nach-
haltige Konsum. In vielen Studien wurde 
untersucht, welche Anreize nachhaltige Kon-
sumentscheidungen befördern und welche 
Hemmnisse nachhaltigem Konsum entge-
genstehen (zum Beispiel GAIA.2014). Trotz 
einer Vielzahl an Forschungsergebnissen und 
Erkenntnissen bleibt das Thema eine Her-
ausforderung, denn Konsumentscheidungen 
und Alltagsroutinen werden von zahlreichen 
interdependenten Faktoren und Dynamiken 
beeinflusst und oftmals auch verhindert. 
Dies wird vor dem Hintergrund der Umset-
zung der Energiewende besonders relevant. 
Im Rahmen des vom BMBF geförderten For-
schungsprojektes »Stadt mit Energieeffizienz 
Stuttgart« (SEE)1 wurde mit der Entwicklung 
eines Aktivierungskonzepts auf Stadtteile-
bene der Versuch unternommen, ein neues 
Governance2-Instrument zu schaffen, das 
nachhaltigen Energiekonsum unterstützen 

1	 Dieses transdisziplinäre Projekt wird vom 
Umweltamt der Stadt Stuttgart koordiniert. Das Teil-
arbeitspaket wissenschaftliche Kommunikation und 
Bürgerbeteiligung wurde hauptsächlich von ZIRIUS, 
dem Zentrum für interdisziplinäre Risiko- und Innova-
tionsforschung der Universität Stuttgart, bearbeitet. Pro-
jektspezifische und kommunale Entwicklungen in der 
Stadt Stuttgart hatten zur Folge, dass dabei insbesondere 
das Thema Nutzersensibilisierung im Fokus der Betrach-
tung stand.

2	 Governance steht für alle Formen und Mecha-
nismen der Koordinierung zwischen mehr oder weniger 
autonomen Akteuren, deren Handlungen interdepen-
dent sind, sich also wechselseitig beeinträchtigen und/
oder unterstützen können (Benz et al. 2007, 9).
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die bereits genannten Aspekte ergänzen und 
damit als Basis für die Entwicklung des Ak-
tivierungskonzeptes gelten (Kap. 2). Nach ei-
ner groben Skizzierung des Konzepts greift er 
beispielhaft zwei Bausteine ausführlicher auf, 
die als konkrete Pilotprojekte im Forschungs-
projekt umgesetzt wurden (Kap. 3). Im Fokus 
stehen hier die Umsetzungsakteure sowie 
ihre Merkmale und ihre Rollen im Prozess. 
Anhand der in den Pilotprojekten erzielten 
Effekte und Wirkungen wird abschließend 
diskutiert, unter welchen Voraussetzungen 
Stadtteilaktivitäten im Hinblick auf die Ak-
tivierung von Multiplikatoren generell po-
sitive Wirkungen erzielen können, wo ihre 
Grenzen sind und welche Hemmnisse einer 
erfolgreichen langfristigen Umsetzung typi-
scherweise im Wege stehen (Kap. 4). Diese 
Erkenntnisse münden in Vorschläge für wei-
tere Instrumente, zur Unterstützung und Ins-
titutionalisierung der lokalen Umsetzung der 
Energiewende (Kap. 5).

2 Theoretische Grundlagen für 
das Aktivierungskonzept

Die Erkenntnisse der Forschung über nach-
haltigen Konsum und Nachhaltigkeitskom-
munikation aufgreifend, wurde das Akti-
vierungskonzept als theoretisch fundiertes 
Konzept zur Diffusion veränderter Alltags-
routinen und langfristig zur Etablierung neu-
er sozialer Praktiken entwickelt. Grundlagen 
hierfür waren die Theorie der sozialen Prakti-
ken und das aus der Innovations- und Diffu-
sionsforschung stammende Change Agents 
Konzept, das von Kristof im Hinblick auf die 
Initiierung und Gestaltung von gesellschaftli-
chen Veränderungsprozessen weiter ausgear-
beitet wurde (Kristof 2010). 

2.1. Zur Governance sozialer Praktiken

In vielen praxissoziologischen Arbeiten, die 
in expliziter Abgrenzung zur Psychologie und 
Ökonomie entstanden sind, und die von der 
These der wechselseitigen Konstituierung so-
zialer Strukturen und sozialer Praktiken aus-
gehen (Giddens 1984, Reckwitz 2003), wurde 
das Thema Energiekonsum untersucht. Diese 
Arbeiten, deren Ausgangspunkt zunächst die 
Frage war, wie Verbraucher »Energie« wahr-
nehmen und entsprechend auch bewerten, 
zeigen die starke gesellschaftliche Einbettung 
scheinbar individueller Verhaltensweisen. In 
dieser Sichtweise treffen Individuen nicht die 
Entscheidung, Energie per se zu konsumie-

ren, denn Energiedienstleistungen sind nur 
Mittel zur Inanspruchnahme anderer, damit 
verknüpfter Dienstleistungen, deren indivi-
dueller Nutzen wiederum sozial konstruiert 
wird, wie etwa Standards in Bezug auf Sau-
berkeit, Komfort, Wärme oder Kommunika-
tion (Shove et al. 1998, Wilhite et al. 1996). 
Aus einem praxissoziologischen Verständnis 
erfolgt die Bewertung der mit Energiekon-
sum verknüpften Dienstleistungen immer 
aus einem sozialen Kontext heraus, d.h. die 
gesellschaftlich dominierenden und gemein-
sam geteilten Vorstellungen darüber was 
»Richtig« und »Üblich« ist, manifestieren 
sich in den sozialen Praktiken. Deren per-
manente Wiederholungen über Ort und Zeit 
hinweg führen wiederum dazu, dass sich die 
sozialen Strukturen (Standards) weiter ver-
festigen. Wenn allerdings bestehende Struk-
turen und Institutionen im Widerspruch zu 
alternativen, umweltschonenden Alltags-
praktiken und Energieverbrauchsverhaltens-
weisen stehen, stellt dies die Initiierung von 
Veränderungsprozessen vor besondere Her-
ausforderungen. Momentan sind allerdings 
noch viele Widersprüche und Hemmnisse 
erkennbar, die einem verfestigten und nicht 
mehr hinterfragten Leitbild eines nachhalti-
gen Energiekonsums entgegenstehen. Solche 
Diffusions- und Institutionalisierungspro-
zesse können gezielt unterstützt werden. Die 
Governance der Energiewende und insbeson-
dere des Handlungsfelds nachhaltiger Ener-
giekonsum erfolgt bereits umfassend im Rah-
men der etablierten Governance-Strukturen 
und Akteure und unter Verwendung zahlrei-
cher Governance-Instrumente5.

Die Energiewende bedeutet jedoch auch 
eine Herausforderung für die etablierten 
Governance-Strukturen. Neue, bislang un-
berücksichtigte Themenfelder sind aufzu-
greifen, etablierte Praktiken sind gezielt in 
Frage zu stellen und nicht selten werden Wi-
dersprüchlichkeiten und Konflikte zwischen 
tradierten und neuen Zielen deutlich. Grund-
sätzlich ist der Transformationsprozess von 
großen Unsicherheiten geprägt, der letztlich 
auch die etablierten Governance-Formen he-
rausfordert. Ergänzende, oder möglicherwei-
se sogar gänzlich andere Formen der Gover-

5	 Etwa auf Stadtebene mittels kommunaler 
Förderprogramme und Informationskampagnen; auf 
Länderebene (wie z.B. über das baden-württembergische 
Erneuerbare-Wärme-Gesetz BW (EWärmeG) oder auf 
Bundesebene mit dem Marktanreizprogramm der BAFA, 
zinsverbilligten KfW-Krediten u.v.m.
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nance sollten daher in Betracht gezogen 
werden. 

2.2. Change Agents

Diese Idee wurde in verschiedenen jüngeren, 
insbesondere auch normativen, Arbeiten zur 
nachhaltigen Entwicklung (Leggewie & Lor-
entz 2012,WBGU 2011) aufgegriffen und der 
Vorschlag formuliert, die Analysen Rogers 
(2003) über die Rolle von Change Agents 
für die Verbreitung von Innovationen im 
Zusammenhang mit Transformationsprozes-
sen weiter auszuarbeiten. Die Diffusion von 
Innovationen wird dabei als sozialer Prozess 
verstanden, der gezielt initiiert, organisiert 
und mitgestaltet werden kann. Der Prozess 
beginnt typischerweise in Nischen und breitet 
sich dann in den Massenmarkt aus bzw. wird 
zur dominierenden Systemlogik. Je nach In-
novationstyp und Verbreitungsgrad kommen 
unterschiedliche Akteure als Change Agents 
in Frage. Die Bandbreite an Veränderungs-
akteuren reicht von Individuen auf der Mik-
roebene welche als Leitfiguren auftreten, über 
kleinere und mittlere Gruppen, wie Verbän-
de, Vereine, ehrenamtlich engagierte Teams 
bis hin zu großen Organisationen wie (lokal-)
politische Einheiten und Unternehmen. Für 
die Initiierung und Begleitung von Transfor-
mationsprozessen müssen sie zunächst nicht 
zwingend einen Bezug zur Klima- und Nach-
haltigkeitspolitik aufweisen, sondern sie müs-
sen über strategische Kompetenzen verfügen 
und sich mit anderen Veränderungsakteuren 
zusammenschließen (Kristof 2010). 

Für Kristof (2010, S.30 f.) ist es insbe-
sondere das Zusammenspiel unterschiedli-
cher Typen, welche unterschiedliche Rollen 
erfüllen, die in der Praxis erfolgreich Verän-
derungen initiieren können. Sie unterschei-
det dabei vier unterschiedliche Promotoren, 
welche sich durch unterschiedliche Charak-
teristika auszeichnen (siehe nachfolgende 
Tabelle). Zur Illustration dieser Rollen sollen 
die in Kapitel 3 beschriebenen Pilotprojekte 
dienen. Der Fachpromotor, welcher sich vor al-
lem durch Fachkompetenz auszeichnet, kann 
beispielsweise ein Energieberatungszentrum 
sein, aber auch eine fachlich versierte Bür-
gerin, welche sich in ihrer Freizeit in einem 
Verein engagiert. Prozesspromotoren obliegt 
die Aufgabe der Definition des Problems und 
der entsprechenden Prozessorganisation – in 
diesem Fall wurde die Aufgabe, Governance-
Instrumente zur Umsetzung der Energiewen-
de zu entwickeln, von der Stadt und konkret 
vom Projektteam vorgegeben bzw. umgesetzt. 
Als Machtpromotoren können beispielsweise 
Kommunen und ihre städtischen Angestell-
ten bezeichnet werden, da sie – abhängig von 
ihrer jeweiligen Position – über unterschied-
liche Ressourcen wie Räumlichkeiten etc. ver-
fügen und Machtpotenziale zur Ansprache 
weiterer Akteure besitzen (Führungskompe-
tenz). Gerade die vor Ort verankerten Bezirks-
vorsteher können hier eine zentrale Rolle 
einnehmen. Für einen erfolgreichen Verän-
derungsprozess bedarf es darüber hinaus 
noch Akteure, welche über Netzwerkkennt-
nis verfügen und Beziehungskompetenz auf-
weisen. Denn bei Veränderungsprozessen 

Tabelle 1 Change Agents und 
ihre Merkmale

Quelle: Eigene Darstellung in 
Anlehnung an Kristof 2010, 

S. 31.

Bezeichnung Zentrale Merkmale Beispiele aus den SEE-Pilot-
projekten

Fachpromotoren Fachkompetenz, objektsspe-
zifisches Wissen, initiieren 
und implementieren Prozes-
se, wofür sie alternative Pro-
blemlösungen entwickeln

Energieberatungszentrum 
EBZ, promovierte Physike-
rin und Vorsitzende eines 
deutsch-ägyptischen Vereins

Prozesspromotoren Fachkompetenz und Füh-
rungsaufgaben, gestalten 
maßgeblich den Prozess 
und die Kommunikation, 
definieren das Problem

SEE-Projektteam

Machtpromotoren (Hierarchisch bedingte) 
Führungskompetenz, 
verfügen über (materielle) 
Ressourcen

Bezirksvorsteher, die Stadt 
Stuttgart

Beziehungspromotoren Netzwerkkenntnis, Konflikt-
management, Beziehungs-
kompetenz, Interaktionsfä-
higkeit

Leiterin eines Generationen-
hauses, engagierter Nach-
bar/Bürger
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geht es auch darum, neue Kooperationen zu 
schließen und gemeinsam alternative Strate-
gien zu entwickeln bzw. diese zu verbreiten. 
Beziehungspromotoren haben ein hohes In-
teraktionspotenzial und weisen die Fähigkeit 
auf, potentielle Konflikte zu lösen. Auch die-
se Rolle kann sowohl von Privatpersonen wie 
beispielsweise engagierten Bürger(inne)n, die 
in ihrer Nachbarschaft eine Straßenzugsanie-
rung voranbringen wollen, als auch von städ-
tischen Angestellten, wie z.B. der Leiterin ei-
nes Mehrgenerationenhauses, welche durch 
ihre Arbeit mit einer Vielzahl an Vereinen 
und Organisationen in Kontakt steht, ausge-
übt werden.

Insgesamt lässt sich also festhalten: »Change 
Agents haben eine überzeugende Verände-
rungsidee und eine erste Idee für deren Um-
setzung. Sie vernetzen sich und gewinnen 
wichtige Mitstreiter. So schaffen sie es, die 
kritische Masse für die Veränderung zu ge-
winnen. Danach entwickeln sie die Idee in 
Schritten gemeinsam weiter. Die Verände-
rung von Routinen, der Rahmenbedingun-
gen, die Bildung neuer Institutionen, ein Pa-
radigmenwechsel schließen den Prozess ab« 
(Kristof 2010). Die Change Agents und ihre 
Aktivitäten können natürlich wiederum selbst 
von übergeordneten Governance-Einheiten, 
im kommunalen Bereich etwa in städtischen 
Behörden, adressiert und unterstützt werden. 

3 Das Aktivierungskonzept

Bei der Entwicklung des Aktivierungskon-
zepts wurden sowohl theoretische Annah-
men und empirische Forschungsergebnisse, 
als auch das Wissen und die Wünsche von 
Praxisakteuren6 berücksichtigt. Eine Aktivie-
rung der Bevölkerung zur Teilnahme an der 
Energiewende bedeutet demnach die Etablie-
rung neuer sozialer Praktiken (NBBW 2012, 
Ruddat & Renn 2012). Dies erfolgt im Wech-
selspiel zwischen Individuen, ihrem sozialen 
Umfeld auf der Mesoebene, sowie den sie 
einbettenden sozialen und materiellen Struk-
turen. Momentan stehen Widersprüche und 
Hemmnisse nachhaltigen Alltagspraktiken 
entgegen. Kommunikation hat die Aufgabe, 
vor Ort neue Lösungen zu suchen und einen 

6	 Der gesamte Prozess folgte den grundlegen-
den Prämissen partizipativer Forschung: Die künftigen 
Anwender, Nutzer und Zielgruppen wurden aktiv in den 
Entwicklungsprozess mit einbezogen (vgl. u.a. Bergold & 
Thomas 2012; Borg et al. 2012).

gesellschaftlichen Lernprozess zu fördern. 
Die konkrete Umsetzung entsprechender 
Aktivitäten erfolgt durch ein Zusammenspiel 
unterschiedlicher Typen von Change Agents. 

Anstatt sich im Sinne einer »top-down« 
gesteuerten Kommunikation Maßnahmen 
zu überlegen, welche die Bürger(innen) zu 
einem nachhaltigen Umgang mit Energie 
motivieren sollen, wurde für das Projekt ein 
zwei-stufiges Konzept erarbeitet. Im Mittel-
punkt steht die Aktivierung von unterschied-
lichen Typen von Change Agents, wie zum 
Beispiel Kirchengemeinden, (Bürger-) Verei-
ne, Nachbarschaftsinitiativen, Bezirksämter, 
Wohnungsunternehmen, etc. welche in ih-
rem Umfeld eigenständig Maßnahmen im 
Sinne der lokalen Energiewende initiieren, 
planen und umsetzen sollen. Durch ihr spezi-
fisches Wissen und ihren natürlichen Zugang 
zu einem erweiterten Personenkreis können 
sie neue Lösungen und Verhaltensweisen 
entsprechend auf die dort vorhandenen All-
tagsanforderungen und Hemmnisse etc. zu-
schneiden. Die physische Nähe ermöglicht 
nicht nur einen direkten Austausch zwischen 
Adressat(in) und Initiator(in), sowie zwischen 
unterschiedlichen Typen von Change Agents, 
sondern auch die Etablierung positiver Effek-
te, wie z.B. Spill-Over und Nachahmer, die 
sich durch das gemeinsame Lernen vor Ort 
ergeben. 

3.1 Partizipativer Entwicklungsprozess

Von der Stadtverwaltung durchgeführte 
Runde Tische (u.a. mit der engagierten Bür-
gerschaft und Akteuren des Wohnsektors) 
wurden auch dafür genutzt, gemeinsam Stra-
tegien für eine breite Aktivierung und Moti-
vierung der Bevölkerung in Richtung Ener-
gieeffizienz und -einsparung zu diskutieren. 
Mit besonders interessierten Akteuren wur-
den zusätzlich in unterschiedlichen Stadttei-
len7 und in Anlehnung an die Methode des 
kommunalen Planungsworkshops8, Prob-
lemstellungen, Maßnahmen und Aktionen 
(»innovative Governance-Instrumente«) ent-

7	 Die Bezirke wurden nach Diversität ausge-
wählt, das heißt sie unterscheiden sich in Siedlungs- und 
Sozialstruktur voneinander, so dass unterschiedliche 
Zielgruppen berücksichtigt werden konnten.

8	 Diese Methode zielt darauf ab, lokalen Initiati-
ven dabei zu helfen, eine nachhaltige und zukunftsfähige 
Gemeinschaft zu planen (siehe auch http://www.lokale-
demokratie.de/moderationen/kommunaler-planungs-
workshop/).



Sophia Alcántara & Sandra Wassermann: Zur Governance der lokalen Energiewende ...6| 11

www.planung-neu-denken.de

wickelt, welche sich an den lokalen Gegeben-
heiten ausrichteten. 

Die Auswahl der potenziellen 
Multiplikator(inn)en bzw. Change Agents 
zur Umsetzung einzelner Aktionen, erfolgte 
gezielt nach den Kriterien der verschiedenen 
Promotorenrollen. Dabei war es zunächst 
wichtig, Beziehungspromotoren zu finden, 
die durch ihre Netzwerkkenntnis und ihre 
Beziehungskompetenz dem Projektteam als 
Prozessgestalter Auskunft darüber geben 
konnten, welche weiteren Akteure für ein 
gemeinsames Vorhaben zur Unterstützung 
der Energiewende in Frage kämen. Im ersten 
Fall (siehe Kapitel 3.2.1) hat die Stadt gezielt 
nach Freiwilligen gesucht, welche Interesse 
an einer Straßenzugsanierung vor Ort hatten 
und bereit waren, dafür mit den Nachbarn 
ins Gespräch zu kommen. Im zweiten Fall 
(siehe Kapitel 3.2.2) war das eigeninitiativ si-
gnalisierte Interesse am Thema durch eine 
städtische Mitarbeiterin eines Mehrgeneratio-
nenhauses ausschlaggebend für die Kontakt-
aufnahme. Die Tatsache, dass die Leiterin des 
Hauses engen Kontakt zu allen entsprechen-
den Gruppierungen und Vereinen pflegte 
(Netzwerkkenntnis und Beziehungskompe-
tenz), machte sie zur idealen Beziehungspro-
motorin.  

3.2 Innovative Governanceinstrumente

Um die Bandbreite der u.a. in Workshops 
entwickelten Governance-Instrumente aufzu-
zeigen, sollen im Folgenden zwei sehr unter-
schiedliche Pilotprojekte vorgestellt werden, 
welche gemeinsam mit Change Agents vor 
Ort umgesetzt wurden. Thematisch ging es 
hier einerseits um Information und Motiva-
tion zur energetischen Sanierung und ande-
rerseits um Bewusstseinsbildung bei Grund-
schulkindern. Bei der Beschreibung werden 
insbesondere die unterschiedlichen Change 
Agents und ihre jeweiligen Rollen, die sie in 
Bezug auf unterschiedliche Adressat(inn)en 
im Prozess einnahmen, beleuchtet. Eine kriti-
sche Diskussion und Reflektion der Ergebnis-
se dient im abschließenden Teil zur Formu-
lierung von Thesen, welche Auskunft darüber 
geben inwiefern zusätzliche Instrumente er-
forderlich sind. Diese sollen bewirken, dass 
die Governance-Instrumente auch eigeniniti-
ativ durch Change Agents eingesetzt werden 
und es zu einer langfristigen Institutionalisie-
rung kommt. 

3.2.1 Straßenzugsanierung 

Thema: Energetische Sanierung

Adressat(inn)en: Eigenheimbesitzer 
in einem Straßenzug mit möglichst 
homogener Bebauung

Lernort: Im eigenen Haus/beim 
Nachbarn(in) der Nachbarschaft

Lernziel: Austausch, Vernetzung, Spill-Over 
Effekt, gemeinsames Erarbeiten neuer 
Standards, Etablierung neuer Standards in 
der Nachbarschaft

Change Agent (Promotorenrollen): 
Fachpromotor: Energieberatungszentrum 
(EBZ); Machtpromoter: Stadt; 
Beziehungspromotor: engagierte(r) 
Bürger(in)/Nachbar(in) (siehe auch Kapitel 
2.2)

Erfolgskriterien: Vernetzung zwischen 
Nachbarschaft, regelmäßiges Nachfragen 
nach dem Sanierungsstand, Austausch 
von Adressen von Handwerker(inne)n, 
Maßnahme im Energiekonzept der Stadt 
Stuttgart mit entsprechender Förderung

Die Idee der »Straßenzugsanierung« zielte 
darauf ab, verschiedene Change Agents, die 
unterschiedliche Funktionen beim Abbau 
von Sanierungshemmnissen erfüllen könn-
ten, zu vernetzen. Grundgedanke war der 
Zusammenschluss von sanierungswilligen 
Eigentümer(inne)n in unmittelbarer Nach-
barschaft, um gemeinsam die Sanierungs-
arbeiten auszuschreiben und zu vergeben. 
Dadurch ließen sich Kostenersparnisse er-
zielen, aber auch die Sanierungsbelastung in 
der Straße, wie Lärm und Dreck, kann durch 
eine Bündelung reduziert werden. Durch 
den Einsatz innovativer Informations- und 
Vernetzungskonzepte sollte das Konzept der 
Straßenzugsanierung beworben, die nachbar-
schaftliche Vernetzung unterstützt, sowie ein 
Austausch zwischen den Sanierungswilligen 
und zunächst Desinteressierten initiiert wer-
den. 

Nachdem ein engagierter Hausbesitzer ge-
funden war, wurde vor Ort eine erste Informa-
tionsveranstaltung abgehalten. Das Projekt-
team lud gemeinsam mit dem Initiator alle 
Anwohner des Straßenzugs ein. Auf der Ver-
anstaltung im nahe gelegenen Gemeindezen-
trum wurde die Sanierungsidee erläutert und 
ein weiterer Termin für die Durchführung ei-
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nes »Dämmerschoppens« (Buchmann & Jahn-
ke 2011) vereinbart. Ein Dämmerschoppen ist 
ein innovatives Informationsinstrument, bei 
dem die Anwohner(innen) des Straßenzugs 
zu einer gemeinschaftlichen Vor-Ort-Ener-
gieberatung in einem unsanierten Haus in 
der Straße eingeladen werden. Ein Energie-
berater vom städtischen Energieberatungs-
zentrum erläuterte dort beispielhaft, wie der 
Zustand des Hauses einzuschätzen sei, wel-
che Sanierungsmaßnahmen empfehlenswert 
seien und wie die Sanierungsschritte vor sich 
gehen könnten. Diesem Dämmerschoppen 
schloss sich eine gemeinsame Begehung ei-
nes sanierten Hauses an (im Falle des Pilot-
projektes handelte es sich dabei um das Haus 
des Initiators der Straßenzugsanierung). 
Die Besichtigung erfolgte ebenfalls mit dem 
Energieberater. Er erläuterte, welche Schritte 
durchgeführt worden waren und was entspre-
chend ähnlich auch bei den Nachbar(inne)n 
gemacht werden könnte. Der Hauseigentü-
mer war dabei anwesend und gab Auskunft 
über Kosten, Dreck, Stress – und auch über 
die positiven Effekte nach der Sanierung (ge-
sunkene Energiekosten, aber auch Komfort-
gewinn). 

Erfolgskriterien: Im Rahmen des Pilotpro-
jektes konnte dann anschließend leider keine 
komplette Straßenzugsanierung umgesetzt 
werden. Durch die verschiedenen innovativen 
Informations- und Vernetzungsaktivitäten 
der Change Agents wurde aber immerhin bei 
einem der Anwohner eine energetische Sa-
nierung angestoßen und durchgeführt. Des 
Weiteren konnte das Interesse der anderen 
Anwohner(innen) geweckt werden. Eine Viel-
zahl an Hausbesitzer(inne)n zeigte während 
der Sanierung großes Interesse und es wurde 
von mehreren Nachbar(inne)n der Wille sig-
nalisiert, in den nächsten Jahren ebenfalls in 
eine energetische Sanierung zu investieren. 
Der intensive (teilweise erstmalige) nach-
barschaftliche Austausch wurde von einigen 
Teilnehmer(inne)n im Nachhinein als sehr 
positiv bewertet.

Offene Fragen: Die entscheidende Initiative 
ging im Pilotprojekt von der Stadt im Rahmen 
des Forschungsprojektes aus. Offen bleibt, 
wie zukünftig die Suche nach engagierten 
Hausbesitzer(inne)n koordiniert werden soll. 
Die Durchführung innovativer Vor-Ort-Bera-
tungen konnten in diesem Fall vom Energie-
beratungszentrum gleistet werden, flächen-
deckend ist dies jedoch ohne Aufstockung der 
personellen und finanziellen Mitteln nicht 
denkbar.

3.2.3 Kinderrallye zum Thema Energie9 

Thema: Bewusstseinsbildung für 
Grundschulkinder

Adressat(inn)en: Grundschulkinder, 
Lehrer(innen) und Eltern

Lernort: In einem Generationenhaus 
inklusive Pflegeheim, Mütterzentrum 
und Treffpunkt verschiedener Vereine, im 
Planungsworkshop

Lernziel: Spielerisch den Umgang mit 
Energie lernen und ein Bewusstsein für das 
Thema Energie und Verbrauch entwickeln

Change Agent (Promotorenrollen): 
Machtpromotoren: Bezirksvorsteher, 
Beziehungspromotor: städtische 
Mitarbeiterin des Generationenhauses ), 
Fachpromotor: Deutsch-ägyptischer Verein, 
Prozesspromotor: Projektteam

Erfolgskriterien: Wird eigeninitiativ 
wiederholt und findet darüber hinaus 
weitere Nachahmer(innen) 

In dem beschriebenen Pilotprojekt ist es 
gelungen, neue Multiplikator(inn)en bzw. 
Change Agents dazu zu gewinnen, sich in ih-
rem Umfeld vor Ort für das Thema Energie 
zu engagieren. Das Zusammenspiel bei der 
Organisation der Rallye zwischen den städti-
schen Mitarbeiter(innen) des Generationen-
hauses (Beziehungs- und Machtpromotoren; 
u.a. Bereitstellung von Räumlichkeiten und 
Ressourcen) und den Mitgliedern des dort 
ansässigen ägyptischen Vereins (Fachpromo-
toren), wurde durch die räumliche Nähe be-
günstigt, da alle Beteiligten vor Ort angesie-
delt waren. So konnte hier eine Kooperation 
entstehen, die durch die fachliche Expertise 
der Vorsitzenden des Vereins in Sachen Sci-
ence Communication und der Kenntnis der 
Leitung des Hauses darüber (Beziehungspro-
motor) ermöglicht wurde. Unterstützt wurde 
die Aktion durch die CARITAS und durch das 
Amt für Umweltschutz, welche Technologien 
und Geräte für die Experimente bereitstellten. 
Geplant und festgelegt wurde dies im Rah-
men des Planungsworkshops, zu dem das 
SEE Team (als Prozesspromotor und Initiator) 

9	 http://gebrueder-schmid-zentrum.de/blog/
die-kinderrallye-energie-im-energiesparmonat-mai/
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gemeinsam mit dem Generationenhaus ein-
geladen hatte. Durch die persönlichen Kon-
takte der beteiligten Mitglieder des Vereins, 
die teilweise selbst Kinder im Grundschulal-
ter hatten, wurden mehrere Schulen auf das 
Angebot der Rallye aufmerksam gemacht, die 
es auch rege nutzten. Die Ideen und die Um-
setzung für die Aktion erfolgten eigenständig 
und unter hohem Engagement der Beteilig-
ten, welche sich zuvor noch nicht in diesem 
Umfeld für das Thema Energie engagiert hat-
ten. 

Erfolgskriterien10: Die Kinderrallye wurde 
im darauffolgenden Jahr eigeninitiativ und 
ohne das SEE-Team als Prozesspromotor wie-
derholt. Um das Projekt darüber hinaus zu 
verbreiten und weitere Nachahmer zu finden 
(Macht-, Prozess- und Beziehungspromotoren), 
wurden eine Beschreibung der Experimente 
sowie ein Blog-Bericht über den Ablauf der 
Veranstaltung veröffentlicht. Das Angebot 
der Vorsitzenden des Vereins, bei der Umset-
zung einer solchen Rallye mit Rat zur Seite zu 
stehen, ersetzt die fachliche Expertise, so dass 
eine Durchführung der Aktion weitgehend 
keine Fachpromotoren mehr benötigt. 

Offene Fragen: Für eine Verstetigung dieses 
Pilotprojekts bedarf es einer kommunikativen 
Verbreitung des Konzepts und entsprechen-
de Anreizstrategien, welche eine Umsetzung 
fördern. Darüber hinaus müssen Ressourcen 
wie Räumlichkeiten, Materialien für die Expe-
rimente, sowie Sachmittel für Werbung etc. 
bereitgestellt werden. Gesucht werden des-
halb vor allem neue Prozess- und Beziehungs-
promotoren, welche wiederum weitere Promo-
toren (Macht- und Fachpromotoren) aktivieren 
können und sich darüber hinaus um die Be-
schaffung von Ressourcen kümmern können.

4 Kritische Diskussion 

Im Folgenden sollen der Prozess und die Pi-
lotprojekte kritisch diskutiert und reflektiert 
werden. Dabei steht die Frage im Vorder-
grund, auf welche Weise es gelungen ist, un-

10	 Die Erfolgskriterien beziehen sich nicht auf 
Wirkungsweise des Formats Kinderrallye, sondern viel-
mehr auf die Art und Weise wie und durch wen die 
Umsetzung organisiert wurde (Aktivierung von Change 
Agents). Studien über die Wirkungen von außerschu-
lischen Lernorten zeigen, dass eine Verstetigung der 
Aktivitäten Voraussetzung für eine erfolgreiche Tech-
nikvermittlung ist (acatech 2011). Dies ist auch für eine 
Institutionalisierung nachhaltiger Verhaltensweisen im 
Sinne einer Etablierung neuer sozialer Standards essenti-
ell.

terschiedliche Typen von Change Agents für 
eine gemeinsame Aktion in Richtung Umset-
zung der Energiewende auf lokaler Ebene zu 
motivieren und welche Herausforderungen 
dabei gemeistert wurden. 

Alle Pilotprojekte gingen von Macht- und 
Beziehungspromotoren aus, welche von sich 
aus einen Handlungsbedarf in Richtung Um-
setzung der Energiewende äußerten, ohne 
dass sie etablierte Expert(inn)en (Fachpro-
motoren) waren. Die fachliche Expertise und 
Ideen für die Umsetzung von Aktionen und 
Maßnahmen wurden explizit nachgefragt. 
Das Projektteam konnte hier als Prozesspro-
motor unterstützend und vermittelnd tätig 
werden, wobei die Beziehungspromotoren 
vor Ort weitere Akteure ansprachen und mit 
diesen die Aktionen planten und durchführ-
ten. Das gemeinsame Umfeld war ein wichti-
ger Faktor, welcher sich positiv auf die Durch-
führung der Aktivitäten ausgeübt hat. 

Folgende Thesen lassen sich aus den Er-
fahrungen mit den Pilotprojekten formulie-
ren:
1.	 	Um Prozesse auf lokaler Ebene anzusto-

ßen, brauchen engagierte Macht- und Be-
ziehungspromotoren konkrete Ideen für 
Aktionen und Maßnahmen (u.a. Rolle der 
Prozesspromotoren), um weitere Akteure 
wie zum Beispiel Fachpromotoren anspre-
chen und aktivieren zu können.

2.	 	Mitarbeiter(innen) auf Verwaltungsebe-
ne, welche vor Ort angesiedelt sind (z.B. 
Bezirksvorsteher(innen) etc.) stellen be-
deutsame potentielle Change Agents 
dar und können durch ihren Zugriff auf 
Ressourcen wie z.B. Räumlichkeiten und 
durch ihr Vernetzungspotenzial die Rolle 
der Macht- und Beziehungspromotoren 
ausüben. 

3.	 	Der lokale Bezug und gemeinsame Lern-
orte erleichtern die Suche und Ansprache 
potentieller Promotoren.

4.	 	Das Initiierungspotenzial ist bei organi-
sierten Multiplikator(inn)en ohne Ener-
giebezug (Macht- und Beziehungspro-
motoren) höher als bei organisierten 
Multiplikator(inn)en mit Energiebezug 
(Fachpromotoren). Die Fachpromotoren 
werden dann in zweiter Instanz aktiviert, 
jedoch meist, wenn das Vorhaben/Ziel be-
reits konkretisiert ist. 

5.	 	Persönliche Netzwerke spielen eine große 
Rolle bei der Diffusion des Vorhabens.

Die Pilotprojekte wurden nicht nur im Hin-
blick auf die verschiedenen Change Agent-Ty-
pen und ihre jeweiligen Rollen ausgewertet, 
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sondern es wurde auch kritisch hinterfragt, 
welche langfristigen Erfolge die entwickel-
ten Governance-Instrumente zeigen können 
und welche Bedingungen hierfür erfüllt wer-
den müssen. Es zeigte sich, dass zusätzliche 
Governance-Instrumente notwendig sind, 
um eine langfristige Etablierung des Aktivie-
rungskonzeptes zu realisieren (Institutionali-
sierung und Verstetigung). 

Ergänzende Instrumente sollten einerseits 
auf eine zukünftige Stärkung von Change 
Agents, der Gewinnung neuer Change 
Agents und der allgemeinen Motivierung von 
Eigeninitiativen abzielen. Ziel wäre hier v.a. 
eine »Sichtbarmachung« des Konzeptes in 
der Stadtgesellschaft und eine entsprechende 
öffentliche Anerkennung durch Politik und 
Verwaltung. Darüber hinaus werden beglei-
tende finanzierende und koordinierende In-
strumente für eine langfristige Institutionali-
sierung des Aktivierungskonzeptes benötigt, 
um dieses auch über das Projektende hinaus 
in der Stadt zu verankern. 

Basierend auf diesen Erfahrungen wurden 
unterschiedliche Bausteine für das Aktivie-
rungskonzept entwickelt. Sie sind mehr oder 
weniger explizit Teil des geplanten Stuttgarter 
Energiekonzepts, wurden aber bis dato noch 
nicht umgesetzt.

4.1 Webbasiertes Stadtteilaktivitäten-
Handbuch 

Zur Unterstützung potentieller Change 
Agents (v.a. Macht- und Beziehungspromotoren) 
wurden alle Ideen für Aktivitäten sowie stutt-
gartspezifische Angebote in einem webba-
sierten Handbuch aufbereitet. Durch Hinwei-
se darüber, welche Akteure wo aktiv werden 
können, welche Instrumente dafür geeignet 
sind und welche ergänzenden Instrumente 
zur Verfügung stehen (z.B. Informationsma-
terial, Kostenabschätzung, finanzielle Unter-
stützung, Expertise durch einen städtischen 
Experten(innen)), können Umsetzungs-
hemmnisse in Bezug auf Aufwand und Kos-
ten reduziert werden. Damit erhalten Change 
Agents Unterstützung sowohl in fachlicher 
Hinsicht (Hinweise auf Fachpromotoren), als 
auch in Bezug auf die Gestaltung von Prozes-
sen. Bereits durchgeführte Aktionen sollen 
zukünftig als Best-Practice Beispiele öffent-
lichkeitswirksam aufbereitet werden und so 
Nachahmer(innen) anregen. 

4.2	 Stadtteilwettbewerb 

Für eine Verbreitung dieses Pilotprojektes, 
bedarf es neben Prozess- und Beziehungs-
promotoren auch entsprechende Anreizstra-
tegien. Eine eher ökonomisch inspirierte 
Institutionalisierungsstrategie ist hier der 
Stadtteilwettbewerb. Er dient dazu potentielle 
Change Agents, vor allem Multiplikator(inn)
en auf lokaler Verwaltungsebene anzuspre-
chen und zur Eigeninitiative zu ermutigen. 
Auf diese Weise werden alle Aktivitäten und 
Maßnahmen dokumentiert, gewinnen in der 
Öffentlichkeit an Sichtbarkeit und ermögli-
chen so eine Erfolgskontrolle des Stadtteil-
aktivierungskonzepts. Ideelle und materielle 
Auszeichnungen sorgen für eine öffentliche 
Anerkennung der Aktivitäten.

4.3 Stadtteilprogramm zur Finanzierung 
von Sach- bzw. Kommunikationskosten

Das Stadtteilprogramm dient der zielgerich-
teten Finanzierung von Sachleistungen im 
Zusammenhang mit der Umsetzung von 
Stadtteilaktivitäten. Auf diese Weise wird 
ehrenamtliches Engagement nicht nur mo-
netär unterstützt, sondern erfährt auch eine 
gesellschaftliche Anerkennung von Seiten der 
Stadt. Bezogen auf das Change Agent-Modell 
übernimmt es somit zum Teil die Funktionen 
von Machtpromotoren (Ressourcenbeschaf-
fung), ohne dass diese deswegen per se über-
flüssig werden. Gleichzeitig ermöglicht dieses 
Instrument ein Monitoring des Aktivierungs-
konzepts, da der Mittelabruf Auskunft über 
durchgeführte Aktionen gibt.

4.4 Stabsstelle zur Koordination

Während die bereits erläuterten Instrumente 
vor allem auf die Ansprache und Motivation 
von Change Agents abzielen, ist das Folgende 
eine Voraussetzung, damit diese Instrumente 
ineinander greifen und eine Wirkung entfal-
ten können. Es braucht auf gesamtstädtischer 
Ebene eine Stabsstelle zur Koordinierung der 
Stadtteilaktivitäten, die sich um die Betreu-
ung der einzelnen Instrumente kümmert. 
Damit das Konzept über die Zeit hinweg flexi-
bel bleibt und zum Beispiel auf neue Erkennt-
nisse, Innovationen und entsprechende Kon-
flikte und Widerstände etc. reagieren kann, 
müssen entsprechende Aktivitäten kontinu-
ierlich gesammelt, dokumentiert und für das 
Stadtteilaktivitäten Handbuch öffentlichkeits-
wirksam aufbereitet werden. Nur so können 
Nachahmereffekte generiert und das Konzept 
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langfristig in der Stadtgesellschaft verankert 
werden. 

5 Schluss

Das Aktivierungskonzept Stadtteilaktivitäten 
will einen institutionellen Rahmen schaffen, 
um die Umsetzung der Energiewende vor Ort 
zu erleichtern. Trotz der Zusammenstellung 
von konkreten Angeboten und Ideen bleibt 
es inhaltlich offen für die Kreativität und die 
Bedürfnisse unterschiedlicher Zielgruppen – 
den Menschen in einem Stadtteil (bottom-up 
Organisation). Gleichzeitig ermöglicht es der 
Stadt, bestimmte Themen und Angebote ge-
zielt zu fördern (Governance), indem poten-
tielle Multiplikator(inn)en darüber informiert 
werden und entsprechende Aktionen gemein-
sam geplant werden können. Diese Offenheit 
ist ein zentraler Bestandteil einer Kommuni-
kationsstrategie, die nicht auf ökonomisch-ra-
tionales Herrschaftswissen setzt, sondern auf 
einen gemeinsamen Lernprozess. Vor dem 
Hintergrund der hohen Unsicherheit spezi-
ell auch in Bezug auf die Wirkungsweise von 
(neuen) Technologien und Strategien scheint 
diese Offenheit ratsam. 

»Immer wieder bestätigt sich […], dass eine 
ökonomisch rationale Herangehensweise die 
Wirklichkeit der realen Energiekonsumenten 
nicht erfasst. Menschen wollen mit ihrem 
Tun einen Sinn verbinden und gerade der 
Umwelt- und Energiebereich bietet sich dafür 
an (Homburg & Wortmann 2014, S.16)«. Noch 
scheint es durch die bisherigen Aktionen und 

Projekte nur rudimentär gelungen zu sein, 
dieses Potenzial für Verhaltensänderungen 
– etwa auf dem Gebiet der Energieeffizienz 
und -einsparung – zu nutzen. Ein wichtiger 
Aspekt sind die in diesem Zusammenhang 
oftmals erwähnten Rebound-Effekte, welche 
einer nachhaltigen Verhaltensänderung ent-
gegenstehen. Aber in der Nische finden sol-
che Aktivitäten bereits statt und genau diese 
Nischenaktivitäten gilt es zu stärken und mit-
tels Change Agents zum gesellschaftlichen 
Standard werden zu lassen.

Obwohl die Schritte zur Entwicklung des 
Konzepts gemeinsam mit einer städtischen 
Angestellten und unter Einbeziehung weite-
rer Praxisakteure erfolgten, ist die tatsächliche 
Umsetzung des Konzepts zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung ungewiss. Die vielfältigen 
kommunalpolitischen Entscheidungsstruktu-
ren, die ein derart umfassender Ansatz durch-
laufen muss, bergen die Gefahr, dass einzelne 
Bausteine und Instrumente herausfallen bzw. 
»verwässert« werden. Für die Umsetzung die-
ses Konzepts braucht es Überzeugungskraft 
sowie Innovationsgeist und Mut, da es neben 
finanziellen Mitteln eine stärkere Kooperati-
on und Vernetzung innerhalb der Verwaltung 
voraussetzt und darüber hinaus auf einem 
egalitären und wechselseitigen Kommuni-
kationsverständnis zwischen Politik, Verwal-
tung und der Stadtgesellschaft beruht. Dieses 
Verständnis widerspricht sowohl dem weit 
verbreiteten, hierarchischen, top-down Kom-
munikationsprinzip als auch dem expertokra-
tischen Selbstbild vieler Verwaltungsakteure.
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1.	 Gesellschaftspolitische Rahmung des Workshops 

Im Diskurs um sozial-ökologische Transformationsprozesse, wie beispielsweise die Energie- 
oder Verkehrswende werden Partizipation und Beteiligung vielfach als eine Notwendigkeit 
angesehen. Dabei variieren die Standpunkte darüber wie, wann, mit wem, wie oft und wozu 
Beteiligung durchgeführt werden soll. Für die Herstellung und Durchsetzung politischer Ent-
scheidungen, beispielsweise bei der Trassenführung im Zusammenhang mit der Umsetzung 
der Energiewende, wird Partizipation zum Teil als ein wichtiges Instrument der Legitimation 
und Akzeptanzbeschaffung konstruiert. An anderer Stelle wird das Engagement von »Pionieren 
des Wandels« als Beteiligung an der Großen Transformation hervorgehoben und die Stärkung 
von bottom-up Initiativen als ein Weg gesehen, einen Wandel zu erreichen und gesellschaftli-
che Demokratisierung und Empowerment zu fördern. Gleichzeitig gilt die finanzielle Beteili-
gung an Bürgergenossenschaftsanlagen sowie die Umsetzung energiesparender Maßnahmen, 
in bestimmten Diskursen ebenfalls als eine Form der Beteiligung an der Energiewende. 

Friederike Behr (rechts)
arbeitet als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am 
Kulturwissenschaftlichen 
Institut Essen (KWI) 
im Rahmen des 
anwendungsorientierten 
Forschungsprojektes Projekt 
Klima-Initiative Essen. Ihre 
Arbeitsschwerpunkte sind 
derzeit Kommunikation und 
Beteiligung im kommunalen 
Klimaschutz. 
Sophia Alcántara (Mitte) leitet 
den Bereich »Partizipation 
und Transformation« bei der 
gemeinnützigen DIALOGIK 
GmbH und ist Mitarbeiterin 
beim ZIRIUS der Universität 
Stuttgart. Aktuell beschäftigt 
sie sich mit Forschungs- und 
Beteiligungsformaten für die 
Energie- und Mobilitätswende.
Björn Ahaus (links) ist 
ebenfalls wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am KWI im 
BMBF-Projekt Klima-
Intiative Essen – Handeln 
in einer neuen Klimakultur. 
Im Forschungsbereich 
Partizipationskultur forscht 
er zu Agenten des Wandels, 
sozialen Innovationen der 
Nachhaltigkeit und deren 
Diffusion.

Die teils widersprüchlichen Verständnisse 
von Partizipation im Kontext der »Großen 
Transformation« (WBGU 20111) deuten unter-
schiedliche Perspektiven auf den Gegenstand 
vielfacher Forschungs- und Anwendungs-
projekte an. Gleichzeitig unterliegen diese 
Transformationsprozesse der Besonderheit, 
dass sie von der Politik als normativ wün-

1	 WBGU – Wissenschaftlicher Beirat der Bun-
desregierung Globale Umweltveränderungen (2011): 
Welt im Wandel. Gesellschaftsvertrag für eine Große 
Transformation

schenswert festgelegt wurden, die konkreten 
Umsetzungsschritte jedoch gestaltet werden 
müssen. Einzelne zivilgesellschaftliche Ak-
teure, Unternehmen, politische Initiativen 
oder auch die Wissenschaft (beispielsweise 
im Kontext von Reallaboren) sind ebenso an 
der Ausgestaltung der Transformation betei-
ligt wie auch die Kommunal-, Landes- und 
Bundesebene. Die Auswirkungen betreffen 
jedoch die Gesellschaft als Ganzes, daher 
braucht es eine breite gesellschaftliche Akzep-
tanz der notwendigen Veränderungen sowie 
deren Übernahme in alltägliches Handeln.

* Der dem Artikel zugrunde 
liegende Workshop fand am 
29.02. und am 01.03.2016 
am Kulturwissenschaftlichen 
Institut in Essen statt und 
wurde in Kooperation mit 
dem ZIRIUS der Universität 
Stuttgart, der gemeinnützigen 
DIALOGIK  GmbH und dem 
IASS Potsdam veranstaltet.
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on« stellte Ortwin Renn ein enges Verständnis 
von Partizipation vor. Beteiligung sei als ein 
Beitrag zu kollektiv verbindlichen Entschei-
dungsfindungsprozessen zu sehen und zwar 
von Akteuren, die nicht per Amt oder Mandat 
dazu befähigt sind. Desweiteren nannte Renn 
die Intentionalität der sozial-ökologischen 
Transformation als ein wichtiges Merkmal, 
denn im Gegensatz zu anderen Transforma-
tionsprozessen soll dieser große Wandel ziel-
gerichtet ablaufen. Für Partizipationsprozes-
se im Rahmen von Transformationen seien 
deshalb drei Arten von Wissen erforderlich: 
Systemwissen (über wissenschaftliche Zu-
sammenhänge), Orientierungswissen (über 
Ziele und Werte) und Transformations- oder 
Erfahrungswissen (über Mittel und Wege). 
Da partizipative Verfahren Delegationsver-
fahren sind, komme man an der Frage nicht 
vorbei, wie Exklusion legitimiert werde. Auch 
brauche Partizipation, so Renn, immer eine 
thematische Einschränkung, sonst drohe im 
schlimmsten Fall Trivialität bei zu allgemei-
nen Aussagen. In diesem Zusammenhang 
nannte Ortwin Renn Einschluss, Schließung 
und Anschluss als die drei zentralen Aspekte, 
die im Zusammenhang mit Beteiligung eine 
Rolle spielen und helfen, Partizipationsver-
fahren zu unterscheiden. 

In der dazugehörigen Session »Partizi-
pation gleich Partizipation? Verschiedene 
Verständnisse im Kontext der sozial-ökologi-
schen Transformation« wurde aufbauend auf 
den Impulsen von Cordula Kropp und Benja-
min Best die Diskussion intensiviert. 

Cordula Kropp thematisierte in ihrem Vor-
trag »Transformative Partizipation – Wunsch 
oder Wirklichkeit?« die Herausforderung, 
Partizipation im Rahmen der großen Trans-
formation als einen Trumpf zu gestalten. 
Dies ergebe sich insbesondere dadurch, dass 
Transformationsaufgaben in der Regel »Wi-
cked problems« seien und deren Lösung Aus-
wirkungen in anderen Bereichen hätten. Pa-
tentrezepte seien daher illusorisch. Vielmehr 
bedürfe es einer Integration der drei bereits 
von Ortwin Renn erwähnten Wissensformen, 
ergänzt um prozedurales, strategisches Ver-
waltungswissen, um die unterschiedlichen 
Interessen und Belange zusammen zu füh-
ren. Kritisch fragte Cordula Kropp abschlie-
ßend, ob es sich hier in der Praxis nicht häu-
fig um »Partizipation als Baldrian« handele, 
da kein Raum des Streits zur Problemlösung 
geschaffen werde, sondern nur die Suche 
nach dem kleinsten gemeinsamen Nenner 
betrieben würde.

Der Workshop beschäftigte sich mit den 
damit verbundenen Herausforderungen und 
reflektierte die am Anfang stehende wissen-
schaftliche Diskussion. Dazu wurden vier 
inhaltliche Themen ins Zentrum des Work-
shops gestellt: (1) das Verständnis der Parti-
zipation im Kontext der sozial-ökologischen 
Transformation, (2) Formate der Partizipati-
on, (3) die Rolle der Partizipation gestalten-
den Akteure und (4) die Möglichkeiten der 
wissenschaftlichen Begleitung bzw. der Er-
kenntnisgenerierung im Kontext partizipati-
ver Verfahren und Engagement.

Die Idee zum Workshop entstand aus 
Diskussionen über zwei Projekte aus dem 
Wettbewerb Energieeffiziente Stadt des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung 
(BMBF) (in Essen und Stuttgart) sowie ersten 
Erfahrungen aus den Baden-Württembergi-
schen Reallaboren.

Ziele des Workshops waren die Diskussi-
on und Synthese unterschiedlicher Ansätze 
und Konzepte zum Thema Partizipation im 
Kontext von sozial-ökologischer Transforma-
tion sowie die Vernetzung der Teilnehmen-
den. Im Folgenden werden nun die Vorträge 
und Diskussionen zu den vier inhaltlichen 
Schwerpunkten sowie die abschließende Syn-
these skizziert.

2.	 Das Verständnis der 
Partizipation im Kontext der sozial-
ökologischen Transformation

Den Einstieg in den ersten inhaltlichen 
Strang bildeten Vorträge von Patrizia Nanz 
und Ortwin Renn. Unter dem Titel »Partizi-
pationskultur und gesellschaftlicher Wandel« 
bezeichnete Nanz Partizipation als zentralen 
Modus der Ko-Kreation bei Transformationen, 
wie der Energiewende. Damit einhergehende 
Proteste und Konflikte könnten so kanalisiert 
und in (Mit-) Gestaltung umgewandelt wer-
den. Dabei würden zwar viele Politiker Parti-
zipation an sich befürworten, die Ausgestal-
tung lasse jedoch eine Institutionalisierung 
und Übernahme in alltägliche Praktiken ver-
missen. Mit den so genannten Zukunftsräten, 
einem von ihr und Claus Leggewie skizzier-
ten Konzept, könne diesen Problemen begeg-
net werden. Partizipation für die sozial-ökolo-
gische Transformation brauche demnach eine 
Partizipationskultur, die gesellschaftliches 
Engagement fördert und auf diese Weise zur 
Demokratiebildung beiträgt. 

In seinem Vortrag mit dem Titel »Partizi-
pation im Kontext der großen Transformati-
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Benjamin Best ging in seinem Impuls auf 
das Public Private Partnership-Projekt Inno-
vation City Bottrop ein. Diese  könne als eine 
soziale Innovation zur Diffusion technologi-
scher Artefakte betrachtet werden. Mit Infor-
mation und Beratung bediene sie sich jedoch 
maximal Vorstufen von Beteiligung. Ein Ziel 
aus Sicht der beteiligten Unternehmen sei 
es, dass Bürger*innen Energieeffizienz-Pro-
dukte kaufen sollen. Lebensweltliches Wis-
sen würde zwar in Stadtplanungsprozessen 
eingebunden, Selbstorganisation oder Em-
powerment spielten allerdings keine Rolle. 
Hingegen sei die Rolle der Bürger*innen als 
Konsument*innen zentral im »Innovation 
City-Prozess«. Bis dato fände jedoch keine 
systematische Verankerung ambitionierter 
Partizipationsformate statt. Lediglich durch 
Einzelakteure der Stadt (oder aus unvermute-
ten Bereichen wie der Kunst) würden kreative 
Beteiligungsformate in den Prozess einge-
speist. 

In drei Kleingruppen wurden im An-
schluss durch die Impulse aufgeworfene 
Fragen diskutiert. Eine Gruppe beschäftigte 
sich mit der Frage, wie eine dauerhafte Betei-
ligungsstruktur bzw. Selbstorganisation jen-
seits von Projekten und der Beteiligung durch 
Rat, Vereine und Parteien aussehen kann. 
Zuerst brauche es einen Konsens über die 
Ziele des Transformationsprozesses. Sowohl 
ein zielgruppenspezifischer Fokus der Betei-
ligung, wie beispielsweise durch Jugendparla-
mente, als auch die Kombination von formel-
len und informellen Verfahren erschienen in 
diesem Zusammenhang vielversprechend. 
Letzteres könnte durch Zukunftsräte basie-
rend auf zufällig ausgewählten Bürger*innen 
erfolgen. Zudem wurden den Stadtteilforen, 
Genossenschaften und Commons günsti-
ge Rahmenbedingungen zugeschrieben, da 
durch sie globale Probleme in lokalen Kontex-
ten bearbeitet werden können.

Die zweite Kleingruppe diskutierte die Fra-
ge, inwieweit Bürgerbeteiligung den erforder-
lichen fundamentalen Wandel für eine große 
Transformation befördert oder behindert. Die 
Diskussion in der Gruppe verortete Partizipa-
tion in einem Spannungsfeld zwischen Kon-
sens und Innovation. Partizipation sei nicht 
per se gut oder schlecht, aber notwendig. Es 
gebe häufig keine klare Handlungsempfeh-
lung. Zudem sei oft fraglich, was das Ziel der 
Transformation sei und wer den Prozess steu-
ere. Als Fazit wurde gezogen, dass Partizipa-
tion gut für Suchprozesse geeignet sei und in 
dieser Hinsicht auch Wandel fördernd, aber 

unter bestimmten Bedingungen auch hem-
mend wirken könnte.

Die Frage: »Welches Wissen braucht Parti-
zipation im Kontext der großen Transformati-
on?« stand im Zentrum der Diskussion einer 
dritten Gruppe. Neben dem Inputwissen, das 
die Beteiligten für die Umsetzung brauchen, 
sei auch das Outputwissen, welches erst im 
Prozess erzeugt werde, zentral. Zudem be-
dürfe es eines Prozesswissens, welches auch 
Wissen vom Scheitern umfasse. Die Rolle der 
Akteure wurde in der Diskussion über die not-
wendigen Kompetenzen von Partizipanten, 
wie Fach-, Partizipations- und Transformati-
onskompetenz thematisiert. Entsprechende 
Aufgaben könnten hier Ermöglicher in Stadt-
verwaltungen bzw. aus der Zivilgesellschaft 
übernehmen. Zudem wurde die Bedeutung 
von Narrativen für die Transformation an-
gerissen, wie etwa das Züricher Beispiel der 
2000-Watt-Gesellschaft als rahmengebende 
Erzählung.

3.	 Partizipationsformate, 
Empowerment und Kontextbedingungen 

Der zweite Themenschwerpunkt wurde mit 
einem Vortrag von Heike Walk mit dem Titel: 
»Von oben nach unten, von unten nach oben 
oder quer durch? Partizipationsformate und 
die Wirkung auf oder von Empowerment« 
eingeleitet. Dieser behandelte die Frage, ob 
Partizipation im Kontext sozial-ökologischer 
Transformationsprozesse spezielle Formate 
und/oder Kontextbedingungen braucht und 

Workshop am 29.02-
01.03.2016 am 
Kulturwissenschaftlichen 
Institut (KWI) in Essen
Foto: KWI
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welche Rolle Empowerment in diesem Zu-
sammenhang spielt. Heike Walk zeigte in 
ihrem Vortrag auf, dass die Anwendung un-
terschiedlicher Partizipationsformate nicht 
nur von objektiven Kriterien wie Eignung etc. 
abhängt, sondern auch bestimmten »Mode-
wellen« unterliegt. Um sich dem Thema wei-
ter anzunähern, erläuterte sie anschließend 
die Motivlagen bzw. Ausprägungsformen 
von Engagement sowie die unterschiedlichen 
Ebenen von Empowerment. Letzteres defi-
nierte sie als Lernprozess und Aufbau von 
Kompetenzen, was sowohl auf individueller, 
kollektiver als auch auf struktureller Ebene 
stattfinden kann. Erkenntnisse aus diesen 
drei Bereichen sollten stärker verknüpft wer-
den, um sich der Frage nach transformations-
förderlichen Formaten und Kontextbedingun-
gen zu nähern.

In der inhaltlich anschließenden Sessi-
on verdeutlichte Rainer Kuhn, basierend auf 
Erkenntnissen aus dem Forschungsprojekt 
DELIKAT, dass die meisten deliberativen Par-
tizipationsverfahren nicht auf Empowerment 
abzielen. Allerdings sei Empowerment viel 
mehr auch eine Frage von förderlichen Kon-
textbedingungen und der Art und Weise wie 
Partizipation durchgeführt werde. Es müsse 
bereits zu Anfang des Prozesses ein Abgleich 
zwischen den Zielen des Prozesses und den 
angestrebten Verfahrensschritten stattfin-
den und auch Methodenkombinationen zur 
Einbeziehung unterschiedlicher Gruppen 
könnten zielführend sein. Gesa Maschkows-
ki arbeitete in ihrem Vortrag mit dem Titel: 
»Transformation von unten: Motive und Er-
folgsfaktoren für Engagement oder: wie kön-
nen wir das Graswurzelwesen stärken?« jene 
Bedingungen heraus, die das Empowerment 
von Graswurzel-Initiativen (z.B. Solidarische 
Landwirtschaft, Transition Towns, etc.) för-
dern. Mit Hilfe des Konzepts der Salutogene-
se legte sie dar, dass die Handlungsfähigkeit 
von Akteuren im Angesicht von Krisen durch 
ein Gefühl der Stimmigkeit positiv beeinflusst 
werden kann. Dieses könne mit den Schlag-
worten Verstehbarkeit, Handhabbarkeit und 
Sinnhaftigkeit näher beschrieben werden. 
Darüber hinaus seien aber auch Aspekte wie 
Netzwerke, Ressourcen und gruppendynami-
sche Prozesse wichtige Erfolgsfaktoren.

In der anschließenden Diskussionsrunde 
bezog sich eine Gruppe auf die These, dass 
für die Förderung von Partizipation und Em-
powerment im Sinne der Transformation, das 
Gefühl der Stimmigkeit auf allen Ebenen flä-
chendeckend kultiviert werden sollte. Bei der 
Diskussion wurde immer wieder die Diskre-

panz zwischen dem vorherrschenden exper-
tokratischen Wissenssystem einerseits und 
dem Alltagswissen der Bürger*innen ande-
rerseits deutlich und die Notwendigkeit diese 
im Sinne der »Stimmigkeit« zu überwinden. 

In zwei weiteren Gruppen wurde der Fra-
ge nachgegangen, wie Politik und Förder-
institutionen Zivilgesellschaft unterstützen 
können, ohne aktive Personen und Initiativen 
zu bevormunden. Dabei wurde bereits im 
Vorfeld auf die unterschiedlichen Eigenlogi-
ken und die damit verbundenen Spannun-
gen hingewiesen. Eine Gruppe diskutierte 
dazu größtenteils partizipationsförderliche 
Kontextbedingungen wie Transparenz, Res-
sourcenbereitstellung, Ansprechpartner oder 
auch Vermittlerrollen zwischen Staat und 
Bürger*innen. Eine andere Gruppe legte den 
Fokus auf die Förderung von Engagement aus 
der Perspektive von Grasswurzelinitiativen 
und nannte hier Aspekte wie z.B. Vernetzung 
untereinander, Sichtbarmachen der Benefits 
für die Gesellschaft, Freistellung für ehren-
amtliche Tätigkeiten und die Etablierung von 
Transitioneurs als Übersetzer*in zwischen 
den Systemen, speziell zwischen Wissen-
schaft, Gesellschaft und Politik. 

Die vierte Kleingruppe beschäftigte sich 
mit der komplexen Frage, wie weitere Initia-
tiven angestoßen, transformative Aktivitäten 
der Initiativen koordiniert und vernetzt wer-
den können. Dabei wurde auch diskutiert, ob 
dies überhaupt wünschenswert sei und wenn 
ja von wem. Zudem wurden die Gestaltungs-
möglichkeiten und deren Verteilung in der 
Stadtgesellschaft thematisiert. Als Unterstüt-
zung wären sowohl ermöglichende Struktu-
ren wie Austauschplattformen, Stadteilcafés, 
Vernetzungsaktivitäten hilfreich, als auch 
die (Neu-)Konstituierung der Verwaltung 
durch eine bessere Vernetzung, flexible För-
derstrukturen, etc. Lernen könne man, so 
die Teilnehmenden, auch von Prozessen der 
Sozialen Stadt (z.B. Community Organizing). 
Da Aushandlungsprozesse unbedingt not-
wendig seien, kann als große Klammer um 
beide Perspektiven das Stichwort »Kommuni-
kation« gesetzt werden und zwar im Sinne ei-
ner Kultur des gegenseitigen Verstehens und 
Wertschätzens. 
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4.	 Vom Klimaschutzmanager, 
über Berater und Politiker zu lokalen 
Initiativen. Die Vielfalt der Akteure in der 
sozial-ökologischen Transformation

Sarah Ginski führte am zweiten Tag des 
Workshops in den dritten inhaltlichen The-
menschwerpunkt ein und präsentierte Er-
kenntnisse aus dem Projekt «Multilaterale 
Kommunikation in Stadtentwicklungsprozes-
sen«. In dem Projekt würden sowohl bewusst 
gestaltete Formate und Kommunikationsele-
mente, als auch nicht geplante Kommunikati-
on im Zusammenhang mit der Stadtplanung 
analysiert. Am Beispiel der partizipativen Ent-
wicklung einer städtebaulichen Konversion in 
der Stadt Bamberg verdeutlichte sie die Vielfalt 
der Akteure. Beteiligt waren neben diversen 
(Fach-)öffentlichkeiten auch die Verwaltung 
und Politik sowie einzelne Schlüsselpersonen 
und Bürger*inneninitiativen. Anhand der 
Empirie schlussfolgerte Ginski, dass Interde-
pendenzen entsprechend gestaltet und dazu 
die Akteure unterschiedlich eingebunden 
und angesprochen werden müssten. Zudem 
sei für den Erfolg von Transformationsprozes-
sen wichtig, die Gestaltungsspielräume und 
inhaltlichen Fragen eines Prozesses/einer 
Planungsaufgabe sowie die dazugehörigen 
kommunikativen Angebote mit den Motiven, 
Interessen und Erwartungen der Akteure in 
Einklang zu bringen.

In der dazugehörigen Session »Von der 
Klimaschutzmanagerin, über den Berater 
und die Politikerin zu lokalen Initiativen. 
Die Vielfalt der Akteure in der sozial-ökolo-
gischen Transformation« stellten Sophia Al-
cántara und Björn Ahaus Ergebnisse aus den 
Projekten »Stuttgart – Stadt mit Energieeffi-
zienz« und »Klima-Initiative Essen« vor. Der 
erste Vortrag von Björn Ahaus skizzierte die 
Rolle von Klimaschutzmanager*innen und 
Agent*innen des Wandels im kommunalen 
Klimaschutz. Erstere setzten mit Blick auf 
Rahmenbedingungen und Herangehenswei-
sen in der kommunalen Verwaltung selten 
auf bottom-up Prozesse bzw. die Ermögli-
chung dieser. Vielmehr ständen Informati-
onsvermittlung und Netzwerke mit Unter-
nehmen und Verbänden im Vordergrund. Die 
Agent*innen des Wandels hingegen würden 
sich sozusagen selbst beteiligen. Sie fordern 
die Beteiligung an politischen Prozessen ein, 
aber handeln auch konkret vor Ort. Somit 
kombinierten sie die individuelle Ebene mit 
Gruppenprozessen und strebten oft kollekti-
ves Handeln an (auch informelle Partizipati-
on). Zentrales Merkmal der Agent*innen des 

Wandels sei, dass sie als »Innovatoren und 
Pioniere« auftreten, die soziale Innovationen 
vorantreiben.

Im zweiten Vortrag stellte Sophia Alcán-
tara ein lokales Governance Instrument zur 
Umsetzung der Energiewende vor, welches 
im Rahmen des »Stadt mit Energieeffizienz 
Stuttgart«-Projekts (SEE) transdisziplinär 
entwickelt wurde (mehr dazu im Beitrag 
»Zur Governance der lokalen Energiewen-
de. – Vorschlag für ein Aktivierungskonzept 
auf Stadtteilebene« von Sophia Alcántara & 
Sandra Wassermann in dieser Ausgabe von 
pnd|online). Sie nannte drei Merkmale, die 
den Entwicklungsprozess des Konzepts zur 
Aktivierung der Stadtgesellschaft kennzeich-
nen: erstens ein Verständnis von Beteiligung 
seitens der Kommune, welches auf die Um-
setzung individueller Energieeffizienzmaß-
nahmen abzielt, zweitens eine umfassende 
theoretische Fundierung (z.B. Agent*innen 
des Wandels und Local Governance Ansätze) 
und drittens die partizipative Einbeziehung 
der (künftigen) Agent*innen des Wandels. 
Im Hinblick auf die mögliche Umsetzung des 
Konzepts sei eine Erfahrung aus dem Projekt, 
dass das weit verbreitete expertokratische Be-
teiligungs- und Kommunikationsverständnis, 
der für den Transformationsprozess notwen-
digen kollektiven Lern- und Kooperationsbe-
reitschaft an vielen Stellen entgegensteht. 

In der anschließenden Kleingruppenpha-
se wurde an einem Tisch ein sehr umfang-
reicher Fragekomplex abgearbeitet. Es ging 
einerseits um die Frage, wie zentrale Akteu-
re aus Politik und Verwaltung von transfor-
mationsförderlichen Beteiligungskonzepten 
überzeugt, Spannungsverhältnisse abgebaut 
und eine entsprechende Kultur gefördert wer-
den könnte. Andererseits müsse auch mit 
dem Dilemma umgegangen werden, dass 
die Wissenschaft der Politik/Verwaltung Top-
down, die Stärkung von Bottom-up Prozessen 
empfiehlt. Gleich zu Anfang war es den Be-
teiligten wichtig zu verdeutlichen, dass weder 
die Verwaltung noch die Wissenschaft in der 
Praxis als homogenes Kollektiv auftreten und 
es immer auf die einzelnen Personen ankom-
me. Dennoch seien (institutionell bedingte) 
Spannungsverhältnisse auszumachen wie 
z.B. unterschiedliche Handlungslogiken und 
Rollenverständnisse, oder auch verschiedene 
Bearbeitungszeiträume und entsprechende 
Erwartungshaltungen. Als Lösungsvorschlä-
ge wurden beispielsweise die Förderung von 
»Schnittstellen« zwischen den Systemen 
durch eine entsprechende personelle Beset-
zung genannt oder auch die Schaffung von 
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legalen Spielräumen für Verwaltung und Zi-
vilgesellschaft durch die Politik. 

Die zweite Kleingruppe beschäftigte sich 
mit der Frage, welche Rolle Agent*innen des 
Wandels für Partizipation und Transformati-
onsprozesse spielen können. Diese wurden 
in der Diskussion als Nischenakteure im lo-
kalen, oft städtischen Umfeld verortet, die 
Transformationsprozesse anstoßen bzw. zu 
diesen beitragen können. Insbesondere ein 
Selbstverständnis als Agent*in des Wandels 
seitens der Akteure wurde als zentral betrach-
tet. Mit Blick auf die Rollen der Agent*innen 
wurden insbesondere eine Multiplikatoren-
funktion, sowie die Rolle als Prozesspromotor 
in Transformationsprozessen angesprochen. 
Bei der Wirkung der Aktivitäten könne zwi-
schen gewünschtem Output und dem Impact 
der Akteure unterschieden werden. Ziele 
von Agent*innen des Wandels seien sowohl 
Gemeinwohlförderung als auch Commons. 
Aber auch die Rolle der kommunalen Politik 
und Verwaltung wurde im Hinblick auf Enga-
gement-Förderung diskutiert. Machtpromoto-
ren in Politik und Verwaltung könnten etwa 
durch das zur Verfügung stellen von Räumen 
zum Experimentieren, zur Erprobung von so-
zialen Innovationen und zur Intensivierung 
der Multiplikatorfunktion von Agent*innen 
des Wandels beitragen.

5.	 Die Rollen von 
Wissenschaftler*innen in 
Forschungsprozessen zur Transformation

Bereits in dem Vortrag von Steffi Ober zur 
Einleitung des vierten inhaltlichen Stranges 
des Workshops wurde deutlich, dass nicht 
nur die Rolle der Wissenschaftler*innen einer 
Reflexion bedarf, sondern auch die rahmen-
gebenden Strukturen, wie die Forschungsför-
derung und Prozesse des Agenda-Setting der 
Forschungsstrategien der Bundesregierung. 
Steffi Ober machte am Beispiel der Einbin-
dung zivilgesellschaftlicher Organisationen 
in dem Agenda-Setting Prozess zur High-
Tec-Strategie der Bundesregierung die gerin-
gen Einflussmöglichkeiten im Vergleich zu 
Vertreter*innen aus der Wirtschaft deutlich. 
Auch die (geringe) finanzielle Ausstattung der 
Forschungsförderung im Bereich der sozial-
ökologischen Forschung deute die Relevanz 
der rahmengebenden Strukturen an. 

Impulse für die Diskussion gaben Rico 
Defila und Antonietta Di Giulio in ihrem 
Vortrag. Sie stellten fünf Prinzipien der Ge-
staltung transdisziplinärer Forschungspro-

zesse und deren Wahrnehmung in solchen 
Forschungsprojekten dar, basierend auf Er-
gebnissen der Begleitforschung des BMBF-
Themenschwerpunkt »Vom Wissen zum 
Handeln – Neue Wege zum nachhaltigen 
Konsum«. Ein Prinzip sähe vor, dass sowohl 
Forschende als auch Praxispartner*innen 
sich die Ziele des Projektes zu eigen machen. 
Dabei ließen sich in der Praxis allerdings 
forschungs-, gesellschafts-und institutions-
bezogenen Zielen unterscheiden, die für die 
Projektinvolvierten unterschiedliche Rele-
vanz haben. Daraus resultierten Erwartungen 
an die Forschungsprojekte und Forschenden 
hinsichtlich der transformativen Wirkung. 
Die teils hochgesteckten Erwartungen könn-
ten von den Forschenden zumeist nicht er-
füllt werden. Defila und Di Giulio plädierten 
abschließend dafür, dass Forschende (1) »so-
lide Forschung betreiben« und (2) Erwartun-
gen an das Projekt und ihre Rolle realistisch 
prüfen sollen. 

Einen zweiten Impuls für die Diskussion 
gab Markus Egermann mit dem Vortrag zur 
Rolle der Wissenschaftler*innen im Rahmen 
von Transformationsprozessen. Auf Basis 
seiner Erfahrungen im Projekt ARTS skiz-
zierte er sieben unterschiedliche Rollen, die 
Forschende in transformativen Projekten 
einnehmen können: Forschende, Beforschte, 
Impulsgeber*innen, neutrale*r Makler*in, 
Gesellschaftsberater*in, Legitimator*in, 
Wissensvermittler*in. Daraus ergäben sich 
verschiedene Herausforderungen, denen 
es im Forschungsprozess zu begegnen gilt. 
Dies würde insbesondere bei den Erwartun-
gen an den Output, verschiedenen Formen 
der Ansprache, dem Einsatz vorhandener 
Ressourcen und damit verbundenen Priori-
tätensetzungen deutlich. Zudem müssten Er-
wartungen des wissenschaftlichen Anreizsys-
tems, insbesondere der Veröffentlichungen in 
gereviewten Zeitschriften, erfüllt werden. 

In einer der beiden anschließenden Grup-
pendiskussionen wurden Herausforderungen 
des Wissenschaftssystems und Möglichkeiten 
der Veränderung diskutiert. Hierbei standen 
sowohl das Bewertungssystem entsprechend 
der wissenschaftlichen Exzellenz, als auch die 
Forschungsförderung und die geringe Beach-
tung der Wissenschaftspolitik im Allgemei-
nen zur Diskussion. Den daraus resultieren-
den Herausforderungen für die Forschenden 
könnte auch auf individueller Ebene begegnet 
werden. Ein Beispiel dafür wäre eine enge 
Kooperation der Forschenden im Bereich der 
transformativen Forschung. 
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In der zweiten Diskussionsgruppe wur-
de der Fokus auf die Rolle der Forschenden 
gelegt und darüber diskutiert, inwieweit sie 
neutrale Akteure sind oder als Forschende 
eine transformative, d.h. aktive Rolle ein-
nehmen. Eine neutrale Position ermögliche 
es beispielsweise, so ein Punkt aus der Dis-
kussion, als Makler*in in transformativen 
Prozessen aufzutreten. Für transformative 
Forschungsprozesse wäre daher ein For-
schungsteam hilfreich, in dem die einzel-
nen Forschenden unterschiedliche Rollen 
einnehmen könnten. Dies sei wichtig, da für 
transformative Forschung die Einbindung 
von Praxispartner*innen eine große Rolle 
spielt. Für die Reflexion der Rollen und die 
gemeinsame Arbeit wäre zudem eine Super-
vision wünschenswert, ebenso wie eine ins-
titutionelle Unterstützung. Anzustreben sei 
diese komplexe Form des Forschens, da die 
Zusammenarbeit mit Praxispartner*innen in 
Forschungsprozessen es ermöglicht, lokale 
Fragestellungen aufzugreifen und Ergebnisse 
für die Praxis nutzbar zu machen.

6.	 Diskussion und Fazit

Im Abschlussplenum wurden zentrale Ge-
meinsamkeiten und Gegensätze, partizipati-
ve und transformationsförderliche Methoden, 
sowie offene Fragen und weiterer Forschungs-
bedarf angesprochen. Mit Blick auf die Frage 
des Titels waren die Teilnehmenden im We-
sentlichen der Meinung, dass Partizipation 
ein wesentlicher Trumpf für die Transformati-
on sein könnte, die Bedingungen für das Aus-
spielen dieses Trumpfs jedoch (noch) nicht 
flächendeckend gegeben sind. Insgesamt er-
scheint eine stärkere Konkretisierung einiger 
Begrifflichkeiten notwendig. Beispielsweise 
wurde die Frage nach einem engen oder wei-

ten Partizipationsbegriff kontrovers disku-
tiert: Von den Einen wurde die Erweiterung 
des Partizipationsbegriffs um Engagement 
und Selbstorganisation als förderlich für eine 
Stärkung transformativer Prozesse gesehen, 
während Andere dafür plädieren, Partizipa-
tion im engeren Sinne als Beitrag zur politi-
schen Willensbildung bzw. Entscheidungsfin-
dung zu verstehen. Ebenfalls gegensätzlich 
wurde die Rolle der Wissenschaft in Trans-
formationsprozessen diskutiert, vor allem 
im Hinblick auf den Grad der aktiven Einmi-
schung in Abgrenzung zur neutralen Beob-
achterrolle. Diese Diskussion ist vor allem vor 
dem Hintergrund der so genannten Reallabo-
re interessant, die von einigen Teilnehmen-
den im Zusammenhang mit der Frage nach 
transformationsförderlichen (Forschungs-)
Methoden erwähnt wurden. Zudem wurde 
die Positionierung der transformativen For-
schung im Wissenschaftssystem und der For-
schungsförderung aufgegriffen. Dabei wurde 
deutlich, dass es keine klaren Regeln für die 
Rolle von Wissenschaftler*innen in transfor-
mativen Forschungsprozessen gibt, eine klas-
sische Interessenvertretung und eine Positio-
nierung im Kontext der Forschungsförderung 
sowohl mit Blick auf die generelle Akzeptanz 
(als auch im Forschungsdesign) fehlt. 

Auch wenn die Diskussionen im Work-
shop von Vielen als bereichernd und konst-
ruktiv empfunden wurden, blieben insgesamt 
auch viele Fragen offen: unter anderem, wie 
Freiräume bei Transformationsprozessen de-
finiert und partizipativ gefüllt werden kön-
nen.

Der Workshop wurde im Rahmen der vom 
BMBF geförderten Projekte Klima-Initiative 
Essen und Stuttgart – Stadt mit Energieeffizi-
enz organisiert und finanziert. 
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Bürgerbeteiligung ist nicht gleich Bürgerbe-
teiligung. Das wissen viele von uns, die sich 
mit Öffentlichkeitsbeteiligung beschäftigen. 
Vor diesem Hintergrund überrascht es, dass 
es bisher wenige Versuche der Charakterisie-
rung und Typologisierung von Beteiligungs-
verfahren gibt. Einen Beitrag, diese Lücke zu 
schließen, haben die Autorinnen und Auto-
ren des Buches „Demokratietheorie und Par-
tizipationspraxis“ geleistet, das vor wenigen 
Monaten bei Springer VS in der Reihe „Bür-
gergesellschaft und Demokratie“ erschienen 
ist. Anlass, Licht in den Dschungel der Betei-
ligungsverfahren zu bringen, ist für das Au-
torenteam die Energiewende in Deutschland.

Die Autorin und Autoren haben eine Par-
tizipationsmatrix erstellt, in der sie die allge-
mein geläufigsten sowie ausgewählte Spezial-
verfahren eingeordnet haben. Die Grundidee 
besteht darin, dass einzelne Verfahren die 
Entwicklung eines bestimmten Demokratie-
typs unterstützen können, wobei das Autoren-

team bewusst von Öffentlichkeitsbeteiligung 
spricht, womit nicht nur Bürgerinnen und 
Bürger, sondern prinzipiell auch verschie-
dene Stakeholder-Gruppen einbezogen wer-
den. Je nach Verfahren soll sich also einem 
demokratischen Ideal angenähert werden – 
auf diese Weise kann das Buch auch als eine 
Roadmap zur Weiterentwicklung der reprä-
sentativen Demokratie in der Bundesrepublik 
Deutschland verstanden werden. Dabei wird 
eine von Ortwin Renn erarbeitete Typologie 
aufgegriffen und weiterentwickelt. Das Au-
torenteam hat aus der Forschung von Renn 
vier Modelle ausgewählt, die sich hinsichtlich 
Inklusion, Transparenz und Empowerment 
unterscheiden: 

ππ Das erste ist das neoliberale Modell, das 
sich – auf einer normativen Ebene – um eine 
breite Beteiligung unterschiedlichster Perso-
nen und Gruppen bemüht, wo jedoch bei der 
praktischen Umsetzung zum Teil große Ab-
striche gemacht werden müssen. Das neolibe-
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unterschiedlichster Individuen und Gruppen 
wird angestrebt – was letztlich jedoch vom 
gewählten Verfahren abhängt. Eine Stärke ist 
die Transparenz des Verfahrens, womit auch 
ein Empowerment der Teilnehmenden ver-
bunden werden kann.

ππ Die emanzipatorische Demokratie als 
viertes Modell kümmert sich explizit um die 
Einbeziehung derjenigen, die sonst von Be-
teiligungsprozessen ausgeschlossen bzw. dort 
wenig vertreten sind (also sozial Benachtei-
ligte, bildungsferne Gruppen und ggf. auch 
Menschen mit Behinderung). Das Empower-
ment, und das ergibt ein weiteres starkes Un-
terscheidungsmerkmal dieses Modells, ist ein 
zentrales Anliegen, wobei die Transparenz 
vom gewählten Verfahren abhängt.

Es fällt auf, dass diese Modelle eine starke nor-
mative Prägung aufweisen. Einfach gesagt: 
Die neoliberalen und die funktionalistischen 
Verfahren sind die Bösen und die delibera-
tiven und die emanzipatorischen die Guten. 
Das Autorenteam versucht einer solchen Zu-
spitzung aus dem Weg zu gehen, indem es 
am Ende des Buches jedem Ansatz seine Be-
rechtigung und seinen Zeitpunkt einräumt. 
Allerdings sind solche normativen Konnotati-
onen überaus hilfreich, wenn es darum geht, 

rale Modell sieht Beteiligte als Eigennutzma-
ximierende, die miteinander im Wettbewerb 
stehen und auch im Beteiligungsprozess vor-
nehmlich ihre Interessen durchsetzen wollen. 
Für die repräsentative Demokratie, bei der 
immer die letzte Entscheidungsgewalt bleibt, 
stellt hier die Öffentlichkeitsbeteiligung einen 
Ideenpool dar, aus dem sich bedient werden 
kann und mit dem gesellschaftliche Tenden-
zen abgefragt werden können. Ein Empow-
erment der Teilnehmenden hat hier jedoch 
keine Relevanz. 

ππ Die funktionalistische Demokratie ist das 
zweite Modell. Hier geht es nicht mehr um 
die Einbeziehung aller, sondern derjenigen, 
von denen vermutet wird, dass sie mit ihrem 
Wissen einen Beitrag zur Lösung des zur Dis-
kussion stehenden Problems leisten können. 
Es handelt sich hier um die Stakeholder-Be-
teiligung bzw. die Einbeziehung von Expertin-
nen und Experten. Die Verfahren sind für die 
Teilnehmenden wenig transparent, auch geht 
es hier nicht um ihr Empowerment.

ππ Die deliberative Demokratie steht für eine 
dritte Option. Anders als beim neoliberalen 
Modell wird von einer konsensfähigen Gesell-
schaft ausgegangen, in der die Teilnehmen-
den ihre Eigeninteressen hinter dem Gemein-
wohl zurückstellen können. Eine Inklusion 

Quelle: Alcántara/Bach/
Kuhn/Ullrich (2016: 72), 
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Licht in den Beteiligungsdschungel zu brin-
gen. Das Autorenteam selbst scheint eine Prä-
ferenz für das deliberative Modell zu haben, 
mit Sympathien für den emanzipatorischen 
Ansatz. Beleg hierfür ist, dass es im fünften 
Kapitel seine demokratietheoretischen Refle-
xionen (S. 116) explizit auf die deliberative De-
mokratie bezieht.

Die spannendste Frage ist jedoch, welche Be-
teiligungsverfahren welche Art von Demokra-
tie unterstützen. Hierzu wurden 28 idealtypi-
sche Verfahren plus elf Anwendungsbeispiele 
analysiert. Das Ergebnis zeigt sich darin, 
dass sich ein Großteil der Verfahren dem 
deliberativen Modell zuordnen lassen (siehe 
Abbildung unten). Zu ihnen gehören Pla-
nungszellen, Konsensuskonferenzen und 
Open-Space-Konferenzen. Als neoliberal oder 
funktionalistisch gelten hingegen Mediation, 
diskursive Bürgerversammlungen oder Bür-
gerhaushalte in Deutschland. Wer, so die Par-
tizipationsmatrix, ein Empowerment der Teil-
nehmenden unterstützen möchte, der müsste 
sich dem Community Organizing, der Kom-
petenzwerkstatt und der Demokratiewerkstatt 
bedienen.

Eine solche Einteilung regt natürlich zur 
Diskussion an. An dieser Stelle wäre es in-
teressant gewesen, wenn die Platzierung 
der einzelnen Instrumente erläutert worden 
wäre. Denn es entstehen schon Fragen, z. B.: 
Warum ist der deliberative Poll (siehe Abbil-
dung) für jedes Modell offen, während die 
Zukunftskonferenz oder Planungszelle ein-
deutig im deliberativen Modell zugeordnet 
ist? Hier wird deutlich, dass sich das Buch an 
Lesende mit Vorwissen wendet. Denn mögen 
Planungszellen und Mediation noch relativ 
bekannt sein, scheint es sich bei Fix my Street 
oder Bar Camps um sehr spezielle Verfahren 
bzw. Anwendungsbeispiele zu handeln. Fol-
gerichtig weist das Autorenteam darauf hin, 
dass sich das Buch an Studierende und Dozie-
rende der Sozialwissenschaften wendet sowie 
an Fach- und Führungskräfte in Politik, Ver-
waltung und Zivilgesellschaft.

Dass dem Buch die Brücke von der Theorie 
in die Praxis dennoch gelingt, hat verschie-
dene Gründe. Zum einen ist zu sagen, dass 
die im Buch dargestellten Ergebnisse  selbst 
durch einen partizipativen Prozess begleitet 
wurden: Das Autorenteam gehört Instituten 
und Einrichtungen an, die auf Bürgerbeteili-
gung spezialisiert sind: Dialogik aus Stuttgart 
und den beiden Berliner Instituten nexus und 

ZTG (Zentrum für Technik und Gesellschaft, 
TU Berlin). Das Buch selbst ist aus einem Be-
richt des Projektes DELIKAT entstanden, das 
in den Jahren 20012 bis 2013 vom Umwelt-
bundesamt gefördert worden ist. Im Rahmen 
des Projektes gab es Workshops mit weiteren 
Bürgerbeteiligungsexpertinnen und  exper-
ten, die das Team bei der Analyse und Ein-
ordnung der Ergebnisse beraten haben. Und 
letztlich beinhaltet die Publikation am Ende 
konkrete Praxisempfehlungen die mit Hilfe 
des Politikzyklus Hinweise zur Verwendung 
der Verfahren geben.

Insgesamt umfasst das Buch, für dessen Vor-
wort Patrizia Nanz vom Kulturwissenschaft-
lichen Institut Essen (KWI) und European 
Institute for Public Participation (EIPP) ge-
wonnen werden konnte, sieben Kapitel. Am 
Anfang werden die Legitimationskrise der 
Demokratie und die verschiedenen zu den 
vier Modellen führenden Theorieansätze dis-
kutiert (Einleitung und Kapitel 2). Darauf folgt 
eine umfassende Einführung in die Partizi-
pationsmatrix, (Kapitel 3) mit einer anschlie-
ßenden Darstellung der Fachdialoge mit den 
Expertinnen und Experten für Bürgerbeteili-
gung (Kapitel 4). Das letzte Drittel des Buches 
diskutiert theoretische wie auch praxisbezo-
gene Reflexionen – inklusive Handlungsemp-
fehlungen (Kapitel 5, 6 und 7).

Als Fazit ist zu sagen, dass die Partizipati-
onsmatrix einen Aufschlag in die wichtige 
Diskussion zur Unterscheidung von Beteili-
gungsinstrumenten bietet. An manchen Stel-
len wünsche ich mir anstelle der komplexen 
Darstellungen von Kriterien und Reflexionen 
eine stärkere Anbindung an die vorgegebene 
Thematik Energiewende mit Beispielen, in 
denen Beteiligungsverfahren neoliberale oder 
deliberative Demokratiemodelle fördern. Sol-
che Veranschaulichungen würden das Analy-
sepotential noch stärker betonen. Auf jeden 
Fall jedoch haben die Autorin und Autoren 
mit der Beteiligungsmatrix eine Diskussion 
eröffnet, die noch lange nicht beendet ist. Für 
die weitere Diskussion wirft das Buch die Fra-
ge auf, von welchen Logiken Öffentlichkeits-
beteiligung in Deutschland, und insbesonde-
re im Kontext der Energiewende, geprägt ist. 
Oder mit welchen Verfahren wollen wir, die 
wir die Beteiligung organisieren, diesen Pro-
zess unterstützen? Das Buch „Demokratie-
theorie und Partizipationspraxis“ bietet uns 
hierzu einen Analyserahmen an.
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